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• Guter Terror – böser Terror

• Religionsfreiheit weltweit

• Bonifatiusgedenkjahr
zum 1250. Todestag des
„Apostels Deutschlands“

Der hl. Bonifatius weist den Weg.
Bronzeplastik von Heinrich Söller (1963)

an der Außenwand der Kapelle
des Bonifatiushauses in Fulda
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editorial
Heft-CD: gute Idee – hohe Zustimmung – negative Entscheidung

Die Heft-CD im letzten Doppelheft Nr. 252/
253 unserer Verbandszeitschrift AUFTRAG
war gut angekommen. Eigentlich hat die
Redaktion nur Zustimmung erhalten.
Hier einige Beispiele aus Zuschriften:

... Meiner Meinung nach ist die Verbreitung des Heftes mit der
CD zusammen einen gelungene Mischung. Man wird durch die
kurzen Texte im Heft animiert, auch die weiterführenden Arti-
kel zulesen. Außerdem hat der Leser die Möglichkeit, bestimm-
te Textpassagen, die er vielleicht für etwas benötigt, zu kopie-
ren und dann weiter zu verarbeiten, wobei natürlich das ent-
sprechende Copyright und die im Impressum angegebenen
Nachdruckbestimmungen eingehalten werden müssen.
Wie Sie mir in Köln ja schon andeuteten, ist diese Verbreitung
auch mit höheren Kosten versehen. Mein Vorschlag wäre:
vielleicht auf eine Ausgabe zu verzichten und dann solche
Doppelausgaben sowie sie jetzt erschienen ist herauszugeben.

Wolfgang Wedekin, HFw,
GKS-Kreis Aachen

... ich habe den neuen Auftrag erhalten und möchte meine Kri-
tik zur Heft-CD gern anbringen. Die Idee finde ich wirklich
ausgezeichnet. Und die Umsetzung ebenfalls. Besonders habe
ich mich über die Tonbeiträge gefreut. Denn im gesprochenen
Wort wird ja doch manches deutlicher als allein im Text. Auch
ist die Archivierung der Hefte nun um ein vielfaches einfacher.
Kurzum, eine gute Idee, welche, wenn sie nicht zu teuer ist,
auch beibehalten werden sollte.
Eine kurze Anfrage vielleicht, bzw. ein Verbesserungsvorschlag.
Lassen sich die Tonbeiträge nicht in ein mp3-Format umwan-
deln? Es wäre dann zu anderen Medien besser umsetzbar.

Ralf Eisenhardt, HFw,
59174 Kamen

... das war eine Überraschung, die Heft-CD ist bei mir auf gro-
ßes Interesse gestoßen. Zur Idee und Ausführung kann ich der
Redaktion nur gratulieren und wünsche mir und den Lesern
bzw. Benutzern, dass es so weiter geht.
Allerdings meine ich, dass die Tondokumente – nicht nur von
der Qualität her – nicht zwingend notwendig sind.
Also vielen Dank  ...

Siegfried Granrath, OStFw a.D.,
41065 Mönchengladbach

... vorab ein herzliches Dankeschön, ...
Dem aktuellen Heft sind erstmals der gesamte Inhalt und zu-
sätzliche Vertiefungen usw. auf CD beigefügt. Ich bin von die-
ser Art der Information begeistert, ermöglicht sie doch einen
raschen Zugriff auf Stichworte und Daten und bietet im Ge-
gensatz zu vielen anderen derartigen Veröffentlichungen durch
die Art der Formatierung eine sehr große Übersichtlichkeit.
Kompliment!
Ich würde es begrüßen, wenn künftig an Stelle des gedruckten
Mediums nur eine CD geliefert würde – für Sie eine wohl nicht
geringe Portoersparnis, ich könnte auf Dauer viel Platz sparen
und hätte den Vorteil eines raschen Zugriffs.

Alois Koch, OTL a.D.,
86940 Schwifting

... Ich halte die Idee einer Kombination von Heft und CD für
gelungen; ich habe sie in dieser Form zum ersten Mal erlebt
und glaube, dass sie zukunftsträchtig ist. Vielleicht greifen an-
dere Zeitschriften auch darauf zurück (können Sie sie patentie-
ren lassen?). Der große Vorteil für den Leser ist, dass er auf die
längeren Artikel und vor allem auf – auch farbige – Graphiken
und Bilder zurückgreifen und sie für eigene Zwecke (z.B. im
Unterricht) aufbereiten kann. Sie erspart das Einscannen. Der
erste Nachteil, „das man es nicht schwarz auf weiß besitzt und
daher nicht nach Hause tragen kann“, wiegt dem gegenüber
gering. Der zweite Nachteil trifft all diejenigen, die nicht mit
dem PC arbeiten, aber die Gattung dürfte immer kleiner wer-
den. ...

Dieter Kilian, Oberst a.D.
24646 Warder

Auch einige skeptische Stimmen waren zu hören, ob
z.B. jeder AUFTRAG-Empfänger eine CD technisch auch
nutzen könne. Dagegen sprach sich niemand aus.

Die im September 2003 bei der letzten Woche der
Begegnung auf Schloss Hirschberg geborene Idee der
Heft-CD zu Gunsten einer Reduzierung des Heftumfangs
kann aber trotz hoher Akzeptanz nicht beibehalten wer-
den. Die Gründe sind ausschließlich bei den Kosten zu
suchen. Die Einsparung bei den Druckkosten durch eine
Seitenreduzierung sind minimal. Dafür erhöhen sich die
Herstellungskosten für das Heft nach den Erfahrungen der
letzten Ausgabe um rund 50 Prozent. D.h. die CD verteuert
den AUFTRAG durch Material- und Herstellungsaufwand,
vor allem aber durch das in Handarbeit erfolgte Einkleben
der CD so, dass er aus dem Etat der GKS nicht mehr mit
vier Ausgaben pro Jahr finanziert werden könnte.

Der Vorschlag von Wolfgang Wedekin – jeweils
Doppelhefte mit Heft-CD – könnte ins Auge gefasst wer-
den, weil dazu die vorhandenen Finanzmittel ausreichen.
Doch bei nur noch zwei Heften pro Jahr ginge jeglicher
Bezug zur laufenden GKS-Arbeit verloren und auf aktuel-
le Entwicklungen könnte nicht mehr reagiert werden. Aus
dem AUFTRAG würde eine reine Dokumentation der Ver-
bandsarbeit. Das entspricht bis heute nicht dem Ziel und
Zweck unserer Zeitschrift.

Die Redaktion strebt an, die gute Idee einer Heft-CD
(eingeschränkt) beizubehalten. Vielleicht ist es möglich,
die vier Ausgaben eines Jahrgangs auf einer CD zusam-
menzufassen und einem Heft pro Jahr beizufügen. Alle
Vorteile – außer der Aktualität – könnten genutzt werden.
Darüber muss aber der Bundesvorstand der GKS als Herr
des Geschehens entscheiden.

Zunächst wünschen wir unserer Leserschaft aber eine
nicht nur beunruhigende Lektüre (sicherheitspolitsche
Beiträge z.B. zum Terrorismus), sondern auch Muße bei
entspannender und besinnlicher Beschäftigung mit die-
sem AUFTRAG Nr. 254.

Für die Redaktion AUFTRAG
Ihr Paul Schulz
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WELTFRIEDENSTAG 2004

„Das Völkerrecht: ein Weg zum Frieden“
Kurzfassung der Botschaft Papst Johannes Paul II. zum Welttag des Friedens 2004

an alle, denen das Los der Mensch-
heit ein echtes Anliegen ist.

Es kommt jetzt darauf an, die
Ideale des friedlichen Zusammenle-
bens ins Bewusstsein der Einzelnen
und der Völker zu bringen. Für uns
Christen ist die Aufgabe, uns selbst
und die anderen zum Frieden zu er-
ziehen, ein Wesenszug unserer Reli-
gion.

Die Erziehung zum Frieden
Mein Aufruf vom 1. Januar 1979

„Zum Frieden zu erziehen, um zum
Frieden zu gelangen“ ist heute drin-
gender denn je. Angesichts der fort-
währenden Tragödien könnten die
Menschen fatalistisch werden, als ob
der Friede ein unerreichbares Ideal
wäre. Die Kirche lehrt den einfachen
Grundsatz: Der Friede ist möglich und
geboten. Er muss auf den vier Pfeilern
Wahrheit, Gerechtigkeit, Liebe und
Freiheit (Enzyklika Pacem in terris
von Johannes XXIII.) aufgebaut sein.
Allen wird deshalb die Pflicht aufer-
legt, die jungen Generationen zu diesen
Idealen zu erziehen.

Die Erziehung zur Legalität
Der Friede und das Völkerrecht

sind eng miteinander verbunden: das
Recht begünstigt den Frieden.

Seit den Anfängen der Zivilisati-
on schlossen die Menschen  Überein-
kommen und Verträge, um den will-
kürlichen Gebrauch von Gewalt zu
vermeiden und bei Streitigkeiten
friedliche Lösungen zu finden.
Dadurch entstand allmählich neben
den Rechtsordnungen der einzelnen
Völker das ius gentium (Recht der
Völker). Seit dem 16. Jh. bemühten
sich Juristen, Philosophen und Theo-
logen um die Erarbeitung der ver-
schiedenen Abschnitte des Völker-
rechts, das sie in den grundlegenden
Postulaten des Naturrechts veranker-
ten. Auf diesem Wege nahmen allge-
meine Prinzipien, die dem innerstaat-
lichen Recht vorausgehen und es über-
treffen und die der Einheit und der ge-
meinsamen Berufung der Mensch-
heitsfamilie Rechnung tragen, mit zu-
nehmender Kraft Gestalt an.

Eine zentra-
le Stellung
nimmt dabei
der Grund-
satz ein:
pacta sunt
servanda.
Die mit frei-
em Willen
unterzeich-
neten Ab-
kommen

müssen eingehalten werden als un-
abdingbare Voraussetzung jeder Be-
ziehung zwischen verantwortlich
handelnden Vertragsparteien. Der
Hinweis auf diese Grundregel ist vor
allem dann angemessen, wenn ver-
sucht wird, lieber auf das Recht des
Stärkeren als auf die Kraft des Rechts
zu setzen.

Einer dieser Anlässe war ohne
Zweifel das Drama des 2. Weltkriegs:
ein Abgrund von Gewalt, Zerstörung
und Tod, wie ihn die Menschheit nie
zuvor kennen gelernt hatte.

Die Befolgung des Rechtes
Dieser Krieg mit seinem Schre-

cken und schauerlichen Verletzun-
gen der Würde des Menschen führte
zu einer tiefgreifenden Erneuerung der
internationalen Rechtsordnung. Ins Zen-
trum eines weitgehend aktualisierten
normgebenden und institutionellen
Systems wurden der Schutz und die
Sicherung des Friedens gestellt. Um
über den Frieden und die Sicherheit
auf globaler Ebene zu wachen, rich-
teten die Regierungen eigens die Or-
ganisation der Vereinten Nationen mit
einem mit weitreichenden Hand-
lungsvollmachten ausgestatteten Si-
cherheitsrat ein. Angelpunkt des Sys-
tems wurde das Verbot der Gewaltan-
wendung, das nach der Charta der
Vereinten Nationen, Kapitel VII, nur
zwei Ausnahmen vorsieht: das natür-
liche Recht auf legitime Verteidigung
in den Grenzen der Notwendigkeit und
Verhältnismäßigkeit sowie das kollek-
tive Sicherheitssystem. Letzteres
spricht dem Sicherheitsrat die Zu-
ständigkeit und Verantwortung zur
Aufrechterhaltung des Friedens mit
Entscheidungsvollmacht und weitge-
hender Ermessensfreiheit zu.

Dieses System hätte „künftige
Geschlechter vor der Geißel des
Krieges bewahren“ sollen. Die Spal-
tung der internationalen Gemein-

Adressaten der Botschaft
Papst Johannes Paul II. wendet

sich mit seiner diesjährigen Frie-
densbotschaft an die „Lenker der
Nationen, die ihr die Pflicht habt,
Frieden zu stiften“, an die „Juristen,
durch die Erarbeitung von Vereinba-
rungen und Verträgen Wege für ein
friedliches Einvernehmen abzuste-
cken“, an die „Erzieher der Jugend,
die Gewissen auf dem Weg der Ver-
ständigung und des Dialogs zu bil-
den“. Der Papst wendet sich auch an
die Männer und Frauen, die versucht
sind, „zum inakzeptablen Mittel des
Terrorismus zugreifen“, wodurch sie
die Sache, für die sie kämpfen, in
Frage stellen. Schließlich appelliert
er an alle: „Heute noch ist der Friede
möglich. Und wenn der Friede mög-
lich ist, dann ist er auch geboten!“
Hier die wichtige, zusammengefasste
Aussagen seiner Botschaft:

Eine konkrete Initiative
Ich erinnere an die Worte von

Papst Paul VI. zum Jahresbeginn
1968: „Wir würden es begrüßen, ...
an den Anfang des Jahres, ...  den
Frieden zu stellen, um in Ausgegli-
chenheit die Entwicklungen der Zu-
kunft zu bestimmen.“ Indem ich mir
das Versprechen zu eigen machte,
widmete ich den ersten Januar dem
Frieden in der Welt. In den 25 Jah-
ren meines Pontifikats habe ich nicht
aufgehört, alle Menschen einzuladen,
sich der Sache des Friedens anzu-
nehmen. Die Menschheit muss heute
mehr denn je den Weg der Einmütig-
keit wiederfinden.

Eine Fibel des Friedens
Die elf Botschaften, die Papst

Paul VI. an die Welt gerichtet hat,
sind eine „Wissenschaft des Frie-
dens“. Jede von ihnen besitzt noch
heute große Aktualität, manche Pas-
sagen in ihnen erheben sich zu pro-
phetischen Mahnungen.

Durch den eingeschlagenen Weg
ist eine Zusammenfassung der Lehre
über den Frieden entstanden, die
gleichsam eine Fibel darstellt. Sie ist
einfach zu verstehen und wendet sich
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schaft in einander feindlich gegenü-
berstehende Blöcke auf einem Teil
des Erdballs sowie die gewaltsamen
Konflikte in anderen Regionen ha-
ben jedoch ein zunehmendes Abrü-
cken von den Prognosen und Erwar-
tungen der unmittelbaren Nach-
kriegszeit verursacht.

Eine neue internationale Ordnung
Dennoch muss man anerkennen,

dass die Vereinten Nationen durch
die Aufbereitung des kulturellen und
institutionellen Bodens für den Auf-
bau des Friedens wesentlich dazu
beigetragen haben, die Achtung der
Menschenwürde, die Freiheit der
Völker und den Anspruch auf Ent-
wicklung zu fördern. Die Ideale der
Vereinten Nationen sind durch die
konkreten Solidaritäts- und Friedens-
gesten vieler Menschen in Nicht-
regierungsorganisationen und in
Menschenrechtsbewegungen weit ver-
breitet.

Dabei handelt es sich um einen
bedeutsamen Ansporn zu einer Re-
form der Vereinten Nationen, um ihre
satzungsgemäßen Ziele zu erreichen.
Ich erneuere den 1995 von mir geäu-
ßerten Wunsch: „Es ist notwendig,
dass die Organisation der Vereinten
Nationen sich immer mehr aus dem
kalten Stadium einer administrativen
Institution zu dem eines moralischen
Zentrums erhebt, in dem sich alle
Nationen der Welt zu Hause fühlen
und ihr gemeinsames Bewusstsein
entfalten, sozusagen eine Familie der
Nationen zu sein“.

Die Plage des Terrorismus
Nur mit Mühe kann das Völker-

recht heute Lösungen für die Kon-
fliktsituationen anbieten, die von der
veränderten Gestalt der gegenwärti-
gen Welt herrühren. Unter den Trä-
gern dieses Konfliktpotentials finden
sich oft nichtstaatliche Akteure:
Gruppen, die aus dem Zerfall der
Staaten hervorgegangen sind oder im
Zusammenhang mit rücksichtslosen
kriminellen Organisationen. Eine
Rechtsordnung von Normen, um die
Beziehungen zwischen souveränen
Staatenzu regeln, tut sich schwer,
Konflikten mit terroristischen Verei-
nigungen entgegenzutreten.

Die Plage des Terrorismus ist in
diesen Jahren aggressiver geworden
und hat abscheuliche Massaker ver-
übt, die den Weg des Dialogs und der

Verhandlung immer hindernisreicher
machten, da sie besonders im Nahen
Osten die Gemüter verbittert und die
Probleme verschärft haben. Um er-
folgreich zu sein, kann sich jedoch
der Kampf gegen den Terrorismus
nicht bloß in Unterdrückungs- und
Strafaktionen erschöpfen. Der notwen-
dige Rückgriff auf Gewalt muss be-
gleitet sein von einer mutigen, nüch-
ternen Analyse der Beweggründe, die
den terroristischen Anschlägen zu-
grunde liegen. Zugleich muss der
Einsatz gegen den Terrorismus
durch die Beseitigung der Ursachen
von Unrechtssituationen sowie von
einer Bildung unterstützt werden, die
von der Achtung vor dem menschli-
chen Leben unter allen Umständen
inspiriert ist. Das Völkerrecht ist nun
aufgerufen, juridische Prozeduren zu
erarbeiten, die mit wirksamen Me-
chanismen zur Vorbeugung, Kontrol-
le und Bekämpfung von Verbrechen
ausgestattet sind. Die  Anwendung
von Gewalt gegenüber Terroristen
kann aber nicht den Verzicht auf die
rechtsstaatlichen Prinzipien rechtfer-
tigen. Der Zweck heiligt niemals die
Mittel!

Der Beitrag der Kirche
„Selig, die Frieden stiften; denn

sie werden Söhne Gottes genannt
werden“ (Mt 5,9). Aus welch ande-
rem Grund sollen die Friedensstifter
Söhne Gottes genannt werden, wenn
nicht deshalb, weil Gott von Natur
aus der Gott des Friedens ist? Eben
darum enthält die Heilsbotschaft
Lehrelemente von grundsätzlicher
Bedeutung für die Erarbeitung von
Prinzipien, die für ein friedliches Zu-
sammenleben zwischen den Völkern
notwendig sind.

Der Aufbau des Friedens kann
nicht von der Achtung einer sittli-
chen und rechtlichen Ordnung abse-
hen gemäß dem antiken Sprichwort:
„Serva ordinem et ordo servabit te“ (Hal-
te die Ordnung ein, und die Ordnung
wird dich erhalten). Das internatio-
nale Recht muss der Vorherrschaft
des Gesetzes des Stärkeren den Bo-
den entziehen und „die materielle
Stärke der Waffen durch die morali-
sche Stärke des Rechtes“ ersetzen.
Angemessene Sanktionen gegen die
Gesetzesbrecher sowie adäquate Ent-
schädigungen für die Opfer müssen
auch für jene Regierenden gelten,
die unter dem Vorwand, es handele

sich um innere Angelegenheiten ih-
res Staates, die Würde und die Rech-
te des Menschen ungestraft verlet-
zen.

Am 13. Januar 1997 habe ich vor
dem akkreditierten Diplomatischen
Korps das Völkerrecht als ein erstran-
giges Instrument für die Schaffung
des Friedens anerkannt. Der Friede
soll als Voraussetzung für Gerechtig-
keit und Solidarität verstanden wer-
den. In diesem Kontext muss die Mo-
ral das Recht fruchtbar machen.

Im Laufe der Jahrhunderte hat
die Kirche einen erheblichen Lehr-
beitrag zur Ausrichtung des Völker-
rechts auf das Gemeinwohl der gan-
zen Menschheitsfamilie erbracht.
Vornehmlich in der Gegenwart haben
die Päpste nicht gezögert, die Bedeu-
tung des internationalen Rechtes als
Gewähr für den Frieden zu unter-
streichen.

Die Zivilisation der Liebe
Zum Abschluss erinnere ich da-

ran, dass für einen wahren Friedens
in der Welt die Gerechtigkeit ihre
Vervollständigung in der Liebe finden
muss. Gewiss ist das Recht der erste
Weg, um zum Frieden zu gelangen.
Man wird aber das Ende des Weges
nicht erreichen, wenn nicht die Liebe
die Gerechtigkeit ergänzt. Die Ge-
rechtigkeit allein genügt nicht. Im
Gegenteil sie kann bis zur Selbst-
verneinung gehen, wenn sie sich nicht
der tieferen Kraft Liebe öffnet.

Deswegen habe ich die Christen
und alle Menschen guten Willens
immer wieder an die Notwendigkeit
der Vergebung erinnert. Es gibt kei-
nen Frieden ohne Versöhnung! Dies
gilt auch für die Krise in Palästina
und im Mittleren Osten, die weiter
um sich greift. Eine Lösung wird man
nicht finden, solange man sich nicht
entschließt, die Logik der einfachen
Gerechtigkeit zu überwinden, um sich
der Logik der Vergebung zu öffnen.

Die Liebe ist die erhabenste und
vornehmste Beziehungsform der Men-
schen untereinander. Nur eine
Menschheit, in der die „Zivilisation
der Liebe“ herrscht, wird sich eines
wahren und bleibenden Friedens er-
freuen können. Am Ende wird die Lie-
be siegen und ein jeder bemühe sich,
diesen Sieg zu beschleunigen.   (bt)
(Wortlaut der Friedensbotschaft siehe
Hompage der Deutschen Bischofs-

konferenz: www.dbk.de)
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Der Irak-Krieg: Ein Jahr danach
VOLKER W. BÖHLER

prozess beteiligt waren. So über-
rascht es nicht, dass Donald Rums-
feld und Paul Wolfowitz bereits weit
vor dem 11. September 2001 von
Präsident Clinton forderten, „der
Entmachtung von Saddam Husseins
Regime Vorrang einzuräumen“.2 Die
damalige Argumentation der Neo-
Konservativen begründete sich auf
dem Verdacht, Saddam Hussein be-
sitze MVW, die „die Sicherheit der
amerikanischen Truppen in der Re-
gion, unserer Freunde (Israel und ge-
mäßigte arabische Staaten) sowie die
Energieversorgung der Welt“ bedro-
hen würden.3

Mit den Terroranschlägen vom
11. September 2001 wurden die Ar-
gumente der Neo-Konservativen um
die Facette Terrorismus erweitert,
und diesmal waren maßgebliche
Neo-Konservative Bestandteil der
Administration Bush. Der CBS-Kor-
respondent David Martin berichtete,
dass Rumsfeld bereits fünf Stunden
nach der Terrorattacke auf das Pen-
tagon seine Mitarbeiter angewiesen
habe, „über einen Schlag gegen den
Irak nachzudenken“.4 Richard Clarke,
Anti-Terror-Koordinator seit der Ad-
ministration Bush Senior, erhob in
seinem kürzlich veröffentlichten
Buch „Against All Enemies“ den
Vorwurf, „Bush und sein Sicherheits-
team hätten trotz wiederholter War-
nungen Al Qaida nicht ernst genom-
men, weil die Besessenheit vom Sturz
Saddam Husseins sie blind mach-
te“.5 Donald Rumsfeld habe bereits
am 12. September die Bombardie-
rung des Irak gefordert, da es dort
„lohnendere Ziele“ gäbe.6

Im Januar 2004 hatte Bushs ehe-
maliger Finanzminister Paul O’Neill
davon berichtet, dass Bush unmittel-
bar nach seiner Amtsübernahme im
Nationalen Sicherheitsrat im Hin-
blick auf einen Regimewechsel im
Irak gefordert hatte: „Findet mir eine
Möglichkeit!“7 Der schwedische Di-
plomat und UNMOVIC-Chefinspek-
tor der neuerlichen Irak-Inspektio-
nen (ab November 2002), Hans Blix,
lässt keinen Zweifel daran, dass der
Irak-Krieg „zugleich Strafaktion und
Präventivschlag“ als „Racheakt“ für
den 11. September war.8  In seinem

neu erschienenen Buch „Mission
Irak, Wahrheit und Lügen“ wirft Blix
insbesondere Vizepräsident Richard
Cheney vor, die Irak-Invasion for-
ciert zu haben.9 Blix’ Buch ist eine
entlarvende Analyse, wie Washing-
ton und London versucht haben,
massiv auf die Arbeit von Blix
(UNMOVIC), Baradei (IAEO) und
ihre Teams in ihrem Sinne Einfluss
zu nehmen.10 Selbst David Kay, der,
wenn man so will, US-nationaler
Funktionsnachfolger von Blix als
Chefinspektor wurde, musste im Ja-
nuar 2004 eingestehen, dass seine
1400 Inspekteure keine MVW finden
konnten und es auch keine vor
Kriegsbeginn gegeben hat: „Wir ha-
ben fast alle falsch gelegen, und ich
schließe mich dabei mit ein“.11 Ein
bemerkenswertes Geständnis, be-
denkt man, dass Kay nicht eben als
zimperlicher Inspektor bekannt
war.12

Internationaler Terrorismus
und Stabilität im Irak

Die Administration Bush führte
diesen Krieg als Teil ihres Kampfes
gegen den internationalen Terroris-
mus. Unabhängig davon, dass diese
Zuordnung jeder Grundlage entbehr-
te  – vom Irak ging keine terroristi-
sche Gefährdung für die USA oder
gar die Welt aus –  muss man heute
feststellen, dass die Welt seither un-
sicherer geworden ist und der
islamistische Terror deutlich zuge-

Ein gerechtfertigter Krieg?

Am 20. März 2003 griffen die
Anglo-Amerikaner den Irak
an und stürzten ein verbreche-

risches Regime. Nach einem Jahr
nun ist es an der Zeit für eine
Zwischenbilanz. Waren die Kriegs-
gründe gerechtfertigt? Hat der
„Krieg gegen den Terrorismus“ die
Welt sicherer gemacht? Hat der Irak-
Krieg zur Demokratisierung im Mitt-
leren Osten beigetragen? Ist der Pa-
lästina-Konflikt einer Lösung näher-
gekommen? Was hat die neue Frei-
heit im Irak bewirkt?  Wie geht es
weiter im Irak? Die Fragen ließen
sich schier endlos fortsetzen, und die
Antworten fallen verheerend aus. Er-
innern wir uns:

Bush und Blair haben ohne UN-
Resolution diesen Krieg begonnen,
da sie sich vom Irak unmittelbar
durch Massenvernichtungswaffen
(MVW) bedroht fühlten, die angeb-
lich innerhalb von 45 Minuten ein-
setzbar waren. Der Irak verberge
Nuklearprogramme und verfüge nach
wie vor über biologische und chemi-
sche Waffen sowie deren Träger-
mittel. Der Irak arbeite mit dem
islamistischen Terrornetz der Al
Qaida zusammen. Er habe die UN-
Sicherheitsresolution 1441 vom No-
vember 2002 verletzt und sich
schwerer „materieller Verstöße“
schuldig gemacht; daher sei eine
neue Resolution vor einem Angriff
nicht nötig gewesen. Die UN sei ihrer
Rolle nicht gerecht geworden, sie sei
„irrelevant“. Die Meinung der Welt
sei ohne Bedeutung, die warnenden
Stimmen im „alten Europa“ seien
von Schwachheit und Feigheit ge-
prägt, und die wahren Kämpfer für
eine bessere Welt hätten sich in ei-
ner „Koalition der Willigen“ zusam-
mengeschlossen. Im übrigen sei die-
ser Krieg ja ein gottgewollter Auftrag.
Die Assoziationen zum „Deus lo
vult“ der Kreuzfahrer sind wohl
kaum zufällig.1

Nach einem Jahr werden die
Konturen, die zu diesem Krieg ge-
führt haben, schärfer, da sich Per-
sönlichkeiten äußern, die mittel-
oder unmittelbar am Entstehungs-
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Domino-Effekt und
„Road Map“
Die künftige Verteilung
der Macht
Eine provisorische
Verfassung
Zwischenbilanz und Lehren
Anmerkungen und Quellen
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nommen hat. Die Anschläge auf
Djerba, Bali, in Mombasa, Riad,
Casablanca, Istanbul und letztlich in
Madrid sprechen mit über 600 Toten
und zahlreichen Verletzten ihre eige-
ne entsetzliche Sprache. Im Irak
selbst finden nur noch die großen,
spektakulären Anschläge wie dieje-
nigen auf die Jordanische Botschaft
(August 2003), das UN-Hauptquar-
tier (August 2003), das Internationa-
le Rote Kreuz (Oktober 2003), den
italienischen Stützpunkt in Nasiriya
(November 2003), den Sitz der US-
Verwaltung in Bagdad (Januar
2004), die Hauptquartiere der Kur-
denparteien in Erbil (Februar 2004),
und die Anschläge während des
shiitischen Ashura-Festes in Bagdad
und Kerbela (März 2004) mit ca. 500
Toten eine besondere Erwähnung.
Die zahlreichen kleineren Anschläge
im Land, die täglich Todesopfer for-
dern, sind bestenfalls noch eine
Randnotiz. Die USA haben zwi-
schenzeitlich den Tod von 560 Sol-
daten und 2800 Verwundeten zu be-
klagen (Krieg und Besatzung).13 Nie-
mand hat sich die Mühe gemacht, die
Toten der irakischen Zivilbevölke-
rung und der hastig aufgestellten
Sicherheitskräfte zu zählen.

Heute, ein Jahr nach Kriegs-
beginn, bleibt die Feststellung, dass
der Irak nach wie vor extrem instabil,
zwischenzeitlich ein Tummelplatz für
zugereiste islamistische Dschihadis-
ten ist und in den Köpfen verbohrter
Terrorideologen dafür herhalten
muss, die westlichen „Kreuzzügler“
durch barbarische Anschläge welt-
weit zu treffen. Krieg und Besatzung
zeigen, dass es nicht ausreicht, einen
High Tech-Feldzug gegen einen
schwachen Gegner zu gewinnen. Es
gehört auch ein Plan für die Zeit
danach dazu, dem man die gleiche
Sorgfalt widmen muss wie dem
Feldzugsplan. So war die Auflösung
der geschlagenen irakischen Armee
eine der „ungeschicktesten Maßnah-
men in den amerikanischen Frie-
densmissionen der jüngeren Vergan-
genheit“, die das Heer der Arbeitslo-
sen und der gefeuerten Baath-Funk-
tionäre um 400.000 Mann vergrößer-
te und zusammen mit den zugereis-
ten, der Al Qaida verbundenen
Islamisten ein höchst brisantes Kon-
glomerat darstellen.14

Domino-Effekt und „Road Map“

Der von der Bush-Administration
erhoffte Domino-Effekt für eine
Demokratisierung der autoritären
Regime im Maghreb und im Mittle-
ren Osten ist bislang ausgeblieben,
und es erstaunt, dass die undemo-
kratischen Regime in Saudi-Arabien
und Kuweit immer noch als „gemä-
ßigt“ gelten. Richtig ist vielmehr,
dass sie unverzichtbare Verbündete
sind, denen man einiges nachsehen
muss. Die Rolle Saudi-Arabiens als
mutmaßlicher Finanzier des weltwei-
ten islamistischen Terrorismus und
die undurchsichtige Rolle Pakistans
hat man wohl erkannt, Konsequenzen
aber wurden bislang nicht gezogen.
Die Kooperationswilligkeit und die
Wiederannäherung Libyens zeichne-
te sich bereits lange vor dem 11. Sep-
tember 2001 ab; sie ist keine Folge
des Irak-Krieges.

Bushs „Road Map“ für den Na-
hen Osten ist tot, und man wird das
Gefühl nicht los, dass dies auch nie
eine Herzensangelegenheit der Ad-
ministration war. Der Bau der Trenn-
mauer schreitet fort, die „Liquidatio-
nen“ dauern an und Pläne für eine
Annexion im West-Jordanland als
Ausgleich für eine Aufgabe von Sied-
lungen im Gaza reifen. Im Hinblick
auf die anstehenden Präsident-
schaftswahlen weiß Bush auch sehr
genau, dass er mit Druck auf die Re-
gierung Sharon nicht punkten kann.
Die milde Reaktion der USA auf die
Ermordung Sheikh Jassins durch die
israelische Armee im März des Jah-
res ist ein deutlicher Beleg für diese
Haltung.15

Die künftige Verteilung
der Macht

Mitte Juli 2003 bezeichnete der
Chef der US-Zivilverwaltung im Irak,
Paul Bremer,  die Einsetzung eines
Provisorischen Regierungsrates als
historischen Schritt. Von der Mitar-
beit des Rates erhofften sich die USA
eine höhere Akzeptanz ihrer Präsenz
und einen günstigen Verlauf ihrer
demokratischen „Reeducation“. Von
25 Mitgliedern des Rates gehören 13
der shiitischen Bevölkerung, je fünf
Vertreter den Sunniten und Kurden
und je ein Vertreter den Turkmenen
und Christen an. Die Mitglieder des
Rates sind handverlesen, ehemalige

Oppositionelle oder Exil-Iraker, und
nicht immer unumstritten, denkt man
an den in Jordanien zu einer hohen
Haftstrafe in absentia verurteilten
Favoriten von Donald Rumsfeld,
Ahmed Dschalabi. Demokratisch le-
gitimiert sind die Mitglieder allesamt
nicht. Da die Shiiten im Land einen
Bevölkerungsanteil von 65% haben,
stellen sie eine deutliche Mehrheit
der Ratsmitglieder.  Die Kurden, die
im Nord-Irak als eine Art Nordallianz
die Auxiliartruppen der Anglo-Ame-
rikaner stellten, erwarten für ihre
Treue eine „Siegesdividende“. Auch
sie haben unter Saddam Hussein ent-
setzlich gelitten, und ihre Volksgrup-
pe war im Mittleren Osten sowohl un-
ter dem osmanischen Kalifat als auch
den Kolonial- und Mandatsmächten
England und Frankreich der große
Verlierer.

Verlierer im künftigen Irak wer-
den eindeutig die Sunniten sein, da
man ihnen ihre privilegierte Rolle
entzog. Es steht zu befürchten, dass
sie sich bei einer zunehmenden
sunnitischen Radikalisierung durch
wahabitische Einflüsse an der klei-
nen christlichen Minderheit von 5%
schadlos halten werden.16 Widerstän-
de der dominierenden Shiiten und
der privilegierten Kurden gegen die-
se Tendenzen sind kaum zu erwarten.
Für die assyrischen und chaldäi-
schen Christen könnten schwere Zei-
ten anbrechen.17

Die Besatzungstruppen der Koa-
lition waren bislang nicht in der
Lage, die Spannungen zwischen Sun-
niten und Shiiten unter Kontrolle zu
bekommen. Im August 2003, nur
drei Monate nach Rückkehr aus sei-
nem iranischen Exil, fiel die Symbol-
figur der irakischen Shia, Groß-Aya-
tollah Mohamed Bakr Al Hakim, ei-
nem Sprengstoffanschlag  in Nadshaf
zum Opfer. Man kann davon ausge-
hen, dass die Mörder aus dem sunni-
tischen Lager kamen. Stand Al Ha-
kim trotz enger Beziehungen zum
Iran eher für eine distanzierte Koope-
ration mit der Besatzungsmacht, so
gibt es unter der jüngeren shiitischen
Geistlichkeit, namentlich unter dem
Fanatiker Muktada Al Sadr, wenig
Sympathie für „den großen Satan“.18

Der von Al Sadr Anfang April 2004
ausgerufene shiitische Volksauf-
stand, der in Bagdad, Nasiriya, Kufa,
Kerbela, Nadshaf und Basra inner-
halb von drei Tagen auf shiitischer



8 AUFTRAG 254

SICHERHEIT UNFD FRIEDENSETHIK

Seite über 100, auf der Seite der Ko-
alition 20 Todesopfer forderte, macht
deutlich, welches Gewaltpotential
ein religiöser Einpeitscher, der sich
auf eine ergebene Miliz, das
„Dschaisch Al Mahdi“ abstützt, per
Handy auslösen kann.19 Sollte sich
im sunnitischen Dreieck – wie um
Ostern 2004 erkennbar – eine zweite
Front entwickeln, so stehen Besat-
zern, Aufständischen und Unbetei-
ligten blutige Tage ins Haus.

Mit Groß-Ayatollah Ali Al
Hosseini Al Sistani scheint sich das
Autoritätsvakuum, das der Mord an
Al Hakim hinterließ, wieder zu fül-
len. Sistani, ein gebürtiger Iraner,
lebt ganz in der Tradition der hohen
shiitischen Geistlichkeit zurückgezo-
gen in Nadshaf und genießt im Volk
die Autorität, über die die shiitischen
Würdenträger im Provisorischen Re-
gierungsrat nicht verfügen. Von
Sistani ist wenig Kompromissbereit-
schaft zu erwarten. Die von den USA
Mitte des Jahres geplante Bildung ei-
ner nicht aus Wahlen hervorgegange-
nen Übergangsregierung  lehnt
Sistani kategorisch ab. Er fordert
eine sofortige allgemeine Wahl und
weiß die shiitische Mehrheit auf sei-
ner Seite.

Überlegungen der USA, auf die
Bildung einer Übergangsregierung
zum 1. Juli 2004 zu verzichten, den
Provisorischen Regierungsrat zu er-
weitern und die UN mit der Vorberei-
tung der für 2005 vorgesehenen all-
gemeinen Wahlen zu beauftragen,
stoßen nach wie vor auf das Misstrau-
en der shiitischen Geistlichkeit. So
entsteht bei der Frage nach dem ers-
ten Urnengang eine überaus absurde
Situation: Religiöse Führer spielen
sich als Demokraten auf, die Besat-
zer bremsen und die UN soll den
Schiedsrichter spielen.20

Der Streit um die Übergabe einer
eingeschränkten Souveränität wurde
Anfang März durch die verheerenden
Anschläge auf die shiitische Al
Kadhimiya Moschee in Bagdad und
die Imam Hussein Grabmoschee in
Kerbela empfindlich gestört. Mit Be-
dacht wählten vermutlich sunniti-
sche Terroristen den letzten Tag des
shiitischen Ashura-Festes.21 Mehr
als 180 Menschen starben, und we-
der die Besatzungsmacht noch die
von ihr eingesetzten irakischen
Sicherheitskräfte waren in der Lage,
die schrecklichen Anschläge zu ver-

hindern. Die noch gering vorhandene
Sympathie der Iraker für den Provi-
sorischen Regierungsrat sank auf
Null. Die besonnene Reaktion Al
Sistanis, vor allen Dingen aber die
Mahnung des Sheikhs der Grab-
moschee in Kerbela, Abdal Mahdi Al
Kerbelai, verbreiteten im Land eine
trügerische Ruhe.

Eine provisorische Verfassung

Erstaunlicherweise haben die
Anschläge am Ashura-Fest die Un-
terzeichnung einer Übergangsver-
fassung durch den Provisorischen
Regierungsrat kaum verzögert. Es
war vielmehr das Gezerre um die Au-
tonomie der Kurden und die künftige
Rolle des Islam, die für eine neun-
tägige Verspätung der Unterzeich-
nung des Dokumentes sorgten. Nur
allzu deutlich war die Skepsis Al
Sistanis zu spüren. Seine Haupt-
bedenken richteten sich gegen einen
Passus, der die spätere, endgültige
Verfassung zum Scheitern bringen
kann: Wenn in mindestens drei von
18 Provinzen zwei Drittel der Bevöl-
kerung per Referendum mit Nein
stimmen, so ist diese Verfassung ab-
gelehnt. Da es drei kurdische Provin-
zen gibt, besteht die Gefahr, dass die
kurdische Minderheit im Irak dar-
über entscheidet, ob eine Verfassung
angenommen wird oder nicht.

Auch wenn der Islam künftig
Staatsreligion sein wird, so konnte
sich die Geistlichkeit mit der Auf-
nahme der Sharia in die Verfassung
nicht durchsetzen. Der Koran ist
folglich nur „eine“ Quelle der Ge-
setzgebung; andererseits aber darf
kein Gesetz gegen den Islam versto-
ßen. Die provisorische Verfassung
garantiert die Grundrechte, Mei-
nungs-, Versammlungs- und Religi-
onsfreiheit, Gleichheit von Mann und
Frau und reserviert den Frauen 25%
aller Sitze im künftigen Parlament.
Die Frage der kurdischen Autonomie
wird bis zur Verabschiedung einer
endgültigen Verfassung ausgeklam-
mert, und die kurdischen Privilegien
bleiben bis dahin unangetastet.
Künftig wird der Irak eine föderale
Republik mit einer (schwachen) Zen-
tralregierung sein. Dem shiitischen
Präsidenten wird je ein sunnitischer
und kurdischer Stellvertreter beige-
geben, die aber nur im Konsens ent-
scheiden können. Ein Ministerpräsi-

dent und das Kabinett bilden die Re-
gierung. Das Konfliktpotential dieser
Verfassung ist unschwer erkennbar,
da die amerikanische Federführung
zu offensichtlich ist und die westli-
che Demokratie-Kröte für die kon-
servative Geistlichkeit kaum zu
schlucken ist. So hat Groß-Ayatollah
Al Sistani, kaum war die Tinte der
Unterschriften auf dem Dokument
trocken, eine Fatwa erlassen, die die
Verfassung als illegitim bezeichnet,
bis sie durch das Volk demokratisch
bestätigt wird.22 Al Sistani sieht in
der vorläufigen Verfassung die Aus-
höhlung islamischer Werte und den
Grundstein für ein Auseinanderb-
rechen des Irak. Verlierer aber blei-
ben auf jeden Fall die Sunniten. Die
christliche und turkmenische Min-
derheit spielte im Bazargeschäft mit
der vorläufigen Verfassung ohnehin
keine Rolle.

Zwischenbilanz und Lehren

Ein Jahr nach Invasionsbeginn
fällt die Bilanz dieses Krieges ver-
nichtend aus. Bush und sein Junior-
partner Blair haben ihre Völker und
die Welt getäuscht. Die innerhalb
von Minuten einsetzbaren Massen-
vernichtungswaffen waren in den
Jahren nach dem 1. Golf-Krieg bis
1998 längst vernichtet; diesbezügli-
che Fertigungsprogramme gab es
nicht mehr. Die unzureichenden Er-
kenntnisse der Geheimdienste wur-
den, um es gelinde auszudrücken,
„überinterpretiert“. Der mangels
besserer Argumente nachgeschobene
Grund von der Befreiung von einem
Terrorregime rechtfertigt diesen
Krieg unter keinen Umständen,
zumal die USA mit diesem Regime
seit Jahrzehnten leben konnten und
es während des 1. Golf-Krieges ge-
gen den Iran für ihre Zwecke nutzten.
Artikel 52 der UN-Charta wurde will-
kürlich mit dem „Recht des Stärke-
ren“ verletzt. Der 3. Golf-Krieg war
ein unmandatierter, völkerrechts-
widriger Angriffskrieg. Die Regie-
rungen des „neuen Europa“, und das
ist nicht nur geographisch gemeint,
sind dieser Täuschung aufgesessen.
Der Krieg hat weder zu einer Stabili-
sierung oder gar Demokratisierung
im Mittleren Osten beigetragen. Eine
Lösung des Palästina-Konfliktes ist
weit hinter die Ergebnisse von Oslo
zurückgefallen. Die Operation
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IRAQI  FREEDOM  hat dem islamis-
tischen Weltterrorismus einen Bä-
rendienst erwiesen.

Es scheint, als ob der Irak mit
der neu gewonnenen Freiheit nicht
allzuviel anfangen kann. Die Hälfte
der Bevölkerung empfindet Krieg
und Besatzung als Demütigung, auch
wenn man dem Regime keine Träne
nachweint. Als Befreier werden die
Besatzer nicht betrachtet, und leider
wird das auch mit schlimmen Folgen
auf die zahlreichen zivilen Aufbau-
helfer übertragen. In der Wahl zwi-
schen Freiheit und Sicherheit ent-
scheidet sich die Mehrheit der Iraker
für die Sicherheit. Derzeit ereignen
sich im Irak ca. 26 Angriffe pro Tag,
davon 19 gegen die Koalition, vier
gegen die irakischen Sicherheits-
kräfte und drei gegen zivile Einrich-
tungen.23  Seit einigen Wochen wer-
den bevorzugt sogenannte „weiche“
Ziele angegriffen. Mit einer Zunahme
der Anschläge zum möglichen
Machtübergabetermin zur Jahres-
mitte ist zu rechnen, ist der Irak doch
zwischenzeitlich neben den baathis-
tischen Kadern zum Tummelplatz für
extremistische Wander-Dschihadis-
ten geworden. Nach einem Jahr liegt
die Arbeitslosigkeit bei 50-70%, die
Versorgung mit Wasser, Energie oder
einer Basismedizin sind immer noch
mangelhaft. Die Importe von Kon-
sumgütern wie Autos und elektrische
Geräte boomen, sind aber nur für die
neuen Privilegierten erreichbar. Ge-
nerell ist den Irakern nicht zu vermit-
teln, dass eine Weltmacht einen üb-
len Diktator in vier Wochen zum
Teufel jagen konnte, aber nicht in der
Lage ist, die Grundbedürfnisse ein-
schließlich der Sicherheit im Land zu
gewährleisten. Die Einsicht, hierzu
auch selbst beizutragen, ist leider
nicht sonderlich stark entwickelt.

Demokratie aber erschöpft sich
nicht in der Gründung von zwei Dut-
zend Zeitungen und der Zulassung
einer 25%-igen Frauenquote im
künftigen Parlament. Demokratie
und Rechtstaatlichkeit sind das Er-
gebnis eines tausendjährigen Prozes-
ses, der nicht von außen auf ein paar
Monate verkürzt werden kann. De-
mokratie muss, das besagt schon der
Name, vom Volk und nicht vom Sie-
ger ausgehen. Wer im Mittleren Os-
ten und heute im Irak auf Demokratie
hofft, muss langfristig in Generatio-
nen denken. Wie die Bush-Administ-

ration dies erreichen will, ist bislang
nur schemenhaft erkennbar, und es
ist zweifelhaft, ob dies ausreicht, die
„Koalition der Willigen“ bei der
Stange zu halten. In Spanien, Polen
und Italien gibt es jedenfalls Anzei-
chen, die bisherige Gefolgschafts-
treue aufzukündigen. Dies wäre ohne
jeden Zweifel ein Sieg der islamis-
tischen Dschihadisten.

In der derzeitigen Situation ist es
müßig, sich mit Häme über die wenig
erfolgreiche Koalition zufrieden zu
geben. Es gilt vielmehr, aus dieser
verfahrenen Situation das Beste zu
machen. Hierzu ist es nötig, dass
Bush und Blair aufhören, die Lügen
von gestern zu fossilisieren. Es gibt
ohnehin kaum noch jemanden, der
ihnen glaubt. Dringend erforderlich
aber wäre es, die Vereinten Nationen
wieder ins Boot zu nehmen und den
Prozess des „Nation Building“ mit
einem UN-Mandat zu versehen, das
es auch den Gegnern dieses Krieges

erlaubt, eine aktivere Rolle beim
Wiederaufbau zu übernehmen. Die-
ses Mandat muss zeitlich klar be-
grenzt werden. Den Irakern muss ein
fester Termin genannt werden, der
ihre Souveränität wieder herstellt
und sie der Kontrolle eines amerika-
nischen Prokonsuls enthebt. Glei-
ches gilt für den Abzug der Besat-
zungstruppen, wobei man sich dar-
über im Klaren sein muss, dass dies
nicht von heute auf morgen gesche-
hen kann.

Selbst bei diesem idealtypischen
Ansatz aber besteht die Gefahr, dass
der Irak durch weitere törichte Feh-
ler der Bush/Blair-Administration
und maßlose Forderungen der kurdi-
schen und shiitischen Granden  in
mehrere Teile fragmentiert. Im Hin-
blick auf Bushs Anti-Terror-Krieg
bleibt nur zu hoffen, dass er seine
Lektion gelernt hat und die Welt von
einem weiteren Desaster verschont
bleibt.
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lauf um die eigene Unschuld, Die Welt,
25. März 2004, S. 6

6    ebenda
7 Torsten Krauel, Ex-Minister O’Neill:

Bush hat einen Irak-Krieg von Anfang an
geplant, Die Welt, 12. Januar 2004, S. 4

8 Friedrich Mielke, US-Regierung nach
Madrid-Terror in der Defensive,
Schleswig-Holsteinische Landeszeitung,
17. März 2004, S. 2

9 ebenda; sowie Hans Blix, Mission Irak,
Wahrheit und Lügen, Droemer Verlag
München 2004

10 UNMOVIC = United Nations Monito-
ring, Verification and Inspection Com-
mission IAEO = International Atomic
Energy Organisation

11 mp, Wir haben fast alle falsch gelegen,
BW-Aktuell, 2. Februar 2004, S. 5

12 Hans Blix, Mission Irak, Wahrheit und
Lügen, Droemer Verlag München 2004,
S. 40-44, 66

13   C.G., Stiller Kampf „danach“, Die Tages-
post, 18. März 2004, S. 2

14 Wesley Clark, Das andere Amerika, Jen-
seits von Krieg und falschen Verspre-
chungen, Econ Verlag München 2004, S.
209 ff.

15 Die USA verhindern am 26. Februar
2004 eine Verurteilung Israels durch den
Weltsicherheitsrat mit ihrem Veto.
Deutschland enthielt sich der Stimme.

16 DT/KNA, Dramatische Lage der Christen
im Irak, Die Tagespost, 26. August 2003,
S. 4

17 DT/KAP, Für Amerikaner suspekt, für
Schiiten Freiwild, Die Tagespost, 24.
April 2003, S. 5

18 Die extreme iranische Shia bezeichnet
die USA als den „Großen Satan“.

19 Muktada Al Sadrs Miliz von einigen Tau-
send jungen Fanatikern ist nach dem
Mahdi, dem 12. Imam benannt, der 873
n.Chr. „ins Verborgene entrückt“ wurde
und als Messias zurückkehren wird.

20 Karin Lankefeld, Die Ungeduld wächst,
Rheinischer Merkur, 19. Februar 2004,
S. 5

21 Die Shiiten feiern das Ashura-Fest im
Gedenken an den 680 n.Chr. in der
Schlacht von Kerbela gefallenen Prophe-
tenenkel Imam Al Hussein Ibn Ali. Die
Gläubigen vollziehen unter Klagen und
Selbstgeiselungen die Leiden Husseins
nach.

22 Als Fatwa wird ein religiöses Edikt be-
zeichnet, das Verbindlichkeit für Musli-
me besitzt. In der Shia bedarf eine Fatwa,
die von Persönlichkeiten mit der Autori-
tät einer „Quelle der Nachahmung“
(Mardsha Al Taklid) erlassen wurde, kei-
ner weiteren Überprüfung. Al Sistani be-
sitzt diesen Autoritätsgrad.

 23 Thomas Heine, Ein Jahr danach: Iraker
zwischen Frust und Freiheit, Schleswig-
Holsteinische Landeszeitung, 17. März
2004, S. P2



10 AUFTRAG 254

SICHERHEIT UND FRIEDENSETHIK

Guter Terror – böser Terror
Selbstmord als Form politischen Kampfes – Versuch einer Deutung

DIETER KILIAN

In Bezug auf die Motive der Täter sind vier
Motivationsmuster zu erkennen: (1) politische Gründe
(z.B. nationaler Fanatismus), (2) religiöses Opfer-
begehren, um als Märtyrer des Glaubens in ein para-
diesisches Jenseits entrückt zu werden, (3) persönli-
che Motive (z.B. Rache für erlittene Verluste oder
Rückgewinnung der eigenen Ehre) und (4) Nach-
ahmung verehrter Attentäter, schlechte Lebens-
situation, psychische Defizite und eine generelle Ver-
rohung einer Gesellschaft im Krieg.

Die Gefahr des islamischen Terrorismus wird – ge-
messen an anderen Risiken – überzeichnet. Kaum je-
mand im Westen nimmt Hunger, Aids und Wasser-
mangel als Bedrohung zur Kenntnis. In Bezug auf
Eskalationsrisiko und Schadensniveau nimmt der in-
ternationale Terrorismus als globale Bedrohung kei-
nen der vorderen Plätze ein. Er ist eine ernste Gefahr,
doch nur eine unter mehreren und wahrscheinlich
nicht die gefährlichste.

Der Kampf gegen den Terrorismus, der bisher
weitgehend nur mit militärischen Mitteln geführt wur-
de, zeigt keine nennenswerten Erfolge. Die immensen
Kosten stehen in keinem Verhältnis zu dem nur mage-
ren Erfolg. Es ist eine Pattsituation entstanden.
Sicherheitspolitik darf sich nicht in Terrorbekämpfung
erschöpfen. Terrorismus kann nur eingedämmt, nicht
aber ausgemerzt werden. Wir müssen auch begrei-
fen, dass die Forderung nach Übertragung westlicher
Wertmaßstäbe auf andere Teile der Welt vielerorts als
arrogante Bevormundung angesehen wird. Durch den
bisherigen Einsatz der USA in Afghanistan und dem
Irak, sowie die Disparitäten im Nahen Osten dürften
wahrscheinlich mehr Terroristen „geboren“ als ver-
nichtet worden sein. Die Unterscheidung zwischen
„gutem und bösem“ Terror ist heuchlerisch. Die Ge-
fahr, dass der „Kampf der Kulturen“ von profitieren-
den Kräften auf beiden Seiten herbeigeredet wird, ist
latent vorhanden.

Nach eineinhalb Jahrtausenden der Konfrontation
hat Europa die Chance, den Weg zur Aussöhnung
zwischen Christentum und Islam zu ebnen. Die mode-
raten Kräfte in der muslimischen Welt, die weit in der
Überzahl sind, müssen gestärkt werden. Die Tatsache,
dass die muslimische Welt in Bezug auf Aussöhnungs-
gesten noch einen Nachholbedarf hat, darf diesen
Weg nicht blockieren. Der Kampf gegen die militanten
Islamisten ist ohne den Dialog mit der muslimischen
Welt zum Scheitern verurteilt. Europa, nicht die USA,
liegt an der Schnittstelle zwischen Christentum und Is-
lam. Der Weg zu Toleranz, Anerkennung und Aussöh-
nung ist noch weit, aber eine ausgewogene Politik des
Westens kann ihn einleiten.

Unsere Auseinandersetzung mit dem noch jun-
gen Phänomen des Terrors ist meist oberfläch-
lich und oft polemisch. Ursachen und Hinter-

gründe interessieren kaum. Warum sprengen sich
junge Männer und Frauen – am Anfang ihres Lebens
– selbst in die Luft? Wo liegen die Motive der Selbst-
mordattentäter? Sind es Verbrechen oder Kriegshand-
lungen?

Die meisten Muslime lehnen die Bezeichnung
„Selbstmordattentäter“ kategorisch ab und nennen
die Täter Märtyrer, weil der Koran, wie die meisten
Weltreligionen, Selbstmord und Mord verbietet. Unter
Terror wird die Anwendung von Gewalt, Einschüch-
terung, Nötigung, Erpressung, Strafe, Rache und Ver-
breitung von Schrecken zur Durchsetzung eigener
Herrschafts- und Wertvorstellungen verstanden.

Im folgenden Beitrag werden die Wurzeln der
Selbstmordattentate untersucht.  Erst in Verbindung
mit der Verbesserung der Waffentechnik, d.h. mit der
Entwicklung hochbrisanten Sprengstoffes, sowie welt-
weiter Verbreitung durch das Fernsehen erhielt der
Selbstmordanschlag seine höchste Wirkung. Der Ter-
rorismus ist mit den Medien eine Symbiose eingegan-
gen. Ersterer benutzt die Medien als willkommenes
Propagandainstrument, und letztere lassen sich be-
nutzen, verdienen sie doch gut daran.

Terror als Instrument und Waffe des Schwachen
war über lange Zeit ein Kampf, bei dem das Risiko so
niedrig wie möglich gehalten wurde. Der Selbstmord-
anschlag hingegen ist eine Abkehr von dieser Taktik
des Kampfes aus der Distanz. Bewusst werden perso-
nelle Ressourcen sprichwörtlich „verheizt.“ Je grausa-
mer die Tat, desto wirkungsvoller der mediale Effekt,
desto größer die Wirkung und damit der Druck auf
den Feind. Die Taten werden medial inszeniert.

Das Tötungsverbot des Koran bezieht sich auch
auf Selbstmord. Daher bedarf es einer ethischen
Rechtfertigung, die den Täter freispricht und Mord
und Massenmord vom Niveau des „normalen“ Ver-
brechens abheben. Die Täter beanspruchen ein höhe-
res Ziel, z.B. die Befreiung eines Volkes von Unterdrü-
ckung oder den Kampf gegen Armut. Darin spiegelt
sich der Opfergedanke wider.

Die Grenze zwischen legalem und illegalem Terror
ist fließend. Was heute noch Terrorismus ist, kann mor-
gen bereits Freiheitskampf heißen. In der Vergangen-
heit wurde dieser Wandel schon oft vollzogen.  Aus
Mördern werden Freiheitskämpfer. „Kriminelle“ von
einst werden hoffähig, übernehmen hohe Staatsämter
und erhalten den Friedensnobelpreis. Vor solch einem
Wandel stellt sich die Frage nach der Glaubwürdigkeit
des heutigen „Kampfes gegen den Terrorismus.“
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Frauen – am Anfang ihres Lebens –
selbst in die Luft und reißen wahllos
zahlreiche unschuldige Menschen,
Frauen und Kinder, in den Tod oder
fügen ihnen lebenslange, schwerste
Verletzungen und Behinderungen
zu? Die Tatsache, dass die verglüh-
ten Überreste jener Attentäter des
11. Septembers zusammen mit denen
ihrer zahllosen Opfer vermengt im
Staub von Ground Zero ruhen, wirkt
– trotz allen Schreckens – im Tode
versöhnend.

Terror war und ist in der Krieg-
führung stets das Instrument des
Schwächeren. Vormals waren es
Flugzeugentführungen und Auto-
bomben. Doch seit 1994 und
besonders während der zweiten Inti-
fada1 werden im Kampf zwischen Pa-
lästinensern und dem israelischen
Staat, aber auch im Irak und Russ-
land zunehmend junge Menschen
eingesetzt, die sich mit ihren Opfern
in den Tod reißen. War es noch bis
vor kurzem ausschließlich eine Auf-
gabe für Männer, so häufen sich nun
die Fälle, in denen auch junge Frau-
en dies ausführen.2 Die Sicherheits-
maßnahmen, bisher nur auf Männer
ausgerichtet, müssen nun auch auf
Frauen ausgedehnt werden. Wenn
sich dieser Trend fortsetzt, werden
bald schwangere Frauen und Frauen
mit kleinen Kindern auf diese Weise
ihr Leben einsetzen, eine bedrücken-
de Perspektive. Aber noch schärfere
Sicherheitsvorkehrungen bedeuten
weitere Demütigung und Entehrung,
was wiederum die Bereitschaft zu
Selbstmordanschlägen erhöhen dürf-
te – ein Teufelskreis.

Der gewaltsame Widerstand soll
sich gegen die Besatzungsarmee und
nicht gegen Unschuldige richten.
Doch aus der Sicht der Täter gibt es
keine Unschuldigen; sie werden in-
strumentalisiert, gerade wegen ihrer
Wehrlosigkeit angegriffen und in den
Kampf einbezogen. Wo liegen die
Motive der Selbstmordattentäter?
Handelt es sich um Verbrechen oder
Kriegshandlungen? Sind es brutale
Mörder oder Widerstandskämpfer,
Märtyrer oder Marionetten? Sind es
verirrte, verführte, indoktrinierte Ju-
gendliche oder fanatische Kämpfer?
Weshalb sind es ausschließlich jun-
ge Menschen am Anfang ihres Le-
bens, die eigentlich die Zukunft ihres
Landes gestalten sollten und nicht äl-
tere Menschen? Gehen sie freiwillig

in den Tod oder werden sie gezwun-
gen? Wer sind die Hintermänner und
welchen Einfluss üben sie aus? Ha-
ben Eltern, Familien in ihrem Er-
ziehungsauftrag versagt? Die meisten
dieser Fragen werden unbeantwortet
bleiben, denn es gibt keine fundier-
ten Untersuchungen – es werden nur
Erklärungsversuche bleiben. Die
Widerstandsbewegungen3 sind Trä-
ger und Organisationsgrundlage des
Terrors. Ihre Politik, ein diffuses Ge-
misch aus Nationalismus und Religi-
on, wird zum einen dazu benutzt, um
die notwendige Solidarität der musli-
mischen Welt zu garantieren. Zum
anderen bildet sie die Basis für die
erforderliche Fanatisierung. Aller-
dings darf hierbei nicht übersehen
werden, dass deren Wirksamkeit erst
durch die unausgewogenen Politik
der Gegenseite (d.h. vor allem der
USA und Israels, bzw. Russlands)
und die hoffnungslose wirtschaftliche
Lage ihre höchste Ausprägung er-
fährt. Dies bedeutet, dass diese Län-
der eine gewisse Mitschuld an den
Attentaten tragen.4

Definition

Als Selbsttötung (beschönigend:
Freitod) bezeichnet man eine eigen-
mächtige Handlung in der Absicht,
sich durch sie zu töten. Die Grenze
zwischen dem natürlichen Sterben und
dem Freitod ist oft fließend (Abb. 1,
s.S. 12). Der Selbstmordanschlag ist
eine Form der Selbsttötung, bei der
der Täter den Verlust seines eigenen
Lebens und den anderer Menschen

Einleitung

Am 4. Oktober 2003 sprengte
sich Hanadi Dscharadat, eine
neunundzwanzigjährige Jura-

studentin, im Restaurant „Maxim“ in
Haifa in die Luft und riss 19 Besu-
cher mit in den Tod. Grund des An-
schlages soll Rache dafür gewesen
sein, dass israelische Soldaten am
12. Juni ihren Bruder Fadi im Haus
der Familie bei einer Razzia erschos-
sen hätten. Das Restaurant gehörte
keinem israelischen Besitzer, son-
dern einer christlichen Palästinen-
serfamilie.

Mit Unverständnis und Fassungs-
losigkeit hören und sehen wir Nach-
richten dieser Art: von Bombenan-
schlägen, von zerborstenen Bussen,
zerstörten Cafés. Weinende israeli-
sche Eltern stehen am Grab ihrer
Kinder, die zur Schule fahren oder
sich mit Freunden treffen wollten,
aber nicht mehr heimkamen. Unter-
wegs trafen sie auf einen palästinen-
sischen Jugendlichen, den sie nie
zuvor gesehen hatten, der aber ihr
Schicksal und das ihrer Familien auf
schreckliche Weise bestimmen wür-
de. Seit geraumer Zeit mehren sich
auch im US-besetzten Irak die
Selbstmordanschläge. Es ist eine Art
des Kampfes, die westlichen Vorstel-
lungen diametral gegenübersteht.
Unsere Trauer richtet sich daher auf
die Opfer, doch was ist mit den Tä-
tern, die Opfer zugleich sind?

Unsere Auseinandersetzung mit
diesem noch jungen Phänomen des
Terrors ist meist oberflächlich und
wird zudem nicht selten polemisch
geführt. Ursachen und Hintergründe
interessieren kaum – es sind eben
Terroristen, Muslime obendrein mit
einer uns nicht zugänglichen Denk-
weise – eine irrationale Furcht vor
dem Fremden klingt unterschwellig
durch. Die Anschläge des 11. Sep-
tember – auch jene Attentäter gehö-
ren zu dieser Rubrik – haben unsere
Abscheu vor dieser Form des Terrors
noch verstärkt. Es sind Massenmör-
der hieß es, die außerhalb der Ge-
sellschaft stehen, die mit allen Mit-
teln bekämpft werden müssen. Unse-
re aufgeklärte Sicht der Dinge, demo-
kratisch und sogar bisweilen ein we-
nig christlich geprägt, wird mit Vor-
urteilen vermischt. Warum aber
sprengen sich junge Männer und

Gliederung
• Einleitung
• Definition
• Ursprünge
• Kampf aus der Nähe
• Selbstmord als Protest
• Religiöse und ethische

Aspekte
• Terror und Legalität
• Helden oder Feiglinge
• Schluss
• Anmerkungen und

Quellenhinweise



12 AUFTRAG 254

SICHERHEIT UND FRIEDENSETHIK

in Kauf nimmt. Die Opfer stehen dem
Attentäter fern, gelten aber oft als an-
onyme Vertreter politischer und reli-
giöser Feindbilder. Der Anschlag er-
folgt meist durch Sprengstoff, der am
Körper versteckt oder in einem Fahr-
zeug/Flugzeug gelagert ist und vom
Attentäter selbst gezündet wird. Ziele
eines Selbstmordanschlages sind,
Objekte zu zerstören, die Öffentlich-
keit auf einen Sachverhalt aufmerk-
sam zu machen und damit Druck auf
die Gegenseite auszuüben.

Die meisten Muslime lehnen die
Bezeichnung „Selbstmordattentäter“
kategorisch ab und nennen die Täter
Märtyrer, „Shaheed,“5 weil der Ko-
ran, wie die meisten Weltreligionen,
Selbstmord und Mord verbietet,6 und
die Bezeichnung (z.B. „suicide
bombing“ im Englischen) weder der
Motivation noch der Zielsetzung ge-
recht wird.7 Unter Terror wird die
Anwendung von Gewalt, Einschüch-
terung, Nötigung, Erpressung, Strafe,
Rache und Verbreitung von Schre-
cken zur Durchsetzung eigener Herr-
schafts- und Wertvorstellungen ver-
standen; damit ist Terrorismus die
Fortsetzung der Politik mit den Mit-
teln des Terrors. Doch eine verbind-
liche Definition gibt es nicht; die
Weltgemeinschaft konnte sich bisher
nicht auf eine Festlegung einigen,
weil in vielen Teilen der Welt der
Terror de facto als eine Form des

Guerillakrieges genutzt wird. Wo
verläuft die Grenze zu legalem Wi-
derstand ? Wie ist Terror einzuord-
nen, der von der Staatsmacht selbst
ausgeht?

Ursprünge

Ihre historischen Wurzeln haben
die Selbstmordattentate bei den
Circumcellionen, den Assassinen
und in der japanischen Samurai-Tra-
dition. Circumcellionen und vor al-
lem die Assassine kann man am
ehesten mit den heutigen Selb-
stmordattentätern vergleichen. Die
japanischen Kamikaze hingegen wa-
ren Soldaten in Uniform, hatten
Kombattantenstatus, ihre Angriffe
fanden im Rahmen regulärer Kriegs-
handlungen statt und hatten primär
keinen religiösen Hintergrund.

Die Bewegung der Circumcelli-
onen8 entstand im Jahre 320 n.Chr.
in Nordafrika durch einen Armuts-
aufstand der Kolonen.9 Sie schlossen
sich den ebenfalls antirömischen
Donatisten10, besonders deren Unter-
gruppe, den Agonistikern11, an und
bildeten paramilitärische Gruppen.
Diese verbanden sozialen mit religiö-
sem Protest. Ihre Anhänger strebten
aktiv danach, selbst den Märtyrertod
erleiden zu dürfen. Sie suchten den
Tod, glaubten sie doch, Gottes Werk
auszuführen; die Ähnlichkeit der

Denkweise mit den islamistischen
Extremisten ist frappant. Ihre Märty-
rer genossen hohe Verehrung. Sie
nannten sich selbst „Heilige“ und
ihre Führer „Häupter der Heiligen“
und wurden darauf eingeschworen,
jedes Unrecht mit Gegenterror zu
verfolgen. Sie sahen Herrschende,
Priester und die besitzende Klasse
als Helfer des Teufels an. Heute gel-
ten die Circumcellionen – je nach
Standpunkt – als erste christliche re-
volutionäre Gruppe, die für die Be-
seitigung der aus ihrer Sicht ungerech-
ten Gesellschaftsordnung kämpfte
oder als fanatische religiöse Terroris-
ten. Ihre kompromisslose Gewaltbe-
reitschaft verhinderte eine theologi-
sche Auseinandersetzung mit ihnen,
obwohl der Kirchlehrer Augustinus
dies ohne Erfolg versuchte.12 Die
Cirumcellionen überlebten zwar die
Verfolgung durch Römer und Vanda-
len, doch im 7. Jahrhundert – zur
Zeit der Verbreitung des Islam in
Nordafrika – verliert sich ihre Ge-
schichte.

Die schiitische Geheimsekte der
Assassinen13 war eine gefürchtete
muslimische Terrororganisation im
Mittelalter. Ihr Führer, Hassan Bin
Sabbah, genannt „der Alte vom
Berg“ steuerte von der Felsenfestung
Alamut im heutigen Iran fanatische
Todeskommandos gegen seine Fein-
de, Gläubige und Ungläubige.

Selbstmord
wegen : 

*  Krankheit,

*  Familienzwist,

*  Liebeskummer,

*  sozialer Probleme,

*  wirtschaftlicher Not             

und

*  Geistesverwirrung

Formen des Sterbens

Protest - Selbstmord 
als Anklage gegen 

gravierende

*  politische, 

*  soziale, 

*  gesellschaftliche und

*  religiöse Defizite

( nicht selten in Form der 
Selbstverbrennung ) 

Selbstmordanschlag

als Form der Kriegführung    

(Selbsttötung bei gleichzeitiger  
und vorsätzlicher Tötung Dritter)    

Abbildung  1

Tod
durch :

*  Alter, 

*  Krankheit,

*  Unfall,

*  Naturkatastrophe,

*  Verbrechen und             

*  Krieg

Grenze zum Selbstmord  fließend
im Sinne „Grober Fahrlässigkeit“

Tod
durch : 

*  Leichtsinn,

*  Abenteuerlust,

*  falsche 

Einschätzung

der Gefahr

Freiwilliger Opfertod
z. B. aus Gründen 

*  des Lebensrettens,

*  der Sühne wegen  

schwerer Schuld,

*  aus Scham  oder

*  zur Bewahrung der

eigenen Würde

natürlich/ unfreiwillig/ fahrlässig  freiwillig  /  vorsätzlich
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Im 2. Weltkrieg schuf Admiral
Takijiro Onishi14 eine Spezialtruppe,
deren Piloten („Kamikaze“ = „gött-
licher Wind“) in der Tradition der ja-
panischen Kriegerkaste der Samurai
freiwillig15 ihre mit Sprengstoff ge-
füllten Sturzbomber direkt auf US-
Schiffe lenkten und sich dort in die
Luft sprengten. Die ersten Angriffe
dieser Art fanden im Kampf um die
Philippinen im Jahre 1944 statt. Bis
zur japanischen Kapitulation wurden
mehr als 3.000 „Kamikaze-Sorties“
geflogen.

Am 6. April 1994, 40 Tage nach-
dem ein israelischer Terrorist 29 Pa-
lästinenser während des Ramadan-
gebetes in der Ibrahimi Moschee in
Hebron erschossen hatte, kam es als
Vergeltung zum ersten palästinensi-
schen Selbstmordanschlag in der is-
raelischen Stadt Afula, bei dem neun
Menschen getötet wurden. Dies hatte
Nachahmer, und fand ihren bisher
spektakulärsten Höhepunkt in den
Anschlägen des 11. Septembers
2001 in den USA. Seitdem ist ihre
Zahl in einigen Brennpunkten signi-
fikant angestiegen, so u.a. durch Ak-
tionen der Terrororganisationen His-
bollah16, Islamischer Dschihad,
Hamas17 und der Al-Aqsa-Briga-
den18, aber auch von Tschetschenen
in Russland bzw. in Tschetschenien
selbst und seit geraumer Zeit
ebenfalls im besetzten Irak. Die Zahl
der Opfer steigt stetig, und durch
Terror und Gegenterror hat sich der
Teufelskreis von Leid und Tod, Zer-
störung, Demütigung, Erniedrigung
und Rekrutierung neuer Täter ge-
schlossen. Für beide Seiten ist es ein
„Nullsummenspiel,“ bei dem keine
Seite gewinnen kann.

Selbstmord als Instrument des
Kampfes hatte bis in die Neuzeit nur
örtliche und damit eine recht be-
grenzte Bedeutung. Erst in Verbin-
dung mit der Verbesserung der
Waffentechnik, d.h. mit der Entwick-
lung hochbrisanten Sprengstoffes,
sowie weltweiter Verbreitung durch
das Fernsehen erhielt der Selbst-
mordanschlag seine höchste Wir-
kung. Der Terrorismus ist mit den
Medien eine Symbiose eingegangen.
Ersterer benutzt die Medien als will-
kommenes Propagandainstrument,
und letztere lassen sich benutzen,
verdienen sie doch daran. Nicht nur
„sex sells,“ sondern auch Terror.

Kampf aus der Nähe

Terror als Instrument und Waffe
des Schwachen gegen den Mächtigen
war über lange Zeit ein Kampf, bei
dem das Risiko so niedrig wie mög-
lich gehalten werden sollte, denn
schwach sein bedeutete zumeist auch
zahlenmäßige Unterlegenheit. Daher
galt es, personelle Ressourcen zu
schonen. Man kämpfte aus der Dis-
tanz, mit fern gezündeten Bomben
und aus dem Hinterhalt, der sichere
Fluchtwege freihielt. Die Operatio-
nen richteten sich gezielt gegen die
direkten Feinde, d.h. gegen Besat-
zungsmacht, Armee, Polizei und
sonstige Vertreter der Staatsmacht.

Der Selbstmordanschlag hinge-
gen ist eine Abkehr von dieser Taktik
des Kampfes aus der Distanz. Er ist
ein Element der Eskalation. Bewusst
werden personelle Ressourcen
sprichwörtlich „verheizt,“ der Kampf
wird direkt geführt und richtet sich
vor allem gegen Objekte, die unge-
schützt oder nur schwer zu schützen
sind. Somit trifft ein Anschlag
zumeist Unschuldige. Wenn dabei
auch direkte Feinde getroffen wer-
den, ist dies gut, aber nicht notwen-
dig. Es ist ein wahlloses Töten. Frau-
en und Kinder, und selbst eigene
Landleute und Glaubensbrüder wer-
den nicht geschont. Je grausamer die
Tat, desto wirkungsvoller der media-
le Effekt, desto größer die Wirkung
und damit der Druck auf den Feind.
Gegenüber dem konventionell ge-
führten Bürgerkrieg oder herkömmli-
chen Terroroperationen hat diese
Taktik des Selbstmordanschlages
große Vorteile. Zum einen wird eine
hohe Zielgenauigkeit der Operation
garantiert, zum anderen brauchen
Flucht und Schutz des Attentäter
nicht geplant und organisiert zu wer-
den. Selbst der Misserfolg, die vor-
zeitige Zündung des Sprengsatzes,
wird als Erfolg eingestuft. Nur der
genaue Schaden ist nicht planbar,
wird aber durch anhaltende Verunsi-
cherung und ein permanent hohes,
sprich kostenintensives Niveau der
vorbeugenden Sicherheitsmaßnah-
men, die aber letztlich nutzlos sind,
ausgeglichen. Nur selten stoppen
Schutzmaßnahmen die Ausführung
der Tat. Nachrichtendienstliche An-
sätze wie z.B. das Eindringen in die
Terrorzellen, sind nahezu erfolglos

und ebenso wenig greifen Belohnun-
gen für Verrat. Panik und Hysterie
unter der Zivilbevölkerung sind inte-
grale Bestandteile terroristischer
Taktik. Die Terroristen zehren vom
„Ruhm und Erfolg“ ihrer Aktionen.
Vor allem der 11. September hat dies
deutlich gemacht. Sie können jahre-
lang auf ähnlich spektakuläre An-
schläge verzichten; allein die Andro-
hung eines Anschlages löst beim
Gegner vielfältige und teure Reaktio-
nen aus und zwingt ihn zum Agieren.
Terroristen hingegen haben das Ge-
setz des Handelns auf ihrer Seite.
Die Fahndung nach den Hintermän-
nern ist schwierig. Die israelische
Antwort, die Familien der Täter in
Sippenhaft zu nehmen und die Zer-
störung ihrer Häuser ist – abgesehen
vom massiven Verstoß gegen rechts-
staatliche Grundsätze – langfristig
wirkungslos, schafft aber neue Atten-
täter.19

Kampf aus der Nähe hat noch ei-
nen anderen Aspekt: nicht nur Täter
und Opfer, auch die Weltöffentlich-
keit erlebt den Terror aus der Nähe.
Da die Medien das Leid verzugslos
um die Welt transportieren, werden
die Taten medial inszeniert. Die Bot-
schaft der Terroristen lautet: „Wir
bringen den Terror zu euch, in eure
heile Welt!“20 Allein der Wechsel
von Drohung und Anschlag reicht,
um Angst zu schüren und Druck auf
die Regierung des betroffenen Staa-
tes auszuüben.

Selbstmord als Protest

Es mutet eigenartig an, dass die-
se Form des Attentats, obwohl westli-
chem Denken fremd und christlichen
Grundsätzen entgegengerichtet, zum
ersten Mal bei der Beseitigung
Hitlers geplant wurde. Grund dafür
dürfte gewesen sein, dass es bei dem
hohen Standard der Sicherheits-
maßnahmen keine andere Möglich-
keit gab, einen Anschlag erfolgreich
umzusetzen. Das Überraschungs-
moment bestand im Selbstopfer des
Attentäter, mit dem niemand rechne-
te. Dass die Vorhaben letztlich nicht
umgesetzt werden konnten, lag an
Gründen, die die Attentäter nicht
vorherzusehen vermochten. Im Un-
terschied zu den heutigen Anschlä-
gen im Nahen Osten, bei denen Un-
schuldige zu Opfern werden, war bei
diesen geplanten Attentaten einzig
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die Person Hitlers das Ziel. Der Tod
Dritter sollte weitgehend vermieden
werden. Dies war auch dadurch si-
chergestellt, dass die Sprengstoff-
menge relativ gering war.

Der erste Versuch war am 11.
November 1939 geplant. Legations-
rat Dr. Erich Kordt21 wollte sich mit
Hitler in der Reichskanzlei in die
Luft sprengen.22 Der zweite Versuch,
Hitler zu töten, sollte am 21. März
1943 stattfinden. An diesem Tag war
eine Vorführung von Beutewaffen der
Heeresgruppe Mitte im Berliner
Zeughaus für Hitler vorgesehen. Der
achtunddreißigjährige Oberst Ru-
dolph-Christoph von Gersdorff23

wollte in Hitlers nächster Nähe eine,
in seiner Jackentasche versteckte
Bombe zünden. Doch Hitler verließ
die Ausstellung vorzeitig, bevor der
Zeitzünder wirksam wurde. Gersdorff
gelang es gerade noch, die Bombe
auf der Toilette zu entschärfen.

Auch der dritte Versuch schei-
terte. Am 16. Dezember 1943 soll
Hitler bei einer Vorführung von
Winteruniformen anwesend sein.
Hauptmann Axel von dem Bussche
(Bataillonskommandeur im Infante-
rieregiment 9 – IR 9) hatte sich als
„Modell“ einteilen lassen. Mit zwei
Handgranaten in der Tasche wollte er
sich auf Hitler stürzen und ihn bis
zur Detonation umklammert halten.
Doch der Güterwaggon, in dem die
Uniformen gelagert waren, verbrann-
te in der Nacht zuvor unter briti-
schem Bombenhagel. Die Vorfüh-
rung wurde daraufhin abgesetzt.

Beim vierten Versuch am 11. Fe-
bruar 1944 sollte Leutnant Ewald
Heinrich von Kleist (ebenfalls IR 9)
von dem Bussches Stelle bei einer
neu angesetzten Uniformvorführung
einnehmen. Doch Hitler sagte kurz-
fristig ab. Einen Monat später kam es
zum letzten Versuch. Am 11. März
1944 begleitete Hauptmann von
Breitenbuch als Ordonnanzoffizier
Generalfeldmarschall Busch auf den
Berghof. Ohne Wissen des Feldmar-
schalls trug er eine entsicherte (zwei-
te) Pistole in seiner Hose verborgen,
mit der er Hitler aus nächster Nähe
erschießen wollte, bevor die SS-Leib-
wache ihn seinerseits töten würde.
Doch an diesem Tage durfte keiner
der Ordonnanzoffiziere die Generale
begleiten.24

Erst in der zweiten Hälfte des 20.
Jahrhunderts, d.h. mit den Bild-

medien und ihrer weltweiten Ver-
breitung, gewannen Selbstmordan-
schläge durch die Macht der Bilder
erheblich an Gewicht. Die Entwick-
lung vollzog sich langsam, aber ste-
tig. So erzielte z.B. das wiederholte
Fasten Mahatma Gandhis (1869-
1948)25 und die damit verbundene
potentielle Drohung, dadurch zu ster-
ben, zwar in der indischen Öffent-
lichkeit eine große und auch schlich-
tende Wirkung, hatte aber nur gerin-
gen Einfluss auf die britische Politik
in Indien.

Der erste politisch motivierte
Selbstmord, als Selbstverbrennung
inszeniert, erfolgte zwei Jahrzehnte
später in Südvietnam unter den Au-
gen der Weltpresse. Im Jahre 1963
eskalierte der Konflikt zwischen dem
katholischen Präsidenten Ngo Dinh
Diem (1901-1963)26 und dem bud-
dhistischen Klerus. Diem hatte einen
beabsichtigten Flaggensschmuck
zum 2587. Geburtstag Buddhas ver-
boten. Am 8. Mai 1963 kam es in der
alten Kaiserstadt Hué zu blutigen
Zwischenfällen, bei denen die Armee
auf protestierende buddhistische De-
monstranten schoss. Es gab zahlrei-
che Tote. Dies führte wenig später
zur spektakulären Selbstverbrennung
des hohen buddhistischen Würden-
trägers Quang Duc in Saigon, dem
bald weitere rituelle Selbstmorde bud-
dhistischer Mönche folgten. Die Aus-
einandersetzungen endeten schließ-
lich mit dem Sturz und der Ermordung
Diems.

Der nächste Protest-Selbstmord,
der weltweite Aufmerksamkeit fand,
erfolgte ebenfalls als Selbstver-
brennung. Wenige Monate nach dem
Einmarsch der sowjetischen Truppen
in die CSSR im August 1968 ver-
brannte sich Jan Palach am Wenzels-
platz in Prag im Januar 1969. Er ver-
stand seine Tat als Aufschrei dage-
gen, dass sich die Mehrheit der Ge-
sellschaft in der Tschechoslowakei
an die sowjetische Besatzung und die
Verschärfung des kommunistischen
Regimes nach der Niederschlagung
des Prager Frühlings im August 1968
gewöhnt und den neuen Verhältnis-
sen angepasst hatte.27 Ihm folgten in
den nächsten Monaten weitere junge
Männer, die sich „lebendige Fa-
ckeln“28 nannten. Ihre Namen sind
heute vergessen. Vergeblich versuch-
ten die kommunistischen Machthaber
damals, Palach für geistesgestört zu

erklären. Im Volk wurde er zum
Nationalhelden, dessen Tat bis heute
etwas Heroisches an sich hat.

Im Christentum bezieht die Tra-
dition das biblische Tötungsverbot
auch auf den Selbstmord, und die ka-
tholische Sittenlehre lehnt diesen da-
her entschieden ab. Überdies ist
westlichem Gedankengut die Idee
des Selbstmordes aus Protest gegen
unerträgliche politische Zustände
fremd. Gleichwohl gab es – neben
den erwähnten geplanten Anschlägen
auf Hitler – auch bei uns zwei vollen-
dete spektakuläre Protestaktionen
von Geistlichen. Am 18. August
1976 kam es zur ersten Selbstver-
brennung in Deutschland: aus Pro-
test gegen die Unterdrückung der
Kirche in der DDR zündete sich in
Zeitz der evangelische Pfarrer Oskar
Brüsewitz öffentlich an. Er hatte sich
im Talar vor die Michaeliskirche ge-
stellt, dort ein Transparent entrollt,
sich mit Benzin übergossen und dann
angezündet. Vier Tage später starb er
mit 47 Jahren in einem Hallenser
Krankenhaus an den Folgen der
schweren Verbrennungen. Zwei Jah-
re später, 1978, zündete sich eben-
falls in der DDR ein zweiter evange-
lischer Pfarrer, Rolf Günther, wäh-
rend eines Gottesdienstes vor 300
Gläubigen im vogtländischen Fal-
kenstein an. Grund sollen kirchen-
interne Konflikte gewesen sein. Doch
ihr Protest fand bei uns keinen Nach-
hall, kaum jemand kennt heute noch
ihre Namen.

Am 6. Mai 1998 tötete sich sogar
ein katholischer Bischof aus Protest,
dass einer seiner Gläubigen wegen
Gotteslästerung durch ein pakistani-
sches Gericht zum Tode verurteilt
worden war. Der Bischof von Faisala-
bad, John Joseph29, erschoss sich im
Gerichtsgebäude – ein bisher einma-
liger Schritt eines hohen katholischen
Würdenträgers. Auch diese Aktion
fiel in Kirche und Gesellschaft weitge-
hend der Vergessenheit anheim.

Bei allem Entsetzen, das diese
Bilder verursachen, bleiben es
immer nur moralische Demonstratio-
nen, die ihre Wirkung auf die Öffent-
lichkeit kurzzeitig nicht verfehlen,
aber an den Zuständen, gegen die
protestiert wird, kaum etwas ändern.
Hinzukommt, dass diese Selbstopfer
zwar Aufmerksamkeit erregen, aber
keine Mitmenschen gefährden, da
die medienträchtigen Elemente Sen-
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sation und Grausamkeit fehlen. Oft
sogar werden die Täter als geistig
verwirrte Menschen dargestellt. Die
Zahl der Selbstmordattentate ist seit
Mitte der 90-er Jahre in einigen
Brennpunkten signifikant angestie-
gen, und am 11. September 2001
kam der bisherige Höhepunkt. Eine
kleine Gruppe von Attentätern zwang
eine Weltmacht in die Knie und de-
mütigte sie in einer Weise, die un-
auslöschlich in den Annalen der Ge-
schichte bleiben wird. Davor verblas-
sen, bei aller Grausamkeit und allem
Leid, die Attentate von Palästinen-
sern in Israel und von Tschetschenen
in Russland. Seit jüngster Zeit wird
diese Taktik auch im besetzten Irak
angewandt. Auch dort sind die
Sicherheitskräfte ähnlich hilflos wie
in Israel oder den Palästinenser-
gebieten.

Religiöse und ethische Aspekte

Opfer und Gebet sind die „ältes-
ten und wesentlichsten Formen des
Kultes.“30 Die Bandbreite der ver-
schiedenen Opfer ist groß.31 Fast alle
Weltreligionen kennen das Selbst-
opfer, dem Schöpfer, aber auch Drit-
ten gegenüber oder eines hohen Wer-
tes willen, wobei es – wie die Askese
oder das Keuschheitsgelübde – auch
in sublimierter Form geleistet wer-
den kann. Bei den Römern besaß das
Selbstopfer („devotio“) einen hohen
Stellenwert. Die Grenze zwischen
Selbstopfer und Selbsttötung, die
man als eine Variante des Blutopfers
bezeichnen kann, ist bisweilen nicht
exakt zu ziehen. Allerdings ist der
Selbstmord in den meisten Weltreli-
gionen verboten. Leben ist ein Ge-
schenk des Schöpfers, und seine frei-
willige Rückgabe an den Schenken-
den, an Gott, ergibt keinen Sinn und
erscheint als arroganter Affront. Der
Buddhismus32 z.B. erlaubt ihn nur
dann, wenn keine weitere Existenz
mehr zu durchlaufen und das Nirwa-
na mit Hilfe des Selbstmordes er-
reicht werden kann. Ähnlichen Be-
schränkungen unterliegt z.B. das
Fasten bis zum Tode im Dschainis-
mus.33

Das altruistische34 Selbstopfer
als Form der Selbsttötung ist nicht
selten: Soldaten haben sich in Krieg
und Frieden für Kameraden und ihr
Land geopfert (z.B. haben sie allein
eine Stellung gehalten oder sich auf

eine Handgranate geworfen, um Ka-
meraden das Leben zu retten.35 El-
tern haben ihr Leben für ihre Kinder
geopfert (z.B. durch Organspende
mit hohem Risiko). Dies bedeutet,
dass diese Form durchaus auch im
Sinne des guten Hirten, der „sein Le-
ben für seine Schafe gibt,“36 gerecht-
fertigt werden kann. Nach unserer
westlichen Denkweise müssten es
die Älteren sein, wenn Menschen
überhaupt auf diese grausame Weise
für eine bessere Zukunft kämpfen,
die zu diesem Mittel greifen, um das
Leben ihrer Kinder erträglicher zu
machen. Bei den geplanten Attenta-
ten gegen Hitler waren es ältere Men-
schen. Doch die muslimischen
Selbstmordattentäter sind ausnahms-
los junge Männer und Frauen, die ihr
Leben noch vor sich haben. Dieser
Widerspruch ist – wenn überhaupt –
in erster Linie aus der patriarchali-
schen Familienstruktur erklärbar
und hat keine religiöse Dimension.
Ein weiterer Grund könnte sein, dass
es in der Einschätzung vieler Jugend-
licher eben keine Zukunft gibt, die es
zu gestalten gilt.

Das Tötungsverbot des Koran37

bezieht sich nicht nur auf die Fremd-
tötung, sondern auch auf den Selbst-
mord („qatl-an-nafsihi“). Daher be-
darf es einer ethischen Rechtferti-
gung, die den Täter von der Selbsttö-
tung freispricht, und um
Mord und Massenmord
vom Niveau des „norma-
len“ Verbrechens abzu-
heben. Daher beanspru-
chen die Täter stets ein
höheres Ziel, z.B. die
Befreiung eines Volkes
oder eine Landes von
Unterdrückung durch
ein anderes Volk oder
den Kampf gegen Armut
und soziale Ungerechtig-
keit. Darin spiegelt sich
der Opfergedanke wider:
die Attentäter geben ihr
Leben für die Gemein-
schaft ihres Volkes und
ihrer Religion hin, um
diesem höheren Ziel zu
dienen. Sie treten damit
aus der Rolle des lethar-
gisch abwartenden Op-
fers, werden zu Kämp-
fern und erhalten im Tod
ihre und die Würde ihrer
Gemeinschaft zurück.

Am Beispiel des Palästinenser-
staates wird dies deutlich. Dieser ist
bislang eine Fiktion geblieben, ein
nicht lebensfähiger Torso, und so
sind dessen Bürger auf der Suche
nach ihrer Identität. Nach der
Staatslehre besteht ein staatliches
Gebilde aus den drei Elementen
Staatsvolk, Staatsmacht und Staats-
raum. Im Falle Palästinas ist allein
das Staatsvolk vorhanden. Die
Staatsmacht hingegen ist nur rudi-
mentär und soweit vorhanden, wie
es die israelische Regierung zuge-
steht. Überdies ist sie privatisiert,
denn das Gewaltmonopol liegt weit-
gehend in den Händen diverser
Widerstandsgruppen, die einen
Staat im Staate bilden. Der Staats-
raum ist zerstückelt und von schlei-
chender Erosion durch die israeli-
sche Siedlungspolitik bedroht. Der
Palästinenserstaat besteht nur aus
einem isolierten, gedemütigten Prä-
sidenten, einer Nationalhymne, ei-
ner Flagge und einem vielfach ge-
teilten Staatsgebiet – zu wenig, um
integrationsbildend zu wirken. Ge-
rade dies aber ist dringend notwen-
dig, denn das „Staatsgebilde“ ist
jung. Bis zur Gründung des Staates
Israels, lebten die Palästinenser in
ihren Stammes- und Familienver-
bindungen. Sie verstanden sich als
Araber, nicht als Palästinenser. Ihre

Mein Land, Land meiner Väter, mein Land, mein Land !
Mein Land, meine Nation, Nation der Ewigkeit !

Mit meiner Entschlossenheit, meinem Feuer, der Glut meiner Rache
und mit der Sehnsucht meines Blutes nach meinem Land, meiner Heimat
habe ich Berge erklommen und Kriege geführt,
Unmögliches habe ich gewonnen und Grenzen überschritten.

Mein Land, mein Land, Nation der Ewigkeit,
Mit der Energie des Windes, dem Feuer der Gewehre
Und der Bestimmung meines Volkes im Land des Kampfes.

Palästina, meine Heimat, mein Feuer, meine Rache –
ewiges Land. Mein Land, mein Land, Nation der Ewigkeit !

Im Schatten der Flagge schwöre ich meinem Land und Volk mit
brennendem Schmerz:
Ich will als Freiheitskämpfer ) *  leben,
Ich will als Freiheitskämpfer )*  voranschreiten,
Ich will als Freiheitskämpfer )*  scheiden
Bis einst ich zurückkehre.

Mein Land, mein Land, Nation der Ewigkeit!

)* im arabischen Original „fida´i“ = jemand, der sich opfert (bes.  für das Vaterland)

Die Nationalhymne Palästinas

Abbildung  2
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nationale Identität gewannen sie
erst durch die Konfrontation mit Is-
rael.38 Der Text der Nationalhymne
Palästinas drückt diesen Zwiespalt
deutlich aus. Pathetisch beginnt sie
mit „Biladi, biladi!“ („Mein Land,
mein Land!“) und endet mit dem
Schwur, als Freiheitskämpfer39 zu
leben und zu sterben. Der Mantel
des Duldenden wird abgeworfen.
Rache und Kampf werden zu inte-
gralen Elementen der Nationen-
findung. Die Hymne enthält übri-
gens keinerlei religiöse Bezüge
(Abb. 2, S. 15). Zusätzlich bedarf es
beim Täter einer umfunktionierten
Werteorientierung, die den Massen-
mord unbeteiligter Dritter, auch ei-
gener Glaubensbrüder40, als legitim
rechtfertigt. Nur, wenn die Grund-
normen der Menschlichkeit, die im
Übrigen kultur- und religionsunab-
hängig sind, verschoben werden, ist
der Attentäter bereit, skrupellos ein
Blutbad auch unter Frauen und Kin-
dern anzurichten. Ein treibendes
Element hierbei könnte die Rache

für persönlich, innerhalb der Fami-
lie und im Freundeskreis erlittenes
Leid und Unrecht sein. Bei aller
Verurteilung kann man nicht leug-
nen, dass sich ein Selbstmordan-
schlag von einem anonymen Bom-
benleger, der nach der Tat uner-
kannt verschwindet, abgrenzt. Wäh-
rend letzterer bisweilen nach dem
Anschlag sich durch ein Bekenner-
schreiben zur Tat bekennt, stellt
sich der Selbstmordattentäter dieser
Verantwortung, indem er sein Leben
bei der Tat verliert. Man könnte es
als an sich selbst vollstreckte To-
desstrafe bezeichnen.

Terror und Legalität

Die objektive Bewertung terroris-
tischer Aktivitäten wird dadurch er-
schwert, dass die Grenze zwischen
legalem und illegalem Terror flie-
ßend ist (Abb. 3).     Wie der Krieg nach
Clausewitz die Fortsetzung der Poli-
tik mit den Mitteln militärischer Ge-
walt ist, so gilt dies auch für Terror.

Wer einen Krieg gegen den Terror
führt, sollte ihn auch mit allen Kon-
sequenzen als eine Form der Krieg-
führung begreifen und – so schwer
dies fällt – ihn seiner ethisch ver-
werflichen Kategorie entkleiden.
Was heute noch Terrorismus ist,
kann morgen bereits Freiheitskampf
heißen. In der Vergangenheit haben
wir diesen Wandel schon oft vollzo-
gen, nicht zuletzt deshalb, weil in der
Geschichte, vor allem im Kampf ge-
gen den Kolonialismus, terroristische
Taten oft zur Befreiung der Völker
geführt haben, also ein erfolgreiches
Instrument waren. Niemand wird
heute ernsthaft behaupten, der Wi-
derstand in den von deutschen Trup-
pen besetzten Gebieten in Frank-
reich wäre Terror gewesen. Den
Kampf der Mudschaheddin gegen die
Sowjetunion haben wir als gerecht
empfunden. Die Mehrheit der Musli-
me verurteilt den Terror des 11. Sep-
tember, unterstützt aber die Anschlä-
ge der Palästinenser als Freiheits-
kampf. Einige Jahre nach den An-

Abbildung  3

Terror und Legalität

illegal / Verbrechen Legale Kriegshandlung

1.  Individueller Terror (Einzeltäter)

2.  Bandenkriminalität
*  Profit/ Macht (Mafia)
*  pseudo-politische Gründe

(z.B. RAF, ETA, IRA)  

3. Staatsterrorismus (Diktaturen)

4.  Regionale Widerstandsbewegungen
*  nationale und anti-koloniale

Freiheitskämpfe (18. – 20. Jahrhundert)
*  Partisanen- / Guerillakampf im 2. Weltkrieg
*  Afghanistan 1979-89 (Mudschaheddin)
*  Afrika (z.B. Unita, Renamo, ANC)
*  Ägypten ( z.B. Muslimbruderschaft)
*  Algerien (GIA, AIS, FIS)
*  Asien (Kaschmir, Osttimor, Tibet)
*  Naher Osten (israelische und

arabische Untergrundorganisationen)
*  Russland (Kaukasus-Region)
*  Süd- und Mittelamerika 

5.  Internationale Terrorgruppierungen
*  islamischer Extremismus
*  Drogenkartelle

?
Erläuterungen:
AIS – Armée Islamique du Salut
ANC- African National Congress
ETA -
FIS – Front Islamique du Salut
GIA – Groupe Islamique Armé
IRA – Irisch-Republikanische Armee
RAF – Rote Armee Fraktion

baskische Separatistenorg.
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schlägen, wenn Emotionen und Erin-
nerungen verblasst sind, und vor al-
lem, wenn die Terrorakte Erfolg im
Sinne der Täter hatten, wandelt sich
die Sprache. Ihre Taten werden dann
in der Rückschau heroisiert und ihre
Anhänger zu Protagonisten der Frei-
heit. Auf einmal werden sie zu um-
jubelten Freiheitskämpfern, zu Trä-
gern eines legitimen Befreiungs-
kampfes. „Feige Kriminelle“ von
einst werden hoffähig, übernehmen
hohe Staatsämter und werden mit
Auszeichnungen überhäuft (Abb. 4).
Sie hätten, wird nun argumentiert,
ihr Leben für ihre Nation, ihr Volk
und ihr Land eingesetzt, damit hohe
ethische Ziele verfolgt und eine
beinahe christlich zu nennende Ver-
antwortung41 gezeigt, die sie über
ihre Person gestellt hätten. Dass dies
mit den Mitteln der Gewalt erreicht
wurde, sei zu bedauern, aber wegen
der besonderen Umstände unver-
meidlich gewesen. Das Opfer wird
religiös-politisch überhöht, und reli-
giöses Ritual wird zum politischen

Instrument umfunktioniert. Aus Ohn-
macht wird Macht. Damit wird Terror
als Mittel zum Zweck salonfähig und
lässt auch jenen propagierten „Krieg
gegen den Terror“ in einem anderen
Licht erscheinen. Aber auch der an-
dere Weg ist möglich: aus den Mud-
schaheddin, den Helden eines lan-
gen Kampfes gegen die sowjetische
Übermacht in Afghanistan, wurden,
als man sie nicht mehr brauchte, Ter-
roristen. Vor solch einem Wandel
stellt sich die Frage nach der Glaub-
würdigkeit. Das janusköpfige Bild
des Terrorismus drückt sich auch in
der Sprache aus (Abb. 5, S. 18): je
größer der Terror, umso spiegelbild-
lich größer ist die negative oder posi-
tive Betroffenheit. Medien und Politi-
ker überschlagen sich bei der Wort-
wahl. Doch zur Versachlichung die-
nen diese „verbale Pirouetten“ eben-
so wenig wie jene hilflosen Appelle,
vom Terror abzulassen, die zum fes-
ten Ritual nach einem Anschlag ge-
hören.

Helden oder Feiglinge?

Die jungen Palästinenser be-
trachten sich als Widerstandskämp-
fer, die bereit sind, notfalls auch ihr
Leben zu opfern, wenn das Ziel nicht
auf andere Weise zu erreichen ist.
Der Widerstand gegen ein Besatzungs-
regime sei legitim, sei Rache für per-
manente Erniedrigung und Verzweif-
lung, für Ohnmacht und Hilflosigkeit
und für mehr als ein halbes Jahrhun-
dert in Elend und Perspektivlo-
sigkeit. Daher genießen sie in der pa-
lästinensischen Gesellschaft zuneh-
mende Verehrung – und zwar nicht
nur von den Islamisten. Mütter las-
sen sich vor der Tat mit ihrem Sohn,
der in den Tod gehen will, fotografie-
ren, ein atypisches Verhalten, beson-
ders aus der Sicht der orientalischen
Mutter-Sohn-Beziehung. Die Men-
schen zitieren arabische Literatur,
Gedichte, Sprichwörter, die von ara-
bischen „Märtyrern“ sprechen. Pa-
lästinenser wollten nicht mehr nur
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Duldende sein. Die arabischen
Christen stehen dabei, was oft über-
sehen wird, – religionsübergreifend –
weitgehend auf Seiten ihrer muslimi-
schen Landsleute.42 Zwar liegen gesi-
cherte Erkenntnisse über die Motiva-
tion der Täter nicht vor, doch dürfte
mit hoher Wahrscheinlichkeit die
Begründung, es handele sich bei den
Selbstmordattentätern um fanatische,
lebensmüde, verwirrte und verführte
Jugendliche, die einer Gehirnwäsche
zum Opfer gefallen sind, zu kurz
greifen. Auch die Erklärung, es han-
dele sich bei den Tätern um Men-
schen mit geringer Intelligenz, ist –
wie Untersuchungen über den
Bildungsstand der Attentäter belegen
– nicht haltbar. Es ist ein fundamen-
taler Unterschied, ob Jugendliche
zum Steine werfen, Überfällen oder
Barrikaden errichten angestiftet wer-
den, oder ob man von ihnen verlangt,
ihr Leben zu opfern. Sowohl die
spontane Affekthandlung im Sinne
eines Amoklaufes, als auch das
Nichtbewusstsein oder die bewusste
Täuschung43 über die Folgen, schei-
den bei einer solchen Tat weitgehend
aus. Der Kampf aus der Nähe als le-
bende Waffe hat eine grundsätzlich
andere Qualität als der aus der Dis-
tanz.

Nun mag man einräumen, dass
Selbstmord unter Jugendlichen welt-
weit und besonders in westlichen
Ländern sehr verbreitet44 ist. Um wie
viel mehr potentielle Selbstmörder
dürfte es daher in Regionen geben, in
denen – wie im Nahen Osten – wegen
der desolaten politischen, ökonomi-
schen und sozialen Bedingungen
Hoffnungslosigkeit die vorherrschen-
de Gemütshaltung ist. Bei solchen
Lebensbedingungen ist die Rekrutie-
rung geeigneter junger Leute nicht
schwer. Doch kann Selbstmord im
herkömmlichen Sinne ausgeschlos-
sen werden. Zum einen ist er durch
den Koran verboten. Zum anderen
erfolgen die Anschläge nicht im Af-
fekt, sind also, wie viele Selbstmor-
de, keine Kurzschlusshandlungen.
Die selbstgedrehten Videoaufnah-
men der Attentäter sind ein Indiz für
eine umfangreiche sachliche und
geistige Vorbereitung auf die Tat.
Auch die Anschläge des 11. Septem-
bers waren von langer Hand geplant.
Sie heben die Tat als Martyrium auf
die ethisch hohe Ebene des
Aufopferns für die Familie, den Clan,
das Land und letztlich auch für die
Religion. Mit der Tat tritt der Täter
aus der Anonymität heraus, und es
entsteht ein Heldenmythos, der
gleichzeitig ein euphorisches „Wir-

Gefühl“ entstehen lässt45, das die po-
litische und militärische Ohnmacht
als überwindbar betrachtet. Damit
wird gleichzeitig die Gewalt – unab-
hängig von der Zahl der Opfer – legi-
timiert. Bisweilen wurde von Augen-
zeugen berichtet, die Attentäter hät-
ten unmittelbar vor dem Anschlag ei-
nen glücklichen Gesichtsausdruck
gehabt. Es ist eine Art des „Ent-
rücktseins,“ wie man es von im Ge-
bet versunkenen Gläubigen kennt.
Die Einnahme von Drogen hingegen
kann ausgeschlossen werden. Zum
einen sind sie nach dem Koran ver-
boten, und zum anderen würde ihr
Konsum die Durchführung der Ope-
ration gefährden.

Die diversen Widerstandgruppen
unterstützen die Familien der Täter
mit Geld in Form eines Pauschalbe-
trages und einer lebenslangen Rente.
Oft können auch die Geschwister der
Attentäter mit Stipendien höhere
Schulen und Universitäten besu-
chen, und den Familien werden neue
Häuser gebaut – insgesamt nicht
unattraktiv.46 Welche Rolle diese ge-
sicherte wirtschaftliche Versorgung
der Familien für die Bereitschaft,
sich zu opfern spielt, ist nicht be-
kannt. Diese Bindung und Verpflich-
tung der Familie gegenüber ist
zugleich ein nahezu unüberwindli-

Abbildung  5
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cher Hinderungsgrund, dass ein po-
tentieller Täter vor der Tat noch
„aussteigen“ könnte. Er würde vor
der Familie sein Gesicht verlieren
und bliebe geächtet. Nicht selten
scheiden Menschen in westlichen
Ländern freiwillig aus dem Leben, in
dem sie einen Unfall vortäuschen,
um durch die Auszahlung der Le-
bensversicherung den Hinterbliebe-
nen das Leben zu erleichtern. Von
daher kann ein solcher Motivations-
hintergrund nicht völlig ausgeschlos-
sen werden, dürfte aber eher als flan-
kierendes Argument, denn als
Hauptgrund in Frage kommen.

Konkrete Ergebnisse in Bezug
auf die individuellen Motive der Täter
gibt es nicht, allerdings lassen sich
Motivationsmuster nachweisen, die
aus vier Kategorien (Abb. 6) gespeist
werden.47 Es sind
1. politische Gründe (z.B. nationa-

ler Fanatismus, Revanchismus,
Kampf für die nationale Identi-
tät),

2. religiöses Opferbegehren mit der
Perspektive als Märtyrer des

Glaubens und Streiter für die
Werte des Islam in ein verlocken-
des paradiesisches Jenseits ent-
rückt zu werden48 und

3. persönliche Motive in Form der
Rache für erlittene Verluste an
Familienangehörigen und Besitz,
sowie die damit verbundene
Rückgewinnung der eigenen
Ehre und Würde. Auch die
Nachahmung verehrter Attentä-
ter kann eine Rolle spielen;

4. schließlich sind die schlechte
Lebenssituation, psychische De-
fizite und eine generelle Verro-
hung einer Gesellschaft im
Kriegszustand zu nennen.

Schluss

Unsere Beurteilung wird bislang
zu sehr durch die Tat selbst und
nicht die Ursachen bestimmt. Die
Tatsache, dass fast ausschließlich
junge Menschen auf diese Weise zu
Tätern werden, zeigt das Maß von
Verzweiflung und Hoffnungslosig-
keit. Wir müssen unsere Urteilsfä-

higkeit vom Bann jener schreckli-
chen Bilder des 11. September lösen,
ist dies als Grundlage für eine objek-
tive Beurteilung doch wenig geeignet
und führte dazu, dass die Gefahr des
islamischen Terrorismus – gemessen
an anderen Risiken – überzeichnet
ist.

Gem. dem US State Department49

sind zwischen 1996 und 2002
insgesamt 21.153 Menschen Opfer
eines Terroranschlages geworden;
dies entspricht einem Jahresdurch-
schnitt von 3.022. In den USA ster-
ben jährlich etwa 11.000 Menschen
durch Schusswaffen, mehr als
dreimal soviel wie am 11. September,
doch freier Erwerb von Schusswaffen
bleibt erlaubt. Und gemessen an den
weltweit etwa 842 Mio. Menschen,
die permanent Hunger leiden50, ist
die Zahl der Terroropfer eine – bei
allem individuellen Leid – zu ver-
nachlässigende Größe. Doch kaum
jemand im Westen nimmt Hunger,
Aids und Wassermangel als Bedro-
hung zur Kenntnis. Der Kampf dage-
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gen wird auf Sparflamme geführt.
In Bezug auf Eskalationsrisiko

und Schadensniveau nimmt der in-
ternationale Terrorismus daher als
globale Bedrohung vermutlich kei-
nen der vorderen Plätze ein. Er ist
und bleibt zwar eine ernste Gefahr,
doch nur eine unter mehreren und
wahrscheinlich nicht die gefährlichs-
te. Damit soll der Terrorismus
keineswegs verharmlost werden; al-
lein die wirtschaftlichen Schäden
sprechen eine beredte Sprache. Doch
bislang wurde weitgehend nur an
Symptomen herumkuriert. Der
Kampf gegen die Ursachen muss
endlich mit geeigneten Mitteln be-
ginnen.51

Der Schlüssel für ein Austrock-
nen des islamistischen Terrors liegt
primär im Nahen
Osten. Ohne Fort-
schritte hier ist
dessen Eindäm-
mung nicht vor-
stellbar. Der 11.
September hat we-
der den Terroris-
ten einen Fort-
schritt ihrer Anlie-
gen gebracht, noch
zeigte der Kampf
gegen den Terro-
rismus, der unter
Verletzung des
Völkerrechts bis-
her weitgehend
nur mit militäri-
schen Mitteln ge-
führt wurde, nen-
nenswerte Erfolge.
Die immensen
Kosten stehen in keinem Verhältnis
zu dem bisherigen und sicher auch
zukünftig nur mageren Erfolg des un-
geeigneten militärischen Instrumen-
tariums. Es ist eine Pattsituation ent-
standen. Sicherheitspolitik darf sich
nicht in Terrorbekämpfung erschöp-
fen.

Weihnachten 2003 befand sich
Amerika wieder in erhöhter Alarm-
bereitschaft, Leben im Code Orange.
Regierungspolitiker hofften auf einen
Anschlag, der diese hohe Alarmstufe
auch rechtfertigte – doch vergebens.
Kaum etwas ist im Wahlkampf
schlimmer als eine Warnung vor dem
Nichts, kaum etwas verlogener als

die Hoffnung auf Leid. Schließlich
gibt es ohne eine böse Tat weder Hel-
dentum noch Profit. Und genau das
braucht die US-Regierung. Und ge-
nau das brauchen auch die Führer
der diversen Terrorgruppen. Daher
könnte man hier sogar von einer
Interessensallianz zwischen Terror
und Gegenterror sprechen.

Auch in Deutschland ist das Ri-
siko, einem Terroranschlag zum Op-
fer zu fallen, gering. Von 2001 bis
2003 starben etwa 18.000 Menschen
auf Deutschlands Straßen.52 Im glei-
chen Zeitraum kamen etwa 50 Deut-
sche bei weltweiten Anschlägen ums
Leben; dies waren etwa 20 pro Jahr
und entspricht 0,28 % der Verkehrs-
toten. Pro Jahr werden zwischen 150
und 250 Deutsche zu Lottomillio-

nären, d.h. die Chance, den „Jack-
pot zu knacken“ ist mindestens
siebenmal höher als einem Terror-
anschlag zum Opfer zu fallen. Der
kostenträchtige militärische Einsatz
wird damit kaum gerechtfertigt. Der
Kampf gegen den Terrorismus ist
langfristig und muss aus einem Bün-
del polizeilicher, nachrichtendienst-
licher, vor allem aber politischer und
wirtschaftlicher Maßnahmen beste-
hen. Im Zentrum ersterer stehen
dabei Schutz und Vorbeugung, die
politischen und wirtschaftlichen zie-
len auf Verbesserung der Lebensbe-
dingungen in den Ländern ab, die
den Nährboden des Terrors bilden.

Militärische Aktionen stellen eher
die Ausnahme dar.

Die Vorstellung, der Krieg gegen
den Terrorismus könne gewonnen
werden53, ist Wunschdenken; er
kann nur eingedämmt werden. Die
Welt hat – in unterschiedlicher In-
tensität – zu allen Zeiten mit irgend-
einer Form des Terrorismus leben
müssen.54 Auch ist er nicht nur ein
Problem der Armut. Wir müssen be-
greifen, dass die Forderung nach
Übertragung westlicher Wertmaß-
stäbe und Verhältnisse auf andere
Teile der Welt und damit der Export
dieser Ideen vielerorts als arrogante
Bevormundung angesehen wird und
auf Widerstand stößt. Durch den
bisherigen Einsatz der USA in Af-
ghanistan und dem Irak, sowie die

Disparitäten im
Nahen Osten
dürften wahr-
scheinlich mehr
Terroristen „ge-
boren“ als ver-
nichtet worden
sein.55 Ein weite-
res Gefahrenmo-
ment liegt im Es-
kalationspotential:
wurde der Terror
vor dem 11. Sep-
tember weitge-
hend nur mit poli-
zeilichen Maßnah-
men bekämpft, so
ist durch die neue
US-Strategie ein
Wandel feststell-
bar. Wechselsei-
tig schaukeln sich

beide in der Wahl ihrer Mittel hoch.
Die Gefahr, dass der „Kampf

der Kulturen“ von profitierenden
Kräften auf beiden Seiten herbeige-
redet wird, ist latent vorhanden.
Daher wird es Zeit, dass wir uns aus
der Schieflage dieser einseitigen Fi-
xierung befreien und die Maßstäbe
wieder zurechtrücken. Nach einein-
halb Jahrtausenden der Konfrontati-
on hat Europa die Chance, den Weg
zur Aussöhnung zwischen Christen-
tum und Islam zu ebnen. Wir müssen
die moderaten Kräfte in der muslimi-
schen Welt, die weit in der Überzahl
sind, stärken, in dem wir ihr Würde
zurückgeben und Anerkennung zu-

KURZ BERICHTET:

Terrorbekämpfung größere Bedrohung als Terror

Die westlichen Demokratien
sind nach Ansicht des US-Phi-

losophen und Literaturwissenschaft-
lers Richard Rorty durch Anti-Ter-
ror-Maßnahmen stärker bedroht als
durch den Terror selbst. „Die größte
Wirkung wird von den Maßnahmen
ausgehen, mit denen westliche
Regierungen auf den Terror reagie-
ren“, schreibt Rorty in der Ausgabe
der Hamburger Wochenzeitung
„Die Zeit“  vom 18. März. Politiker
könnten versucht sein, sich an Här-
te zu überbieten und Maßnahmen
zu ergreifen, die der Rechtsstaat-
lichkeit ein Ende setzten.

Im Fall weiterer Terroran-
schläge auf europäische Haupt-
städte könnten das Militär und die
nationalen Sicherheitskräfte in al-
len EU-Staaten über „nie gekannte
Vollmachten“ verfügen, so das Sze-
nario des Wissenschaftlers. Am
Ende dieses Prozesses würde die
Demokratie durch einen „aufge-
klärten Absolutismus“ wie in Russ-
land ersetzt, schreibt Rorty, der im
kalifornischen Stanford lehrt.
Zugleich übte er scharfe Kritik an
den Anti-Terror-Maßnahmen in
den USA. Die Bush-Administration
nannte er eine „Junta“.  (KNA)
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kommen lassen. Die Tatsache, dass
die muslimische Welt in Bezug auf
Aussöhnungsgesten noch einen
Nachholbedarf hat, darf diesen Weg
nicht blockieren.

Der Kampf gegen die militan-
ten Islamisten ist ohne den Dialog
mit der muslimischen Welt zum
Scheitern verurteilt. Der islami-
sche Glaube darf nicht mit dem isla-
mischen Extremismus, der religiöse
Motive instrumentalisiert, gleichge-
setzt werden. Hinter dem Terror
steht weder eine bestimmte Religi-
on, noch eine Kultur.

Die Lösung kann nur heißen:
Kampf den Ursachen und Dialog.

Die Unterscheidung zwischen
„gutem und bösem“ Terror ist
heuchlerisch. Europa, nicht die
USA, liegt an der Schnittstelle
zwischen Christentum und Islam.
Daher gewinnen in erster Linie
wir von einem friedlichen Mit-
einander und haben die Chance,
uns von jener unterschwellig
schlummernden europäischen
Kollektivangst vor einem neuen
„Sturm auf Wien“ zu befreien.
Der Weg zu Toleranz, Anerken-
nung und Aussöhnung ist noch
weit, aber eine ausgewogene Poli-
tik des Westens kann ihn einlei-
ten.

standsbewegung); sie wurde1988 wäh-
rend der 1. Intifada gegründet.

18 benannt nach der Al-Aqsa-Moschee in
Jerusalem. Es handelt sich um eine
Gruppierung, die im Jahre 2000 aus der
Fatah-Bewegung hervorgegangen ist.

19 Auch die gezielte Tötung von Palästi-
nensern, die – ohne Verfahren und Ur-
teil – allein wegen Terrorismus-
verdachtes getötet werden, gilt in jedem
Rechtsstaat als Mord. Gleichwohl wird
dies vom Westen geduldet.

20 Neben dem 11. Sept. 2001 waren der
Anschlag auf der Ferieninsel Bali vom
12. Okt. 2002 und jener durch tsche-
tschenische Rebellen auf das Moskauer
Musical-Theater wenige Tage später am
23. Okt., schließlich der jüngste An-
schlag in Madrid am 11. März 2004
besonders eklatante Beispiele, wie Un-
beteiligte, die sich in einer heilen Welt
wähnten, plötzlich zu Opfern wurden.

21 Leiter des Persönlichen Büros von
Außenminister Ribbentrop; Bruder von
Theodor Kordt (1893-1962), der 1938/
39 deutscher Botschaftsrat im Range
eines Geschäftsträgers in London war.

22 Der Anschlag scheiterte bereits in der
Phase der Vorbereitung. Die Sicher-
heitsvorkehrungen als Folge des miss-
glückten Elser-Attentats waren so ver-
schärft worden, dass kein Sprengstoff
rechtzeitig beschafft werden konnte.

23 Der Plan von Gersdorffs (1905-1980)
blieb unentdeckt; er wurde 1945 noch
Generalmajor.

24 Zwar kann dieser Plan nicht mit den
vier geplanten Selbstmordanschlägen
verglichen werden, war aber in der Form
eines potentiellen Selbstopfers diesen
ähnlich.

25 Im September 1932 begann Gandhi im
Gefängnis ein „Fasten bis zum Tode“,
um die volle staatsbürgerliche Anerken-
nung für die Parias zu erreichen. Dies
war ein wirksames Druckmittel gegenü-
ber den Briten, die im Falle seines Todes
den Ausbruch einer Revolution in Indi-
en befürchten mussten. Während der
Unruhen, die 1947 nach der Teilung In-
diens in die beiden unabhängigen Staa-
ten Indien und Pakistan ausbrachen, ap-
pellierte Gandhi an Hindus und Musli-
me, friedlich zusammenzuleben. Gandhi
fastete, bis sich die Unruhen legten. Er
selbst hielt die Bezeichnungen passiver
Widerstand und ziviler Ungehorsam für
seine Absichten als ungeeignet und
prägte für seine Politik den Begriff
Satyagraha (Sanskrit: Hingabe an die
Wahrheit), d.h. unbedingtes Festhalten
an dem als wahr Erkannten auch unter
Einsatz gewaltlosen Widerstands gegen
jedes Unrecht.

26 Sein jüngerer Bruder Ngo Dinh Nhu
starb ebenfalls 1963 bei dem Staats-
streich. Sein älterer Bruder, Ngo Dinh
Thuc (1897-1978), war Erzbischof von
Hué. Letzterer, seit 1963 im Exil in
Italien, wurde zweimal wegen nichtauto-
risierter Bischofweihe exkommuniziert.

27 Siehe dazu u.a.: Braun, Ulrike – Selbst-
mord als offener Protest

Anmerkungen
1 Das arabische Wort bedeutet „sich

schütteln, zittern vor Furcht oder Krank-
heit, plötzlich aus dem Schlaf aufschre-
cken.“
Die 1. Intifada dauerte von 1987 bis
1993. Die zweite begann im September
2000 nach einem umstrittenen Besuch
des damaligen Führers der Likud Partei,
Ariel Sharon, auf dem Tempelberg.

2 Erstmals verübten am 7. Juni 2000 zwei
tschetschenische Frauen ein Selbst-
mordattentat, indem sie sich vor einem
russischen Militärstützpunkt in der
Nähe der tschetschenischen Hauptstadt
Grosny in die Luft sprengten. Dabei
starben 27 Menschen. Seitdem steigt der
Anteil tschetschenischer Attentäter-
innen.
Bei der Geiselnahme in einem Moskauer
Musicaltheater am 23. Oktober 2002
waren 19 Frauen unter den 41 Geisel-
nehmern. Die meisten der Täterinnen
haben im Krieg ihren Mann oder ihren
Sohn verloren und wollen sich dafür mit
einer Bluttat rächen.  

3 HAMAS, die zweitstärkste Gruppierung
nach der Fatah, hat eine Anhängerschaft
von etwa 30-40% der Palästinenser.

4 In der Schlusserklärung einer Tagung
der Jüdisch-Palästinensischen Dialog-
gruppe im November 2002 heißt es:
„Die palästinensischen Selbstmord-
attentate sind auf die israelische Politik
zurückzuführen.“ Interview über eine
Tagung der Jüdisch-Palästinensischen
Dialoggruppe im November 2002 in
München unter Leitung des Historikers
Reiner Bernstein; veröffentlicht am
22.11.2002 in der Süddeutschen Zei-
tung. Bernstein führte ergänzend aus:
„Wenn man nicht das Vorurteil pflegen
will, es gebe in der islamischen Gesell-
schaft ein „angeborenes“ Potenzial zur
Gewalttätigkeit, dann kommen Ursachen
und Wirkungen in den Blick. Für mich
heißt das: ohne die israelische Besat-
zung keine palästinensischen
Selbstmordattentate.“

5 Abgeleitet vom arabischen Wort
„schahida“ = Zeugnis ablegen

6 Koran (Qur-an) 4/29
7 Steven Smyrek, ein Deutscher, der we-

gen eines geplanten Anschlages in Isra-
el inhaftiert wurde, bezeichnete es in ei-
nem TV-Interview („Für Allah in den
Tod“ – ARD am 14.01.2004 um 21.45
Uhr) als Ehre, nicht als Selbstmord. Vgl.
auch Hughes, Patrick – Die Problematik
von Selbstmordattentäter

8 Der Name soll von Augustinus geprägt
worden sein: Herumtreiber (“qui circum
cella vagantur“).

9 colonatus; römische Bezeichnung für
Pacht öffentlichen und privaten Landes

10 Donatisten, Anhänger einer christl.
Reformsekte, entstanden im 4. Jh. in
Nordafrika, benannt nach dem Bischof
Donatus von Karthago. Sie sahen die
Kirche als eine Gemeinschaft von per-
fekten Heiligen, in der kein Raum für
Sünder war. Sie nannten sich selbst die
„Kirche der Märtyrer“ und erklärten,
dass alle, die mit einem Sünder in Kon-
takt blieben, deshalb exkommuniziert
seien. Die sozialrevolutionär ausgerich-
teten Bewegung wurde von der Amts-
kirche verfolgt und verschwand im 5. Jh.

11 aus dem Griechischen: Agon = Kampf
12 Offener Brief an die Donatisten im Jahr

409
13 „Haschischesser;“ Die Mongolen zer-

störten Alamut im 13. Jh.. Siehe dazu:
Reuter, Christoph – Mein Leben ist eine
Waffe , S. 32 ff. und Böhler, Volker W. –
Die Rolle der Assassinen während der
Kreuzzüge – in: AUFTRAG, Heft 243
und 244

14 Er beging nach der japanischen Kapitu-
lation Selbstmord.

15 In jüngsten Forschungen wird die Frei-
willigkeit der Piloten angezweifelt.

16 Schiitische Gruppe aus dem Libanon;
dt.: „Partei Allahs“

17 HAMAS = arab.: „Harakat al-muqa-
wama al-islamiya“ ( Islamische Wider-
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28 Der Anteil von Selbstverbrennungen an
der Gesamtzahl der Suizide ist von Land
zu Land unterschiedlich. Nach einer
Studie der FU Berlin (2002) machen in
Deutschland Selbstverbrennungen nur
rund 0,8% der Selbstmorde aus, in den
USA sind es ca. 1%, in Indien hingegen
7-9% Prozent.

29 geb. 15.11.1932 in Khuspur/ Pakistan;
seit 1984 Bischof von Faisalabad,
Kirchenprovinz Karachi

30 Lexikon für Theologie und Kirche; Bd. 7,
S. 1166

31 z.B.: Dankopfer, Gabenopfer, Sühneop-
fer, Weiheopfer, Blutopfer, Menschenop-
fer u.v.a.m.

32 Der Buddhist glaubt, dass der Mensch
nicht nur einmal auf der Erde lebt.
Nach der Auflösung des Körpers hat er
die Möglichkeit, unter einer der fünf Da-
seinsformen wieder aufzutauchen (als:
Gott, Mensch, hungriger Geist, Höllen-
wesen oder Tier). Dies vollzieht sich
nach dem Karma (Gesetz von Ursache
und Wirkung). Beachtet ein Mensch in
seinem jetzigen Leben die „Fünf Richt-
linien des Handelns“ und setzt sie in
die Praxis um (nicht töten, nicht stehlen,
nicht lügen, kein sexuelles Fehlverhal-
ten, keine berauschenden Mittel), dann
hat er die Chance, als Mensch wieder-
geboren zu werden.

33 Indische Religion
34 altruistisch = Haltung, die das Wohl

des Mitmenschen zur Grundlage des
Handelns macht

35 Feldwebel Erich Boldt rettete 1961 beim
Übungswerfen mit Handgranaten einem
Soldaten das Leben; die Kaserne der
USH in Delitzsch ist nach ihm benannt.

36 NT Joh 10/11
37 Koran (Qur-an), Sure 4, Vers 93:

„Es ist einem Gläubigen nicht erlaubt,
einen Gläubigen zu töten.“

38 Auch die Resolutionen des UN-Sicher-
heitsrates sprechen bis in die achtziger
Jahre nur von „Arab territories“ (vgl.
u.v.a Res. Nr. 529 vom 18.01.1983). In
der Resolution Nr. 521 vom 19.09.1982
steht im Zusammenhang mit den Massa-
kern in Flüchtlingslagern erstmals der
Begriff „Palestinian civilians in Beirut“,
und erst die Resolution Nr. 605 vom
22.12.1987 spricht von „Palestine and
other Arab territories occupied by Israel
since 1967, including Jerusalem.“

39 Das arabische Original der Hymne
„Biladi (= „Mein Land“) benutzt das
arabische Wort „fida’i“ = jemand, der

sich opfert ( bes, für das Vaterland) für
„Freiheitskämpfer.“

40 So z.B. beim Selbstmordanschlag am
09.11.2003 in Riad

41 „Wer sein Leben verliert um meinet-
willen, der wird es finden.“ (Mt 16/25);
„Hingabe des Lebens als Lösegeld für
viele.“ (Mt 20/28); „Der gute Hirte gibt
sein Leben für die Schafe.“ (Joh 10/11
ff). Als weltliches Pendant dazu kann
z.B. der Ausspruch John F. Kennedys
gesehen werden: „Frag nicht, was Dein
Land für Dich tun kann, frage, was Du
für Dein Land tun kannst!“

42 Hinzukommt, dass etwa 10% der Paläs-
tinenser Christen sind.

43 Z.B. durch Fernzündung des Sprengstof-
fes, den der Täter am Körper trägt,
durch Hintermänner, die unerkannt und
ungefährdet bleiben.

44 In Deutschland ist Selbstmord unter den
Jugendlichen nach den Verkehrstoten
die zweithäufigste Todesursache. Im
Jahre 2002 nahmen sich etwa 400 junge
Menschen im Alter bis 20 Jahre das
Leben.

45 Hacker, Friedrich – Terror S. 167 ff.
46 Zur Auswahl der Täter siehe: Heilig-

setzer – Von Marionetten, Helden und
Terroristen

47 Vgl.: Dreja, Hammer, Nau, Oehler und
Staudinger (Empiriepraktikum S-Semes-
ter 2002 Psychol.Inst. Uni Köln)

48 Oft in der fundamentalistischen Ausle-
gung einer „Pflicht zum Heiligen
Krieg.“

49 In: Fischer Weltalmanach 2004, S. 41 f.
50 Nach einem Bericht der FAO, der Er-

nährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der UNO, vom 25. 11. 2003.

51 Auch Papst Johannes Paul II. forderte in
seiner Botschaft zum Weltfriedenstag
2004, der Krieg gegen den Terrorismus
dürfe sich nicht in „Unterdrückungs-
und Strafaktionen erschöpfen.“

52 Die Zahl der Verkehrstoten in Deutsch-
land belief sich nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes für 2001 auf
6.977, für 2002 auf 6.842 und für 2003
(bis August) auf 4.360. Die Zahl der bei
Terroranschlägen (New York, Bali,
Dscherba) getöteten deutschen Staats-
bürger hingegen belief sich auf etwa 50

53 Das Beispiel Palästina zeigt, dass der
Kampf gegen den Terror militärisch
nicht zu gewinnen ist. Israel konnte in
fünf Jahrzehnten nicht einmal den Gaza-
Streifen (364 qkm, davon 42 qkm für is-

raelische Siedler reserviert), ein Gebiet,
das nicht einmal halb so groß ist wie der
Raum Berlin (ca. 892 qkm), befrieden,
geschweige denn das größere Westjor-
danland (mit 5.633 qkm etwas mehr als
doppelt so groß wie das Saarland).

54 s. Laqueur, Walter – Die globale Bedro-
hung

55 Im 2. Weltkrieg erhielten die Partisanen
in Russland durch das rigorose Vorge-
hen der Wehrmacht großen Zulauf.
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Um den Gefahren des internati-
onalen Terrorismus wirksam
zu begegnen, müssen die

Sicherheitsstrukturen in Deutsch-
land und die Formen internationaler
Zusammenarbeit grundlegend verän-
dert werden. Dies ist das Fazit der
Task Force „Zukunft der Sicherheit“,
einer Expertengruppe, die nach den
Anschlägen vom 11. September 2001
von der Bertelsmann Stiftung einbe-
rufen worden war und am 27. Januar
2004 in Berlin ihren Abschluss-
bericht vorgestellt hat. Das Experten-
gremium verweist darin auf eine Rei-
he von strukturellen Defiziten in der
Terrorismusbekämpfung und legt
gleichzeitig einen Acht-Punkte-Plan
für die Entwicklung kooperativer und
vernetzter Sicherheitsstrukturen vor.
Die zentralen Ergebnisse wurden in
Buchform veröffentlicht (s.u.).

Kritisiert wird insbesondere die
föderale Fragmentierung von Verfas-
sungsschutz und Kriminalpolizei
durch die unterschiedlichen Länder-
zuständigkeiten sowie die mangelnde
Koordination der Arbeit von Bundes-
nachrichtendienst, Bundeskriminal-
amt und des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz. Für die Terrorismus-
bekämpfung müsse deren Zusam-
menarbeit institutionalisiert werden.
Darüber hinaus mangele es bislang
an einem Konzept, dass die Einsätze
der Bundeswehr zur Terrorismus-
bekämpfung im Ausland sowie bei
der Gefahrenabwehr im Inneren
verfassungsrechtlich einwandfrei ab-
sichere. Auf nationaler wie internati-
onaler Ebene fehle zudem bislang die
Überprüfung gefährdeter Infrastruk-
tureinrichtungen sowie Maßnahmen
zur Verringerung ihrer Verwundbar-
keit.

Dringend verbesserungsbedürf-
tig sei auch der Informationsaus-
tausch auf europäischer Ebene bei
erkennungsdienstlichen, polizeili-
chen und militärischen Maßnahmen.
Gefordert wird daher ein weit rei-
chender Informationsaustausch im
Rahmen eines vernetzten Konzeptes
sowie mehr Arbeitsteilung und Spezi-
alisierung. Dabei sollte auch ein eu-
ropäischer Grenzschutz geschaffen
werden, der eine Scharnierfunktion

zwischen innerer und äußerer Si-
cherheit bilden könne. Auch der Ka-
tastrophen- bzw. der Zivilschutz
müssten international verstärkt und
koordiniert werden.

„Dieser Abschlussbericht legt
nicht nur Defizite offen“, so Prof.
Werner Weidenfeld, Mitglied des
Präsidium der Bertelsmann Stiftung,
„sondern er zeigt auch Auswege aus
dem Ausgeliefertsein gegenüber dem
neuen Terrorismus. Angesichts des
Wandels der Gefahren müssen bis-
lang getrennte Instrumente stärker
miteinander vernetzt werden.“

Grundsätzlich fordern die Exper-
ten der Task Force darüber hinaus
die Überwindung der bisherigen
Trennung von innerer und äußerer
Sicherheit zugunsten eines umfas-
senden Sicherheitskonzeptes koope-
rativer Sicherheit. Als Konsequenz
verlangt der vorgelegte Bericht ver-
stärkte Anstrengungen bei der Inte-
gration von Migranten auch auf euro-
päischer Ebene, bei der Stabilisie-
rung von Zivilgesellschaften und
staatlicher Strukturen in der europäi-
schen Nachbarstaaten, eine Reform
des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen, die Weiterentwicklung des
Völkerrechts sowie effektivere
Schritte bei der Rüstungskontrolle
und Abrüstung. Von größter Bedeu-
tung sei auch die Überwindung der
Verstimmungen im transatlantischen
Verhältnis und die Rückkehr zu ei-
ner vertrauensvollen Kooperation.
Die vom Terrorismus ausgehenden
Gefahren verlangten international
abgestimmte und legitimierte Reakti-
onen.

Mitglieder der Task sind hoch-
rangige Militärexperten, Geheim-
dienstfachleute, Friedens- und Kon-
fliktforscher, Islamwissenschaftler,
Terrorismusexperten, Völkerrechtler
und Außenpolitiker.

Breite Zustimmung
für 8-Punkte-Plan

Politiker aller Parteien in
Deutschland fordern inzwischen eine
grundlegende Überprüfung der
„Sicherheitsarchitektur“ in Deutsch-
land und Europa als Konsequenz aus
den Terroranschlägen. Die von der

Die Terrorabwehr in Deutschland weist weiterhin Lücken auf
Mehr Sicherheit durch Vernetzung – 8-Punkte-Plan der Bertelsmann Stiftung zur Terrorbekämpfung

Bertelsmann Stiftung mit der Task
Force Zukunft der Sicherheit ausge-
arbeiteten Vorschläge für eine Neu-
organisation der Sicherheit zur Be-
kämpfung des transnationalen Terro-
rismus wurden hierbei weitgehend
aufgegriffen und gehören heute zum
politischen Allgemeingut.

Anerkannt wird inzwischen auch,
dass die klassische Trennung zwi-
schen innerer und äußerer Sicherheit
keinen Bestand mehr hat und bisher
getrennte Instrumente und Ebenen
miteinander vernetzt werden müssen,
um neue und wirkungsvolle Möglich-
keiten des Gegenhandels gegen die
terroristische Bedrohung zu erschlie-
ßen. Auch die Forderung nach Über-
windung der föderalen Fragmentie-
rung in Deutschland durch die Zu-
sammenlegung der Verfassungs-
schutzämter steht auf der Tagesord-
nung und findet parteienübergrei-
fend Zustimmung. Dies gilt ebenso
für eine Stärkung der Rolle des
Bundeskriminalamtes sowie den Auf-
bau einer zentralen Datenbank „Ter-
rorismus“.

Auf der europäischen Ebene
wurde mit der Schaffung des Amtes
des Sicherheitskoordinators der For-
derung Rechnung getragen, dass nur
durch eine koordinierte Zusammen-
arbeit der Polizeikräfte, der Justiz
und der Nachrichtendienste Präven-
tion, Aufklärung und Bekämpfung
wirksam gelingen können. „Wir
brauchen keine sich eifersüchtig ab-
grenzenden Sicherheitsinstitutionen“,
so Werner Weidenfeld, „die ihre Er-
kenntnisse als Herrschaftswissen hü-
ten, sondern ein System kooperativer
Sicherheit, das alle Ebenen umfasst
– angefangen von den deutschen
Bundesländern über die Europäische
Union bis hinauf zu den internationa-
len Organisationen. Dem vernetzt
agierenden transnationalen Terroris-
mus ist nur mit der Vernetzung aller
Sicherheitsinstitutionen beizukom-
men.“

Bibliographische Angaben:
„Herausforderung Terrorismus – Die
Zukunft der Sicherheit“, hrsg. von
Werner Weidenfeld, VS Verlag für So-
zialwissenschaften, Wiesbaden 2004.
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40. MÜNCHNER KONFERENZ FÜR SICHERHEITSPOLITIK

Sicherheitspolitiker blicken nach vorn
Auf der Suche nach gemeinsamem transatlantischem Handeln

ECKHARD STUFF

Zum 40. Mal fand vom 6. bis 8.
Februar 2004 die Münchner
Konferenz für Sicherheitspoli-

tik statt. 1963 wurde sie als „Wehr-
kundetagung“ von dem Münchner
Verleger Ewald von Kleist ins Leben
gerufen. Seitdem finden Politiker,
Militärs, Wissenschaftler und Jour-
nalisten zur Diskussion sicherheits-
politisch relevanter Fragen in der
bayerischen Metropole zusammen.
Seit 1999 unter der Leitung von
Horst Teltschick, dem früheren au-
ßenpolitischen Berater Helmut
Kohls.

Für die diesjährige Konferenz
lässt sich festhalten: Welch ein Un-
terschied macht doch ein Jahr. 2003
stand die Zusammenkunft unter dem
Eindruck des bevorstehenden Irak-
krieges. Die denkwürdige Auseinan-
dersetzung von Außenminister Fischer
mit dem amerikanischen Verteidi-
gungsminister Rumsfeld ist dem po-
litisch Interessierten sicher noch im
Gedächtnis. Dieses Jahr war das Be-
mühen der Teilnehmer zu spüren,
den Blick nach vorn zu richten und
Chancen für ein gemeinsames trans-
atlantisches Handeln auszuloten.

Das Tauwetter war schon auf
dem der Konferenz vorgeschalteten
Treffen der Verteidigungsminister der
NATO-Staaten mit dem neuen NATO-
Generalsekretär de Hoop Scheffer zu
spüren. „Spannungen kommen und
gehen“, verkündete ein gut gelaunter
Donald Rumsfeld. Struck und Rums-
feld waren erkennbar um freundli-
chen Umgang miteinander bemüht.
Peter Struck verstieg sich in der
Pressekonferenz gar zu der Behaup-
tung, dass alle Probleme des vergan-
genen Jahres gelöst seien. Das ist et-
was mehr als eine kleine Übertrei-
bung. Aber die Einsicht greift Raum,
dass auch der Stärkste nach einem
erfolgreichen Krieg noch keinen
Frieden gewonnen hat. Legitimation
durch internationales Recht und die
Unterstützung der Bündnispartner
sind hierfür unabdingbar. An diesem
Punkt ist dann aber auch die Bundes-
regierung gefordert. Auch im Irak.

Verteidigungsminister Peter
Struck offerierte in München auch
eine konkrete Anregung für den be-
vorstehenden NATO-Gipfel in
Istanbul:

„Wir sollten es nicht beim Dialog
belassen, sondern das Ergebnis in
einem neuen konzeptionellen Doku-
ment als Fundament für die künfti-
ge NATO verankern.
Ich rege daher hier in München
eine Art neuen Harmel-Bericht an.
Dieser Bericht über die NATO
der Zukunft könnte auf dem Gip-
fel in Istanbul in Auftrag gegeben
werden. Er könnte verfasst werden
von ausgewählten europäischen
und amerikanischen Experten.
Seine Aufgabe wäre, das Verständ-
nis einer erneuerten transatlan-
tischen Partnerschaft zu entwickeln
und die Rolle der Allianz in einer
veränderten Welt zu bestimmen.
Effektives gemeinsames Handeln
wird nur möglich sein, wenn die
Bündnispartner ein gemeinsames
Verständnis über die zukünftige
Rolle der Allianz entwickeln.
Und es wird nur möglich sein, wenn
das transatlantische Binnen-
verhältnis an die Realitäten ange-
passt wird – ohne verklärten Blick
zurück, aber doch im Bewusstsein
gleicher Grundwerte und Grund-
interessen.“

Da das Duell Fischer gegen
Rumsfeld den Konferenzteilnehmern
noch gegenwärtig war, wurde ihr Ver-
halten zueinander besonders beob-
achtet. Und die schlechte Nachricht
ist zugleich die gute: Sie haben sich
nicht beachtet, Rumsfeld ist als spä-
terer Redner nicht auf Fischer einge-
gangen. Die Absicht war klar: nur
kein unnötiger Krach!

Dabei hatte es Fischers Rede
durchaus in sich: mit Rückschau
hielt er sich nicht lange auf, sondern
entwarf eine weitblickende Vision für
eine gemeinsame transatlantische In-
itiative für den Nahen und Mittleren
Osten. Hier sieht der deutsche
Außenminister die größte Bedrohung
unserer Sicherheit und somit drin-
genden Handlungsbedarf:

„Der Dschihad-Terrorismus ist
selbst nicht mächtig genug, um sei-
ne politischen Ziele, nämlich die
Destabilisierung des Nahen und
Mittleren Ostens, direkt durchzuset-
zen. Deshalb versucht dieser Terro-

Auch mit Soldaten. Zumindest mit
den deutschen Soldaten, die in den
NATO-Stäben ihren Dienst versehen.
Außenminister Fischer ist da noch
„skeptisch“, sein Koalitionskollege
Hans-Ulrich Klose von der SPD wies
ihn darauf hin, dass „Skepsis“ nicht
ausreiche, und die CDU-Vorsitzende
Angela Merkel hatte ohnehin keine
Probleme mit einer deutschen Betei-
ligung im Irak im Rahmen eines
NATO-Einsatzes.

Der neue NATO-Generalsekretär
de Hoop Scheffer hat mit diplomati-
schem Geschick die unterschiedli-
chen Positionen zur Irak-Frage zu-
sammen geführt und damit gleichzei-
tig ein Junktim aufgebaut: Engage-
ment der NATO im Irak dann, wenn
eine legitime irakische Regierung
diese Hilfe anfordert und ein Mandat
der UNO vorliegt. Dann werden auch
Schröder und Fischer ihre Skepsis
überwinden müssen. Gleichzeitig hat
Scheffer damit Druck auf die ameri-
kanischen Regierung ausgeübt, um
einen schnelleren Übergang der
Entscheidungsgewalt an andere zu
ermöglichen.

Rumsfeld, Scheffer und Struck
haben in München deutlich gemacht,
dass zunächst das Engagement in Af-
ghanistan auf der Tagesordnung
steht. Das multinationale Hauptquar-
tier des in Straßburg stationierten
Eurokorps soll vom August an die
Führung der internationalen Schutz-
truppe in Afghanistan übernehmen.
Eine größere Verantwortung für die
Europäer also und somit auch Entlas-
tung für die Amerikaner. Ebenso auf
dem Balkan: auch dort steht eine
Verringerung des amerikanischen
Engagements an.

Das Disengagement, der Rück-
zug der Amerikaner aus Europa geht
auch an Deutschland nicht vorbei:
die Anzahl amerikanischer Truppen
in Deutschland soll verringert wer-
den. Die Schließung amerikanischer
Militärstandorte werde aber mit der
Bundesregierung koordiniert, ver-
sprach der amerikanische Verteidi-
gungsminister.
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rismus den Westen und an erster
Stelle die USA in einen Krieg der
Kulturen – der Westen gegen den Is-
lam – zu verstricken, zu Überreak-
tionen oder gar falschen Entschei-
dungen zu provozieren, um so eine
Destabilisierung des gesamten Na-
hen und Mittleren Ostens zu errei-
chen. Terror und asymmetrische
Kriegsführung sollen dabei zweier-
lei bewirken: einerseits sollen die
eingesetzten Streitkräfte und die
westlichen Öffentlichkeiten zer-
mürbt werden, andererseits die Re-
gion in destabilisierendes Chaos
gestürzt werden.
Genau deshalb müssen wir jeden
Schritt im Kampf gegen diesen Ter-
rorismus sehr sorgfältig prüfen, und
eine gemeinsame Strategie für eine

erfolgreiche Bekämpfung gegen den
Dschihad-Terrorismus entwickeln.“

Die besondere Bedeutung des
Nahen und Mittleren Ostens für eine
gemeinsame Sicherheit unterstrich
auch die Rede des jordanischen Kö-
nigs Abdullah II. am letzten Konfe-
renztag. Der Vortrag des jordani-
schen Königs glich in der Analyse
vielen Ausführungen des deutschen
Außenministers. Er wurde von israe-
lischer und palästinensischer Seite
gleichermaßen respektiert. Zum
Ende der Konferenz dachte der pa-
lästinensische Außenminister Nabil
Schaath laut über eine EU-Mitglied-
schaft für sein Land nach.

Was bleibt von der Münchner
Konferenz des Jahres 2004 haften?
1.Das Bemühen, gemeinsame

Sicherheitsinteressen zu definieren
war auf „alt“-europäischer und
amerikanischer Seite zu spüren.
Eine gemeinsame Strategie Ameri-
kas und Europas für den Nahen
und Mittleren Osten ist mittelfris-
tig die große Herausforderung für
unsere Sicherheit.

2.Kurzfristig hat die Zeit des Kröten-
schluckens schon begonnen – für
beide Seiten. Und zwar in der Irak-
Frage. Die Deutschen werden sich
im Rahmen der NATO beteiligen
müssen, und die Amerikaner ler-
nen gerade auf dem harten Weg,
dass die einfache Antwort auf ein
komplexes Problem nicht immer
die beste ist. Genauer gesagt: Wer
interveniert, muss vorher wissen,
wie er wieder herauskommt. ❏

Der Schritt in die Weltgemeinschaft
Vor 40 Jahren: Vatikan eröffnet seine UN Vertretung

KNA REDAKTEUR LUDWIG RING EIFEL

Mit dem knappen Satz, „Wir
wurden davon informiert,
dass der Heilige Stuhl das

Büro eines Ständigen Beobachters
bei den Vereinten Nationen eingerich-
tet hat.“, teilte die Vatikanzeitung
„L’Osservatore Romano“ vor 40 Jah-
ren, am 16. April 1964, der Welt den
Beginn einer neuen außenpolitischen
Ära in der Geschichte des Papsttums
mit. Nach 15 Jahren skeptischer Zu-
rückhaltung gegenüber dem jungen
Gebilde UNO betrat der Heilige
Stuhl diese neue Bühne der internati-
onalen Politik. Der „Kalte Krieg“
zwischen Ost und West ging damals
gerade in die Entspannungsphase
über, und die jungen Staaten der
Dritten Welt machten erste Schritte
nach dem Ende der Kolonialzeit. Die
UNO war in diesem Moment ein viel
beachtetes Forum, manche Politiker
hegten die Hoffnung, es könnte mit
diesem „Weltparlament“ der Natio-
nen gelingen, die Welt friedlicher zu
machen und neue Kriege zu vermei-
den. Dass der Papst, dem der Welt-
frieden mehr als jedes andere poli-
tische Ziel am Herzen lag, sich auf
dieser Ebene einbringen wollte, war
nur konsequent. Dennoch war die
Einrichtung des Vatikan-Büros keine
Selbstverständlichkeit.

ter Papst der Kirchengeschichte
nicht nur die Neue Welt, sondern
auch die UNO und hielt vor der Voll-
versammlung eine Rede mit den be-
schwörenden Worten „Nie wieder
Krieg!“.

Als Form der Mitgliedschaft
wählte der Heilige Stuhl den Status
eines Ständigen Beobachters. Damit
konnte er seine Stellung als Staat
ganz besonderer Art unterstreichen:
Der Ständige Beobachter nimmt mit
Rederecht an Sitzungen teil, pflegt
diplomatische Kontakte und nimmt
diskret auf politische Entscheidungs-
prozesse Einfluss. Manches politi-
sche Dilemma bleibt ihm aber er-
spart: Anders als die Vollmitglieder
kommt er nie in die Verlegenheit, im
Ernstfall auch über den Einsatz von
UN Trupppen mit abstimmen zu
müssen. Diese Einschränkung hält
den Heiligen Stuhl nicht davon ab,
mit seiner Beobachtermission eine
aktive Rolle in der UNO zu spielen.
Unterstrichen wurde sie durch die
beiden großen Auftritte von Papst Jo-
hannes Paul II. vor der UN-Vollver-
sammlung und die effiziente Mitwir-
kung bei den großen UN Konferen-
zen zu den Themen Bevölkerung und
Entwicklung (Kairo 1994) und Frau-
en (Peking 1995). 40 Jahre nach der
Annäherung an die UNO hat das
Wort des Papstvertreters besonderes
Gewicht in der WeltOrganisation,
und deren Generalsekretär ist, vor al-
lem in internationalen Krisenzeiten,
ein häufiger Gast im Vatikan.

Nicht zuletzt im Vatikan selbst
mussten manche Vorbehalte über-
wunden werden. Die politische Mit-
wirkung in der UNO wurde erst mög-
lich, nachdem die katholische Kirche
sich unter Papst Johannes XXIII. zu-
nehmend dem Prinzip der generellen
Religionsfreiheit öffnete. Die UNO
stand in der Tradition der Aufklärung
und der Französischen Revolution,
sie trat für Religionsfreiheit als Men-
schenrecht ein. Die katholische Kir-
che unter Pius XII. begriff sich noch
als allein seligmachend und tat sich
schwer, mit einer solchen Organisati-
on zusammenzuarbeiten.

Die Wende brachte Papst Johan-
nes XXIII. mit der Enzyklika „Pacem
in terris“. In ihr erkannte er erstmals
die Rolle der UN als Friedensgarant
und als einer „universalen politi-
schen Gewalt“ an. Seinem Nachfol-
ger, Papst Paul VI., blieb es vorbe-
halten, die Mitwirkung bei den Ver-
einten Nationen auf eine offizielle
Basis zu stellen. Kardinal Staatssek-
retär Amleto Giovanni Cicognani
teilte UN-Generalsekretär Sithu U
Thant am 21. März in einer „Note“
die Absicht des Heiligen Stuhls mit,
ein ständiges UNO-Büro einzurich-
ten. U Thant antwortete positiv. Im
Jahr darauf besuchte Paul Vl. als ers-
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VOR ZEHN JAHREN: VÖLKERMORD IN RUANDA

Neue Wege der Genozidprävention
Chancen für Prävention und Verhinderung von Völkermord

KLAUS LIEBETANZ

„Zehn Jahre danach: Völkermord in Ruanda“ lautete das Thema
einer internationalen Tagung, die vom 5. bis 7. März in der
Evangelischen Akademie Loccum stattgefand. Zu den Teilneh-

mern zählten betroffene Tutsis und Hutu sowie international bekannte Ex-
perten, unter ihnen Generalmajor a.D. Manfred Eisele, der ehemalige
Assistent von Kofi Annan, welcher seinerzeit für die Peacekeeping-Einsät-
ze der Vereinten Nationen (VN) verantwortlich war. Die abschließende
Gesprächsrunde bezog sich auf die Frage: „Wie sehen heute die Voraus-
setzungen und Möglichkeiten für Prävention und Verhinderung von Völ-
kermord aus?“. Auf diesen Teilaspekt der stark besuchten Tagung bezie-
hen sich die folgenden Ausführungen.

Frühzeitige Genozidprävention
durch Maßnahmen der zivilen

Konfliktbearbeitung
Dieser zweite nicht weniger er-

folgreiche Weg zur Genozidpräven-
tion geht von der wissenschaftlich ge-
sicherten Erkenntnis aus, „dass ein
Völkermord nicht vom Himmel fällt“
(Barbara Lochbihler, General-
sekretärin von amnesty international
Deutschland). Völkermorde müssen
u.a. propagandistisch vorbereitet
werden. Dazu hat der ehemalige
Staatsminister für Kultur im Bundes-
kanzleramt, Michael Naumann bei
der ersten Stockholmkonferenz im
Jahr 2000 folgende Indikatoren zur
Genozidfrüherkennung angegeben:
· Werden Opfergruppen adressen-

mäßig erfasst und/oder gekenn-
zeichnet?

· Wird Hasspropaganda (z.B. in den
Medien) betrieben, in der die vor-
gesehenen Opfer als tötliche Ge-
fahr für die Tätergruppe hingestellt
werden, z.B. als Ungeziefer, was
vernichtet werden sollte?

· Werden hohe Offiziere der Täter-
gruppe ausgewechselt, die beim
Töten nicht mitmachen wollen?

· Tauchen Tarnbegriffe (Euphemis-
men) für die geplanten Tötungen,
wie ethnografische Säuberung auf?

· Werden spezielle Mordeinheiten
(Paramilitärs, Jugendverbände)
aufgestellt und ausgebildet?

· Tauchen Flüchtlinge ohne typische
Fluchtanlässe, wie Hungersnöte
und/oder     Naturkatastrophen auf?

Schritte zur Genozidfrüherken-
nung im Auswärtigen Amt
Auf Initiative der Vorsitzenden

des Bundestagsausschusses „Men-
schenrechte und Humanitäre Hilfe“,
Christa Nickels (Bündnis 90/Die
Grünen), erhebt das Auswärtige Amt
(AA) seit 2003 auch Informationen
über Entwicklungen, die längerfristig
Genozid-Risiken bilden können.
Dabei handelt es sich um Hinweise
auf sich abzeichnende schwere syste-
matische Menschenrechtsverletzun-
gen gegen nationale, rassische oder
religiöse Gruppen. Das AA wird über
die Ergebnisse im BT-Ausschuss
„Menschenrechte und Humanitäre
Hilfe“ berichten.

Verbesserte Möglichkeiten der
VN zur Verhinderung eines

erneuten Völkermordes
Dr. Winrich Kühne, Direktor des

Zentrums für internationale Frie-
denseinsätze in Berlin, der selbst in
der Auswertungsabteilung der VN-
Einsätze (lessons learned unit) teil-
genommen hat, führte aus, dass
durch die Ergebnisse des Brahimi-
Reports eine wesentliche Verbesse-
rung der Handhabung von Instru-
menten der Agenda for peace er-
reicht wurde. Dies beziehe sich im
Wesentlichen auf ein realistisches
und robustes Mandat von Blauhelm-
einsätzen. Die Hilflosigkeit von Bau-
helmsoldaten wie in Ruanda und
Srebrenica dürfe sich nicht wieder-
holen. Des weiteren stellte er fest,
dass die Bereitstellung von qualifi-
zierten Truppen für VN-Einsätze
durch Einzelstaaten gewachsen sei.
Noch in diesem Jahr werde es eine
ausreichend starke VN-Truppe im
Sudan und in Sierra Leone geben, die
den Friedensprozess absichern wird.
Beide Länder waren und sind
genozidgefährdet.

General Eisele dämpfte allzu
große Erwartungen an die VN
und den Sicherheitsrat     mit dem
Hinweis, dass „die Vereinten Natio-
nen keine Gemeinschaft der ‘gutwil-
ligen Menschen’ sind, sondern eine
Zweckgemeinschaft von Staaten zur
Durchsetzung ihrer jeweiligen natio-
nalen Interessen.“

Kofi Annans neue Initiative
zur Genozidprävention

Dr. Thomas Zahneisen vom
Grundsatzreferat „Globale Fragen
des Auswärtigen Amtes“ berichtete
über neue Ideen, die der VN-Gene-
ralsekretär auf dem „Internationalen
Forum Genozidprävention“ in Stock-
holm im Januar 2004 entwickelt hat.
Kofi Annan wolle einen „Sonderbe-
richterstatter zur Genozidpräven-
tion“ (Special Rapporteur), der dem
Sicherheitsrat direkt berichten solle.
Darüber hinaus solle eine „Klärungs-
stelle“ (clearing house) eingerichtet
werden, wo auch die zahlreichen bei
der VN akkreditierten NGO’s (ca.
2.500) Zugang haben sollen.

Weltweit größte humanitäre Katastrophe im Sudan

Die weltweit größte humanitäre Katastrophe spielt sich nach Einschätzung der UNO derzeit in der Provinz Darfur im Westen
des Sudan ab. Der Konflikt sei mit dem Völkermord von 1994 in Ruanda zu vergleichen. Mehr als eine Million Menschen

sind von „ethnischer Säuberung“ bedroht. Etwa 10.000 Personen wurden allein in den vergangenen zwölf Monaten getötet.
Die Kämpfe zwischen Rebellen der sudanesischen Befreiungsfront SPLM und den von der Regierung unterstützten örtlichen
Milizen sind durch „eine Politik der verbrannten Erde und systematische Vergewaltigungen“ gekennzeichnet. Hilfseinrich-
tungen haben kaum noch Zugang zu der Region. Eine politische Lösung lässt sich nach Einschätzung des UN-Koordinators nur
durch internationalen Druck finden. Auch die EU hatte sich kürzlich „tief besorgt“ über Lage im Westen des Sudan geäußert
und an die sudanesische Regierung appelliert, den Grausamkeiten der Milizen ein Ende zu bereiten. Zudem müssten die Ver-
antwortlichen vor Gericht gestellt werden. Nötig seien zudem ein völliger und sofortiger Waffenstillstand und Friedensverhand-
lungen. Im Sudan herrscht seit mehr als 20 Jahren Bürgerkrieg.  (KNA)

KURZ BERICHTET:
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Christa Nickels erläuterte diesen
Ansatz mit Bezug auf medizinische
Notfälle. Auf Intensivstationen in
Krankenhäusern gebe es bestimmte
Indikatoren, die beim Eintreffen
gezielte ärztliche Maßnahmen erfor-
derlich machten.

Genozidprävention im
Deutschen Bundestag

Am 3. März hat zum ersten Mal
im BT-Ausschuss „Menschenrechte
und Humanitäre Hilfe“ eine Unter-
richtung der Bundesregierung (AA
und BMZ) über die Früherkennung
von Genoziden stattgefunden. Aus
aktuellem Anlass referierte der stell-
vertretende Leiter der Abteilung
„Globale Fragen und Vereinte Natio-
nen“ des Auswärtigen Amtes, Dr. Pe-
ter Wittig, über die o.a. Ergebnisse
und Folgen der Stockholm-Konferenz
zur Genozidprävention vom Januar
2004.

Aus dem Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) berichtete die
Leiterin des Referats „Friedensent-
wicklung und Krisenprävention“,
Regierungsdirektorin Christine
Toetzke, über einen „Indikatoren-
katalog zur Erfassung von Konflikt-
potentialen in Partnerländern  der
Entwicklungszusammenarbeit“. Die-
ser wird durch das „Deutsche Institut
für Überseeforschung“ in Hamburg
für 86 Länder erstellt. Die For-
schungsergebnisse dienen in erster
Linie zum internen Gebrauch im
BMZ zur Anpassung und Verbesse-
rung der Entwicklungszusammen-
arbeit mit bestimmten Ländern. Mit
diesem Indikatorenkatalog werden
auch eine Reihe von Risikofaktoren
erfasst, die zu einem Völkermord
führen können. Der Ansatz  dieses
Katalogs ist jedoch sehr viel breiter
konzipiert.

Maßnahmen von Parlamen-
tariern und Nichtregierungs-

organisationen
Da die Initiatoren eines mögli-

chen Völkermordes erfahrungsgemäß
großen Wert darauf legen, dass ihre
Pläne im Geheimen und abseits der
(Welt-)Öffentlichkeit bleiben, ist es
dringend erforderlich, Öffentlichkeit
herzustellen. Dies kann z.B. auf fol-
gende Weise geschehen:
– Delegationsreisen von Ausschüs-

sen oder Parlamentariergruppen

des Bundestages in die genozid-
gefährdete  Region, um sich vor Ort
zu informieren.

– Durchführen von Informationsver-
anstaltungen in Deutschland und/
oder in der betroffenen Region mit
lokalen und ausländischen Men-
schenrechtsorganisationen, mit
Kirchen und anderen religiösen
und kommunalen Führern über die
Genozidgefährdung.

– Weitergabe von Informationen an
die Medien u.a. an die Organisati-
on „Reporter ohne Grenzen“.

– Weitergabe von Informationen an
die VN-Menschenrechtskommis-
sion, damit diese präventiv tätig
wird.

– Aktive Unterstützung von Men-
schenrechtsgruppen.

– Unterstützung für eine Konferenz
mit Opfer- und Tätergruppen.

– Unterstützung eines “Alarmtages”
mit lokalen und ausländischen
NGO’s zur Sensibilisierung der
Gesellschaft in den betroffenen
Regionen.

– Unterstützung eines Netzwerkes al-
ler Akteure und Gruppen, die an
der Verhinderung eines Völkermor-
des interessiert sind.

– Unterstützung zur Entwicklung ei-
nes Notfallplanes für die betroffe-
nen Organisationen. Dabei Prüfung
der Frage, wie die Mitglieder der
Opfergruppe geschützt werden
können.

Maßnahmen, die vom AA und/
oder dem BMZ getroffen

werden können:
– Erstellen einer detaillierten Län-

deranalyse.
– Bilden einer Menschenrechts-

Monitoringgruppe mit befreunde-
ten und gleichgesinnten Geber-
ländern (z.B. wie in Guatemala).

– Konditionierung von finanzieller
Unterstützung.

– Abstimmung in der EU-Menschen-
rechtsgruppe.

Finanzierung von Antigenozid-
maßnahmen

Ab 1999 wurden vom Auswärti-
gen Amt, Abteilung Globale Fragen,
Referat GF 02 über 220 Projekte aus
dem Förderprogramm zur Unterstüt-
zung internationaler Maßnahmen der
Krisenprävention, Friedenserhaltung
und Konfliktbewältigung mit mehr
als 20 Mio Euro gefördert. Das AA

stützt sich dabei auf die Fach-
kompetenz seines „Instituts für Aus-
landsbeziehungen“ mit dem Projekt
„Zivile Konfliktbearbeitung“ (zivik)
ab. Die unterstützten Nichtregie-
rungsorganisationen haben in über
80 Ländern Welt spezifisch ange-
passte Ansätze zur Krisenbewäl-
tigung entwickelt. Dazu gehörten u.a.
Begegnungsseminare für Konflikt-
parteien über begleitende Prozesse
zur Ermöglichung einer friedlichen
Koexistenz in Krisenregionen bis hin
zur Erstellung von Handlungsoptio-
nen für Regierungen in Krisenlän-
dern. Eine strikte Trennung von Zivi-
ler Konfliktbearbeitung und Men-
schenrechtsprojekten ist jedoch
realitätsfremd, da schwere Menschen-
rechtsverletzungen häufig Ursache
für Konflikte sind.

Ferner hat der Arbeitsstab Men-
schenrechte des AA  einen Titel für
allgemeine Menschenrechtsfragen.
Dieser Titel unterstützt finanziell die
VN-Menschenrechtskommission in
Genf und hat bislang keine konkre-
ten Antigenozidprojekte von NRO’s
finanziert.

Ziviler Friedensdienst (ZFD)
Der vom BMZ finanzierte Zivile

Friedensdienst ist ein Instrument der
zivilen Krisenprävention. Es wurden
bislang bereits 167 Friedensfach-
kräfte für mehrjährige Einsätze aus-
gebildet und entsandt, sowie für ent-
sprechende Begleitmaßnahmen ca.
58 Mio. Euro bereitgestellt. Die Auf-
gabe des zivilen Friedensdienstes
liegt auf folgenden Bereichen:
– Stärkung von Friedenspotenzialen

mit lokalen Partnern unter anderem
durch vertrauensbildende Maß-
nahmen;

– Vermittlung bei Konflikten zwi-
schen Angehörigen von Interessen-
gruppen, Ethnien oder Religions-
gemeinschaften;

– Beiträge zur Versöhnung und
zum Wiederaufbau.

– Die Art der Ausbildung der Frie-
densfachkräfte in Mediation und
Vermittlung ist in besonderer
Weise geeignet,  zur Minderung der
Genozidgefährdung beizutragen. ❏

In einem weiteren Beitrag (S. 28 ff.)
erläutert Klaus Liebetanz im Einzel-
nen, wie der Zivile Friedensdienst
funktioniert und was Friedensfach-
kräfte sind.
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Was sind Friedensfachkräfte?
Wie funktioniert der Zivile Friedensdienst (ZFD)?

Trägerorganisation und als Anwalt
der Idee eines Zivilen Friedens-
dienstes.

Dazu gehören Organisationen wie
pax christi und viele andere kirchliche
Organisationen, aber auch die  Deut-
sche Friedensgesellschaft – Vereinig-
te Kriegsdienstgegner (DFG-VK).

Wie definiert sich der
Zivile Friedensdienst?

Ziviler Friedensdienst ist der
Einsatz professioneller Friedensfach-
leute (Konfliktberater) in Konflikten
zur gewaltfreien Konfliktbearbeitung
und Gewaltprävention.

Wie gestaltet sich die
Ausbildung des ZFD?

· Basiskurs I: Einführung und
Grundlagen, 4 Wochen

· Praktische Friedensarbeit / 2 Wo-
chen vor Ort, 4 Wochen Vorberei-
tung und Auswertung

· Basiskurs II: Methoden der
Friedensarbeit, 4 Wochen

· Pause  von 1 Woche
· Zusammenarbeit mit externen Teil-

nehmern, 4 Wochen
· Evaluierung, 1 Woche

Akteure im Friedensprozess:
Zu den Akteuren im Friedens-

prozess gehören u.a.:
· Humanitäre Helfer

(NGO‘s, GO‘s)
· Entwicklungshelfer

(DED, GTZ,AGEH)
· Friedensfachkräfte

(ZFD,pax christi)
· Menschenrechtler

(FORUM MENSCHENRECHTE)
· Demokratisierungshelfer

(Zentrum für internationale
Friedenseinsätze – ZIF)

· Wahlbeobachter (ZIF)
· Soldaten in VN-Friedensmissionen

Diese Aufzählung ist keineswegs
vollständig. Es fehlen Wirtschafts-
fachleute, Künstler und andere
Gruppierungen, die im weiteren und
engeren Sinn  zum Frieden beitragen.

Was ist das
Forum Zivile Friedensdienst?

Das Forum Ziviler Friedens-
dienst e.V. ist als Nichtregierungs-
organisation ein Zusammenschluss
von rund 40 Organisationen und 280
Einzelpersonen. Er versteht sich als

Was gehört zum Curriculum
der ZFD-Seminare?

· Die Bedingungen des Gastlandes/
der Krisenregion zu verstehen und
zu beurteilen.

· Die Konflikte zu analysieren, zu
verstehen und einzuordnen.

· Entwicklungen und Gründe der
Veränderung in der Gesellschaft zu
verstehen und zu berücksichtigen.

· Genderthemen zu erkennen und
daraus Ziele für eine professionelle
Praxis abzuleiten.

· Interkulturelle Sachverhalte zu er-
kennen und zu berücksichtigen.

· Zum Friedensprozess beizutragen
und mit den wesentlichen Akteu-
ren dieses Prozesses zu kommuni-
zieren.

· Gewaltlosigkeit: Verhaltensweisen
und Methoden zu beachten und be-
wusst zu praktizieren.

· In Gruppen und Teamwork zu koo-
perieren.

· Persönliche Befähigungen für den
Einsatz als Friedensfachkraft.

Befähigungen für den Einsatz
als Friedensfachkraft

· Den Umgang mit Aggressionen,
dem eigenen Potential an Gewalt
und Frustration lernen.

· Sozio-psychologische Mechanismen
erkennen, wie stereotypische Rol-
lenerwartungen und andere unbe-
wusste Reaktionen. Zivilcourage
entwickeln.

· Fähigkeiten zum Umgang mit ver-
schiedenen Konflikten trainieren.

· Quellen der eigenen Befähigung:
Spiritualität, wachsendes Bewusst-
sein für das eigene Leben und die
Fähigkeit zu Lernen.

· Bornout Prävention
· Optionen und Alternativen in

schwierigen und gefährlichen Situa-
tionen zu erlernen. Verhalten bei of-
fener und direkter Konfrontation mit
Gewalt, Unsicherheit und Risiko.

· Fortlaufendes Training im Geben
und Empfangen von Feedback.

· Den Vorteil von Unterstützungs-
gruppen wahrnehmen und solche
Gruppen organisieren.

KLAUS LIEBETANZ

Im Zusammenhang mit der Vorbereitung auf ein gemeinsame Seminar
von Pax Christi und der Gemeinschaft Katholischer Soldaten (GKS)
zum Thema: „Vergleich der Erfahrungen von Soldaten, Friedens-

fachkräften und Polizei bei Friedenseinsätzen“ war es im Sachausschuss
„Sicherheit und Frieden“ der GKS erforderlich, einige Begriffe zu klären.
Es gibt offensichtlich unterschiedliche zivile Akteure im Friedensprozess.
Und was sind im Übrigen zivile Friedensfachkräfte? Sind wir Soldaten
nicht die eigentlichen Friedensfachkräfte?
In diesem Beitrag soll daher folgenden Fragen nachgegangen werden:
· Welche verschiedenen Akteure gibt es im Friedensprozess?

· Was ist das Forum Zivile Friedensdienst?
· Wie definiert sich der Zivile Friedensdienst (ZFD)?
· Wie gestaltet sich die Ausbildung des ZFD?
· Was gehört zum Curriculum der ZFD-Seminare?
· Welche Arbeitsfelder hat der ZFD?
· Wie äußern sich die deutschen Bischöfe zum ZFD?
· Wie viele Friedensfachkräfte sind bereits ausgebildet?
· Welche Ergebnisse und Erfolge hat der ZFD und die

internationale Friedensbewegung?
· Sind Soldaten zukünftig überflüssig?
· Bundeswehr nur noch im klassischen Blauhelmeinsatz?
· Welche Zuordnung gibt es zwischen Soldaten und

zivilen Friedensdiensten?
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Welche Arbeitsfelder hat
der ZFD?

· Konfliktanalyse
· Beobachtung gewaltförmig eskalie-

render Situationen und frühzeitige
Intervention

· Entwicklung von Konflikttransfor-
mationsstrategien

· Stärkung friedenswilliger Kräfte in
Konfliktgebieten

· Schaffung von sogenannten Dritten
Orten der Begegnung

· Initiierung der Bearbeitung seeli-
scher Verletzungen und gesell-
schaftlicher Traumata

· Beratung über Rechte und Hilfs-
quellen

· Herstellen lokaler Präsenz, um
Verletzung von Menschenrechten
zu verhindern

· Vermittlung zwischen verfeindeten
Gruppen

· Begleitung rückkehrwilliger
Flüchtlinge

· Ausbildung und Training in
gewaltfreier Konfliktbearbeitung

· Gezielte Einflussnahme auf Ge-
walt stützende Kräfte

Wie äußern sich die deutschen
Bischöfe zum ZFD?

Im Kapitel „Konfliktnachsorge
als Konfliktvorbeugung“ (Nr. 108-
121) gibt das Wort der deutschen Bi-
schöfe „Gerechter Friede“ eine aus-
führliche Begründung für die Not-
wendigkeit eines zivilen Friedens-
dienstes. Hierzu einige Sätze aus
dem Bischofswort:
· Die Zeit nach dem Krieg ist die

Zeit vor dem Krieg. Wer das ig-
noriert, bereitet dem nächsten
Krieg den Weg.

· In der Regel bleiben die Opfer
in ihrem Unglück allein, gefan-
gen in ihren Alpträumen. Oft
genug sind sie dazu verurteilt,
mit den Tätern zusammen zu le-
ben, die ihre Verbrechen leug-
nen und verdrängen.

· Wer eine gemeinsame Zukunft
will, braucht Verständigung
über die Vergangenheit.

Wie viele Friedensfachkräfte
sind bereits ausgebildet?

· Ziviler Friedensdienst (ab 1997)
= 105

· Deu Entwicklungsdienst (1999)
=  55

· Kirchliche Entwicklungsdienste
=  61

· (AGEH 37; EED 17; Eirene 7)
· Zentrum internationale Friedens-

einsätze (ZIF) = 79
· (ZIF: Seit 2002 500 Wahlbeob-

achter ausgebildet)
· Bislang eingesetzte Friedens-

fachkräfte insgesamt: = 300
· Im Vergleich dazu das Komman-

do Spezialkräfte (KSK) mit ei-
nem Soll von 1.000 Soldaten und
einem Ist von ca. 350 eingesetz-
ten Soldaten

Welche Ergebnisse und Erfolge
haben der ZFD und die interna-

tionale Friedensbewegung?
Die Auswirkungen der vielen

Friedensfachkräfte sind nicht immer
in spektakulärer Weise zu erkennen.
Viele Bemühungen verlaufen im Ver-
borgenen und wirken sich erst in
Jahrzehnten aus. Hinzu kommt das
präventive Maßnahmen selten den
eindeutigen Nachweis dafür erbrin-
gen können, was passiert wäre, wenn
es sie nicht gegeben hätte.  Es gibt
aber auch spektakuläre Erfolge im
Bereich der internationalen Frie-
densbewegung mit sensationellen Er-
gebnissen, die auch eingefleischten
Gegnern der zivilen Konfliktbear-
beitung zu denken geben:
· Die christliche Gemeinschaft St.

Egidio (Rom), von Schülern und
Studenten gegründet, hat den Frie-
den in Mosambik und Guatemala
erfolgreich vermittelt.

· Die gewaltfreie Bürgerrechtsbewe-
gung von Martin Luther King hat
entscheidende Rechte für die Far-

bigen in den Vereinigten Staaten
erreicht.

· Der Friedensprozess in Sri Lanka
wird von Friedensfachkräften er-
folgreich begleitet.

· Die Berliner Mauer fällt durch den
gewaltlosen Widerstand der ost-
deutschen Friedensbewegung.

Sind Soldaten zukünftig
überflüssig?

Die staatliche Entwicklungshilfe
und Nichtregierungsorganisationen
haben in den letzten Jahrzehnten die
schmerzliche Erfahrung gemacht,
dass Bürgerkriege und andere Kon-
flikte die Fortführung ihrer humani-
tären Arbeit und Entwicklungspro-
jekte erheblich behinderten und
größtenteils unmöglich machten.
Langjährige erfolgreiche Projekte
wurden über Nacht zerstört. Die
neuesten Untersuchungen des Bun-
desminiserium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung
zeigen, dass die Zahl der sog. Failing
states zunehmen. Gewaltökonomien
treten an die Stelle eines geordneten
Staates. Die einfache Bevölkerung ist
von kriminellen Banden abhängig.
Schwerwiegendste Menschenrechts-
verletzungen sind an der Tagesord-
nung. Aus diesem Grunde begrüßen
viele NGO’s und die Kirchen den
Einsatz der Bundeswehr im Rahmen
der internationalen Schutztruppe in
BuH, im Kosovo, in Mazedonien und
in Afghanistan, damit dort in einem
sicheren Umfeld der Frieden gestal-
tet werden kann.

Uniformierter Friedensdienst im Kosovo:  unterschiedliche Aufgaben, gleiches Ziel
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Bundeswehr wird als positive
Gewalt wahrgenommen

Auf der friedenspolitischen Ta-
gung vom 10.-12. Oktober 2003 in
Bad Boll nennt die bosnische Frie-
densfachkraft Cima Zdenac von der
Organisation Putevi Mira (Friedens-
wege) die Bundeswehr eine positive
Gewalt, in dem diese Friedensgegner
und Kriminelle entwaffnet. Das grün
geführte und friedensbewegte Aus-
wärtige Amt prüft zur Zeit den mögli-
chen Einsatz der Bundeswehr im Su-
dan und im Horn von Afrika, um die
dortigen Friedensprozesse im Rah-
men der Vereinten Nationen zu un-
terstützen, was vom Verteidigungs-
ministerium aus Mangel an zusätzli-
chen einsatzbereiten Soldaten abge-
lehnt wird. Wenn nun Teile der Frie-
densbewegung  in ihren „Friedens-
politischen Richtlinien“ eine drasti-
sche Reduzierung der Truppenstärke
und eine schrittweise Abschaffung der
Bundeswehr fordern, hat man den
Eindruck als würden ganze Abschnit-
te der Wirklichkeit ausgeblendet.

Kriegerische Gewalt oder gewaltfreie Konfliktaustragung
„Krieg und Frieden“ – Handbuch der Konflikt- und Friedenspsychologie

bereich und in die Durchführung von
Kriegen gehen wesentliche Ressour-
cen verloren, die dringend benötigt
werden, um für alle Menschen würdi-
ge Lebensbedingungen im Rahmen
nachhaltiger Entwicklungen zu reali-
sieren. Deshalb ist es notwendig,
Strategien zu entwickeln und umzu-
setzen, die eine konstruktive Ausein-
andersetzung mit Konflikten ermögli-
chen sowie soziale Gerechtigkeit und
Realisierung der Menschenrechte
zum Ziel haben.

Das vorliegende Handbuch des
„Forums Friedenspsychologie“ (FFP)
geht von der Prämisse aus: „Kriege-
rische Gewalt verursacht unermessli-
ches Leid und Elend, begünstigt wei-
tere Gewalt und vergeudet wertvolle
Ressourcen.“ Sein Ziel ist es, Antwor-
ten auf die Fragen zu geben: „Was
kann die Psychologie zur Erklärung
dieses „vernunftwidrigen“ Konflikt-
verhaltens beitragen? Welche Ansätze
wurden erarbeitet, um es zu überwin-
den und heilsame und gerechte Le-
bensbedingungen zu schaffen?

Wie die Herausgeber, Gert Som-
mer und Albert Fuchs, im Vorwort
schreiben, ist das „Handbuch der
Konflikt- und Friedenspsychologie
der Leitidee der aktiven Gewalt-
freiheit verpflichtet – d.h. der kriti-
schen Auseinadersetzung mit Gewalt
und Gewaltrechtfertigung sowie der
Förderung gewaltfreier Konflikt-
austragung, mit dem Ziel sozialer Ge-
rechtigkeit und der Verwirklichung
der Menschenrechte“.

Es kommen Praktiker und Wis-
senschaftler aus unterschiedlichen
Disziplinen - insbesondere aber aus
Psychologie, Soziologie und Pädago-
gik – zu Wort. Entsprechend dieser
beabsichtigten Eingrenzung fehlen
allerdings Positionen von (Außen-
und Sicherheits-)Politikern, Militärs
oder auch offizielle Stellungnahmen
der christlichen Kirchen.

Das Handbuch enthält ein gut
gegliedertes Inhaltsverzeichnis sowie
im Anhang ein ausführliches
Sachwortverzeichnis. Der Aufbau der
einzelnen Beiträge ist einheitlich,

Bundeswehr nur noch im
klassischen Blauhelmeinsatz?

Darüber hinaus wird in der glei-
chen Schrift gefordert, dass die Bun-
deswehr nur noch im klassischen
Blauhelmeinsatz im Ausland Dienst
tun soll. Der Brahimi-Report, eine
interne Überprüfung der getroffenen
Maßnahmen der Vereinten Nationen
im Rahmen der Agenda for Peace,
hat im Jahr 2000 festgestellt, dass
eine Reihe von Friedenseinsätzen
der VN falsch, unzureichend und zu
blauäugig mandatiert waren. Die hol-
ländischen Blauhelme in Srebrenic-
ca sahen sich außer Stande, die
schutzbefohlenen männlichen Ein-
wohner der VN-Enklave vor dem
Völkermord zu bewahren. Das Glei-
che gilt für den Völkermord in Ruan-
da, wo die eingesetzten Blauhelme
auf Grund des falschen Mandats völ-
lig versagten.

Einige nicht nachvollziehbare
Aussagen der o.a. „Friedenspoliti-

schen Richtlinien“ sind kontrapro-
duktiv, weil sie die guten und drin-
gend notwendigen Intentionen der
zivilen Konfliktbearbeitung in Miss-
kredit bringen und der Gefahr ausset-
zen, nicht ernst genommen zu werden.

Welche Zuordnung gibt es
zwischen Soldaten und

zivilen Friedensdiensten?
Das Wort der deutschen Bischöfe

„Gerechter Friede“gibt zu dieser
Frage in der Nummer 181 folgende
Antwort:
· Die genannten (Friedens-) Dienste

sind wie die Streitkräfte und der
Dienst der Soldaten in unter-
schiedlicher Weise auf die Siche-
rung und Förderung des Friedens
hingeordnet und ergänzen sich
gegenseitig.

· Die Verflochtenheit der Friedens-
probleme erfordert das Zusam-
menwirken der unterschiedli-
chen Berufungen und Berufe.

❏

Im 20. Jahrhundert gab es über
100 Millionen Kriegstote. Wenige
Jahre nach dem Ende des Kalten

Krieges wurde die Hoffnung zunich-
te, dauerhaft eine gerechtere, friedli-
chere Welt gestalten zu können. Eine
Vielzahl von Konflikten sowie die
stetige Bedrohung durch einen welt-
weiten, schonungslosen Terrorismus
erzeugen Unsicherheit und Angst.
Nicht zuletzt enttäuschte die US-
amerikanischen Politik, durch einen
Präventivkrieg gegen ein unmensch-
lich totalitäres System in einer labi-
len Weltregion Frieden und Stabilität
gewinnen zu wollen, die Hoffnungen
auf Frieden. Ganz zu schweigen vom
israelisch-palästinensischen Dauer-
konflikt.

Inzwischen ist die „Friedens-
dividende“ nach der weltpolitischen
Wende von 1989/90 aufgebraucht.
Die Rüstungsausgaben sind weltweit
wieder auf fast 1.000 Milliarden Dol-
lar jährlich gestiegen. Durch hohe fi-
nanzielle, materielle und intellektu-
elle Investitionen in den Militär-
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dadurch übersichtlich und zur
schnellen Orientierung und zum
Nachschlagen bestens geeignet.

Das Handbuch gliedert sich in
drei Hauptteile.
· Die „Grundlagen in Teil I beinhal-

ten in sechs Kapiteln einen Über-
blick über Fragestellungen und An-
liegen der Friedenspsychologie,
einschließlich ihrer historischen
Entwicklung, des normativen Hin-
tergrunds und der methodischen
Fragen. In den Kapitel 7-14 geht es
um psychologische Schlüsselthe-
men wie Aggression, soziale Ein-
stellung und Gerechtigkeit und in
den Kapiteln 15-17 um Grundla-
gen der Konfliktanalyse.

· Im Teil II „Kriegskultur“ wird die
„negative“ Seite des Gegenstands
thematisiert, zunächst im Hinblick
auf die Wende 1989/90 (Kapitel
18-20), dann mit Beiträgen zu zen-
tralen Aspekten kriegerischer Ge-
walt wie Macht und Interessen, Mi-
litarismus, Feindbilder, Selbstbil-
der, Propaganda sowie zu Begleit-
und Folgeerscheinungen wie Trau-
matisierung (Kapital 21-29).

· Der Teil III „Frieden gestalten“
enthält schließlich Beiträge zur –
wie es die Herausgeber formulieren
– „positiven“ Seite des Problem-
feldes. Zunächst werden Varianten
des Friedensengagements „von
unten“ (z.B. gewaltfreier Wider-
stand und Friedensbewegung) the-
matisiert, einschließlich Friedens-
journalismus (Kapitel 30-33). An-
schließend werden unterschiedliche
Ansätze und Strategien konstrukti-
ver Konfliktbearbeitung behandelt,
u.a. Spannungsreduktion und Ver-
trauensbildung, Verhandeln, Medi-
ation, Versöhnung und Therapie
(Kapitel 34-41). Schließlich wer-
den im Sinne der friedenspoliti-
schen Langzeitperspektive frie-
denspädagogische Ansätze vorge-
stellt (Kapitel 42-46).

Die Herausgeber vertreten die
Auffassung, dass die psychologische
Sicht von Konflikt, Krieg und Frie-
den Praktiker aus dem Medienbe-
reich, aus Politik, Schule und Kirche
gleichermaßen interessiere wie Stu-
dierende. Das Buch wende sich aber
auch an „mündige“ Bürgerinnen und
Bürger, die in einer demokratischen
Gesellschaft durch ihre Einschätzun-
gen und Bewertungen Einfluss dar-

auf nehmen, wie Konflikte wahrge-
nommen und ausgetragen werden. So
wendet sich das Handbuch indirekt
auch an Soldaten – als Bürgern in
Uniform –, welche sich der Friedens-
ethik verpflichtet wissen, ziviler
Konfliktregelung i.d.R. den Vorrang
einräumen und den Einsatz militäri-
scher Gewalt immer nur als ultima
ratio und unter Anwendung strenger
ethischer Kriterien akzeptieren.

Weitere Informationen sind auf
der Homepage des „Forums Frie-
denspsychologie“ (FFP) zu finden:
www.friedenspsychologie.de

DEUTSCHE KOMMISSION JUSTITIA ET PAX  – PROJEKTGRUPPE „GERECHTER FRIEDE“

Studie: Schutz der Menschenrechte
Analysen und Empfehlungen zum Thema

„Zivile Einmischung und militärische Intervention

Selbst Kriege zur Sicherung oder
Wiederherstellung von Men-
schenrechten können nach An-

sicht der bischöflichen Kommission
für Gerechtigkeit und Frieden (Justi-
tia et Pax) nur dann legitim sein,
wenn alle gewaltfreien Vermittlungs-
versuche ausgeschöpft sind. Eine am
26. März 2004 in Bonn vorgestellte
Studie formuliert klare Bedingungen
für den Einsatz von militärischer Ge-
walt, der immer politische, rechtliche
und ethische Probleme bedinge: Der
Militäreinsatz müsse vom UN Sicher-
heitsrat angeordnet, auf die Wahrung
von Menschenrechten ausgerichtet
und von Maßnahmen zur Sicherheit
der Zivilbevölkerung begleitet sein.

„Wer militärisch interveniert,
übernimmt eine enorme Verantwor-
tung für das humanitäre und politi-
sche Schicksal der Zivilbevölke-
rung“, sagte Thomas Hoppe, Profes-
sor der Hamburger Universität der
Bundeswehr und Mitverfasser der
Studie. Deshalb müsse das militäri-
sche Eingreifen eine schnelle Wie-
derherstellung der öffentlichen Ord-
nung durch den Aufbau von Polizei
und Justizwesen im Blick haben. Pla-
nungen dürften nicht mit dem Tag
des militärischen Erfolgs enden, son-
dern müssten die Demilitarisierung
und Reintegration von Kämpfern be-
inhalten, betonte Hoppe.

Keine Legitimierung für Krieg
durch die Hintertür

Die Studie sei keine kirchliche
„Legitimierung des Kriegs durch die
Hintertür“, erklärte der Trierer Weih-
bischof Leo Schwarz und bezeichnete
sie als Konkretisierung des 2000 ver-
öffentlichten Bischofsworts „GERECH-
TER FRIEDE“. Zwar müssten Maßnah-
men zur Gewaltprävention im Mittel-
punkt kirchlicher Arbeit stehen, die
aktuelle Lage mache aber deutlich,
dass ein „sorgfältiges Nachdenken“
über Grundlagen von militärischen

Gert Sommer / Albert Fuchs (Hrsg.):
„Krieg und Frieden - Handbuch der
Konflikt- und Friedenspsychologie“.
Beltz Verlag, Weinheim 2004, 684 S.,
gebunden.

Die Herausgeber:
Sommer, Gert, Prof. für Psychologie
an der Universität Marburg; Vorsit-
zender des Forum Friedenspsychologie
(FFP); Mitglied des Zentrums für
Konfliktforschung, Univ. Marburg.
Fuchs, Albert,  Prof. Dr., Dipl.-Theol.,
Dipl.-Psych.; Mitglied des Instituts
für Friedensarbeit und gewaltfreie
Konfliktaustragung.   (PS)
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Interventionen und einer dauerhaften
anschließenden Friedenssicherung
notwendig sei, mahnte Schwarz. Er
verwies auf den Kosovo, den Irak und
den Konflikt zwischen Israel und den
Palästinensern.

Schwarz forderte, dass die Kir-
che ihre „manchmal verhängnisvolle
Tradition der Nicht-Einmischung“
aufgeben und sich als Mediatorin
zwischen den Konfliktparteien enga-
gieren müsse. Die Studie wolle Orien-
tierung geben, um eine ethisch verant-
wortete Prüfung und Einschätzung
von militärischen Interventionen zu
ermöglichen. Zentrales Anliegen der
Studie ist zudem die Weiterentwick-
lung des Völkerrechts und seiner Ver-
bindlichkeit etwa durch eine interna-
tionale Strafgerichtsbarkeit.

Entstehung der Studie
Die vorliegende Studie entstand

im Rahmen des Projekts „Einwir-
kungen und Interventionen in Ange-
legenheiten anderer Staaten zum
Schutz der Menschenrechte“, das die
Projektgruppe Gerechter Friede der
Deutschen Kommission Justitia et
Pax von 2000 bis 2003 durchführte.
Es ging dabei nicht allein um die mit
militärischem Eingreifen verbunde-
nen Aspekte, vielmehr um eine
grundsätzliche ethische Stellungnah-
me zu den Legitimitätsvoraussetzun-
gen und Konsequenzen unterschied-
licher Formen einer menschenrecht-
lich begründeten auswärtigen Einmi-
schung.

Aufbau der Studie
1. Kapitel: Einleitend wird die Dis-

kussion über die Interventi-
onsproblematik in den Kontext
aktueller friedensethischer Dis-

kurse zum Konzept des „gerech-
ten Friedens“ gestellt.

2. Kapitel: Im zweiten Teil stehen
spezifische Akteursgruppen und
die ihnen verfügbaren Instru-
mente politischer Einwirkung auf
krisenhafte Entwicklungen im
Zentrum der Untersuchung.

3. Kapitel: Das dritte Kapitel setzt
sich im Einzelnen mit den Pro-
blemen bewaffneter Intervention
auseinander.

4. Kapitel: Diesen systematischen
Überlegungen stellt der vierte
Teil eine knappe Analyse dreier
Interventionszusammenhänge in
den neunziger Jahren des 20.
Jhs. gegenüber, aus der sich ab-
lesen lässt, wie weit dem im Vor-
anstehenden formulierten poli-
tisch-ethischen Anforderungs-
profil an Interventionen tatsäch-
lich entsprochen wurde bzw. wer-
den konnte.

5. Kapitel: Der fünfte Teil unter-
sucht, wie sich das verfügbare
Instrumentarium menschen-
rechtsschützender Einwirkung so
erweitern lässt, dass es sowohl
dem Interesse an ethischer und
völkerrechtlicher Legitimität wie
demjenigen an politischer Effizi-
enz möglichst weitgehend ent-
spricht.

6. Kapitel.: Im abschließenden Ka-
pitel werden die im vierten Teil
knapp resümierten Fallstudien in
ausführlicher Fassung präsen-
tiert.

Empfehlungen der Studie
Die Ergebnisse der Studie sind

in Form von Empfehlungen, die sich
an politische, kirchliche und gesell-
schaftliche Akteure richten, dem

Gang der Untersuchung vorangestellt.
Diese im Buch ausführlich kom-
mentierten Empfehlungen lauten:
1. Die Problematik humanitärer In-

terventionen in der Leitperspek-
tive des „gerechten Friedens“ re-
flektieren

2. Die gewaltpräventiven Hand-
lungsmöglichkeiten von Kirche
und Zivilgesellschaft nutzen und
erweitern

3. Politische Möglichkeiten einer
gewaltfreien Einwirkung auf
Konflikte mit Entschiedenheit
nutzen und ausschöpfen

4. Die Durchführung militärischer
Interventionen von Anfang an
unter den Imperativ der Scha-
densbegrenzung und des Schut-
zes der Zivilbevölkerung stellen

5. Auf strikte Völkerrechtskonfor-
mität und Legitimierung durch
die zuständigen Institutionen der
Staatengemeinschaft bedacht
bleiben

6. In der Planung und Durchfüh-
rung Humanitärer Hilfe mit Ziel-
konflikten rechnen und Strategi-
en zu ihrer Minimierung ausar-
beiten

7. Einsatzgrundsätze für Interven-
tionsstreitkräfte am Ziel der Ge-
waltminimierung und am Re-
spekt vor den Menschenrechten
und den Normen des humanitä-
ren Völkerrechts ausrichten

Thomas Hoppe (Hrsg.): „Schutz der
Menschenrechte – Zivile Einmischung
und militärische Intervention – Ana-
lysen und Empfehlungen“. Vorgelegt
von der Projektgruppe Gerechter Frie-
de der Deutschen Kommission Justitia
et Pax. Verlag Dr. Köster, Berlin März
2004. (KNA/PS)
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DEUTSCHE KOMMISSION JUSTITIA ET PAX

Globalisierung, Krieg, Schutz der Menschenrechte
GKS-Vertreter berichtet aus der Kommissinsarbeit der Arbeitsperiode 1999 bis 2004

Arbeitsweise und
Schwerpunktthemen

In diesem Rückblick soll insbe-
sondere auf solche Aspekte einge-
gangen werden, die aus Sicht der Ar-
beit der GKS von Bedeutung sind.

Die Kommission musste sich in
ihrer Amtsperiode ungewöhnlichen
Herausforderungen stellen: Globali-
sierung, die Attentate in den USA
vom 11. September 2001, die tief-
greifenden Auseinandersetzungen
um den Irak-Krieg und der Schutz
der Menschenrechte waren Themen,
die eine Stellungnahme verlangten.

Die Kommission bearbeitet die
mit diesen Problemen verbundenen
Fragen auf der Grundlage der katho-
lischen Soziallehre, insbesondere der
katholischen Friedenslehre. Sie will
mit ihren Positionen im politischen
Dialog eine deutliche Haltung zei-
gen, aber auch allen Katholiken und
anderen, die ihr zuhören, Orientie-
rung geben.

Die großen Themenbereiche, un-
ter denen sich die Arbeit der Kom-
mission organisiert, lauten: Frieden,
Menschenrechte, Entwicklung. Fer-
ner ist sie – gemeinsam mit Vertre-
tern der evangelischen Kirche – Mit-
glied in der „Gemeinsamen Konfe-
renz Kirchen und Entwicklung“
(GKKE).

Sachbereich „Frieden“
Der Sachbereich „FRIEDEN“, der

in diesem Kurzbericht im Vorder-
grund stehen soll, wurde von Prof.
Hoppe (Universität der Bundeswehr,
Hamburg) moderiert. Die Kommissi-
on hatte diesen Sachbereich beauf-

tragt, seine Arbeit an den Schwer-
punkten „GEWALTPRÄVENTION UND

KONFLIKTBEARBEITUNG“, „VERSÖH-
NUNGSPROZESSE UND TRAUMABEARBEI-
TUNG“ und „DIENST FÜR DEN FRIEDEN“
zu orientieren.

In der ersten Phase der Arbeits-
periode der Kommission stand die
Mitwirkung an der Erstellung des
Wortes der deutschen Bischöfe „Ge-
rechter Friede“ im Vordergrund.
Nach der Veröffentlichung ging es
um die Vermittlung und Umsetzung
in den politischen und gesellschaftli-
chen Bereich hinein. Da die Inhalte
von „Gerechter Friede“ auch in der
GKS intensiv diskutiert und in einer
gesonderten Ausarbeitung den GKS-
Bereichen und –Kreisen zur Verfü-
gung gestellt wurde, konnten bei die-
sem Thema auf die Arbeiten der
Kommission zurückgegriffen werden.

Projektgruppe
„Gerechter Friede“

Das Hauptgewicht der Beteili-
gung des GKS-Vertreters in der
Kommission lag – neben der Teil-
nahme an den Plenarsitzungen der
Kommission – auf der Arbeit der Pro-
jektgruppe „GERECHTER FRIEDE“.

Dort wurde eine ausführliche
Stellungnahme zu dem Thema „EIN-
MISCHUNG UND INTERVENTIONEN IN AN-
GELEGENHEITEN ANDERER STAATEN ZUM

SCHUTZ DER MENSCHENRECHTE“ erar-
beitet. Da auch die GKS sich mit die-
sem Thema befasst hatte, konnten
Aspekte und Positionen, die sich aus
unserer Arbeit ergeben hatten, in die
Überlegungen der Projektgruppe ein-

gebracht werden. Umgekehrt kann
die jetzt abgeschlossene Stellung-
nahme der Projektgruppe zu einer
wichtigen Arbeitsunterlage für den
GKS-Sachausschuss „SICHERHEIT UND

FRIEDEN“ und damit für die inhaltli-
che Arbeit der GKS werden.

Das Ergebnis der Projektgruppe
wird am 26. März 2004 öffentlich
präsentiert. An diese Präsentation
schließt sich ein Seminar an, das die
Inhalte an einem konkreten Beispiel
vertieft. Dieses Seminar mit dem Ti-
tel „ERFAHRUNGEN MIT FRIEDENSEIN-
SÄTZEN“ wird von der GKS und pax
christi gemeinsam gestaltet.

Auf dem Katholikentag wird eine
zentrale Podiumsveranstaltung der
Umsetzung der Projektergebnisse
dienen. Die GKS wird außerdem ein
Kleinforum zu Erfahrungen in Aus-
landseinsätzen anbieten.

Ständige Arbeitsgruppe
„Dienste für den Frieden“
In der „STÄNDIGEN ARBEITSGRUPPE

DIENSTE FÜR DEN FRIEDEN“ der Deut-
schen Kommission Justitia et Pax ist
die GKS ebenfalls durch eines ihrer
Mitglieder (OTL a.D. Helmut Jer-
mer) vertreten. Die Arbeitsgruppe
legte ein Dokument mit dem Titel
„KIRCHLICHES VERSTÄNDNIS VOM DIENST

AM FRIEDEN – DIENSTE FÜR DEN FRIE-
DEN“ vor, das vom Vorstand im De-
zember 2003 beschlossen wurde.

Arbeitskreise
„Humanitäre Meldestelle“
Der Arbeitskreise „HUMANITÄRE

MELDESTELLE“ prüfte Möglichkeiten
kirchlichen Engagements auf dem
Gebiet der Gewaltprävention und
frühzeitiger politischer Kriseninter-
vention. Dazu wurde in Zimbabwe in
Zusammenarbeit mit anderen Trä-
gern ein Modellprojekt „GEWALT-
PRÄVENTIVE LOBBYARBEIT“ durchge-
führt und abgeschlossen. Das Projekt
entwickelte sich insgesamt positiv,
jedoch zeigte sich, dass die Zusam-
menarbeit verschiedener Projekt-
beteiligter nur in Einzelfällen erfolg-
reich sein kann.

KLAUS ACHMANN

Vertreter der GKS in der Deutschen Kommission Justitia et Pax war in
der zurückliegenden Arbeitsperiode 1999-2004 Oberst a.D. Dr.
Klaus Achmann. Der Kommission gehören katholische Einrichtungen

und Organisationen in Deutschland an, die im Bereich der internationa-
len Verantwortung der Kirche tätig sind (neben der GKS u.a. RENOVABIS,
Deutscher Caritas-Verband, MISEREOR, ADVENIAT, KMBA, BDKJ, pax
christi, AGKOD). Träger der Kommission sind die Deutsche Bischofskonfe-
renz (DBK) und das Zentralkomitee der deutschen Katholiken (ZdK).

Die Kommission hat mit ihrer Sitzung am 13. März 2004 ihre vierjäh-
rige Arbeitsperiode beendet und sich aufgelöst. Sie wird zum Herbst er-
neut konstituiert werden. – Über die zurückliegende Arbeitsperiode be-
richtet Klaus Achmann:
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Die Projektgruppe „GERECHTER

FRIEDE“ war auch an den friedens-
politischen Erklärungen der Kom-
mission kontinuierlich beteiligt:
– 22.03.2002: „Keine weitere Eska-

lation der Gewalt“
– 19.10.2002: „Kriegsverhütung und

Beseitigung von Massenvernich-
tungsmitteln müssen Ziele der
Irak-Politik bleiben“

– 21.03.2003: „Eine humanitäre und
politische Katastrophe muss ver-
hindert werden“ (anlässlich des
Kriegsbeginns im Irak).

Auf dem ökumenischen Kirchen-
tag 2003 in Berlin veranstaltete Jus-
titia et Pax ein mehrstündiges Forum
unter dem Titel „Recht – Macht –
Militär. Menschenrechte und
Gewaltfreiheit nach dem 11. Septem-
ber 2001 in Bedrängnis.“

Ausblick
Für die Arbeit der im Herbst neu

zu konstituierenden Kommission
Justitia et Pax schlug der Moderator
des Sachbereiches „FRIEDEN“ vor,
die auch zukünftig zu erwartende
Involvierung der deutschen Außen-

Weitere Projekte und Themen
Zur Unterstützung des Friedens-

konsolidierungsprozesses in Bosni-
en-Herzegowina (BiH) gab die Kom-
mission seit 2000 einen jährlichen
„BERICHT ZUR MENSCHENRECHTSLAGE IN
BiH“ heraus. Dieser Bericht wird in
Berlin regelmäßig Vertretern aus Po-
litik, Verwaltung und Öffentlichkeit
vorgestellt.

Gemeinsam mit dem Zentralko-
mitee der deutschen Katholiken wur-
de in einem ad hoc-Arbeitskreis ein
Positionspapier zur Zukunft von
Wehr- und Zivildienst erarbeitet und
der Öffentlichkeit am 23. Mai 2000
unter dem Titel „ZUKUNFT DES WEHR-
DIENSTES – ORIENTIERUNGSLINIEN FÜR

DIE ZUKUNFT DER BUNDESWEHR“ vorge-
stellt.

Die Kommission unterstützte den
damaligen Vizepräsidenten des ZdK,
Christian Bernzen, der 1999 in die
„Weizsäcker-Kommission“ zur Zu-
kunft der Bundeswehr berufen wurde
mit den Ergebnissen aus der Arbeit
der Deutschen Kommission Justitia
et Pax.

politik in internationale Anstrengun-
gen zur Konfliktbearbeitung und zum
Krisenmanagement – einschließlich
militärischer Verpflichtungen – in
den Überlegungen der Kommission
abzubilden. Auch Fragen der zukünf-
tigen Wehrform und der Fortent-
wicklung des Konzeptes der Inneren
Führung müssten im Auge behalten
werden. Generell sollten Aspekte der
Gewaltprävention und darauf zielen-
de Handlungsmöglichkeiten der Kir-
chen in aktuellen Konflikten (ein-
schließlich der Situation im Nahen
Osten) im Vordergrund stehen. Vor-
geschlagen wurde ferner die Befas-
sung mit dem Themenfeld „Religion
und Gewalt.“

Aus der Arbeit der anderen
Sachbereiche der Kommission soll
hier nur noch auf die bei der GKKE
angesiedelte „Fachgruppe Rüstungs-
exporte“ hingewiesen werden. Sie er-
stellt jährlich einen Bericht über die
deutschen Rüstungsexporte, der
jeweils im Dezember der Öffentlich-
keit vorgestellt wird.  ❏

Vorsicht ist besser als Nachsicht
Heiliger Stuhl verlangt ein Stopp der Verbreitung von konventionellen Waffen

das weit länger andauere als der Konflikt selbst, bedau-
erte Tomasi. Er appellierte an alle Länder, „sich die er-
schütternden und verheerenden Auswirkungen für die
Zivilbevölkerung sowie die negativen sozio-ökonomi-
schen Folgen vor Augen zu halten, die sowohl während
als auch nach den Auseinandersetzungen spürbar
sind.“

Der Erzbischof betonte vor der Expertengruppe,
dass der Heilige Stuhl in zahlreichen Ländern der gan-
zen Welt Initiativen für die Opfer bewaffneter Konflikte
und deren Angehörige unterstütze, unter denen sich
auch Opfer von (Anti)-Personenminen und anderer
Kriegsüberreste befänden.

Er beschrieb auch die Frustration und die
Befremdung Tausender freiwilliger Helfer, die immer
und immer wieder dieselbe Arbeit, die sie schon einmal
verrichteten, von neuem auf sich nehmen müssten und
oft gezwungen seien, dem Leiden der Opfer zu zusehen,
ohne dass irgend jemand etwas unternimmt.

„Es scheint mir unangebracht, unsere Arbeit und
Entscheidungsfindung allein auf die Suche nach Heil-
mitten zu beschränken“, meinte Tomasi. „Mit Sicher-
heit würde die Prävention weniger kosten, weniger Men-
schenleben fordern und weniger sozio-ökonomische
Nachteile bringen.“  (PS nach ZENIT)

Erzbischof Silvano Tomasi, ständiger Beobachter des
Heiligen Stuhls bei den Vereinten Nationen in Genf,

beklagte die Trägheit,  mit der die Internationale Ge-
meinschaft auf den rasanten technologischen Fortschritt
im Bereich der Entwicklung von konventionellen Waf-
fen reagiert und mit welcher Langsamkeit sie den Ge-
brauch von ihnen mit Verboten einschränkt.

Der päpstliche Gesandte nahm in Genf vom 8.-12.
März an der VII. Sitzung der Gruppe staatlicher Exper-
ten teil, die über die „Konvention hinsichtlich des Ver-
bots oder der Anwendungsbegrenzung von konventio-
nellen Waffen, die traumatische, übermäßige oder ver-
heerende Auswirkungen haben“ (CCW) beriet.

In seiner Stellungnahme betonte der Erzbischof,
dass es besser sei, die Herstellung solcher Waffen zu
verbieten, als im Nachhinein deren verheerende Aus-
wirkungen zu bekämpfen.

Die Ergebnisse internationalen Verhandlungen zur
Waffenkontrolle oder zur Abrüstung beschränkten sich
fast immer auf den kleinsten gemeinsamen Nenner,
zeigte er auf. Im Gegensatz dazu erfolge die Herstellung
konventioneller Waffen nach modernsten wissenschaft-
lichen Erkenntnissen und technisch fortschrittlichsten
Methoden. Das Ergebnis sei, dass diese Waffen immer
verheerender würden und unnützes Leid hervorriefen,



35AUFTRAG 254

SICHERHEIT UNFD FRIEDENSETHIK

1) s.a. Klaus Achmann: Bericht über die Kommissions-
arbeit 1999-2004, S. 33 f.

2) zu Friedensfachkräften s. Erläuterungen von Klaus
Liebetanz, S. 28 ff.

PAX CHRISTI UND GKS IM DIALOG:

Fachtagung „Erfahrungen mit Friedenseinsätzen“

Unter dem Dach der Deutschen Kommis-
sion Justitia et Pax1) trafen sich vom 26. bis
28. März in Bonn Vertreter der Gemein-

schaft Katholischer Soldaten und der deutschen
Sektion der internationalen katholischen Friedens-
bewegung pax christi zu einer Fachtagung, um die
je spezifischen Erfahrungen von Friedensfachkräf-
ten2), zivilen Hilfsorganisationen, Militär und Poli-
zei in „Friedenseinsätzen“ zu untersuchen. Im ne-
benstehenden Artikel – aus: „aktuell Nr. 15, Zei-
tung für die Bundeswehr“ vom 13. April 2004 –
berichtet das GKS-Mitglied Oberstleutnant a.D.
Helmut Jermer über die Tagung.

Im Mittelpunkt des Treffens standen die diver-
sen Schwierigkeiten und Probleme, die in der Zu-
sammenarbeit der unterschiedlichen Akteure bei
den Friedenseinsätzen auftreten sowie die Frage
nach möglichen Lösungswegen. Eine wesentliche
Rolle spielte die Erörterungen der Frage, wer mit
welchen Mitteln und Methoden sowohl in einer
Vor- als auch in der Nachkonfliktphase span-
nungsmindernd auf die Akteure einwirken könne,
damit der Ausbruch offener Gewalt überhaupt ver-
mieden werde.

Trotz grundsätzlicher Übereinstimmung im zu
erreichenden Ziel „Frieden und Gerechtigkeit“ tra-
ten bei den Vertretern der Friedensbewegung immer
wieder Befürchtungen zutage, der Einsatz von Mili-
tär führe per se zur Eskalation von Spannungen,
weil Militär Partei ergreife („Militär macht sich fest
am stärksten Militärbündnis, dies ist die NATO,
und NATO ist Partei des freien Westens“ und „Mi-
litär als Lösungsfaktor wird zu schnell ins Spiel ge-
bracht“). Dieser Vorbehalt konnten von den katholi-
schen Soldaten nur bedingt entkräftet werden. Die
Ursache dafür liegt in recht unterschiedlichen Prä-
missen beider Gruppen. Soldaten bringen ein ge-
sundes Vertrauen zum demokratischen Staat und
seine Rechtsordnung auf. Die Mitglieder der Frie-
densbewegung lassen ein tiefsitzendes Misstrauen
gegenüber alle Gewalt und besonders der Staatsge-
walt erkennen. Dennoch konnten die anwesenden
Soldaten der GKS (hoffentlich) deutlich machen,
dass sie den Einsatz militärischer Gewalt nach
strengen ethischen Kriterien nur als ultima ratio se-
hen, über den die Politik unter Beachtung des Völ-
kerrechts und der Verfassung   entscheidet. Militär
nicht nur nach deutschem Verständnis sei auch
immer bereit, sich nach Erreichen eines ausrei-
chenden Sicherheitsstandards zurückzunehmen zu-
gunsten ziviler Konfliktregelung, Ordnungskräften
und Verwaltung. „Militär übt dann eine subsidiäre
Rolle aus“.

Die Tagung soll dokumentiert werden. (PS)
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Bücher und Affären haben  etwas
Gemeinsames: sie haben ihr
jeweils eigenes Schicksal!  Im

Mittelpunkt der Betrachtung stehen
immer die handelnden Personen, die
in den Strudel der Ereignisse gezo-
gen werden. Die Frage nach der Ver-
antwortung oder Schuld der Beteilig-
ten wird aus der Distanz der Ge-
schehnisse immer wieder gestellt.
Eine Affäre, die sich zu dem wohl
spektakulärsten Sittenskandal in der
Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland entwickelt, ist die soge-
nannte „Wörner-Kießling-Affäre“ vor
genau zwanzig Jahren. Wie  frühere
oder spätere Skandale bis zur Gegen-
wart,  verläuft auch diese Affäre in
ihren einzelnen Entwicklungsstadien
nach dem alten Muster, das die
Blindheit und Befangenheiten  der
verantwortlichen Personen deutlich
werden lässt. Sie verlieren in unter-
schiedlicher Intensität den Blick für
die Realitäten  und werden letztlich
das prominente Opfer ihrer eigenen
mentalen Disposition,  auf die die
Aussage des griechischen Philoso-
phen Heraklit von Ephesus (550-480
v.Chr.) zeitlos zutrifft: „Der Charak-
ter ist das Schicksal des Menschen!“

Versucht man diese spektakuläre
Affäre um einen Vier-Sterne General
der Bundeswehr, der eine Bilder-
buchkarriere durchlaufen hat, in ver-
kürzter und vereinfachter Form
nachzuzeichnen, präsentieren sich
die deprimierenden Ereignisse in ih-
rem Ablauf wie eine antike Tragödie,
die sich in ihrem letzten Akt zur
Tragikkomödie entwickelt. Es be-
ginnt wie immer in ähnlichen Fällen
unauffällig und harmlos mit einem
Gespräch. Am 27. Juli 1983 treffen
sich im Bundesministerium der Ver-
teidigung auf der Hardthöhe in Bonn
zwei Beamte. Es sind der stellvertre-
tende Vorsitzende des Hauptperso-
nalrates, Werner Karrasch, und der
Regierungsdirektor Artur Waldmann
aus dem Amt für Sicherheit der Bun-
deswehr (ASBw), der Zentrale des
Militärischen Abschirmdienstes
(MAD) in Köln. Während dieses Ge-

sprächs erwähnt Karrasch beiläufig,
dass General Dr. Günter Kießling,
der Stellvertreter des Obersten Alli-
ierten Befehlshabers in Europa, Ge-
neral Bernhard W. Rogers, offen-
sichtlich homosexuell sei und daher
wegen seiner Veranlagung nicht
mehr von Rogers empfangen werde.
Waldmann ist über diesen Hinweis
hochalarmiert. Nach dem Gespräch
verfasst er einen entsprechenden
Vermerk über die Aussage von Kar-
rasch.

Der Abteilungsleiter I im ASBw,
Oberst Oskar Schröder, ordnet
daraufhin erste Ermittlungen zur
Sicherheitsüberprüfung des General
Dr. Kießling an, mit der  er die MAD-
Gruppe III in Düsseldorf betraut. Es
soll gezielt in der Kölner-Szene re-
cherchiert werden, die als ein Mekka
für Homosexuelle und als Schwulen-
hochburg bekannt ist. Diesen Auftrag
erteilt der Leiter der Gruppe, Oberst
Heinz Kluss, seinem Stabsfeldwebel
Peter Idel, der persönliche Kontakte
zur Fahndungsabteilung der Kölner
Kriminalpolizei unterhält und diese
hin und wieder mit Erfolg nutzen
kann. Den glücklichen Zufall, dass
zeitgleich die Mordkommission ge-
gen den Mörder eines Strichjungen
ermittelt, nutzt Idel geschickt für
sein Anliegen und übergibt den Kri-
minalbeamten ein retouchiertes Pho-
to von General Dr. Kießling.  In der
Nacht vom 5./6. September 1983
fahnden die beiden Kriminalbeamten
Rösch und Simon nach dem
Mordverdächtigten und nutzen die
Gelegenheit, gleichzeitig unter Vor-
lage des Photos in der einschlägig
bekannten Homoszene im Café Wüs-
ten und in der Disco Tom-Tom zu er-
kunden, ob die auf dem Photo abge-
bildete Person im Milieu  bekannt
ist. Sie landen offensichtlich einen
Ermittlungsvolltreffer! Stabsfeldwe-
bel Idel verfasst einen Bericht, der in
die Geschichte des MAD eingehen
und selbst spektakuläre Geschichte
machen wird. Er ist der eigentliche
Auslöser für die kommende Affäre!
Aus diesem Grund soll er an dieser
Stelle  zitiert werden:

„Durch geeignete Ermittlungen in
der Kölner Homo-Szene konnte fest-
gestellt werden:
Café Wüsten: einschlägig bekannt
als Lokal für ‚Schwule und Lesben’.
Hier wurde der zu Überprüfende aus
einer Serie von Photos eindeutig als
‚Günter von der Bundeswehr’ er-
kannt. ‚Günter’ sei bereits vor 12
Jahren ein guter Gast gewesen, in
den letzten Jahren sei er kaum noch
erschienen.
Disco Tom-Tom: einschlägig be-
kannt als Disco für jugendliche
Stricher und Straftäter. Auch hier
wurde der zu Überprüfende eindeu-
tig ‚als Günter von der Bundeswehr’
identifiziert. Günter verkehre dort
auch heute noch monatlich und
pflege Kontakt zu jugendlichen Stri-
chern gegen Bezahlung. Da die ers-
ten beiden Anlaufstellen positiv wa-
ren, werden, um die Unruhe in der
Szene zu vermeiden, weitere Ermitt-
lungen nicht vor Ablauf von drei
Wochen geführt.“

 Diesen Bericht schreibt Idel auf
rot umrandetes Schreibpapier, auf
sog. Austria-Papier, das als ein inter-
nes, vertrauliches Papier des MAD
eingestuft ist und damit vom Inhalt
her als „nicht bewiesen“ oder „nicht
vorhaltbar“ beurteilt wird! Es ist
mehr oder weniger eine Momentauf-
nahme ohne tiefergehenden Aussage-
wert, was zusätzlich die Tatsache
verdeutlicht, dass der General selbst
nicht genannt wird, sondern nur von
einem „zu Überprüfenden“ (z.Ü.) die
Rede ist. Am 9. September berichtet
Oberst Kluss dem neuen Amtschef
des ASBw, Brigadegeneral Helmut
Behrendt, über das Austria-Papier.
Wie Brigadegeneral Behrendt später
vor dem Untersuchungsausschuss
des Deutschen Bundestages aussa-
gen wird, habe Oberst Kluss in einem
zusätzlichen Vier-Augen-Gespräch
von „einer eindeutigen Identifizie-
rung der Generals“ gesprochen, bei
der „keinerlei Zweifel oder Beden-
ken“ beständen. Der Bericht des
Ausschusses vermerkt jedoch dazu:

„Demgegenüber sagte Oberst Kluss
aus, er habe das Ergebnis der Er-

VOR ZWANZIG JAHREN: AFFÄRE „WÖRNER-KIESSLING“

Das Wesentliche ist für die Augen unsichtbar
ORTWIN BUCHBENDER

BILD DES SOLDATEN
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mittlungen gemeldet, den Amtschef
aber auf Schwächen der Meldung
hingewiesen. Dieser Widerspruch in
der Zeugenaussage konnte auch
nicht durch Gegenüberstellung ge-
klärt werden.“

Diese unterschiedliche Bewer-
tung eines Berichts, der lediglich den
Stellenwert eines internes Papier für
den Hausgebrauch des MAD besitzt,
sollte nicht nur desaströse, sondern
geradezu katastrophale Folgen für
den weiteren Verlauf der Affäre be-
kommen. Er ist der eigentliche Aus-
löser des späteren Skandals! Briga-
degeneral Behrendt meldet den Vor-
gang dem Bundesminister der Vertei-
digung, Dr. Manfred Wörner, indem
er die „eindeutige Identifizierung des
Generals in der homosexuellen Sze-
ne“ betont. Wörner ist offensichtlich
so beeindruckt, dass er bereits kurze
Zeit später ohne auf weitere Ermitt-
lungen zu bestehen über den Gene-
ralinspekteur Wolfgang Altenburg
General Kießling am 15. und 19.
September 1983 zu sich bestellt, ihn
mit den Vorwürfen konfrontiert, die
der General empört zurückweist und
als zusätzlichen Beweis für seine Un-
schuld sein Ehrenwort gibt. Die Her-
ren einigen sich schließlich auf einen
Kompromiss. Der General solle sich
ab 3. Oktober 1983 krank melden
und werde am 31. März 1984 mit ei-
nem Grossen Zapfenstreich in den
vorläufigen Ruhestand verabschie-
det.  Alle weiteren Ermittlungen soll-
ten umgehend eingestellt werden!

So weit so gut! Doch die Betei-
ligten haben ihre persönliche Rech-
nung ohne den Staatssekretär Dr.
Hiehle gemacht.  Dr. Hiehle, der
den Ruf eines besonders gewissen-
haften Beamten preußischen For-
mats besitzt, tritt seinen Dienst nach
längerer Krankheit am 2. November
1983 wieder an, erfährt von dem
„gentleman-agreement“ zwischen
Minister und General, und ist ent-
setzt. Von der Schuld des Generals
offensichtlich schon zu diesem Zeit-
punkt nach Auskunft der Beteiligten
überzeugt, gelingt es ihm, Wörner
zu überreden, die Ermittlungen ge-
gen den General wieder aufzuneh-
men und einen Abschlussbericht
durch den MAD anzufordern Dieser
trifft allerdings ohne weitere Ermitt-
lungen des MAD nach zwei unter-
schiedlichen Berichts-Entwürfen

vom 15. und 30. Novem-
ber in einem endgültigen
Abschlussbericht  vom 6.
Dezember im Ministerium
ein. Zum Erstaunen aller
enthält dieser Bericht zum
ersten Mal den eindrucksvollen Pas-
sus:

„Durch den MAD veranlasste Er-
mittlungen des Landeskriminal-
amtes Nordrhein-Westfalen in
Düsseldorf bestätigen die behaupte-
te Veranlagung des Dr. K. Er wurde
in der Homo-Szene Köln eindeutig
identifiziert. Das LKA ist gegebe-
nenfalls bereit, durch polizeiliche
Maßnahmen – Gegenüberstellung-
die Beweisführung anzutreten.“

Das ist die entscheidende Aussa-
ge für die Entscheidung des Minis-
ters, seine Zusage vom 19. Septem-
ber aufzuheben und General Kießling
bereits am 31. Dezember 1983 in
den vorläufigen Ruhestand zu schi-
cken!  Das Landeskriminalamt über-
zeugt: Die Vorwürfe gegen den Gene-
ral sind nun ganz offensichtlich hun-
dertprozentig als zutreffend belegt!

Das Ende der Affäre  ist allge-
mein bekannt. Im Januar entwickelt
sie sich  zu einem Medienskandal
bisher unbekannten Ausmaßes, der
in seiner düsteren Endphase letztlich
durch groteske Fehlentscheidungen
des Ministers bei der Auswahl von
angeblichen seriösen Zeugen, die die
Schuld des Generals beweisen wol-
len, sich aber als Betrüger entpup-
pen,  so eskaliert, dass Bundeskanz-
ler Kohl persönlich eingreift und die

Rehabilitierung des Generals er-
zwingt. Sie erfolgte am 1. Februar
1984.

Der Medienskandal mit seinen
politischen Auswirkungen führt zur
Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses des Bundestages in „Sa-
chen Kießling“, der am 20. Januar
1984 seine Arbeit beginnt und am 7.
Juni 1984 mit der Verabschiedung
eines Berichts, der das ganze Aus-
maß dieser Affäre in ihren grotesken
Fehlentscheidungen und unberech-
tigten Verdächtigungen verdeutlicht,
seine Arbeit beendet.1) Besonders
kennzeichnend für die allgemeine
Stimmungslage ist der Kommentar
des Vorsitzenden Alfred Biehle
(CSU): „Wir haben den Übergang
vom Morast in den abgrundtiefen
Sumpf erlebt!“

Weniger bekannt ist die Tatsa-
che, dass Oberst Joachim Krase, der
Stellvertretende Amtschef des ASBw
und Leiter der Gegenspionage des
MAD, ein Topagent des MfS seit
1973 war! Er stirbt im Juli 1988 an
den Folgen eines Krebsleidens und
wird erst offiziell im Oktober 1990
als Agent enttarnt. Nicht nur der
Schock vor allem im Bereich der
Bundeswehr, sondern auch das
Medienecho sind  beträchtlich! All-
gemeiner Tenor der Pressemitteilun-
gen2) besteht in der Vermutung, dass

Als sich die Vorwürfe gegen
General Günter Kießling (l.)
als rechtlich und moralisch
unbegründet erwiesen hat-
ten, rehabilitierte ihn der da-
malige Verteidigungsminister
Dr. Manfred Wörner (r.) und
verabschiedete ihn schließ-
lich mit dem höchsten militä-
rischen Zeremoniel des Gro-
ßen Zapfenstreichs.

(Foto: Privatarchiv Kießling)

1) Vgl. hierzu: Zur Sache, 2, 1984: Diskussionen und Feststellungen des Deutschen Bundes-
tages in Sachen Kießling, Presse- und Informationszentrum des Deutschen Bundestages,
Bonn 1984 (Bundestagsdrucksache 10/956 vom 02.02.1984; Bundestagsdrucksache 10/
1604 vom 13.06.1984).

2) (u.a.: Bild am Sonntag vom 21.10.1990, S. 2: „Auch im Fall Kießling hatte die Stasi ihre
Finger drin!“; EXPRESS, 21.10.1990, S. 2: „Kießling-Affäre: Es war der Stasi!“; Welt am
Sonntag, 21.10.1990, S. 6: „Stasi-Spion im MAD fädelte Affäre Kießling ein!“)

BILD DES SOLDATEN
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das Ministerium für Staatssicherheit
in Ostberlin über ihren Topagenten
Krase die Affäre ausgelöst habe, um
den Verteidigungsminister zu stür-
zen, was allerdings misslingt. Die
Gerüchteküche kocht noch heute bei
der Frage, wie Oberst Krase dieses
angebliche Kunststück bewerkstel-
ligt habe. Durch Zufall
stieß der Verfasser bei
der Durchsicht der Un-
terlagen auf ein interes-
santes Detail, dessen
Brisanz in der Hektik
der Ereignisse offen-
sichtlich untergegangen
ist. Wie bereits erwähnt,
besaß das Landes-
kriminalamt in Düssel-
dorf, das als Er-
mittlungsbehörde eine
Erfindung des MAD und
damit eine spektakuläre
Falschmeldung war, ei-
nen sehr hohen, wenn
nicht den entscheiden-
den Stellenwert für den
Beweis, dass General
Dr. Kießling homosexu-
ell sei. Der Ideen-
lieferant für diese Be-
hauptung war nach der
Aussage von  Brigadege-
neral Behrendt sein Ver-
treter,  Oberst Joachim
Krase!

Gerade diese Affäre,
die an Versäumnissen
und Peinlichkeiten einer
geradezu desaströsen
Lagefestellung  bei den
Verantwortlichen im politischen und
militärischen Bereich wohl einmalig
für die Geschichte der Bundeswehr
ist, könnte als ein beeindruckendes
Lehrbeispiel für die Entstehung und
den Verlauf einer gesellschafts-
politischen Krise dienen, die die
hohe Bedeutung der personalen
Kommunikation belegt, ohne die eine
Krisenkommunikation, die erfolg-
reich sein will, nicht möglich ist.
Eine ihrer wesentlichen innovativen
Initiativen müsste in dem Bemühen
bestehen, drohende Glaubwürdig-
keitsverluste zu verhindern bzw. ver-
lorengegangenes Vertrauen wieder-
herzustellen, was durchaus als eine
kommunikative Schadensbegren-
zung bezeichnet werden kann. Das
krisenkommunikative Grundaxiom,

eine glaubwürdige, auf Offenheit,
Transparenz und Konsistenz ange-
legte Kommunikation sei die beste
Voraussetzung dafür, dass Krisen gar
nicht erst entstehen bzw. in einem
frühen Stadium hätten abgewendet
werden können, ist allgemein akzep-
tiert. Doch gerade die „Wörner-

Kießling-Affäre“ ist ein besonders
eindrucksvolles Beispiel für die Tat-
sache, dass gegen dieses Grund-
axiom immer wieder verstoßen wird.
Krisen dieser Art eskalieren zu den
bekannten Skandalen mit den
schlimmen Folgen für die Betroffe-
nen, hier insbesondere für den MAD,
erst dann, wenn die Medien und die
Öffentlichkeit den Eindruck gewin-
nen, dass sie von den Verantwortli-
chen  durch Beschwichtigungen, De-
mentis, Halbwahrheiten oder Falsch-
informationen getäuscht werden, die

nur für kurze Zeit den Druck durch
die Medien verringern können, ihn
aber dann umso stärker werden las-
sen.3) Umso bemerkenswerter ist die
Tatsache, dass diese Affäre immer
noch in der Bundeswehr tabuisiert
wird, obwohl sie mit Sicherheit in
Zukunft einmal von der Inneren Füh-

rung als ein faszinieren-
des Fallbeispiel für
Missperzeptionen und
Fehlverhalten der Betei-
ligten mit den damit zu
gewinnenden Erkennt-
nissen und Lehren  für
deren Ursachen und
Gründe („lessons
learnt“) erarbeitet wer-
den wird.

Auf dem Epitaph
von Oberst Johann
Friedrich Adolph von
der Marwitz in der Kir-
che zu Friedersdorf ste-
hen die Worte „Wählte
Ungnade wo Gehorsam
nicht Ehre brachte.“ (s.
Kasten) Nach der Aussa-
ge eines asiatischen
Germanisten ist diese
Aussage das bewegends-
te und überzeugendste
Zeugnis für einen Offi-
zier, der beispielhaft
preußische Tugenden
vorlebte. Ein damaliger
Insider, der die Ereig-
nisse aus nächster Nähe
im Verteidigungsminis-
terium miterlebte, meinte

resigniert: „Leider gibt es heute kei-
nen von der Marwitz mehr!“

Auf der Todesanzeige von Oberst
Joachim Krase, der am 24. Juli 1988
verstirbt, steht als Motto ein Zitat von
Antoine de Saint-Exupéry aus dem
„Kleinen Prinzen“:

„Man sieht nur mit dem Herzen gut.
Das Wesentliche ist für die Augen
unsichtbar.“

Ein Offizier des MAD meinte
dazu. „Krase hätte für sich keine
treffendere Aussage machen kön-
nen!“ ❏

3) Informativ hierzu: Hans Matthias Keplinger, Die Kunst der Skandalierung und die Illusion
der Wahrheit, München 2001, bes. S. 54-78; Rainer Mathes, Medienwirkung und Konflikt-
dynamik in der Auseinandersetzung um die Entlassung von General Kießling. Eine Fallstu-
die und ein Drei-Ebenen-Modell, in: Max Kaase, Winfried Schulz (Hrsg.), Massen-
kommunikation. Theorien, Methoden, Befunde, Opladen 1989, S. 441-458.

Wählte Ungnade

Während des Siebenjährigen Krieges befahl
Friedrich II., verbittert durch die Plünderung
seiner Berliner Schlösser Charlottenburg,

Schönhausen und Friedrichsfelde, das dem Premiermi-
nister Sachsens, dem Grafen Brühl, gehörende Schloß in
Pförten zu zerstören. Ferner erteilte er dem Obersten
Johann Friedrich Adolph von der Marwitz den Befehl, das
kurfürstlich-sächsische Jagdschloß Hubertusburg zu
plündern und alle wertvollen Gegenstände wie Teppiche,
kostbare Möbel, Gemälde, Silberzeug und Porzellan zu
beschlagnahmen und fortzuschaffen. Marwitz aber kam
dem Befehl, dieses Kriegsverbrechen zu begehen, nicht
nach. Als der König daraufhin den Oberst zu sich beor-
derte und ihn zur Rede stellte, erhielt er zur Antwort:
„Solches würde sich allenfalls für Offiziere eines Frei-
bataillons schicken, nicht aber für den Kommandeur von
Seiner Majestät Regiment Gensdarmes*).“

Von diesem Tage an fiel Marwitz bei dem König in Un-
gnade und blieb es bis an das Lebensende. Auf seinem
Epitaph**) in der Friedersdorfer Kirche stehen die Worte:
„... wählte Ungnade, wo Gehorsam nicht Ehre brachte.“
*) Gendarmes = Leibgarderegiment des Königs, in späterer Zeit

Bezeichnung für bewafnete Organe der öffentlichen Sicher-
heit.

**) Epitaph = Grabmal; Totengedenktafel mit Inschrift.
(aus: Franz Fabian: „Der Grenadier und die Jungfrau

Anekdoten aus  drei Jahrhunderten“.
Militärverlag der DDR, Berlin 21989, S, 63 f.)

BILD DES SOLDATEN
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ZUM BILD DES SOLDATEN

Wer an ein Tabu rührt, muss vernichtet werden
Kurzfassung eines Interviews der Wochenzeitung „JUNGE FREIHEIT“

mit Brigadegeneral a.D. Reinhard Günzel

Brigadegeneral a.D. Reinhard Günzel hat im Zusammenhang mit seiner
fristlosen Entlassung aus der Bundeswehr am 4. November 2003 der
Berliner Wochenzeitung „JUNGE FREIHEIT“ ein Interview gegeben,

das seine Sichtweise des Vorgangs widergibt. Dieses Blatt wird von der
„Frankfurter Rundschau“ als „rechtskonservative Wochenzeitung“ einge-
stuft und „die tageszeitung“ aus Berlin sieht sie als „das Leib  und
Magenblatt der Rechtsintelektuellen“. Die in Kassel herausgegebene
„Hessische Allgemeine“ meint: „Die nonkonformistische Rechte, ‘die Apo
von rechts’ (‘Die Zeit’) hat mit der ‘JUNGEN FREIHEIT’ möglicherweise
ihre eigene ‘taz’ gefunden. „Die konservative Wochenzeitung aus Berlin“
(‘Frankfurter Allgemeine Zeitung’) „sorgt u.a. durch ihre Interviewpartner
für Denkanstöße, aber auch für immer neuen Zündstoff“ („Stuttgarter
Zeitung“). Die „Welt am Sonntag“ aus Hamburg stellt fest: „In der ‘JUN-
GEN FREIHEIT’ schreiben (u.a., die Red.) der frühere Bürgerrechtler Wolf-
gang Templin, der ehemalige Berliner Innensenator Heinrich Lummer ...
genauso wie der bekannte Fernsehjoumalist Franz Alt.“ Die Wochenzei-
tung selbst sieht sich als überregionale, verlagsunabhängige Zeitung
Deutschlands. Wirtschaftliche, politische und publizistische Freiheit seien
wesentliche Grundzüge. Aufklärung und Information werden als Ziel be-
zeichnet. Die Redaktion AUFTRAG berichtet auszugsweise über den In-

mich hat spüren lassen.“
Als Beispiele dafür nannte

Günzel, dass er sich als verwirrt habe
verhöhnen lassen müssen. Er habe
seine Entlassung im Prinzip aus dem
Fernsehen erfahren, für die restli-
chen vier Stunden bis zur endgülti-
gen Entlassung sei ihm das Tragen
der Uniform sowie die Ausübung des
Dienstes verboten worden. Sein Fah-
rer sei weggeschickt worden und das
schlimmste, ihm sei verboten wor-
den, die Kaserne zu betreten, um
sich von seinen Männern nach Jah-
ren des gemeinsamen Dienstes offizi-
ell zu verabschieden. „Die größte
Demütigung allerdings war, mir die
Formel ‘Für die dem deutschen Volk
geleisteten treuen Dienste ...“, Dank
und Anerkennung aus der Ent-
lassungsurkunde zu streichen. „Nach
fast 41 Jahren treuen Dienens und in
Anbetracht dessen, dass dieser Dank
nach bisheriger Praxis nur demjeni-
gen verweigert wird, der sich schwe-
rer krimineller Vergehen schuldig
gemacht hat, ist dies der schlimmste
Versuch der Ehrabschneidung, den
man einem Soldaten zufügen kann.“

Der entlassene General könne
sich das Über-das-Ziel-Hinausschie-
ßen bei der Behandlung seiner Per-
son nur mit einem Bedürfnis nach

Rache an ihm als Verräter an der
vom Ministerium gewünschten Welt-
anschauung erklären. Die Entlas-
sung nach § 50 des Soldatengesetzes
sei an sich nur ein nüchterner
Rechtsakt. Allerdings sei entschei-
dend gewesen das gesellschaftliche
Signal: Dem Minister ging es darum
der Öffentlichkeit und der Bundes-
wehr zu demonstrieren, wie es einem
ergehe, der von der ideologischen Li-
nie abweiche.

Der Entlassungsvorgang
Zum eigentlichen Entlassungs-

vorgang nach seiner Bestätigung der
Echtheit seines Briefes an den
CDU-Bundestagsabgeordneten Mar-
tin Hohmann zu dessen stark kriti-
sierten Redetext zum Tag der Deut-
schen Einheit am 03.10.2003 sagt
Günzel, der Befehlshaber des Hee-
resführungskommandos habe ihm
nahegelegt, seinen Abschied aus der
Bundeswehr anzubieten. Da der
KSK-Kommandeur sich jedoch kei-
nes Fehlverhaltens bewusst war,
lehnte er dies ab bzw. erbat sich Be-
denkzeit aus. Die Antwort sei gewe-
sen: „Gut, rufen Sie mich bis 16 Uhr
zurück   – aber bis dahin hat der Mi-
nister dann schon entschieden.“
Wie, das habe er kurz darauf im
Fernsehen sehen können. Niemand
habe ihn an diesem Tag zur Sache
selbst befragt. Ihm sei nur befohlen
worden sich am nächsten Tag um 14
Uhr beim Inspekteur des Heeres im
Bundesverteidigungsministerium zu
melden. Dort angekommen sei ihm
um 14.15 Uhr das erste Mal Gelegen-
heit gegeben worden, gegenüber ei-
nem subalternen Beamten zu den
Vorwürfen Stellung zu nehmen, wor-
auf er verzichtet habe, da zu diesem
Zeitpunkt seine Entlassung bereits
beschlossen, verkündet und unter-
schrieben gewesen wäre. Die Be-
hauptung von Minister Struck, er sei
vor seiner Entlassung von einem sei-
ner Beamten gehört worden, betrach-
te er als reinen Zynismus.

Als Günzels Fahrer angewiesen
worden sei, ohne seinen Komman-
deur zurückzufahren, da dieser nicht
nicht mehr im Dienst sei, habe sich

halt des Günzel Interviews.
Demütigungen

Brigadegeneral a.D. Reinhard
Günzel, Träger des Ehrenkreuzes der
Bundeswehr in Gold, betrachtet sich
im Gegensatz zu der Äußerung von
Bundesverteidigungsminister Peter
Struck nicht als verwirrt. Er sei in al-
len seinen Kommandeurverwendun-
gen, die Letzte war seine sechste,
immer hervorragend beurteilt worden.
Wenn nur ein Hauch eines Zweifels
an seiner geistigen oder charakterli-
chen Eignung bestanden hätte, wäre
ihm die hochsensible Aufgabe das
Kommando Spezialkräfte (KSK) zu
führen, nicht übertragen worden.
Nach Meinung Günzels werde einer
mit allen Mitteln vernichtet, der an ei-
nem Tabu rührt. „Minister Strucks
Vorgehen erinnerte mich an die Me-
thoden der kommunistischen Herr-
schaft in Osteuropa, wo man Anders-
denkende mitunter auch als geistes-
krank qualifizierte. Ich bin zwar
nicht eingesperrt worden, davon sind
wir in Deutschland natürlich weit
entfernt, aber etwas davon steckt tat-
sächlich im Vorgehen des Ministers.
Es geht darum das konservative La-
ger auszugrenzen, möglichst auszu-
merzen   da kann gar nicht hart genug
dreingeschlagen werden! Deshalb
auch all die Demütigungen, die man

BILD DES SOLDATEN
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POLEN: Die Caritas der Truppe
JOACHIM GEORG GÖRLICH

Wie aus der Warschauer illustrier-
ten postkommunistischen „Polityka“
hervorgeht, jobben in den Strukturen
der Militär-CARITAS auch einstige
entlassene Politoffiziere der polni-
schen Volksarmee. Sie müssen wohl
eine ideologische Kertwende um 180
Grad durchgemacht haben.

Polen kennt keine Kirchensteuer
und die Finanzen der polnischen Ar-
mee sind knapp. Also muss Geld be-
schafft werden. So ist es verständ-
lich, dass zur Mitarbeit das „Reprä-
sentative Kulturensemble des Polni-
schen Militärs“ mit Symphonie- und
Blasorchester, Chor uns Ballett her-
angezogen wird. Und der „Polityka“
schmeckt es natürlich gar nicht, dass
der konservative katholische Sender
„Radio Maryja“ sowie dessen Zei-
tung „Nasz Dziennik“ (Unser Tage-
blatt) die CARITAS der Armee tat-
kräftig unterstützen.

Nach der „Wende“ wurde in
Polen auch die Militärseelsor-
ge – eine einmalige Erschei-

nung in einer kommunistischen Ar-
mee – neu organisiert. Und so wurde
vom heutigen Feldbischof General-
major Leszek Slawoj Glodz auch eine
„Militär-CARITAS“ eingerichtet, de-
ren Direktor heute der geistliche
Oberstleutnant Robert Mokrzynski
ist.

Im Prinzip erfüllt die CARITAS
des polnischen Militärs die Aufga-
ben, die auch die zivile Caritas inne-
hat. Besonders nimmt sie sich aber in
Not geratener Soldatenfamilien, der
Soldatenwitwen und deren Kinder
an. Für die Jugend und Kinder wer-
den die allsommerlichen „Ferien mit
Gott“ organisiert. Und dann ist Po-
lens Streitkräfte-CARITAS z.B. auch
auf dem Balkan und im Irak tätig.

Zudem gibt es einen „Caritas-
Musikverlag des Feldordinariats des
Polnischen Militärs“, der mit Eigen-
reklame und Hilfe des Konzerns
„Radio Maryja“ unter dem umstrit-
tenen Pater Rydzyk erfolgreich CD’s
herausgibt. Das Repertoire ist um-
fangreich: Kirchenlieder, polnische
Weihnachtslieder, die Europahym-
ne und Lieder mit patriotischen In-
halt, wie z.B. mit der einstigen zwei-
ten Nationalhymne Polens, der
„Rota“, deren zweite Strophe so lau-
tet: „Es wird uns nicht mehr der
deutsche ins Gesicht speien, unsere
Kinder germanisieren ...“ usw. Die
„Rota“ ist inzwischen mit Blick auf
Berlin und die NATO offiziell abge-
schafft. Sie wird bei offiziellen An-
lässen – Ausnahme sind die der Na-
tionalisten – nicht mehr gesungen
und gespielt.  ❏

der einfache Mannschaftsdienstgrad
gegenüber einem Oberstleutnant wi-
dersetzt, und wenn er sich einen
Leihwagen nehmen müsse, sei die
Antwort gewesen. Darauf habe man
den Fahrer in Ruhe gelassen.

Zur Reaktion in der Truppe be-
fragt, erklärte der Ex-General, im
Gegensatz zu seinen Vorgesetzten
und Generalskameraden habe sich
die Truppe solidarisch verhalten. Die
Männer seien schlicht schockiert ge-
wesen. Einige wollten spontan ihr
Barett hinwerfen, wovon er sie abge-
halten habe, da es nichts genützt hät-
te. „Eben ist das KSK noch für sei-
nen Einsatz in Afghanistan gelobt
worden, und nun wird es durch einen
solchen Umgang mit seinem Kom-
mandeur, der wie ein Hund fortgejagt
wird und dem man den Abschied von
seiner Truppe verweigert, beleidigt.“

Zu Soldatenethos und
Primat der Politik

Er habe nicht erwartet, das Ge-
nerale und Offizierkameraden gegen
seine Entlassung nach dem Soldaten-
gesetz § 50 protestiert hätten, da der
Minister dazu das Recht ohne Anga-
be von Gründen habe. „Aber man

hätte erwarten können, dass sie ge-
gen eine unehrenhafte Entlassung
protestiert und mir ihren menschli-
chen Beistand versichert hätten.
Ganze fünf von 120 Generalen des
Heeres haben mich später angerufen
bzw. mir geschrieben. ... Ich glaube,
ein gemeinsamer Protest einiger mi-
litärischer Führer hätte schon etwas
bewirkt.“ Aber er habe sich schon
1984 als frischgebackener Major
darüber gewundert, dass kein Kom-
mandierender General für General
Kießling aufgestanden sei. Dieser
Fall sei jedoch 1984 undurchsichti-
ger gewesen als seiner im Jahr 2003,
wo jeder die Dokumente   die Rede
Hohmanns und seinen Brief an die-
sen   in der Presse nachlesen konnte.
Dagegen habe die Generalität der
Wehrmacht zu ihrem Kameraden,
dem General und Oberbefehlshaber
des Heeres, Werner Freiherr von
Fritsch gestanden und seine Rehabi-
litierung durchgesetzt, als dieser we-
gen angeblicher Homosexualität von
Hitler entlassen worden war. „1984
gab es in der Bundeswehr keine Sol-
daten mehr, die noch in der Wehr-
macht gedient hatten. Man kann also
im Fall Kießling durchaus die Be-

währungsprobe des neuen Erzie-
hungsideals der Bundeswehr sehen“,
meint der Brigadegeneral a.D.

Er verneint im weiteren Verlauf
des Interviews die Frage, ob es in der
Bundeswehr noch ein Offizier-  oder
Soldatenethos gebe. Und zum Primat
der Politik sagt er, das Bild vom
Staatsbürger in Uniform klinge theo-
retisch in der Tat gut. Aber statt zu
selbständigen mündigen Persönlich-
keiten wurden die Soldaten „in di-
rekter Abhängigkeit von der Politik
mehrheitlich zu devoten Erfüllungs-
gehilfen.“ Vielleicht sei der Staats-
bürger in Uniform doch ein zu hehres
Erziehungsideal. Brigadegeneral a.D.
Günzel bezeichnet es als delikat,
„dass ausgerechnet die Bundeswehr,
die als einzige Wehrmachtstradition
den 20. Juli 1944 gelten lässt, mit ei-
serner Faust zuschlägt, wenn der Pri-
mat der Politik auch nur im Ansatz
angekratzt wird. Es  ist also pure
Heuchelei, wenn die Verteidigungs-
minister von Strauß bis Struck die
Männer des 20. Juli in den Himmel
heben, ihrer Generalität aber jeden
Hauch von geistiger Eigenständig-
keit verbieten.“   (bt)
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RUSSLAND:

Radikale Nationalisten und Faschisten
PAUL ROTH

Organisationen als Vertreter des Na-
zismus auf, ferner die „kahlgescho-
renen Rassisten – die Skinheads“.

Lassen sich Vertreter dieser
Gruppen mit ihren Attributen – z.B.
Armbinde mit etwas verfremdeten
Hakenkreuz oder durch den Gruß mit
erhobener rechter Hand – in der Öf-
fentlichkeit sehen, so greifen dies die
russischen Medien durchweg rasch
auf. Vor den letzten Parlaments-
wahlen 2003 berichtete z.B. die
„Nesawisimaja gaseta“ über Aus-
schreitungen der Skinheads (20.05./
24.06./03. u. 8.10.2003) offener
über Störaktionen durch zwei Ange-
hörige der „National-Bolschewisti-
schen Partei“ (10. u. 18.11.2003.).

Schleifspuren
der Vergangenheit

Der Zusammenbruch der Sowjet-
union, der Rückgang der staatlich
verordneten Ideologie, der Verlust
der Großmachtposition führten nicht
nur zu Hoffnungen auf eine Demo-
kratie, auf den Lebensstandard west-
licher Demokratien. Sie brachten na-
türlich auch eine Verwirrung, vor al-
lem eine Enttäuschung über den
„Abstieg“ Russlands in Richtung auf
ein Entwicklungsgebiet mit sich. Zu
Beginn der 90-er Jahre geisterte
sogar die Meinung umher, Russland
befinde sich etwa im Stadium der
deutschen Weimarer Republik, die
1933 durch das „3. Reich“ der Nazis
abgelöst wurde. Dies ist nicht einge-
treten, aber ganz allgemein kann man
einen „Ruck nach rechts“ zu
nationalpatriotischen Thesen ver-
zeichnen. So wird z.B. Putins Ent-
scheidung für die Fortsetzung des
militärischen Einsatzes in Tsche-
tschenien von vielen Bürgern als po-
sitiv gewertet und soll mit zu seinem
hohen Ansehen beigetragen haben.
Mit diesem Einsatz habe er einer
weiteren Aufspaltung Russlands vor-
gebeugt. Putins Partei trägt sicher
nicht zufällig den Namen „Einiges
Russland.“ Wirft man einen Blick in
die Vergangenheit Russlands/der
Sowjetunion, so findet man dort viele

Meinungen und Überzeugungen, die
heute aufgesplittert nicht nur bei je-
nen zu finden sind, die man als „Na-
zis“ bezeichnen kann. Ein Grund ist
sicherlich, dass es in Russland
niemals eine funktionierende Demo-
kratie gegeben hat.

Im 19. Jahrhundert waren die
Slawophilen Vertreter der Autokratie
des Zaren. Sie wollten das einfache
Volk vor ausländischen Einflüssen
bewahren, weil diese den Glauben an
Kirche und Monarchie untergrüben.
Das Wort vom „Heiligen Russland“
und seiner Erlöserrolle für andere
Völker taucht auch heute immer
wieder auf. Und die Stimmen, die
den unheilvollen Einfluss westlicher
Kultur und Politik beschwören, sind
unüberhörbar. Dass der Antisemitis-
mus zur Zarenzeit mit Unterstützung
von oben die Köpfe vernebelte – zu-
sammen mit der Warnung vor den
Freimaurern – ist allgemein bekannt.
Die berüchtigte Fälschung der „Pro-
tokolle der Weisen von Zion“ stammt
aus Russland. Deutsche und russi-
sche Antisemiten brachten diese
„Protokolle“ 1918 mit nach Deutsch-
land. (W. Laqueur. Der Schoß ist
fruchtbar noch. München 1993, S.
59). Der Patriotismus aus der Zaren-
zeit wurde unter Stalin zum Sowjet-
patriotismus. In der Sowjethymne aus
der Kriegszeit hieß es „Der unver-
brüchliche Bund der freien Republi-
ken wurde durch die große Rus zu-
sammengeschweißt“. Bemerkens-
wert ist dabei die Verwendung der
Bezeichnung „Rus“, die sich ur-
sprünglich auf die Kiewer Rus bezog.
Verbunden war damit die Überzeu-
gung, die durch eine entsprechende
Geschichtsschreibung untermauert
wurde, dass Russland sein Reich
immer friedlich ausgedehnt habe,
und für die neuen Untertanen immer
ein Förderer und Geber gewesen sein
soll. Den Völkern der Republiken,
die nach dem Zerfall der Sowjetunion
selbstständig geworden sind, wird
ziemlich unverhohlen Undankbarkeit
vorgeworfen.

Der Abgeordnete und ehemalige
Jelzin-Demokrat drückte seine Mei-

Die Dumawahl 2003 wurde ein
voller Erfolg Präsident Putins.
Zwar gibt es verschiedene

Fraktionen in der Duma, doch hat die
Partei Putins „Einiges Russland“ von
450 Sitzen in der Duma alleine 229,
die an zweiter Stelle liegende Kom-
munistische Partei jedoch nur 52. Im
Übrigen vertreten russische Medien
die Auffassung, dass Putin es
insgesamt mit einem „braven“ Parla-
ment zu tun hat, das seinen Weisun-
gen folgt. An dritter Stelle liegt in der
Duma „Heimat“ mit 37 Abgeordne-
ten. Hier sind sicherlich auch ausge-
sprochene Nationalisten zu finden.
Von den beiden Organisationen, die
man in Russland als „nazistisch“
oder „faschistisch bezeichnet –
„Russische Nationale Einheit“ und
die „National- bolschewistische Par-
tei“ – gibt es keine Fraktion in der
Duma. Daraus die Schlussfolgerung
zu ziehen, es gäbe keine „Nazis“ in
Russland, wäre jedoch voreilig.
Allerdings stolpert man sehr bald
über die Frage, wen man denn als
„Nazi“ bezeichnen kann. Reicht ein
radikaler Antisemitismus, ein Ultra-
nationalismus, die Formung eines
Feindbildes, die Überzeugung von
der eigenen Unübertrefflichkeit, die
Anwendung von Gewalt, die Ableh-
nung einer Demokratie, die Einstel-
lung „Macht geht vor Recht“ usw.?
Alle diese Kennzeichen finden wir
verstreut über die verschiedenen Par-
teien sowohl des rechten wie des lin-
ken Flügels.

Wiatscheslaw Lichatschow ur-
teilt in seinem Buch „Nazismus in
Russland“ (Moskau 2002): „Die Or-
ganisation radikaler Nationalisten
und unverhüllter Nazisten sind zu
untrennbaren Bestandteilen des poli-
tischen Spektrums des demokrati-
schen Russland geworden … In den
vergangenen zehn Jahren konnten
Gruppen, die sich zum Nationalsozi-
alismus, zum Faschismus, zu den
„Schwarzhunderten“ und politisier-
ten Neuheidentum bekehrten, unge-
hindert wirken.“

Lichatschow führt in seinem
Buch die beiden bereits erwähnten
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nung zum demokratischen
Russland so aus (A. Medwe-
diew in „Nowoje wremia“ Nr.
17/1992): „Ich bin durch und
durch Russe. Deshalb ist mir
ein einiges Russland wichti-
ger als ein demokratisches
Russland.“ Der machtpoliti-
sche und ökonomisch-soziale
Niedergang des „Heiligen
Russland“ wurde durch eine
Dolchstoßlegende erklärt, da-
bei bot sich aus der Vergan-
genheit der Mythos einer
Weltverschwörung durch Ju-
den und Freimaurer direkt an.
Sie identifizierte man mit Ka-
pitalismus, Liberalismus, ge-
sellschaftlichen Modernisie-
rungsentwürfen. Die absur-
desten Beschuldigungen wa-
ren zu lesen. So z.B. in dem
Organ der „Nationalen Volks-
partei“ „Era Rossii“ (Die Ära
Russlands. Nr. VIII/ 1998)
gegen die Juden: „Indem sie
den seinem Blut nach besten
Vertreter des Volkes, sein
Oberhaupt rituell ermordet haben,
begannen die Juden mit der Ausrot-
tung der Russen und der ganzen wei-
ßen Rasse. In dem Artikel wird be-
hauptet, die Ermordung der Zaren-
Familie sei ein jüdischer Ritualmord
gewesen. Vor der Ermordung sei aus
Moskau ein schwarzbärtiger Rabbi-
ner gekommen, der nach der Tat die
abgeschnittenen Köpfe des Zaren,
der Zarin und des Zarewitsch nach
Moskau gebracht hat. Weiter heißt es
im Text: „Das Hakenkreuz – das ari-
sche Gotteszeichen – wurde von der
Zarin im Haus Ipatiew kurz ihrem
Tod angeschrieben. So wurde das
mystische Zentrum des Weißen Im-
perialismus bezeichnet, dessen Zeit
unaufhaltsam naht...“

„Pamjat“ als Vorreiter

In den späten 70-er Jahren ent-
standen in Russland eine Reihe von
patriotischen Gruppierungen, die
sich für die Restaurierung von Kir-
chen einsetzten, siegreicher Schlach-
ten gedachten, Dichter, Maler, Kom-
ponisten anzogen, wobei die meisten
Mitglieder der KPdSU waren. 1983
gab man sich den Namen „Pamjat“
(Gedächtnis). Die Gesellschaft war
als historischpatriotische Organisati-
on eingetragen. Die Führungsrolle

nahm der ehemalige Photograph D.
Wassiljew ein. Im Mittelpunkt stand
zunächst der Kampf gegen den Alko-
holismus. Doch bald wurde dies
durch Antisemitismus abgelöst, die
„Protokolle der Weisen von Zion“
wurden zu einer Art Lehrbuch. Alle
Parteien in Russland haben Ab-
splitterungen durchmachen müssen.
Grund dafür konnten Streitigkeiten
über die Ideologie, über das Auftre-
ten in der Öffentlichkeit sein, aber
auch Rivalitäten zwischen führenden
Persönlichkeiten innerhalb der Par-
tei. 1990 wurde A. Barkaschow aus
„Pamjat“ ausgeschlossen und grün-
dete zusammen mit V. Jakuschew,
der ebenfalls aus „Pamjat“ kam, die
Gruppe „Nationale Einheit für ein
freies, starkes und gerechtes Russ-
land“. Beide verfeindeten sich sehr
bald, es entstanden zwei Organisatio-
nen: Die „Nationale-soziale Union“
(NSU) unter Jakuschew und die
„Russische nationale Einheit“ unter
Barkaschow. Aber auch die „Liberal-
demokratische Partei von W. Schiri-
nowski eignete sich Parolen gegen
Fremdeinfluss und für Antisemitis-
mus an. So ist es nicht verwunder-
lich, dass Jakuschew zur Partei
Schirinowskis abwanderte. Im De-
zember 1991 wurde der „Bund des
Gesamten Volkes Russlands“ ge-

gründet. In dieser rechtsradi-
kalen Sammlungsbewegung
waren vor allem national-pa-
triotische und offen national-
sozialistische Kräfte vertreten,
so z.B. aus „Pamjat“-Gruppen
und aus der „National-sozia-
len Union“ Jakuschews. In
den russischen Medien tauch-
te die Bezeichnung „Rot-
Braune“ auf. „Pamjat“ als Or-
ganisation hat in den 90-er

Jahren zunehmend an Einfluss und
Bedeutung verloren.

Die „Russische Nationale
Einheit“ Barkaschows

Über die Trennung Barkaschows
von „Pamjat“ ist berichtet worden.
Der 16.10.1990 wird als Gründungs-
datum der „Russischen Nationalen
Einheit“ (RNE) genannt. Seit Sep-
tember 2000 splitterten sich mehrere
Gruppen von der RNE ab. Einige
Gruppierungen erheben Anspruch
auf den alten Namen, eine Splitter-
gruppe nennt sich „Russische Wie-
dergeburt“, eine andere „Slawischer
Bund“. In ihrer Blütezeit soll die
RNE etwa 15000 Mitglieder gehabt
haben. Die Abspaltungen haben die-
se Zahl sehr vermindert, jedenfalls
sind es nur noch einige Tausend.
Immerhin ist RNE in den meisten
Regionen Russlands verbreitet, fer-
ner hat sie Gruppierungen in Weiß-
russland, Lettland, Ukraine, Estland.
Die RNE ist immer nur regional re-
gistriert worden, jedoch nicht für
Gesamtrussland. Die Bewegung ist
nicht in der Duma als Partei vertre-
ten, bestenfalls sind Einzelmitglieder
in der Duma vorhanden. Die Bewe-
gung ist hierarchisch gegliedert. Die
Mitglieder sind aufgegliedert in

RUSSISCHE NATIONALE
EINHEIT

RUSSLAND HARRT
DEINER ENTSCHEIDUNG!

HEUTE SCHWÖRT DERJENIGE,
DER EIN SCHWARZES HEMD
ANZIEHT, DEM VATERLAND

UND DER NATION:
RUSSLAND ODER DER TOD

Aus der Zeitschrift „Russische
Ordnung“ der Partei Barka-
schows „Russische Nationale
Einheit“.

(Abb.: Archiv P. Roth)
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„Kampfgenossen“, „Mitkämpfer“
und „Anhänger“. An Wahlen nimmt
sie nicht teil; Wahlen seien eine „de-
mokratische Narretei“. Die Mitglie-
der werden militär-patriotisch ge-
schult, dazu gehört auch eine halb-
militärische Ausbildung. Hinweise,
wie sie sich vor Gericht zu verhalten
hätten, werden in speziellen juristi-
schen Konsultationen vermittelt. Die
Mitglieder sind verpflichtet, das Agi-
tationsmaterial zu verbreiten, neue
Anhänger zu werben. Die Mitglie-
derfluktuation ist groß.

Das Zentralorgan „Russische
Ordnung“ erscheint seit 1992. 1999
wurde es einmal gerichtlich verbo-
ten, erscheint jedoch unregelmäßig
wieder. Die Auflage schwankte im
Laufe der Jahre zwischen 25.000 und
500.000, falls diese Angaben zuver-
lässig sein sollten. Das Logo auf der
Titelseite ist ein verfremdetes Ha-
kenkreuz. Als ein Hauptfeind Russ-
lands werden die USA angeprangert,
hinter denen angeblich Juden und
Freimaurer stehen. Barkaschow gilt
als Verehrer Hitlers, dessen Bild in
seiner Wohnung aufgehängt ist. Als
Beispiel für die wirre Ideologie der
Bewegung einige Zitate aus der
„Russischen Ordnung“ (1/1998):
„Für uns gibt es keine Faschisten,
keine Kommunisten, keine Demo-
kraten es gibt die, die für Gott sind,
und jene, die für den Teufel sind. Da-
rum ist der Nationalsozialismus das
Reich Gottes auf Erden, und unsere
Aufgabe ist es nicht, ins Reich des
Antichristen zu gehen. Das ist unsere
Ideologie’, religiös im höchsten Sin-
ne des Wortes. Unser russisches
Volk ist mit seiner tausendjährigen
Geschichte ein besonderes Volk;
diese Besonderheit hat messiani-
schen Charakter und bedeutet, dass
wir bis zum Ende ausharren müssen,
wenn schon alle sich vor dem geistlo-
sen Westen verneigen. Wir sind aus-
erwählt vom Gottessohn Jesus Chris-
tus“.

Artikel Barkaschows, die er von
1992-1994 in „Russische Ordnung“
veröffentlicht hat, sind als „Azbuka
Russkogo Nationalista“ (Moskau
1994) zusammengefasst worden. Un-
ter anderem erwähnt er darin eine
Himmelserscheinung im Jahre 1991,
ein Andreaskreuz und ein Haken-
kreuz seien am Abendhimmel er-
schienen. In dem erwähnten ABC des
„Russischen Nationalisten“ hat auch

ein Artikel eines Hauptmanns S.
Rogoschin über die nationale Her-
kunft Jesu Christi seinen Platz gefun-
den (S. 68 ff.). Jesus und Maria, so-
wie elf der Apostel seien keine Juden
gewesen, nur Judas sei Jude gewe-
sen. Selbstverständlich habe Jesus
nichts zu tun mit dem schrecklichen
Judengott Jahwe.

Die „Rot-Braunen“

Im Einleitungstext sind zwei Or-
ganisationen – die „Russische Natio-
nale Einheit“ und die „National-Bol-
schewistische Partei“ (über die noch
zu berichten sein wird) – erwähnt
worden. Sie werden in Russland
durchweg als „nazistisch“ oder „fa-
schistisch“ bezeichnet. Überprüft
man jedoch, wie viel Gedankengut
man bei anderen Organisationen und
Parteien antrifft, das stark an die
Propaganda der deutschen Nazis er-
innert, so ergibt sich eine ganze Ket-
te, zumal selbst die Kommunistische
Partei unter Sjuganow antisemitische
Positionen vertritt, die These von der
nationalen Ausschließlichkeit Russ-
lands. Als die Moskauer Stadt-Duma
am 29.10. 1997 der Staats-Duma ei-
nen Gesetzesentwurf vorlegte, der die
Verherrlichung oder auch Leugnung
von Naziverbrechen unter Strafe stel-
len sollte, wurde er u.a. mit den Stim-
men der Kommunisten abgelehnt.
Ungestraft konnte man Ende der 90-
er Jahre in Russland Hitler rühmen,
konnte behaupten, dass es weder ei-
nen Genozid noch Gaskammern ge-
geben hätte.

Der Verlag „Panorama“ veröf-
fentlichte 1999 in Moskau ein Buch
„Politische Fremdenfurcht. Radikale
Gruppen“, in dem eine Aufzählung
der „National-Patrioten“ von 1995-
1999 veröffentlicht wurde. Sie um-
fasste die Themen „Russischer Nati-
onalismus – Orthodoxer Fundamen-
talismus Antisemitismus und Frem-
denfurcht – Russische National Pa-
triotische Organisationen. Sie um-
fasst 89 Organisationen und Partei-
en. Davon, sind zehn noch einmal zu-
sätzlich mit der Zwischenüberschrift
„National-Radikale als kriminelle
Bedrohung der Gesellschaft“ aufge-
führt. In diesem Abschnitt ist die Or-
ganisation Barkaschows und sind die
„Skinheads“ aufgeführt.

Barkaschows Organisation hat
sich die Aufgabe gestellt, eine militä-

risch organisierte Gruppierung zu
schaffen. Dieser wird vorgeworfen,
u.a. als Schutztruppe für Geschäfte
und Unternehmer Geld zu erpressen.
Mehr als ein Dutzend kriminelle Ak-
tionen – darunter auch Mord und
Totschlag – hat Lichatschow in dem
bereits erwähnten Buch als Aktionen
von Mitgliedern Barkaschows ausge-
führt. Der von der Organisation ein-
geführte Gruß der Mitglieder ist die
rechte erhobene Hand mit ausge-
streckter Hand und dem Ruf „Ruhm
für Russland“.

Limonows national-bolsche-
wistische Partei

Die national-bolschewistische
Partei (NBP) bezeichnet ihren
Gründungstag als den 28.11.1994, als
ihre Zeitung „Limonka“ erschien. Die
Gründungsmitglieder deuteten bereits
den recht chaotischen Kurs ihrer Par-
tei an. Da war einmal der Esoteriker
A. Dugin. Der trennte sich später von
der Partei und schuf die Partei
„Eurasien“. Da war ferner der Rock-
musiker I. Letow. Zahlreiche jüngere
Musiker und Künstler aus der russi-
schen Boheme schlossen sich bald an.
Für sie war die neue Organisation eine
Art „Gegenkultur“. Und schließlich
der Schriftsteller E. Limonow, der
einmal E. Sawenko hieß.

Limonow verbrachte seine Ju-
gend im Charkower Kriminellen-
milieu. In Moskau verfasste er Ge-
dichte, Publizierte im Samisdat, be-
wegte sich im „Underground“. 1974
konnte er in die USA emigrieren, leb-
te in New York, übte die verschie-
densten Berufe aus. Sein 1976 ver-
fasstes Buch „Ich Editschka“, eine
Mischung von Politischem Extremis-
mus und naturalistischen Sexbe-
schreibungen wurde ein Erfolg und
in 15 Sprachen übersetzt. Seit 1983
lebte er in Paris, arbeitete mit linken
und rechten Herausgebern zusam-
men, nahm 1987 die französische
Staatsbürgerschaft an, kehrte 1991
nach Russland zurück, ging in die
Politik. 1992 trat er in die „Liberal-
demokratische Partei“ Schirinowskis
ein, zerstritt sich mit ihm gegründete
schließlich die NBP mit den erwähn-
ten Gründungsmitgliedern. Nach ei-
genen Angaben nahm er an fünf Krie-
gen teil, so auf Seiten der Serben, der
Abchasen, im Tschetschenienkrieg
auf russischer Seite.
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Ein feststehendes Pro-
gramm der Partei ist kaum fest-
zustellen. Da sind Elemente
des frühen Nazismus, des Anar-
chismus, des Trotzkismus und
sogar des religiösen Fundamen-
talismus zu finden. Für zahlrei-
che Mitglieder ist die Politik
eine Art Selbstverwirklichung
in neuer Form, Fortsetzung von
Literatur und Politik. Ganz all-
gemein könnte man Limonows
Ansichten als ein Gemenge von
verschiedenartigem Radikalis-
mus mit Sexismus bezeichnen.
1996 betrieb die Partei eine
Zusammenarbeit mit anderen
radikalen nationalistischen Par-
teien. Im gleichen Jahr führte
Limonow den „Tag der russi-
schen Nation“ ein. Straßen-
demos machten die Öffentlich-
keit auf die NBP aufmerksam.
Dazu kamen Aktionen gegen
ausländische Botschaften.
1997 eine Besetzung des Kreu-
zers „Aurora“, der Versuch, ei-
nes separatistischen Aufstan-
des der russischen Bevölkerung im
Nord-Kaukasus usw. Zusammenstö-
ße mit Vertretern anderer Parteien,
mit der Miliz wurden im Jahre 2000
gekrönt durch Aktionen gegen Präsi-
dent Putin. Den Terrorangriff am
11.09.2001 in New York begrüßte
Limonow. Die amerikanische Politik
verurteilt er, den Krieg in Tschetsche-
nien betrachtet er als sinnlos. Der
Name des Parteiorgans „Limonka“
kann als Ableitung von seinem Na-
men gedeutet werden; „Limonka“ ist
jedoch auch eine Handgranate. In ei-
ner ihrer Ausgaben (Nr. 97/1998)
konnte man Hinweise darauf lesen,
wie und wo man sich illegal Waffen
beschaffen kann und eine Ge-
brauchsanweisung für die Herstel-
lung von Molotw-Cocktails.

Der Parteigruß lautet „Ja, Tod“,
die rechte Hand wird mit geballter
Faust erhoben. Das Parteiabzeichen
sind Sichel und Hammer auf weißem
Grund und rotem Tuch. Für die „ge-
niale „Phantasie Limonows soll das
Beispiel Krim angeführt werden. Als
1994 ein Streit um die Zugehörigkeit
der Krim entbrannte, begab sich
Limonow in die Ukraine und agitierte
für den Anschluss der Krim an Russ-
land. In seinem Artikel „Szenarium
für einen bewaffneten Aufstand“
hieß es u.a: „Heute darf man einen

Aufstand nicht in Moskau beginnen -
aus vielen Gründen. Vor allem muss
man den Funken für einen Aufstand
aus den Grenzen Russlands heraus-
verlegen. Der ideale Platz dafür ist
die Krim. Nur muss man begreifen,
dass die Entstehung eines Konfliktes
zwischen den russischen Bevölke-
rung und den ukrainischen Besat-
zungstruppen nicht als Eigenziel an-
zusehen ist, sondern nur als erster
Schritt für einen bewaffneten Auf-
stand mit dem Ziel des Macht-
wechsels in Moskau“ (zit. nach:
Lichatschow, S. 70). Die ukraini-
schen Behörden lassen Limonow
nicht mehr ins Land.

Am  07.04.2001 wurde Limonow
in Russland festgenommen. Angeb-
lich bereitete seine Partei ein Ein-
dringen in Kasachstan vor, um Parti-
sanenverbände zu schaffen. Er wurde
angeklagt wegen Terrorismus, Aufruf
zum Sturz der gesetzmäßigen Ord-
nung, Organisation bewaffneter Ver-
bände. Es drohten 25 Jahre Haft.
Nach zwei Prozessjahren blieb als
Anklage nur noch der illegale Waffen-
erwerb. Er wurde zu vier Jahren Ge-
fängnis verurteilt. In der Haft schrieb
er sieben Bücher und zahlreiche Arti-
kel. Die Zeitung „Limonka“ wurde
zeitweise verboten, weil sie zum Ras-
senhass und zur Gewalt gegen den

Staat aufgerufen hatte. Nach
zweijähriger Haft wurde Limo-
now am 18.06.2003 aus der
Haft entlassen. Nach seiner
Entlassung gab er den „Mosko-
wskie nowosti“ (Nr. 36/2003)
ein Interview. Auf die Frage, ob
er die Lust an der Politik verlo-
ren hätte, antwortete er: „Nein.
Im Gegenteil, ich bin nur in
meinen Überzeugungen be-
stärkt worden.“

Organisation „Werwolf“
und „Himmlische Arier“

Die Skizzierung der beiden
größeren Organisationen könn-
te den Eindruck hinterlassen,
dass sie mit ihrem Gedanken-

gut sozusagen einsam in der politi-
schen Landschaft Russlands daste-
hen. Es gab und gibt jedoch eine gan-
ze Reihe von Organisationen und
Gruppierungen, die als extremisti-
sche nationalistische Zusammen-
schlüsse reichlich Gedankengut des
Faschismus übernommen haben.
Hier sollen nur zwei davon aufgeführt
werden.

Da war z.B. die Untergrundorga-
nisation „Legion Werwolf“, die 1994
von sich reden machte. Sie forderte
u.a. die „endgültige Lösung der jüdi-
schen Frage durch radikale Metho-
den“. Ihre Legionäre verhielten sich
u.a. äußerst feindlich gegenüber dem
Christentum, vertraten ein Neuhei-
dentum im germanischen Sinne.
Daneben existierte eine kleine Grup-
pierung von „Himmlischen Ariern“,
die einen Sprengstoffanschlag auf
eine Moskauer Synagoge inszenier-
ten.

Noch radikaler gebärdete sich
der „Russische Nationale Bund“
(RNS) in den Jahren 1994-1998 in
Moskau. Seine kleine „Sturmabtei-
lung“ organisierte Angriffe auf Sek-
ten. Seit 1996 stellten Skinheads
Teilnehmer an deren Aktionen gegen
Kaukasier, Asiaten, Obdachlose, Ju-
den. Eine Zusammenarbeit mit einer
orthodox-fundamentalistischen

"NBP!
VOLK!

ORDNUNG!"
Aus der Zeitschrift "Sturmowik"
der "National-Bolschewistischen
Partei" Limonows.
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Gruppe machte den Unterschied zum
Neuheidentum deutlich, gleichzeitig
jedoch stößt man dort auf Hitler-
verehrung und Hass auf die Juden als
„Teufel“.

Die nationalistischen Gruppie-
rungen brauchten natürlich Finan-
zen. Es waren jedoch nur wenige Un-
ternehmer bereit, den „Patrioten“
Geld zur Verfügung zu stellen. So wa-
ren diese Organisationen auf Spen-
den, bzw. Mitgliedsbeiträge angewie-
sen. Vor allem aber besorgten sie
sich ihre Finanzen durch die Schaf-
fung von Bewachungsunternehmen.
Diese kassierten seit Beginn der 90-
er Jahre – mit entsprechendem
Druck – Geld von den Geschäftsleu-
ten. Der Unterschied zu den krimi-
nellen Banden, die von den Ge-
schäftsleuten ebenfalls „Schutzgel-
der“ abkassieren, ist oft nur schwer
festzustellen.

Die Skinheads

Die aggressiven kahlgeschorenen
Halbwüchsigen sind inzwischen zu
einem bekannten Anteil der Bevölke-
rung von Großstädten geworden. Sie
bilden keine politische Bewegung im
eigentlichen Wortsinn, haben keine
gemeinsame Organisation, zerfallen
in zahlreiche Gruppen, die durch
eine Weltanschauung, ihre äußeren
Kennzeichen und ihren Umgangsstil
verbunden werden. Sie kämpfen bru-
tal gegen die „Nichtslawen“ in Russ-
land, wie gegen Asiaten, Farbige und
teilweise auch gegen Juden. Unter
ihnen sind keine „roten „Skinheads
zu finden (Kommunisten, Anarchis-
ten), vielmehr ist der Rassismus vom
braunen Flügel – der Rassismus –
ihre Ideologie in Russland. Seit Be-
ginn der 90-er Jahre tauchen sie in
Russland auf. Im Jahre 2002 soll es
einige tausend in den Großstädten
gegeben haben, kleinere Gruppie-
rungen in anderen Orten. Ihre Sym-
bolik haben sie teilweise von den
deutschen Nazis übernommen: Ha-
kenkreuz und Totenkopf. Zu ihren
Losungen gehört u.a. „88“
(Chiffrierung nach den Buchstaben
„Heil Hitler“). Auch finden sich Tä-
towierungen mit nazistischer Symbo-
lik. Für ihre Kleidung ist die Farbe
schwarz typisch und die Kopie von
Uniformen der Bundeswehr. Schwere
Stiefel mit Stahlbeschlag werden
gerne im „Kampf“ eingesetzt. Die

Skinheads verbreiten mehrere Zeit-
schriften; mehrere musikalische
Bands reisen durch Russland. Ihre
Namen sind eindeutig: „Kolowrat“
(= Hakenkreuz), „Totenkopf“, „Ter-
ror“, „Vandale“ usw. Allein in Mos-
kau soll es 20 Skin-Bands geben. Die
Ideologie der Skinheads tritt jedoch
in den Hintergrund gegenüber ihren
Direktaktionen auf den Straßen. In
Moskau kommt es auch zur Zusam-
menarbeit mit der Partei Limonows.
Seit dem Beginn des Jahres 1998
mehrten sich die gewaltsamen Aktio-
nen der Skinheads. Es begann am
20.04. (Geburtstag Hitlers) mit der
Mitteilung an Zeitungen, man werde
jeden Tag einen Schwarzen umbrin-
gen. Seitdem vergeht kaum ein Mo-
nat, in dem nicht ein Farbiger, ein
Afrikaner, ein Kaukasier, kurz ein
„Nichtslawe“ von Skinheads überfal-
len, verprügelt oder sogar ermordet
worden ist. Auch ausländische Stu-
denten, ja sogar Angehörige auslän-
discher Botschaften gehörten zu den
Opfern.

Großes Aufsehen erregte am
30.10.2001 der Überfall von 250 bis
300 bewaffneten Jugendlichen auf
den Markt bei der Moskauer U-Bahn-

station „Zarizino“. Sie verprügelten
die Händler aus dem Kaukasus. 22
Opfer mussten ins Krankenhaus ein-
geliefert werden, zwei davon starben.
Farbige Auslandsstudenten wagen
sich teilweise nicht mehr alleine auf
die Straßen.

Die Situation hat sich, wie man
der russischen Presse entnehmen
kann, offensichtlich nicht verbessert.
Die „Vereinigten Brigaden 88“ der
Skinheads sollen in Moskau bis zu
200 Personen umfassen. Nach Anga-
ben des Innenministeriums soll es
bis zu 15.000 Mitglieder extremisti-
scher Skinheads in Moskau geben.
Dass die Bewegung auch in anderen
Großstädten Russlands weiter An-
hänger hat, ist einem Prozess gegen
jugendliche Skinheads in Nowosi-
birsk im Oktober 2003 (Nesalwisi-
maja gaseta 08.10.03) zu entnehmen.
Bei Hausdurchsuchungen bei den
Angeklagten wurden Veröffentli-
chungen der RNE gefunden, u.a.
Hitlers „Mein Kampf“. Erschre-
ckend ist hierbei, dass sich zahlrei-
che Jugendliche im Alter von unter
18 Jahren den Skinheads ange-
schlossen haben. ❏

Schwieriger Aufbauprozess der Kirchen in Russland

Die materielle Not der katholischen Kirche in Russland hat der Bischof
der südrussischen Diözese Saratow, Clemens Pickel, beklagt. Wäh-

rend in Deutschland die „Wende“ fast schon vergessen sei, bedeute sie für
die Christen in Russland eine „sehr schwere Wiedergeburt“, sagte Pickel
am 5. März zum Auftakt des Kongresses „Treffpunkt Weltkirche“ des ka-
tholischen Hilfswerks „Kirche in Not/Ostpriesterhilfe“ in Augsburg.

Der Wiederaufbau von Strukturen sei nicht nur für die katholische,
sondern auch für die orthodoxe Kirche ein schwieriger Prozess, betonte der
aus Deutschland stammende Geistliche. Nach wie vor sei die katholische
Kirche in Russland auf die Unterstützung durch Hilfswerke wie „Kirche in
Not“ oder Renovabis angewiesen. Viele polnische Priester versuchten,
durch Bettelpredigten in der Heimat ihre russischen Gemeinden über
Wasser zu halten.

Zu den Spannungen zwischen der russisch-orthodoxen und der katho-
lischen Kirche in Russland sagte Pickel, die beiden Kirchen stünden sich
theologisch in Wirklichkeit sehr nahe. Es sei auch für ihn nach 14 Jahren
in Russland noch immer undurchschaubar, warum die orthodoxe Kirche
Angst vor der katholischen Kirche habe. Eine Ursache sei möglicherweise
die bessere Ausbildung katholischer Priester, die im Vergleich zu ihren
orthodoxen Kollegen alle ein Theologiestudium hätten, sagte der Bischof.
Menschen mit drängenden Lebensfragen würden sich deshalb bevorzugt
an katholische Geistliche wenden. Eine weitere Ursache sieht Pickel in
dem Konflikt beladenen Verhältnis zwischen Russen und Polen in der Ver-
gangenheit. Von den 250 katholischen Priestern in Russland stammt ein
großer Teil aus Polen.  (KNA)
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RELIGIOSITÄT IN RUSSLAND:

Widersprüchliche Tendenzen
Der optimistischen Prognose des Moskauer Patriarchen Alexij II. in seiner
Botschaft zum orthodoxen Weihnachtsfest am 6. Januar über eine „er-
freuliche Wiedergeburt“ der Russischen Orthodoxen Kirche (ROK) wider-
spricht eine kürzlich veröffentlichte Untersuchung der auflagenstarken
Moskauer Tageszeitung „Iswestija“. Der Autor des knapp ganzseitigen Ar-
tikels über die Einstellung der Bevölkerung zu Religion und Kirche kommt
zu dem Resultat, dass es sich dabei um ein eher ambivalentes Verhältnis
handelt. Gerade in den letzten Jahren seien die Bedeutung des Glaubens
und das Vertrauen in die Kirche in der russischen Gesellschaft rückläufig.

viele Russen der Journalistin erklärt,
dass sie nach Einführung der Peres-
trojka zunächst „aus Neugierde“ in
die Kirche gegangen seien. Mittler-
weile, so analysiert Dudko, sei ein
„Prozess der Glaubensvertiefung“ im
Gange. Die Zahl der „sehr gläubigen
Menschen“ sinke nicht, sondern stei-
ge.

Anders wertet der orthodoxe
Moskauer Erzbischof Arsenij das
Phänomen des geringen Gottes-
dienstbesuches. In vorrevolutionärer
Zeit seien die Menschen an das je-
weilige Gotteshaus in der Nähe ihrer
Wohnung gebunden gewesen, „heute
geht jeder dort hin, wo er will“, be-
hauptet er. Nur bei besonderen Gele-
genheiten – an hohen Feiertagen
oder bei Taufen, Hochzeiten und Be-
erdigungen – werde die Kirche stark
besucht. Die alten russischen Tradi-
tionen seien in der Gesellschaft be-
wahrt worden. Die Bezeichnungen
„russisch“ und „orthodox“ seien
heute wieder zu einem Synonym ge-
worden.

Die „Iswestija“ ließ im übrigen
auch das Zentrale Meinungsfor-
schungsinstitut zu Wort kommen.
Dessen Soziologen haben ihre Pro-
banden nicht nur in der Kirche, son-
dern auch zu Hause befragt. Auch
dabei ergab sich eine Gleichsetzung
von Russentum und Orthodoxie – je-
doch ohne gleichzeitiges Bekenntnis
zur Kirche. Die Vorstellungen über
den religiösen Glauben erwiesen sich
bei vielen als diffus. Mehrheitlich
vertraten die Befragten, die sich
selbst als „so etwas wie gläubig“ be-
zeichneten, die Auffassung, dass es
in Russland nur wenig „aufrichtig
Glaubende“ gebe. Die Zahl derer,
die sich zur orthodoxen Kirche be-
kennen, erreichte 1993 mit 55 Pro-
zent ihren Höchststand. Gleichzeiti-

In der früheren Sowjetunion waren
Erhebungen über die Religions-
zugehörigkeit verboten. Verlässli-

che Daten für diesen Zeitraum liegen
somit für heutige Vergleiche nicht
vor. Auch jetzt beruhen entsprechen-
de Angaben lediglich auf persönli-
chen Aussagen, nicht aber auf offizi-
ellen Erhebungen. Registriert sind
hingegen die in den letzten Jahren in
großem Umfang vollzogenen amtli-
chen Rückerstattungen von Kirchen,
Klöstern, Grundbesitz, kirchlichem
Gerät und Kunstgegenständen. Die
ROK, die heute ohne staatliche Ge-
nehmigungen Beschlüsse fassen und
ausführen kann, ist völlig unabhän-
gig von allen Behörden. Sie verfügte
bereits 2002 wieder über 5 Geistli-
che Akademien, 30 Seminare, 45
Schulen, ein Theologisches Institut,
zwei Universitäten und 37 Lehran-
stalten für Chorleiter und Ikonen-
maler. Diese Entwicklung hat Alexij
II. wohl im Auge, wenn er von einer
„erfreulichen Wiedergeburt“ der Or-
thodoxie in Russland spricht. Inwie-
weit dieser Prozess in der breiten Be-
völkerung adäquate Resonanz findet,
geht aus der „Iswestija“-Untersu-
chung hervor.

Während sich nach kirchlichen
Angaben 70 Prozent der Russen als
„orthodox“ bezeichnen, spricht der
Autor unter Verweis auf jüngste Um-
fragen nur mehr von 61 Prozent. Von
diesen wiederum besuchten lediglich
30 Prozent gelegentlich, 60 Prozent
aber nie einen Gottesdienst. Die Zah-
len hätten vor einigen Jahren noch
höher gelegen. Seitens der ROK wird
der Rückgang aber offensichtlich
nicht zur Kenntnis genommen oder
nur unzureichend erklärt. Michail
Dudko, Gemeindepriester in Mos-
kau, verweist auf die Recherchen ei-
ner Reporterin. In Interviews hätten

ger hielt damals die orthodoxe Kirche
– noch vor politischen Gremien und
dem Präsidenten – das größte Ver-
trauensvotum. Seinerzeit hielten 57
Prozent der befragten Russen die
Kirche für voll vertrauenswürdig,
2002 waren es nur noch 40 Prozent.
Gar kein Vertrauen in die Kirche be-
kundeten 1993 lediglich 2 Prozent,
bis 2002 stieg dieser Anteil auf 12
Prozent. Auch die seitens der Kirche
beschriebene „Vertiefung des Glau-
bens“ erscheint aus dem Blickwinkel
der Erhebungen fragwürdig. War
1994 der religiöse Glaube für 20 Pro-
zent „sehr wichtig“, bekannten dies
2002 nur noch 8 Prozent. Dafür er-
höhte sich im selben Zeitraum die
Zahl derer, für die der Glaube keine
Rolle spielte, von 14 auf 32 Prozent.

Gründe für die veränderte Ein-
stellung der Russen sieht Boris
Dublin vom Zentralen Meinungsfor-
schungsinstitut in einer zunehmen-
den Einmischung der ROK in politi-
sche Angelegenheiten. „Die Kirche
mischt in Regierungsfragen mit wie
ein politisierendes Institut“, erklärte
er in der „Iswestija“. Politiker und
Machtstrukturen genössen jedoch
wenig Vertrauen – mit Ausnahme des
Präsidenten. „Wenn die Kirche im
Kontext mitpolitischen Institutionen
tritt,“, so der Soziologe, „wird sie als
Objekt des Nichtvertrauens angese-
hen.“

Patriarch Alexij II. hingegen hat-
te als Beweis für die „erfreuliche
Wiedergeburt“ vor allem die „starke
Basis“ der Partnerschaft zwischen
Kirche und Staat und anderen öffent-
lichen Einrichtungen angeführt. Ei-
nen weiteren Grund für die Abnahme
der Religiosität in Russland sieht die
Psychologin Olga Machowskaja von
der Russischen Akademie der Wis-
senschaften in der verbesserten wirt-
schaftlichen Lage. Der Einzelne be-
dürfe nicht mehr wie in den 1990er
Jahren der Hilfe der Kirche, sondern
habe es gelernt, in der liberalisierten
Gesellschaft seine Probleme alleine
anzugehen. Auf diese Weise erhalte
Russland „die Chance, ein weltlicher
Staat zu werden“.

(KNA ID Nr. 52004)
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Religionsfreiheit weltweit
Jahresbericht des US-Außenministeriums der Öffentlichkeit vorgestellt

Kurz vor Weihnachten 2003 veröffentlichte das US-Außenministerium
einen Bericht über die Religionsfreiheit für das am 30. Juni enden-
de Geschäftsjahr. Einige Länder wie China lehnen den jährlichen

Überblick als ungerechtfertigte Einmischung in innere Angelegenheiten
ab. Die Religionsfreiheit sei jedoch ein Recht, das von zahlreichen inter-
nationalen Dokumenten einschließlich der „Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte“ aus dem Jahr 1948 garantiert wird, heißt es in dem
US-Bericht.
Der Bericht klassifiziert einige Staaten als solche, in denen keine Religi-
onsfreiheit herrscht, da sie eine Bedrohung für das Regime darstellen
könnte. Es handelt sich um folgende Staaten:

• LAOS. Der Bericht führt eine be-
grenzte Verbesserung in einigen
Teilen des Landes an, aber eine
Verschlechterung in anderen Regi-
onen. Im Allgemeinen habe die Re-
gierung „weiterhin die religiöse
Praxis aller Personen, besonders
solcher, die zu religiösen Minder-
heiten gehörten, behindert.“ Eini-
ge örtliche Funktionäre übten auf
Christen Druck aus, ihren Glauben
aufzugeben, und gleichzeitig ver-
biete die Regierung Ausländern,
Anhänger zu gewinnen.

• NORD-KOREA. „Eine echte Religi-
onsfreiheit gibt es nicht“, lautet
das lapidare Urteil des Berichts.
Zu den Unterdrückungsmaßnahmen
gehören Exekutionen, Folter und
Freiheitsstrafen. Beweismaterial
über Nord-Korea zu sammeln, sei
zwar schwierig, aber im April 1999
und auch in Mai und Juni 2002
hätten Zeugen vor dem Kongress
ausgesagt, dass Häftlinge, die auf
Grund ihres religiösen Glaubens
im Gefängnis seien, im Allgemei-
nen schlechter behandelt würden
als andere Insassen.

• VIETNAM. Es gebe immer noch be-
trächtliche Einschränkungen für
nicht registrierte religiöse Gruppen.
„Religiöse Gruppen begegneten
Schwierigkeiten bei der Ausbildung
und Weihe von Priestern und eini-
gen Einschränkungen bei ihrer Er-
ziehungsarbeit und ihrem karitati-
ven Einsatz.“ Der Bericht spricht
auch davon, dass die Polizei in eini-
gen Provinzen im Zentralhochland
Gläubige angegriffen, festgenom-
men und Häuser, in denen Gottes-
dienste stattfanden, zerstört habe.

Religion als
„Gefahr für die Sicherheit“

In eine gesonderte Kategorie ordnet
das US-Außenministerium solche

Länder ein, in denen Regierungen
religiösen Gruppen feindlich gegenü-
ber stehen, die als Gefahr für die „Si-
cherheit“ betrachtet werden. Es sind:

• der IRAN. Dazu heißt es in dem Be-
richt, dass Mitglieder der religiö-
sen Minderheiten des Landes –
Bahais, Juden, Christen und zu den
Sunniten und Sufis zählende Mus-
lime – in unterschiedlichem Maße
unter offiziell geduldeter Diskrimi-
nierung leiden, wozu auch Ein-
schüchterung, Überfälle und Frei-
heitsberaubung gehören. Anhänger
der Glaubensrichtung der Bahai,
die als eine Art „widerspenstiger
Sekte“ verspottet wird, hätten am
meisten zu leiden.

• der IRAK. Vor seinem Sturz habe
Saddam Hussein „die religiösen
Gruppen oder Organisationen, von
denen er annahm, dass sie das Re-
gime politisch und gesellschaftlich
nicht voll unterstützten“, unter-
drückt. Und die Behörden hätten
die rigorose Unterdrückung der
schiitischen Religionsführer fort-
geführt.

• PAKISTAN. Der Bericht klagt die
Regierung an, die Rechte religiöser
Minderheiten nicht zu schützen.
Diskriminierende Gesetze herrsch-
ten auf nationaler Ebene. Und die
Behörden unterließen es, „in Fäl-
len gesellschaftlicher Gewalt gegen
Gruppen religiöser Minderheiten,
insbesondere Schiiten, einzu-
schreiten.“

• SAUDI-ARABIEN. „Die Regierung
setzte nach wie vor eine streng kon-
servative Version des sunnitischen
Islam gewaltsam durch und unter-
drückte die öffentliche Ausübung
anderer Formen des Islam und
nichtmuslimischer Religionen,“
stellt der US-Bericht fest. Nicht-
muslimischen praktizierenden
Gläubigen drohte die Gefahr, „ver-

• BIRMA. Regierungsagenten pflegen
die Aktivitäten praktisch aller Or-
ganisationen, einschließlich religi-
öser Gruppen, zu unterwandern
und zu überwachen, merkt das US-
Außenministerium an. Zu den
Übergriffen und Schikanen gehö-
ren Behinderungen buddhistischer
Geistlicher, die sich für die Men-
schenrechte einsetzen und christli-
cher Organisationen, welche die
Erlaubnis zum Bau neuer Kirchen
beantragen. Alle religiösen Publi-
kationen werden zensiert.

• CHINA. Der Bericht klagt die Be-
hörden an, nach wie vor Mitglieder
nicht registrierter religiöser Grup-
pen zu schikanieren. Einige örtli-
che Behörden, so heißt es, führten
nach wie vor selektive Razzien in
nicht registrierten Kirchen, Tem-
peln und Moscheen durch. „Viele
religiöse Führer und Anhänger von
Religionsgemeinschaften würden
in Untersuchungshaft gehalten,
verhaftet oder zu Gefängnisstrafen
verurteilt“, so der US-Bericht.

• KUBA. Die Regierung fahre fort, Be-
mühungen anzustrengen, religiöse
Institutionen und Aktivitäten zu kon-
trollieren, zu überwachen und Poli-
zeikontrolle, Unterwanderung und
Schikane bei religiösen Gruppen,
religiösen Amtsträgern und Laien
anzuwenden. Die Behörden ließen
auch Anträge religiöser Gruppen
auf gesetzliche Anerkennung unbe-
rücksichtigt und verweigerten nach
wie vor Genehmigungen für den Bau
von Kirchen. Strenge Beschrän-
kungen behinderten die Arbeit
kirchlich geleiteter Schulen und
den Druck religiöser Materialien.
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haftet, ins Gefängnis geworfen, aus-
gepeitscht, deportiert und manch-
mal körperlich misshandelt zu wer-
den, wenn sie sich religiös betätig-
ten und dabei die Aufmerksamkeit
der Behörden auf sich lenkten. Der
Bericht macht auch auf die von der
Regierung bezahlten Prediger in
den Moscheen aufmerksam, die
sich „in ihren Predigten einer ex-
trem antijüdischen und antichrist-
lichen Sprache“ bedienten. Positiv
hebt der Bericht hervor, dass die
Behörden mehr als 2.000 Imame
wegen extremistischer Predigten
durch andere ersetzt habe.

• der SUDAN. Der Bericht stellt fest,
dass die Regierung in Khartoum
ihre Politik der Islamisierung fort-
gesetzt habe, „indem sie Nicht-
Moslems praktisch zu Bürgern
zweiter Klasse degradiert“ habe.
Nichtmuslimische religiöse Grup-
pen hätten es schwer, registriert zu
werden. Die Behörden weigerten
sich, den Bau von irgend welchen
Kirchen im Gebiet von Khartoum
oder in den Bezirkshauptstädten zu
genehmigen. Und das Vermögen

verschiedener katholischer Hilfs-
projekte wurden beschlagnahmt,
wenn die Projekte vorübergehend
beendet wurden oder den Standort
wechselten.

• TURKMENISTAN. Der Bericht klagt
die Regierung an, nach wie vor alle
Arten religiöser Veranstaltungen
einzuschränken. Öffentliche Ämter
und Gerichte interpretierten die
Gesetze in einer Weise, dass dieje-
nigen, die irgend eine andere Glau-
bensrichtung als die des von der
Regierung kontrollierten Sunnit-
ischen Islams und des Russisch
Orthodoxen Christentums prakti-
zieren, diskriminiert würden. Sie
würden daran gehindert, sich öf-
fentlich zu versammeln, Anhänger
zu gewinnen oder religiöse Materi-
alien zu verteilen. Die Behörden
beschränkten auch die Zahl der
muslimischen Moscheen und kon-
trollieren den Zugang zum Islam-
unterricht. Außerdem mache die
Regierung die Verwendung des von
Präsident Saparmurat Niyazov ver-
fassten geistlichen Handbuchs,
„Rukhnama“, zur Pflichtlektüre für

Bildungseinrichtungen, Moscheen
und Russisch Orthodoxe Kirchen.

• USBEKISTAN. Die vorherrschenden
religiösen Gruppen dürfen sich be-
tätigen, aber die Freiheit der religi-
ösen Minderheiten wird von der
Regierung eingeschränkt. Der Be-
richt geht streng ins Gericht mit
Aktionen gegen Muslime, die als
Extremisten gelten, und ebenso mit
fortgesetzten Übergriffen gegen
christliche Gruppen mit ethnisch
usbekischen Mitgliedern. Zu wei-
teren Einschränkungen gehöre un-
ter anderem ein übermäßig stren-
ger Registrierungsprozess für reli-
giöse Organisationen, der viele
Gruppen zwinge, im Untergrund zu
wirken.

Stillschweigende Bevorzugung
bestimmter Religionen

Einige Regierungen, so der Be-
richt, haben Gesetze, die be-

stimmte Religionen begünstigen und
andere benachteiligen. Dies hat oft
seine Ursache darin, dass in der Ver-
gangenheit eine Religion die Vor-
herrschaft hatte. In WEISSRUSSLAND,
stellt das Dokument fest, ist es wäh-
rend des vom Bericht behandelten
Zeitraums mit der Einhaltung der
Religionsfreiheit schlimmer gewor-
den. ERITREA erscheint ebenfalls in
dem Bericht wegen seiner Übergriffe
gegen Protestanten, Zeugen Jehovahs
und Anhänger der Glaubensrichtung
der Bahai. Und in RUSSLAND schränk-
ten einige Bundesbehörden und viele
örtliche Behörden nach wie vor die
Rechte religiöser Minderheiten ein.

ISRAEL wird kritisiert wegen der
Benachteiligung von Nichtjuden bei
Ausbildung, Wohnung, Anstellung
und Sozialleistungen. Evangelische
Christen, Zeugen Jehovahs, und Re-
form- und konservative Juden be-
klagten sich über Übergriffe, Dro-
hungen und Vandalismus gegenüber
ihren Gebäuden und andere Einrich-
tungen.

In einer weiteren Kategorie sind die
Länder aufgeführt, deren Behör-

den nicht mit der nötigen Energie ge-
gen Verletzungen der Religionsfrei-
heit vorgehen. Hier werden beson-
ders BANGLADESCH, INDIEN, ÄGYPTEN,

Auszeichnung von „Kirche in Not“
an Verteidiger der Religionsfreiheit

Die portugiesische Sektion des
Werkes päpstlichen Rechts

„Kirche in Not“ hat einen interna-
tionalen Preis ins Leben gerufen,
der den Namen „Johannes Paul II.“
tragen wird. Damit sollen Men-
schen und Institutionen geehrt
werden, die sich für Gerechtigkeit,
Frieden und Opfer religiöser Ver-
folgung in der Welt eingesetzt ha-
ben. Dieser jährlich verliehene
Preis wird mit 50 Tausend Dollar
dotiert sein.

Durch diese Art der Anerken-
nung sollen die Neuevangelisie-
rung, Gerechtigkeit, Friede und die
Achtung der Menschenrechte ge-
fördert werden.

„Kirche in Not“ verfolgt mit
dem Preis „Johannes Paul II.“ eine
breiter angelegte Strategie, näm-
lich die Förderung und Unterstüt-
zung des Friedens und der Versöh-
nung in der Welt und gleichzeitig
soll denjenigen, die unter Verfol-

gungen oder Ungerechtigkeiten
leiden, geholfen werden.

1947 gründete der aus Holland
stammende Prämonstratenser, Pa-
ter Werenfried van Straaten,
(1913-2003) „Kirche in Not-Ost-
priesterhilfe“, um die Kirche dort
in ihrer Mission zu unterstützen,
wo sie aufgrund von mangelnder
Religionsfreiheit oder wirtschaftli-
chen Mitteln auf Schwierigkeiten
stößt.

Zur Zeit zählt die Organisation
Außenstellen in 17 Ländern, wo
sie von Spendern unterstützt wird.
Im Jahre 2002 förderte sie kirchli-
che Projekte in 127 Ländern mit
einer Gesamtsumme von 57 Millio-
nen Euro.

Am internationalen Sitz in
Königstein im Taunus bearbeitet
die Organisation rund zehntausend
Projekte von Priestern, Ordens-
leuten oder Bischöfen in über 130
Ländern der Erde. (ZENIT.org) Fortsetzung auf Seite 49 u.
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ZUM EU-BEITRITT DER TÜRKEI

Religionsfreiheit in der Türkei: Viele Fragen
Die Türkei drängt auf einen Beitritt in die Europäische Union (EU). Doch
wegen der unklaren Haltung des offiziell laizistischen Staates in Fragen
der Menschenrechte und der Religionsfreiheit gibt es erhebliche Vorbe-
halte gegen die Aufnahme von Verhandlungen. Auch die katholische Kir-
che in Deutschland warnt vor voreiligen Schritten. Bei der Herbst-
vollversammlung 2003 der deutschen Bischöfe betonte Kardinal Karl
Lehmann in Fulda, in der Türkei gebe es Dinge, die vor einem EU-Beitritt
verbessert werden müssten. Immer wieder stießen Christen auf Schwie-
rigkeiten; manche befürchteten sogar ein Aussterben des Christentums
am Bosporus. – Im Folgenden bringt AUFTRAG zwei Beiträge von KNA,
die die Situation der Christen in der Türkei verdeutlichen.

gen zu unterhalten“, betont Wies-
mann. Dieses sehr enge Verständnis
von Religionsfreiheit korreliere auf
den ersten Blick mit dem in der Ver-
fassung verankerten Prinzip des Lai-
zismus nach französischem Vorbild.
Ungeachtet dieses Bekenntnisses be-
trachte sich der Staat jedoch für die
religiösen Belange der sunnitischen
Muslime, die die große Mehrheit der
Bevölkerung stellen, selbst als zu-
ständig. Den Nicht-Sunniten gilt
nach den Ausführungen des Autors
die von der Religionsbehörde gesteu-
erte umfassende staatliche Fürsorge
nicht. Dies sei insbesondere mit
Blick auf die größte religiöse Min-
derheit, die Aleviten, hervorzuheben.
Nach unterschiedlichen Schätzungen
machten diese 15 bis 30 Prozent der
Bevölkerung aus. Wiesmann: „Die
Aleviten sehen sich einem in seiner
Intensität schwankenden, seit Jahr-
hunderten andauernden Assimilie-
rungsdruck seitens der dominieren-

den Sunniten ausgesetzt.“ Hinter-
grund dieses Bekehrungseifers sei,
„dass die Aleviten von vielen Sunni-
ten nicht als wahre Muslime aner-
kannt werden“. Die höchst unter-
schiedliche staatliche Handhabung
des Laizismusprinzips belastet neben
den Aleviten, wie es in dem Beitrag
heißt, auch die in der Türkei noch
verbliebenen christlichen Minder-
heiten. Deren Probleme stellten sich
schon insofern völlig anders dar, als
sie insgesamt nur noch rund 0,15
Prozent der Bevölkerung ausmach-
ten. Ihr religiöses Leben werde vom
Staat ebenso wenig gefördert wie das
der Aleviten. Opfer von Pogromen
oder staatlicher Verfolgung seien
Christen indes nicht. Ihre Religions-
ausübung werde geduldet, „durch re-
striktive oder selektive Anwendung
gesetzlicher Vorgaben, durch minis-
terielle Verordnungen und behördli-
che Gewohnheiten aber durchaus be-
grenzt“.

Offiziell stehen die meisten
christlichen Minderheiten unter dem
Schutz des Lausanner Vertrages. Mit
diesem wurde die Türkei im Jahr
1923 als Nachfolgestaat des Osmani-
schen Reiches in die Völkergemein-
schaft aufgenommen. In dem Vertrag
ist der Status der nichtmuslimischen
Minderheiten geregelt. In Artikel 40
wird ihnen das Recht eingeräumt, ei-
gene Schulen zu betreiben, Artikel
41 erlaubt in diesen Schulen die Ver-
wendung der eigenen Sprache. Die
türkische Seite interpretiere diese
Klauseln, wie Wiesmann ausführt,
jedoch einschränkend dahingehend,
dass der Vertrag nur solche Minder-
heiten meine, die zur Zeit des Osma-
nischen Reiches den Status einer re-
ligiös-ethnisch definierten „Nation“
gehabt hätten – was türkischer Auf-
fassung zu Folge allein auf Griechen,
Armenier und Juden zutreffe.

Die römisch-katholischen und
anglikanischen Christen in der Tür-
kei fallen nach Darstellung Wies-
manns nicht unter die Minderheiten-
klauseln des Lausanner Vertrages.
Für sie seien aber die offiziellen
Briefwechsel der jungen Türkei mit
Frankreich, Italien und Großbritan-
nien von Bedeutung, „die als Annexe

In der jüngsten Ausgabe der vom
Zentralkomitee der deutschen
Katholiken (ZdK) und von „Ren-

ovabis“ herausgegebenen Zeitschrift
„Ost-West – Europäische Perspekti-
ven“ setzt sich Helmut Wiesmann,
Referent im Bereich Weltkirche und
Migration des Sekretariats der Deut-
schen Bischofskonferenz, ausführlich
mit der Lage der religiösen Minder-
heiten in der Türkei auseinander.
Eingangs verweist er auf Artikel 24
der türkischen Verfassung von 1982,
der die Freiheit des Kultes und der
Glaubensüberzeugung garantiert.
Gewährleistet sei das individuelle
Recht, einen Glauben zu haben oder
nicht, den Glauben zu bekennen und
ihn sogar zu wechseln. „Keineswegs
hingegen garantiert die Verfassung
die Religionsfreiheit im umfassenden
Sinne, wozu zum Beispiel das Recht
von Religionsgemeinschaften gehört,
die für die Durchführung von Gottes-
diensten erforderlichen Einrichtun-

GEORGIEN, GUATEMALA, INDONESIEN und
NIGERIA genannt.

Wie in den vorausgehenden Jah-
ren kritisiert der Bericht einige west-
europäische Staaten – BELGIEN,
FRANKREICH und DEUTSCHLAND –
wegen Gesetzen, die nach der An-
sicht des Außenministeriums Min-
derheitenreligionen dadurch stigma-
tisieren, dass sie diese in die Nähe
gefährlicher Kulte rücken. Das Au-
ßenministerium weist darauf hin,
dass diese Gesetze auch von anderen
Gremien, wie der Internationalen
Helsinki-Föderation für Menschen-
rechte und des Europarats, kritisiert
worden sind.

Der Bericht stellt fest: „Die För-
derung der Religionsfreiheit ist ein
Kernziel der US-Außenpolitik, und
offizielle Vertreter der USA spielen
überall in der Welt eine aktive Rolle
bei der Verteidigung dieser Frei-
heit.“ Manche mögen die Vorstel-
lung, dass eine einzelne Nation diese
Rolle auf sich nimmt, ablehnen.
Aber verfolgte Gläubige überall in
der Welt sind wahrscheinlich dank-
bar für jede Hilfe, die sie bekommen
können. (ZENIT.org)

Weitere Beiträge zur Religionsfrei-
heit: TÜRKEI S. 49, BUTHAN S. 51,  NI-
GERIA S. 52.

Fortsetzung von Seite 49
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Teil des Vertrages geworden sind“.
In diesen Schreiben hatte die Türkei
diesen Staaten den Fortbestand der
religiösen und karitativen Einrich-
tungen garantiert, die von ihnen im
Osmanischen Reich unterhalten wur-
den. Für einige in Istanbul angesie-
delte christliche Einrichtungen und
Schulen in ausländischer Träger-
schaft bedeuteten sie einen „aller-
dings begrenzten völkerrechtlichen
Schutz“, schreibt Wiesmann.

So unzulänglich der durch den
Lausanner Vertrag gewährleistete
Minderheitenschutz auch sei, „so ist
er doch bis heute von Bedeutung“,
unterstreicht der Autor. Eine andere
rechtliche Sicherung christlichen Le-
bens in der Türkei gebe es nämlich
nicht. Als Hauptproblem sämtlicher
dortiger Kirchen nennt Wiesmann
den Mangel eines zivilrechtlichen
oder öffentlich-rechtlichen Status.
Auch die katholische Bischofskon-
ferenz der Türkei habe keine Rechts-
persönlichkeit. Deshalb könnten die
Kirchen weder Eigentum haben noch
erwerben.

Seit Jahren bemühten sich die
Christen, wie es weiter heißt, durch
Anregungen von Modifikationen der
Gesetze über religiöse Stiftungen, der
Vereinsgesetze und der Regelungen
über die Eröffnung von Kultstätten
sowie die Zulassung religiöser Feiern
ihre Lage zu verbessern. In einem
Erlass des Innenministeriums vom
August 2001 sei den Provinzgouver-
neuren erläutert worden, wie sie mit
etwaigen Anträgen religiöser Ge-
meinschaften auf Errichtung eigener
Kultstätte oder auf Nutzung von pri-
vaten Räumen für Gottesdienste zu
verfahren hätten. Wiesmann stellt
anhand von Beispielen dar, wie über
andere Gesetze Hürden mit dem Ziel
aufgestellt werden, solche Anträge
negativ zu bescheiden. Vor diesem
Hintergrund ruhten die Hoffnungen
der religiösen Minderheiten auf einer
baldigen Aufnahme von EU-Beitritts-
verhandlungen.

Doch ob sich dadurch deren
Lage verbessert, bleibt unklar. Auf
Anregung der Behörden, die zuvor
mit Blick auf die EU-Beitrittsbestre-
bungen ihre Bereitschaft bekunde-
ten, sich für die religiösen Minder-
heiten einzusetzen, hatte die Türki-
sche Bischofskonferenz bereits Ende
November 2001 ihre wichtigsten An-
liegen formuliert. „Darunter sind ins-

besondere der Wunsch nach einem
gesicherten Rechtsstatus, die Forde-
rung nach Beendigung der Konfiska-
tionen, das Recht auf religiöse Bil-
dung und auf Priesterseminare zu
nennen. Auch sollte es ausländi-
schen Priestern erlaubt werden, in
der Türkei die heilige Messe zu fei-
ern.“ In zwei Memoranden an die
EU-Mitgliedsländer habe zudem der
Vatikan im Sommer 2002 an diese
und andere Defizite im religions-
rechtlichen Bereich erinnert und auf
die Notwendigkeit eines gesicherten
Rechtsstatus der Kirchen verwiesen.
Diese Forderung sei zugleich von
Papst Johannes Paul II. gegenüber
dem türkischen Botschafter beim
Heiligen Stuhl vertreten worden.

„Die türkische Antwort erfolgte
prompt, und sie war hart. Ihr zufolge
erlaubt das türkische Rechtssystem
Ausnahmen von der staatsbürgerli-
chen Gleichheit ausschließlich auf
der Grundlage des Lausanner Vertra-
ges und nur für solche Minderheiten,
die zur Zeit des Osmanischen Rei-
ches als ‘Nation’ organisiert waren“,
so Wiesmann. Auch sei es weder ge-

Alltag in der katholischen Kirchengemeinde in Istanbul
KNA-MITARBEITER ULRICH GINEIGER

recht noch vernünftig, hieß es in der
Antwort weiter, von der Türkei, deren
Bevölkerung zu 99 Prozent musli-
misch sei, die Zuerkennung von
Rechten an die katholische Kirche zu
verlangen, über die selbst die islami-
schen Institutionen im eigenen Land
nicht verfügten. Der Autor kommt zu
dem Schluss, dass die Mitgliedsländer
der EU allen Grund hätten, „vor der
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen
mit der Türkei in einen intensiven
Meinungsaustausch über den zentra-
len Stellenwert des Menschenrechts
auf Religionsfreiheit in einem säku-
laren, demokratischen Rechtsstaat
einzutreten“. So verständlich es auch
sein möge, „dass die Türkei – sei es
aus Verehrung für den Staatsgründer
Kemal Atatürk, sei es aus Furcht vor
islamistischen Aktivitäten – religiöse
Freiheit nur unter der Bedingung
staatlicher Kontrolle zuzulassen bereit
ist, muss doch deutlich werden, dass
das Kriterium Religionsfreiheit für die
Mitgliedschaft in der EU unver-
zichtbar ist und auch in der Türkei ge-
währleistet werden muss“.

(KNA-ID Nr. 7/8 / 2004)

Pfarrer Ferdinand Thome gibt sich
keine Mühe, seinen Ärger zu ver-

bergen: „Seit über 70 Jahren tut sich
nichts in diesem Land“, sagt der ka-
tholische Geistliche, der keiner sein
darf. Da weder die katholische noch
die evangelische Kirche offiziell an-
erkannt sind, ist er bei den türki-
schen Behörden als Technischer An-
gestellter der Deutschen Botschaft’
registriert. Nur so kann er auf Dauer
in der Türkei tätig sein.

Es ist Sonntagvormittag. Nach dem
Gottesdienst versammeln sich zwei
Dutzend Gläubige im Pfarrheim nahe
dem amerikanischen Hospital, trin-
ken Kaffee, besprechen, was sie be-
wegt. Eine Besuchergruppe aus Bayern
ist zu Gast; ihr fällt auf, dass nicht ge-
läutet wurde. Auch das ist untersagt.
Und weil nicht sein kann, was nicht
sein darf, findet sich im offiziellen
Stadtplan an dieser Stelle keine Kir-
che, sondern eine Wasserentnahme-
stelle. Die Kirche selbst, ein kleiner
Rundbau von etwa zehn Metern Durch-
messer, steht auf einer Rasenfläche.

Eine Besucherin empört sich.
„Wir erlauben in Deutschland einen
Moschee-Bau nach dem anderen, um
hier diese Intoleranz zu erfahren!“
Pfarrer Thome wiegelt ab: „Wir dür-
fen nicht verallgemeinern. Die Be-
hörden hier sind weitaus toleranter,
als es in Deutschland denkbar wäre -
aber eben auf andere Weise.“ So
wüssten die Behörden durchaus, dass
hier eine tätige katholische Gemein-
de lebt. „Sie erlauben es, ohne dass
daraus ein Vorgang wird. Wir bekom-
men die Erlaubnis also niemals
schriftlich.“ Und was das verbotene
Geläut angeht: Etwa 30 Gläubige le-
ben verteilt in einer Stadt mit 15 Mil-
lionen Einwohnern. Wozu dann eine
Glocke läuten, die drei, vier Straßen
weit zu hören ist?

Mehr als 90 Prozent der Bewoh-
ner Istanbuls sind Muslime. Das Ge-
fühl, eine verschwindende Minder-
heit zu sein, schweißt die kleine ka-
tholische Gemeinde zusammen.
Angst vor Terroranschlägen haben
sie nicht –“dazu sind wir zu unbe-
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deutend“. Im Stadtteil Sisli, wo eine
Synagoge Ziel eines Terroranschlags
war, liegt das Pflegeheim „La Payx“ -
ein Haus unter der Obhut des Ordens
der Vinzentinerinnen. Annemarie
Medovic, eine aktive Katholikin, die
seit Jahrzehnten in Istanbul lebt,
macht hier regelmäßig Station. Ihr
Besuch gilt Elke, einer Schlaganfall-
patientin Mitte 50. Ihr Schicksal
steht für eine unbekannte Dunkelzif-
fer von einstmals deutschen Frauen
in der Türkei. Von ihrem Leidensweg
ist in Deutschland nichts bekannt.
Keiner Hilfsorganisation fiel ihre
Existenz auf; Medien haben bislang
nie über sie berichtet.

Elke heiratete vor Jahrzehnten
einen Türken. Sie nahm die türki-
sche Staatsbürgerschaft an – nicht
wissend, dass sie damit die deutsche
Staatsbürgerschaft verlor. Die Ehe
scheiterte. Irgendwann fand man sie,
verarmt und verelendet, in einem
Vorort. Sie hauste in einer Kammer,
von türkischen Nachbarn notdürftig
versorgt. Irgendwann, berichtet An-
nemarie Medovic, irgendwann hörten
die Nachbarn ein leises Röcheln hin-
ter ihrer Tür. Elke hatte einen

Schlaganfall, überlebte in einem
Krankenhaus. Ein Arzt schaltete das
Auswärtige Amt ein – das sich für
nicht zuständig erklärte: Elke war
keine deutsche Staatsbürgerin mehr.
Doch der Botschaftsangehörige ver-
wies auf die katholische Kirche.

Das ist nun etwa acht Jahre her.
Medovic: „Elke wollte nach Deutsch-
land zurück, auch, um die nötigen
Therapien zu erhalten. Doch das ging
ja nicht auf Dauer, da sie offiziell
Türkin ist.“ Die katholische Gemein-
de hat ein Spendenkonto eingerich-
tet, um ihr Überleben zu sichern,
doch das Geld reicht hinten und
vorne nicht. Dabei, attestiert ein
Arzt, hätte Elke bei richtiger Be-
handlung gute Chancen, wieder ge-
sund zu werden. Ihre Betreuung be-
ansprucht die ganze Kraft und Zunei-
gung von Annemarie Medovic, die –
wie andere Gemeindeglieder – in
Istanbul nicht lange suchen müssen,
um an einem sozialen Brennpunkt
Engagement zu zeigen.

Auf dem Friedhof pflegt eine ka-
tholische Krankenschwester die Grä-
ber ihrer Mitschwestern. Die muslimi-
schen Nachbarn, Freunde, Kollegen,

erzählt sie, „haben ein lebendiges In-
teresse an uns“. Bei der Beerdigung
einer Mitschwester aus dem Kranken-
haus seien alle Ärzte und Schwestern
dabei gewesen, hätten Anteil an unse-
rer Form der Liturgie und der Trauer
genommen. Geheimnisse dürfe es
allerdings nicht geben, berichtet
Brigitte Midil, ebenfalls ein Gemein-
demitglied: „Sie fragen, was hinter
der Eucharistiefeier steht, sie wollen
genau wissen, für welche Überzeu-
gung die Symbole stehen.“ Mit viel
Einfühlungsvermögen gelinge es in
solchen Situationen durchaus, den
Menschen hier Einblick in den christ-
lichen Glauben zu geben.

Von islamischen Nachbarn re-
spektiert und geachtet, vom türki-
schen Staat gegängelt und allenfalls
geduldet, versteht sich die katholi-
sche Gemeinde als eine in der Ferne
zusammengeschweißte Minderheit.
Allenfalls in der Advents- und Weih-
nachtszeit, meint Brigitte Midil, wäh-
ne man sich in Istanbul besser als zu
Hause. In Deutschland weihnachtet
es in den Märkten und der Werbung
ja schon im Spätsommer. Davon sind
wir hier verschont!“ ❏

ISLAMISMUS UND DJIHADISMUS

Die Kunst zu unterscheiden
Im Irak und in der Türkei entscheidet sich die Zukunft

der westlich-islamischen Beziehungen

„Die Kunst zu unterscheiden“ lautet die Überschrift eines Artikels
von Bassam Tibi in „Die Tagespost“ vom 31.01.2004: Darin be-
gründet der Islamexperte, warum der Irak und die Türkei die

zentralen Schauplätze sind, auf denen sich die Zukunft der westlich-isla-
mischen Beziehungen entscheiden. Die Lage ist angespannt trotz der un-
terzeichneten Übergangsverfassung im Irak (die Red). Der Westen hat die
Welt des Islam noch immer nicht verstehen gelernt. Wo liegen die Fehler?
Was muss sich ändern? Einblicke und Ausblicke. AUFTRAG gibt in Kurz-
fassung die Gedanken von Bassam Tibi wieder.

Das Verhältnis zwischen dem
Westen und der Welt des Islam ist
sehr angespannt. In Abu Dhabi sagte
kürzlich ein Außenminister eines der
Staaten des Golf-Kooperationsrates:
„Viele meiner Generation haben in
den USA studiert und sind dement-
sprechend geprägt. Eigentlich sind
wir die unbezahlten Botschafter der
USA in der islamischen Welt, aber
meine Kinder wollen dort nicht mehr
studieren, auch nicht mehr dorthin
reisen   und wir sind enttäuscht.“ Es

wäre billig, diese alarmierende Aus-
sage eines prowestlichen arabischen
Politikers als Antiamerikanismus ab-
zustempeln. Auch die Europäer dür-
fen diese Distanz nicht zu ihren
Gunsten verbuchen. Denn auch sie
sind hiervon betroffen. Weder Ame-
rika noch Europa kann mit seiner
bisherigen Politik fortfahren, ohne
dass dies schwerwiegende Folgen ha-
ben wird. Was macht der Westen
falsch? Dazu gibt Bassam Tibi die
nachstehende Antwort.

Viele Politiker wissen zu wenig
über die islamische Welt

„Zwar hat der Westen das Recht,
sich gegen den Terrorismus der EI
Kaida zu verteidigen  Aber dies kann
nur erfolgreich geschehen, wenn es
den USA und Westeuropa gelingt,
sich transatlantisch zu koordinieren
und muslimische Verbündete zu ge-
winnen. Europa muss aufhören, sich
im Namen falscher Toleranz als
Ruhezone für Islamisten anzubieten.
... Islamische Regierungen verstehen
diese europäische ‘Toleranz’ nicht.
Die derzeitige Situation lässt sich am
besten am Beispiel des Irak und der
Türkei erläutern.“ Die Entwicklung
im Irak charakterisiere die westlich
islamischen Beziehungen beispiel-
haft. Dort zeige sich nicht nur die
Spaltung innerhalb der islamischen
Zivilisation, sondern auch innerhalb
des Westens. „Im Irak lässt sich zum
einen die Spaltung in einen offenen
Islam und einen Islamismus beob-
achten. Zum anderen wird der Sun-
na-Schia-Konflikt deutlich. Dabei
gilt es hervorzuheben, dass in Europa
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eine Logistik des Islamismus besteht.
Es gelingt den Regierungen in West-
europa nicht, ein angemessenes Be-
wusstsein für diese djihadistische
Bedrohung zu schaffen und sowohl
mit den islamischen Staaten, als
auch mit den USA zusammenzuar-
beiten. Daraus folgt zweierlei. Die
antiamerikanische Propaganda in
Deutschland und Frankreich blüht
und lenkt vom wirklichen Feind, den
Djihad-Terroristen, ab. Und zweitens:
Es kommt zur Entfremdung gegenü-
ber islamischen Regierungen. Bei je-
der Erläuterung der westlich-islami-
schen Beziehungen muss man zwi-
schen Islam als Religion und Islam-
ismus als politischer Weltanschau-
ung einer totalitären Bewegung un-
terscheiden. Dabei ist zu klären, dass
der Islamismus als neuer Totalitaris-
mus der Feind der offenen Gesell-
schaft im 21. Jh. ist. Dies gilt sowohl
für den Westen als auch für die Welt
des Islam. Der militärische Zweig
des Islamismus, der Djihadismus, ist
eine Herausforderung an die westli-
che Sicherheit, aber auch an die Si-
cherheit der islamischen Welt. Denn
viele Opfer sind Muslime.“ Für den
Islamexperten stellen sich zwei Fra-
gen: „An erster Stelle steht die Frage
nach der politischen Strömung des
Islamismus. ... Und zweitens ist der
Westen mit dem Problem des Bei-
tritts eines Landes zur Europäischen
Union konfrontiert, das seit dem
03.11.2003 von einer islamistischen
Partei regiert wird. Die türkischen
Islamisten präsentieren sich nach
dem angeblichen Vorbild der europä-
ischen christdemokratischen Partei-
en als bloß ‘islamisch-konservativ’.
Viele Europäer schenken dieser Dar-
stellung Glauben. Damit lassen sie
erkennen, dass sie keine fundierten
Kenntnisse über den Islamismus ha-
ben.“ Generell behauptet Tibi, „dass
sich Islam und Demokratie bei einer
reform-orientierten Deutung des Is-
lam durchaus miteinander vereinba-
ren lassen. Die Demokratie ist die
beste Brücke zwischen dem Islam
und dem Westen.  Diese positive
Einschätzung gilt jedoch nicht für
den Islamismus, der seine eigene,
sich alternativ zur Demokratie ver-
stehende Ordnungsvorstellung hat.
Die Islamisten hüllen diese Proble-
matik in den Nebel einer Defensiv-
Kultur und bejahen in einigen Fällen
nur aus taktischen Gründen die De-

mokratie. Es ist im Westen kaum be-
kannt, dass sich der Islamismus von
heute in zwei Richtungen unterteilen
lässt: Jene die bereit ist, in den Insti-
tutionen eines demokratischen Staa-
tes politisch zu wirken und somit auf
die militärische Praxis des Djihad
verzichtet. Im Gegensatz dazu stehen
jene Islamisten, die glauben, dass
nur der Djihadismus ein politisch er-
folgversprechendes, die Muslime
vereinigendes Kampfinstrument ist.
Dies sind die Djihadisten unter den
Islamisten. Der deutsche Außen-
minister und andere westliche Politi-
ker sollten sich bewusst machen,
dass sich die in der Türkei regieren-
de AKP Partei aus institutionellen
Islamisten der ersten Richtung rek-
rutiert.“

„... Washington beurteilt die Tür-
kei nach ihrer geopolitischen Bedeu-
tung. ... Anders ist die Interessenlage
der Europäer. Diese wird von der isla-
mischen Zuwanderung bestimmt. ...
Für Europa geht es vorrangig um die
Begrenzung der türkischen Migration
und um die Integration der zugewan-
derten Türken“ im Gegensatz zu den
geopolitischen Interessen der USA.

Bei der Bekämpfung des Terrors
der EI Kaida-Djihadisten solle der
Westen durchaus das Angebot der
AKP-Islamisten-Regierung zur Mit-
arbeit annehmen. Taktische Bünd-
nisse mit den institutionellen Isla-
misten seien von Nutzen, obwohl
auch diese langfristig eine Gefahr für
die Demokratie und die offene Ge-
sellschaft darstellten, gibt der Autor
zu bedenken. „Denn auch institutio-
nelle Islamisten strebten eine islami-
sche Ordnung an, die keinen Plura-
lismus zulasse. Dies gelte es zu be-
achten, wenn es darum gehe, ein von
Islamisten regiertes Land als Mit-
glied in die Europäische Union auf-
zunehmen.“

Das Handeln des Westens in Be-
zug auf den Islamismus, der eine
djihadistische und institutionelle Di-
mension hat, erfordere ein Konzept,
das in der westlichen Politik schlicht
fehle. Taktisch empfiehlt Tibi dem
Westen, mit institutionellen Islamis-
ten zusammenzuarbeiten, ohne je-
doch die Distanz zu ihnen aufzuge-
ben. Dagegen könne der Westen mit
dem Djihad-Islamismus keinen Dia-
log führen. Dieser Strömung sei nur
sicherheitpolitisch zu begegnen.
Eine Politik der Beschwichtigung

wäre so fatal wie ‘mit dem Teufel’ zu
paktieren, meint Tibi.

Nur wer differenziert wird der
Wirklichkeit gerecht

... „Wem an guten westlich-isla-
mischen Beziehungen gelegen ist,
der darf nicht innerislamische Zwiste
für Zecke der amerikanischen Politik
instrumentalisieren. Es zeigt ledig-
lich, dass der Westen im Umgang mit
dem Islam und dem Islamismus noch
viel zu lernen hat. Bei der hier erör-
terten Thematik stößt man bei jeder
Kritik stets auf den Vorwurf, ein Is-
lam-Feindbild zu verbreiten. ... Man
wird gewarnt, dass keine Generali-
sierungen über den Islam vorgenom-
men werden dürfen. Nun ist hier von
den Gefahren des Dhjihadismus-
Islamismus und nicht vom Islam die
Rede. Außerdem gehört es zu einer
angemessenen Auseinandersetzung,
das Einzelne in das Allgemeine ein-
zuordnen und fundierte Generalisie-
rungen mit den notwendigen Diffe-
renzierungen zu verbinden. ... Diese
differenzierte Vorgehensweise ver-
missen viele Muslime bei so man-
chem deutschen Warner vor einem
Feindbild Islam. ... Man muss unter-
scheiden, sowohl zwischen Islam (re-
ligiöser Glaube) und Islamismus (po-
litische Ordnungsvorstellung). Und
man muss noch einmal innerhalb des
Islamismus differenzieren“, wie be-
reits erwähnt.

„Nicht alle Islamisten sind Ter-
roristen ... Diese Differenzierung zwi-
schen institutionellen und djihatis-
tischen Islamisten ist im Westen
nicht so bekannt. Aber sie ist ent-
scheidend für die westliche Politik
mit der Welt des Islam.“

Der Islamismus ist der
neue Terrorismus

„Was lässt sich daraus schluss-
folgern? Wenn der Westen im Kampf
gegen den Djihadismus erfolgreich
sein will, kann er dieser Herausfor-
derung nur in einem Bündnis mit ge-
mäßigten Muslimen begegnen. Hier
stellt sich die Frage, ob die institutio-
nellen Islamisten auch zu diesem
Bündnis gegen den Djihadismus ge-
hören können. Wenn ja, dann kann
dieses Bündnis nur temporär sein. Es
darf nicht von der Tatsache ablen-
ken, dass der Islamismus in seinen
beiden Ausrichtungen der neue Tota-
litarismus des 21. Jhs. ist.“  (bt)
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INITIATIVE DER DBK: NIGERIA

„Solidarität mit verfolgten und bedrängten Christen“
Nigeria ist Schwerpunkt

Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) hat im vergangenen Jahr
eine Initiative „SOLIDARITÄT MIT VERFOLGTEN UND BEDRÄNGTEN CHRISTEN“
ins Leben gerufen, die unter gewandelten Verhältnissen an frühere

Gedenktage für verfolgte Christen und Kirchen anknüpft. Sie will damit
die Aufmerksamkeit von Kirchengemeinden und Öffentlichkeit stärker
auf die Situation jener Christen lenken, deren Recht auf Religionsfreiheit
eingeschränkt und missachtet wird. Dadurch sollen in den Gemeinden
Bewusstsein und Wahrnehmung verändert sowie Impulse für das Glau-
bensleben gegeben werden. Zu diesem Zweck wird jährlich eine Bro-
schüre veröffentlicht, die in allen Kirchengemeinden zugänglich gemacht
werden soll. Sie widmet sich jeweils einem Schwerpunktland. In diesem
Jahr befasst sich die Initiative mit der Situation in Nigeria. Nachstehend
einige grundsätzliche Bemerkungen von Kardinal Karl Lehmann zum
Thema „CHRISTENVERFOLGUNG“ und zur besonderen „SITUATION DER CHRISTEN IN

NIGERIA“.

Christenverfolgung

Mit diesem Wort verbinden sich
bei vielen ja eher Erinnerungen an
die Geschichte: an die Steinigung
des Stephanus, über die die Apostel-
geschichte berichtet, an die Verfol-
gung unter römischen Kaisern, bevor
das Christentum zur offiziell aner-
kannten Religion des Imperiums
wurde; dann aber auch an das 20.
Jahrhundert, in dem eine große Zahl
von Christen unter Nationalsozialis-
ten und Kommunisten Unrecht und
nicht selten sogar den Tod erdulden
musste (vgl. dazu jetzt Andrea Ric-
cardi, Salz der Erde, Licht der Welt.
Glaubenszeugnis und Christenverfol-
gung im 20. Jh., Freiburg 2002). Wer
sich aktuelle Meldungen aus der letz-
ten Zeit vor Augen hält, kommt je-
doch nicht um die Feststellung her-
um, dass es auch in unseren Tagen
an vielen Orten gefährlich ist und mit
einem hohen Preis verbunden sein
kann, sich zum Christentum zu be-
kennen und als Christ zu leben. Die-
se Aktualität von Christenverfolgung
wird oft übersehen, manchmal auch
verdrängt.

Nach wie vor gibt es eine Reihe
spätkommunistischer Staaten, in de-
nen der christliche Glaube (wie auch
andere Religionen) als Form eines
falschen oder überholten Bewusst-
seins angesehen wird und als Hin-
dernis für eine wirkliche Befreiung
gilt. Gläubige werden dort gesell-

zes gegen die Drogenkartelle ermor-
det wurde, aber auch an Erzbischof
Oscar Romero von San Salvador, der
während einer Eucharistiefeier am
Altar erschossen wurde.

Angewachsen ist in den letzten
Jahren vor allem die Bedrohung von
Kirchen und Christen in manchen is-
lamisch geprägten Ländern. Hier
macht sich ein erstarkender religiö-
ser Fundamentalismus bemerkbar,
der aus dem Wahrheitsanspruch der
eigenen Religion einen alleinigen
und absoluten Geltungsanspruch in
Gesellschaft und Staat ableitet.

Islamische Fundamentalismen
haben in einigen Ländern auf staatli-
cher Ebene großen Einfluss gewon-
nen, so dass Christen oftmals durch
gesetzliche Diskriminierung zu Bür-
gern niederen Ranges abgestuft und
an der Ausübung ihres Rechtes auf
Religionsfreiheit gehindert werden.
Ich verweise auf Länder wie Afgha-
nistan während der Herrschaft des
Taliban-Regimes, auf den Sudan
oder den Iran, wo gemäß den Straf-
gesetzbüchern, die auf dem islami-
schen Recht, der Scharia, basieren,
Muslimen, die zum Christentum kon-
vertieren, die Todesstrafe droht..

Nicht-muslimischen Bürgern
wird die Ausübung ihrer Religion
schwer, wenn nicht gar unmöglich
gemacht. In Saudi-Arabien existiert
überhaupt keine Religionsfreiheit.
Die sunnitische Ausprägung des Is-
lams ist Staatsreligion, andere Reli-

schaftlich diskriminiert, oft in ihren
bürgerlichen Rechten beschnitten,
manchmal sogar offen verfolgt. Die
Kirche, die sich dem totalitären
Staats- und Gesellschaftsverständnis
widersetzt, wird in ihrer Freiheit so
weit wie möglich eingeschränkt. Ich
denke an die nach wie vor bedrü-
ckende Situation in der Volksrepub-
lik China, in Nord-Korea oder Viet-
nam, das wir im vergangenen Jahr
zum Informationsschwerpunkt unse-
rer Initiative gemacht hatten.

Bei einer Bestandsaufnahme dür-
fen auch jene Länder nicht übersehen
werden, in denen das religiöse Be-
kenntnis zwar grundsätzlich geachtet
wird, Christen jedoch, die sich mutig
für die Menschenrechte einsetzen und
mit der „Option für die Armen“ Ernst
machen, an Leib und Leben bedroht
werden. Manchmal geht diese Gewalt
von Regierungen aus, öfter aber von
privaten Gruppen, die den Verlust ih-
rer Privilegien fürchten.

Diese Art von Christen- und Kir-
chenverfolgung ist vor allem aus
Lateinamerika bekannt, wo die Kir-
che sich in der Folge des Zweiten
Vatikanischen Konzils konsequent
aus den Verstrickungen mit der
Macht gelöst hat und dafür unter Bi-
schöfen und Priestern, genauso aber
auch unter engagierten Laien einen
hohen Blutzoll entrichtet hat. Bei-
spielhaft erinnere ich hier nur an
Erzbischof Duarte aus Calì in Kolum-
bien, der 2002 wegen seines Einsat-
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gionen dürfen öffentlich nicht prakti-
ziert werden. Konversion zu einer an-
deren Religion wird mit der Todes-
strafe geahndet.

Der Fall Nigeria

In diesem Zusammenhang steht
auch das diesjährige Schwerpunkt-
land unserer Initiative: Nigeria.
Auch dort haben fundamentalistische
Bewegungen im Islam deutlich an
Boden gewonnen. Der Fall Nigeria
macht aber auch deutlich, dass reli-
giöse Auseinandersetzungen vielfach
in ein breiteres Konfliktszenario ein-
gebunden sind, das soziale, kulturel-
le und ethnische Wurzeln hat.

Das religiöse Bekenntnis wird
dann oftmals als Ausdruck der eth-
nisch-kulturellen Andersartigkeit ei-
ner Minderheit wahrgenommen und
zieht so Aggressionen aus der Mehr-
heitsgesellschaft auf sich. Vor allem
gilt dies, wenn die Mehrheit ihre so-
zialen Belange durch die Minorität
gefährdet sieht oder deren Glauben
als Hindernis für die weltanschauli-
che Einigung der Gesellschaft be-
trachtet.

In Nigeria haben in den zentralen
nördlichen Landesteilen die Angehö-
rigen der Stämme mit muslimischer
Religionszugehörigkeit seit Jahrhun-
derten eine gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Vormachtstellung inne.
Andersgläubige wurden und werden
dort als „Fremde“ betrachtet, denen
der Landerwerb und der Bau von Kir-
chen und Schulen massiv erschwert
wird. Diese für die Christen ohnehin
kritische Lage verschärfte sich dann
noch weiter durch die Einführung der
Scharia in mittlerweile 12 Bundes-
staaten Nigerias. Obwohl das Aufbe-
gehren der christlichen Bevölkerungs-
teile gegen die Islamisierung des Staa-
tes friedlichen Charakter behielt, kam
es zu Übergriffen muslimischer Extre-
misten. Mehrere tausend Tote und
schwere Verwüstungen von kirchli-
chen Einrichtungen sind bisher die
Folge.

Relevante Daten zu Nigeria

Demographisch gesehen handelt
es sich um die bevölkerungsreichste
und einwohnerstärkste Nation in Af-
rika. Das Land hat heute rund 130
Millionen Einwohner. Damit ist etwa
jeder fünfte Afrikaner Nigerianer.

Rund 50 Prozent der Bevölkerung
sind Muslime, etwa 40 Prozent sind
Christen (26% Protestanten, 12%
Katholiken, 11% afrikanische Chris-
ten), die restlichen 10 Prozent gehö-
ren anderen Religionen an. Nigeria
rühmt sich deshalb, „die größte isla-
misch-christliche Nation der Welt“
zu sein.

Der Islam ist in Nigeria länger
beheimatet als das Christentum.
Bereits im 11. Jh. hatte er sich im
Norden des heutigen Nigeria fest eta-
bliert. Das Christentum kam erst re-
lativ spät in die Region. Im 16. und
frühen 17. Jhs. erlebte es unter por-
tugiesischem Einfluss eine erste kur-
ze Blüte, es konnte sich aber erst im
19. und 20. Jh. wirklich durchsetzen.
Im Verlauf von etwa 150 Jahren
machte das Christentum in Nigeria
erstaunliche Fortschritte und holte
den Islam – der Zahl der Gläubigen
nach – sogar ein. Diese Tatsache er-
klärt teilweise den heftigen Konkur-
renzkampf, der heute oft die Bezie-
hungen zwischen Christen und Mus-
limen in diesem Land kennzeichnet.

Grundsätzlich ist festzustellen,
dass Christen und Muslime in Nige-
ria im Alltag überwiegend friedlich
zusammenleben. „Die Nigerianer
sind im Allgemeinen leidenschaft-
lich in ihren Überzeugungen. Aber
sie sind auch tolerant gegenüber reli-
giösen Unterschieden“, urteilt der
Erzbischof von Abuja, John Onaiye-
kan, in einem 2001 erschienenen
Aufsatz. Allerdings wird dieses Bild
eines friedlichen Zusammenlebens
in den letzten Jahren immer öfter
durch den Ausbruch gewaltsamer
und teils blutiger Auseinanderset-
zungen gestört.

Diese Konflikte sind nicht allein
aus religiösen Gründen erwachsen.
Eine wesentliche Ursache ist sicher
in der Politik des Landes während
der vergangenen Jahrzehnte zu su-
chen. Soziale Missstände haben die
nigerianische Gesellschaft zuneh-
mend instabil gemacht und eine Nei-
gung zum Aufruhr geschürt. Korrup-
tion ist bis in die höchsten Stellen
verbreitet. Die Kluft zwischen den
Reichen und den Armen wird immer
größer. Rivalität wegen des Zugangs
zu begrenzten Ressourcen sowie Ge-
fühle des Ausschlusses und der un-
gerechten Behandlung verursachen
tiefe Unzufriedenheit. Es bedarf in
einer solchen Situation dann nur

noch eines kleinen Funkens, um eine
gefährliche Explosion auszulösen.

Der auch in Nigeria massiv ge-
wachsene Einfluss islamistisch-fun-
damentalistischer Kräfte verschärft
dieses Krisenszenario in gefährlicher
Weise, indem schlichte Erklärungs-
muster und einfache Lösungen ange-
boten werden. Soziale Konflikte und
das allgemeine Gefühl der Unzufrie-
denheit mit den Verhältnissen wer-
den religiös aufgeladen. Die religiöse
Vereinheitlichung der Gesellschaft
bietet sich als scheinbarer Ausweg
aus der Krise an, und die Angehöri-
gen anderer Religionen werden so
zum Gegner, wenn nicht zum Feind.

Dabei darf nicht übersehen wer-
den, dass Religion in Nigeria nicht
selten für politische Ziele auch
schlichtweg instrumentalisiert wird.
Aber diese Verzweckung der Religi-
on ist nur möglich, weil unter vielen
einfachen Menschen die Bereitschaft
gewachsen ist, den Islam als Allheil-
mittel gegen die vielfältigen Gebre-
chen der Gesellschaft zu verstehen.

Die Einführung der Scharia als
Grundlage für das staatliche Recht ist
der offenkundigste Ausdruck für das
Bestreben, Gesellschaft und Staat re-
ligiös zu vereinheitlichen. In den ver-
gangenen Jahren haben – wie schon
erwähnt – 12 von 36 Bundesstaaten,
vornehmlich im Norden des Landes,
diesen Schritt getan, der nach Mei-
nung der Christen und nicht weniger
Muslime einen Verstoß gegen die Ver-
fassung Nigerias bedeutet.

In jenen Staaten, in denen die
Scharia gilt, haben Christen und an-
dere Nichtmuslime heute vielfach
Angst. Viele, die es sich leisten kön-
nen, haben den Wohnsitz gewechselt
und sind vom Norden in den Süden
des Landes gewandert. Doch was ge-
schieht mit denen, die zu arm sind,
anderswo ein neues Leben zu begin-
nen?

Die Regierungen in den Scharia-
Bundesstaaten Nigerias behaupten
zwar immer wieder, dass Nichtmus-
lime nicht vom islamischen Recht
betroffen seien. Aber es gibt viele
Berichte von Schikanen durch soge-
nannte Scharia-Wächter, besonders
in den ländlichen Gebieten. Und wie
können Nichtmuslime ihre Rechte
wahren, wenn sie ungesetzlich vor
ein islamisches Gericht gebracht
werden? Fundamentale Menschen-
rechte sind hier infrage gestellt.   ❏
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UGANDA:

Vergessener Krieg im Norden
Als „absolute Hölle“, beschrieben jüngst der Comboni-Missionar
Giulio Albanese, Leiter des gemeinsamen Nachrichtendienstes
„MISNA“ der Missionsorden in Rom, und P. Sebhat Ayele, der Sekretär
und Sprecher des interreligiösen „Lango Religious Leader’s Forum“
(LRLF) in Uganda, ihre Eindrücke nach einem Besuch in Lira in der
Bürgerkriegsregion im Norden des ostafrikanischen Landes. Seit 1986
führen die von dem einstigen katholischen Seminaristen und selbst er-
nannten „Propheten“ Joseph Kony gegründete „Lord’s Resitance
Army“ (LRA) und die „Uganda People’s Defence Force“ (UPDF) der
Regierung unverstellbar grausam Krieg gegeneinander.

einwirken, eine Lösung am Ver-
handlungstisch zu suchen. Odama
und Ochola sind Vorsitzender
bzw. stellvertretender Vorsitzen-
der von „Acholi Religios Leaders
Peace Initiative“ (ARLPI), einem
interreligiösen Zusammenschluss ka-
tholischer, anglikanischer, islami-
scher und jüdischer Führungsper-
sönlichkeiten, der sich seit 1997 für
eine Friedenslösung in Uganda ein-
setzt.

Auch Minderjährige werden
nach Angaben der beiden Bischöfe
von der LRA und den UDPF als Sol-
daten rekrutiert. Mindestens 22.000
von der „Widerstandsarmee des
Herrn“ entführte Kinder seien seit
1990 registriert worden; zu 85 Pro-
zent kämpften in den Reihen der
LRA Kinder-Soldaten. Seit Ugandas
Regierung Mitte 2002 die „Operati-
on Iron Fist“ (Operation Eiserne
Faust) gegen die Rebellen eingeleitet
hat, habe sich die Situation im Nor-
den dramatisch verschlechtert. Al-
lein 10.000 Kinder seien von Juni
2002 bis Ende 2003 von den Rebel-
len entführt und rekrutiert worden.
Die Zahl der Binnenflüchtlinge, die
Anfang 2002 noch bei 450.000 gele-
gen habe, sei in diesem Zeitraum auf
1,2 Millionen angestiegen. Etwa
920.000 Menschen lebten in der Re-
gion Acholi in 62 „Camps“ unter
freiem Himmel, wo es ihnen an allem
Lebensnotwendigen fehle.

Viele der übrigen Vertriebenen
hätten Unterkunft in den Städten Lira
und Soroti gefunden. Ochola: „Das
Leben in diesen Lagern ist ein lang-
samer Weg, um uns zu töten.“ Die
Lager, aber auch zivile Helfer und
Hilfsgüter-Konvois würden häufig
von Rebellen oder Soldaten ausge-
raubt. – Menschenrechtsverletzun-

In Nord-Uganda tobt nach den
Worten beider Ordensmänner ein
„vergessener und verleugneter

Krieg“. Nur wenige Informationen
dringen über die Grenzen des Landes
hinaus, denn LRA und UPDF gehen
hart gegen unliebsame Zeugen und
Journalisten vor. Mitarbeiter der Kir-
chen, die noch am ehesten Zugang in
das Kriegsgebiet finden, tun dies un-
ter Lebensgefahr. Im günstigsten Fall
werden sie aus der Region ausgewie-
sen, wie jetzt der spanische Com-
boni-Missionar Carlos Rodriguez
Soto. Ihm werfen die Behörden die
Verbreitung unwahrer Informationen
und Diskreditierung des Gastlandes
vor, nachdem er berichtete, UPDF-
Soldaten hätten in einem Flücht-
lingslager nahe der Stadt Gulu Feuer
gelegt, auf Flüchtlinge geschossen
und 6.000 Menschen festgenommen.

Einer militärischen Lösung, wie
sie die Regierung unter Präsident
Yoweri Kaguta Museveni und Pre-
mier Apollo Nsimbambi in Kampala
und Konys Rebellen bislang unbe-
eindruckt anstreben, erteilten der ka-
tholische Erzbischof Jean Baptist
Odama (56) von Gulu und der emeri-
tierte anglikanische Bischof Mace-
lord Baker Ochola II. (67) von Kitgum
Mitte Februar 2004 bei einem KNA-
Hintergrundgespräch in Bonn sowie
bei politischen Begegnungen in Ber-
lin eine Absage. An die UNO, die
Europäische Union und die Bundes-
regierung appellierten sie mit Nach-
druck, den Krieg in Uganda auf die
Tagesordnung zu setzen und eine in-
ternationale Eingreiftruppe aufzu-
stellen.

Die Staatengemeinschaft müsse
mit allen geeigneten politischen, di-
plomatischen und wirtschaftlichen
Mitteln auf Regierung und Rebellen

gen wie Mord, Entführung, Vergewal-
tigung werfen internationale Organi-
sation wie die UNO gleichermaßen
der LRA und den UDFP vor. Konys
Rebellen kämpfen nach verbreiteter
Lesart für die Befreiung des Nordens.
Die näheren Ziele der LRA seien je-
doch sehr unklar, erklärte Odama.
Die Regierung hingegen trete verbal
für den Frieden ein, in der Praxis
aber setze sie auf eine gewaltsame
Lösung. So bezichtige sie oft auch die
um Vermittlung bemühten Kirchen-
leute der Kollaboration mit den Re-
bellen.

Die ARLPI, erläuterten Odama
und Ochola, wolle den Kreislauf der
Gewalt und Rache, der letztlich in
ethnischen und sozialen Gegeben-
heiten wurzele, durchbrechen und
sei dabei auf Hilfe aus dem Ausland
angewiesen. An die Bundesregierung
appellierten beide Bischöfe, ihre Hil-
fe für das ostafrikanische Land stär-
ker an Bedingungen zu knüpfen, um
einen Friedensprozess zu begünsti-
gen. Es sollten zudem vor allem jene
Organisationen vor Ort unterstützt
werden, die konkret und langfristig
auf Versöhnung hinarbeiteten. Ent-
wicklungsministerin Heidemarie
Wieczorek-Zeul (SPD) stellte weitere
Hilfe für Uganda in Aussicht, deren
Hauptziel die Armutsbekämpfung
sein werde.

Die deutsche Hilfe für den Nor-
den des Landes, rund 10 Millionen
Euro, diene vor allem den Bereichen
Bildung, Wasserver- und Abwasser-
entsorgung sowie dem Kampf gegen
Aids. (KNA ID Nr. 7/8 / 2004)
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KURZ BERICHTET:

Praktizierende Muslime übersteigen die Zahl
der Anglikaner in Großbritannien

Die Besucherzahlen in britischen Moscheen übersteigt zum ersten
Mal die Zahl der Gottesdienstbesucher in der Church of England,
wie die Sunday Times Ende Januar 2004 berichtete. Offizielle

Zahlen von Regierung und Universitäten zeigen, dass 930.000 Muslime
zumindest einmal in der Woche zum Gottesdienst gehen, im Vergleich zu
916.000 Anglikanern und 1,5 Millionen Katholiken. Nach der Volkszäh-
lung von 2001 gibt es in Großbritannien 1.59 Millionen Muslime, deren
wahre Zahl aber auf mindestens 1.8 Millionen geschätzt wird.

(ZENIT.org)

CHRISTENTUM UND ISLAM IN ASIEN

Eine Zeit für den Frieden – eine Zeit, um aufzubauen
Gemeinsame Erklärung eines ersten Treffens muslimischer Ulama

und christlicher Bischöfe in Asien

Im August 2003 fand in Pasay City, südlich von Manila/Phippinen, das
erste gemeinsame Gipfeltreffen muslimischer Ulama und christlicher
Bischöfe statt. Rund 170 Delegierte aus 14 asiatischen Ländern, christ-

liche Bischöfe, Geistliche und Laien sowie islamische Würdenträger und
Gelehrte nahmen daran teil. Wie die Zeitschrift WELTKIRCHE (Heft 7/
2003, S. 164) berichtet, bestand die Absicht des Treffens darin, ein Zei-
chen gegen Gewalt und Extremismus und für die Verständigungs-
bereitschaft zu setzen.

„Das Werk der Gerechtigkeit wird der Friede sein“ (Jes 32, 17)
„Ganz (aufrichtig) Frieden schließen“ (Koran).

ßerdem werde erkannt, dass die Reli-
gionen oft aus egoistischen und un-
moralischen Beweggründen benutzt
und missbraucht würden.  Dieses
Verhalten erfolgte über Jahrhunderte
hinweg und müsse „durch eine kon-
sequente Äußerung unserer muslimi-
schen und christlichen Werte“ korri-
giert werden. Als Friedensstifter hät-
ten die Vertreter der Religionen eine
„Kultur des Friedens zu fördern und
zu entwickeln“, um Bedingungen für
einen positiven sozialen Wandel zu
schaffen. Das Treffen werde verstan-
den als ein historischer Augenblick
der Gnade, um die gemeinsame
Überzeugung neu zu bekräftigen,
dass der Islam und das Christentum
Religionen des Friedens seien.
Der gemeinsame Glaube an den All-
mächtigen und die gemeinsamen
Werte der Gottesverehrung drängten
die muslimischen Ulama und christ-
lichen Bischöfe, das Schöpfungswerk
Gottes zu erkennen und dass sie auch
ein gemeinsames Leid teilen und er-

Einleitung
„Wir religiösen Führer, Teilneh-

mer am ersten Treffen muslimischer
Ulama und christlicher Bischöfe, tra-
fen uns vom 18. bis 21. August 2003
in Manila in einem Geist inter-
religiösen Dialogs, tiefer Solidarität
und andächtigen Gebets; und wäh-
rend wir die Hilfe des allmächtigen
Gottes erbitten, anerkennen und be-
kräftigen wir:

Situation
Wir in Asien befinden uns inmit-

ten schwerer interner Konflikte unter
den Völkern unserer Länder, Kon-
flikte, die oft der Religion angelastet
werden und die anhaltende, heftige
und gewaltsame Kämpfe sind, die
nur allzu oft Kriegführende und Un-
beteiligte gleichermaßen in Mitlei-
denschaft zögen. Die Unstimmigkei-
ten und die vernichtenden Konflikte,
die sich in dieser Gewalt zeigten,
wurzelten im Unverständnis gegenü-
ber anderen Religionen, gegenüber
der Geschichte, der Kultur, der Iden-
tität und Ethnizität der Völker und in
unseren sozialen, politischen oder
wirtschaftlichen Systemen, im Man-
gel an Harmonie zwischen ‘Mehrhei-
ten’ und ‘Minderheiten’ und zwi-
schen den Regierungen und den
Menschen. Das zeige sich auch in
der nachteiligen Darstellung einiger
Religionen durch die Medien.“ Unter
dem Thema Unsere Verantwortung
wird dieser Mangel mit den persönli-
chen religiösen Zugehörigkeiten, An-
schauungen und Überzeugungen in
Verbindung gebracht. Dies hätte zur
Verlängerung und Verstärkung der
sozialen Zwietracht beigetragen, was
„demütig“ eingestanden werde. Au-

fahren würden. Aus dem Leid ihrer
Völker käme ihr Appell zum Frieden.
Sie als Gläubige der Religionen des
Friedens seien aufgerufen, den Frie-
den zu verkünden, für ihn zu leben
und zu arbeiten sowie jegliche Form
von Gewalt zu verurteilen, da diese
ein direkter Angriff auf ihre gemein-
same Würde sei. In den sechs Säu-
len des Friedens werde erneut die
Verpflichtung zur Zusammenarbeit
bekräftigt und  nach Folgendem ge-
strebt:
– „der Wahrheit, die die Würde und

Schwachheit eines jeden Men-
schen anerkennt;

– der Gerechtigkeit, die auf Gottes
Rechtschaffenheit und Achtung der
Rechte und Pflichten der Menschen
ohne Diskriminierung basiert;

– der Aufrichtigkeit in unseren Be-
ziehungen zum allmächtigen Gott
und zueinander;

– der Liebe, die Mitleid und Verge-
bung unserer Sünden sowie Ver-
söhnung einschließt;

– der Freiheit, die Gottes Geschenk
ist, die ausgeübt wird im Geiste der
Liebe und Verantwortung und die
unserer menschlichen Natur inne-
wohnt und

– dem Gebet, das uns Führung und
Kraft gibt, um nach dem Willen des
allmächtigen Gottes zu leben, und
das uns zum Werkzeugen des Frie-
dens macht.“

Die geistlichen Würdenträger ver-
pflichten sich die offenen Türen des
Dialogs ständig zu nutzen für einen
„glaubwürdigen Dialog des Lebens
und der konkreten Aktion zwischen
Muslimen und Christen in Asien.“

(bt)
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Buthan:  Massive Menschenrechtsverletzungen
und Christenverfolgung

Dass auch der im Westen gerne
als besonders friedliche Reli-
gion dargestellte Buddhismus

einen menschenverachtenden Um-
gang mit Christen betreiben kann,
zeigt der Himalaya-Staat Bhutan:
Heute ist dort laut kirchlichen Quel-
len jede öffentliche Versammlung ei-
ner anderen Religion gesetzlich ver-
boten und wird verfolgt. Dem Land
werden auch ethnische Säuberungs-
aktionen vorgeworfen.

In Bhutan sei es Christen bei
schwerer Strafe verboten, öffentliche
Gottesdienste zu feiern oder ihren
Glauben anderweitig zu praktizieren,
beklagt der römisch-katholische Bi-
schof Stephen Lepcha von Darjeeling
(Indien), zu dessen Diözese Bhutan
kirchenrechtlich gehört. Der buddhis-
tische Staat zwischen Indien und Chi-
na garantiere seinen Bürgern kein
Recht auf Religionsfreiheit, meldet
auch der vatikan. Missions-Nachrich-
tendienst Fides. Schätzungsweise
65.000 Christen würden in dem im
Himalaja gelegenen Kleinstaat terro-
risiert und bedroht. Wer kein Bud-
dhist sei, werde seit längerer Zeit poli-
tisch und sozial diskriminiert.

Bis Mitte der 60-er Jahre des 20.
Jhs. war das Land des Donnerdra-
chens (Bhutan) für jegliche christli-
che Mission verschlossen. Erst 1963
kamen die Jesuiten und 1965 die Sa-
lesianer auf Einladung in das Land,
um im Bildungswesen tätig zu sein.

Nachdem sich in den folgenden
25 Jahren die Lage der Christen ge-
ringfügig entspannt hatte und die we-
nigen, meist aus Indien stammenden
Christen unterschiedlicher Konfessi-
onen mehr Menschen zum christli-
chen Glauben führen konnten, folg-
ten neue Beschränkungen. Einheimi-
sche Christen verloren ihre Arbeit.
Es wurde die Überwachung aller
christlichen Hausversammlungen
angeordnet. 1982 wurden die Salesi-
aner des Proselytismus beschuldigt
und ausgewiesen.

Besondere Schikanen für Chris-
ten melden Menschenrechtsorganisa-
tionen seit Ende der 90-er Jahre. So
würden kirchliche Versammlungs-
räume immer wieder von Polizisten
gestürmt und die Namen der Gläubi-
gen erfasst. Mehrere evangelische
Pfarrer seien verhaftet und mit langen
Gefängnisstrafen bedroht worden.

Der Nachrichtenagentur „Fides“
zufolge ist derzeit im Land „eine sehr
harte Verfolgung im Gange“. Von
den Christen werde verlangt, abzu-
schwören oder das Land zu verlas-
sen. Religionsfreiheit existiere nicht
mehr. In einigen Städten könnten
sich die Christen ihres Glaubens we-
gen nicht mehr versammeln. „Sie
werden in ihrer Arbeit nicht beför-
dert, grundlos gekündigt und aus
dem Land vertrieben.“

Die Zahlen des Himalaja-Staates
über Einwohner und Religionszuge-
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hörigkeit schwanken, je nach Quelle,
zwischen 800.000 und rund zwei Mil-
lionen Einwohnern. Etwa 72 Prozent
bekennen sich zum Buddhismus, 23
Prozent zum Hinduismus, 4 Prozent
zum Islam. Christen bilden eine Min-
derheit von knapp 0,5 Prozent.

Bhutan gehörte lange Zeit zu den
abgeschiedensten und von den Ein-
flüssen der modernen Zeit am we-
nigsten berührten Ländern der Welt.
Dieser Isolationismus wurde mit der
Furcht vor einem Souveränitätsver-
lust an die beiden mächtigen Nach-
barn Indien und China, aber auch
mit der Bewahrung der jahrhunderte-
alten Kultur und dem Schutz der Na-
tur des Landes begründet.

Internationale Nicht-Regierungs-
organisationen (NGO) und humanitä-
re Werke üben seit Jahren harte Kri-
tik an Bhutans Umgang mit seinen
Minderheiten und werfen dem Land
massive Menschenrechtsverletzun-
gen, unter anderem auch ethnische
Säuberungen, vor. (ZENIT.org)

KURZ BERICHTET:

Selbstkritik – Indiens Katholiken diskriminieren Dalits

Eine anhaltende Diskriminierung der Angehörigen der nied-
rigsten Kaste Indiens innerhalb der Kirche hat die katholi-

sche Bischofskonferenz Indiens kritisiert. Während viele der so
genannten Dalits das Christentum in der Hoffnung angenom-
men hätten, Akzeptanz, Gleichbehandlung und Menschenwür-
de zu erfahren, würden sie von Christen höherer Kasten nicht
als gleichberechtigt akzeptiert, bemängelte der Vorsitzende der
Bischöflichen Kommission für Fragen des Kastenwesens, Bi-
schof Malayappan Chinnappa, am 12. März im südindischen
Bangalore. Der Bischof bezeichnete das Kastenwesen als „teuf-
lische Form des Terrorismus“. Bislang habe die Kirche keine
nennenswerten Erfolge zur Beendigung der andauernden Dis-
kriminierung verzeichnen können. Im Gegensatz zu vielen Pre-
digten im Sinne der Gleichheit aller Menschen habe die Kirche
de facto das diskriminierende Kastensystem in vielerlei Hinsicht

akzeptiert, so der Bischof von Vellore, der selbst ein Dalit ist.
Dalits gehören zu den Unberührbaren innerhalb des indischen
Kastensystems. Sie stellen mehr als 65 Prozent der 17 Millionen
Katholiken in Indien.

Viele kirchliche Institutionen lehnten die Aufnahme von
Kindern aus katholischen Dalit-Familien ab, so Chinnappa.
Einige Gemeinden hätten den Dalits sogar Sitzplätze in den
hinteren Bereichen der Kirchen eingerichtet, um deren soziale
Minderwertigkeit zu zeigen. Als die mit den höchsten An-
alphabetenzahlen rückständigste Gruppe der indischen Ge-
sellschaft müssten sie die weit verbreitete Diskriminierung
durch höhere Kasten in Kauf nehmen, sagte der Bischof. Sie
lebten abgesondert vom Rest der Gesellschaft und leisteten
Dienstbotenarbeiten für die höheren Kasten. Auf diese Arbei-
ten seien die landlosen Dalits angewiesen, um überleben zu
können. (KNA)
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GLOBALISIERUNG

Risiken, Fehlvorstellungen und Globalisierung
Zwei unspektakuläre Veranstaltungen zur Lage in der Welt

(unliebsame) Überraschungen oder
größere chaotische Situationen für
die Welt verringert werden könnten.“

Gegensätzliche Ansichten zeig-
ten sich bei der ersten Konferenz-
sitzung über die Wirtschaft. Der Vor-
sitzende von „Merrill Lynch Interna-
tional“ Jacob Frankel meinte, dass
die Welt in einen „synchronisierten
globalen von den Vereinigten Staaten
angeführten Konjunkturaufschwung“
eintrete, wie es in einem am Montag
auf der Internetseite von „News-
week“ veröffentlichten Artikel hieß.
Im Gegensatz dazu war der Global-
ökonom von „Morgan Stanley“
Stephen Roach pessimistisch. Er
machte sich Sorgen über das gegen-
wärtige Haushaltsdefizit der USA
und über das, was er als eine schwa-
che amerikanische Wirtschaft be-
trachte.

Auch zahlreiche politische Füh-
rer sprachen vor der Versammlung.
Zu den Teilnehmern gehörten der pa-
kistanische Präsident Pervez
Musharraf, der Präsident des Iran,
Mohammad Khatami und der türki-
sche Ministerpräsident Recep Tayyip
Erdogan. Auch der UN-Generalsek-
retär Kofi Annan und der Vize-
präsident der USA, Dick Cheney,
hielten größere Reden.

Pakistans Präsident forderte ver-
stärkte Anstrengungen, die Kluft zwi-
schen dem Westen und der islami-
schen Welt zu überbrücken. Mu-
sharraf empfahl eine „verständige
Mäßigung“, die jeden Extremismus
ablehnt und die Aufmerksamkeit auf
die sozioökonomische Entwicklung
der islamischen Länder konzentriert.
Er fügte hinzu, zwei „gefährliche
Fehlvorstellungen“ über den Islam
seien verbreitet:
1.dass der Westen es auf ihn abgese-

hen habe; und
2.dass er eine Religion des Extremis-

mus, der Militanz und Ignoranz sei.
Die Aktionen einer Handvoll Extre-
misten sollten nicht, so Musharraf, zu
der Meinung führen, sie würden vom
ganzen Islam unterstützt.

Bei der jährlichen Versammlung
führender Politiker und Wirt-
schaftsexperten in Davos lös-

ten sich die durch den Krieg im Irak
verursachten Spannungen zwischen
Europa und den Vereinigten Staaten.
Das fünf Tage dauernde Gesprächs-
forum, das am 26. Januar 2004 zu
Ende ging, verlief im großen und
ganzen unspektakulär und ohne grö-
ßere Proteste von Anti-Globalisie-
rungsgruppen.

Es stand nicht unter einer einzel-
nen dominierenden Idee. Das ge-
wählte Thema, „ZUSAMMENARBEIT FÜR

SICHERHEIT UND WOHLSTAND“, wurde
in sieben Themenbereichen behan-
delt: globale Sicherheit garantieren;
globales Wachstum fördern; neu ent-
standene Risiken bewältigen; Flexi-
bilität der Großunternehmen schaf-
fen; Innovationen anregen; die Ver-
schiedenheit der Währungen nutzbar
machen; und Ungerechtigkeit verrin-
gern. Über 2.200 Teilnehmer verteil-
ten sich auf mehr als 250 Einzel-
veranstaltungen, darunter Work-
shops und Podiumsdiskussionen im
Interviewstil.

Vor der Versammlung erklärte
Klaus Schwab, der geschäftsführen-
de Vorsitzende des Welt-Wirt-
schafts-Forums, das die Leitung der
jährlichen Versammlungen hat: “Ich
glaube, wir müssen es akzeptieren,
dass wir in einer Welt mit einem viel
höheren Risiko leben.” In einem am
21. Januar im „Wall Street Journal“
veröffentlichten Interview nannte
Schwab eine Anzahl von Faktoren,
welche die Risiken erhöht haben:
• das Ungleichgewicht zwischen den

industrialisierten Ländern und den
Entwicklungsländern;

• das finanzielle Ungleichgewicht
infolge der schnellen Wertsteige-
rung des Euro; und

• drei sehr hohe Defizite der USA
(Handelsdefizit, Fiskaldefizit und
Devisendefizit).

Ein Ziel der Konferenz von Davos sei
es, „zu sehen, wie diese Risiken ohne

Cheney konzentrierte sich in sei-
ner Rede am vergangenen Samstag
auf politische Themen. Der Vize-
präsident der USA hob einige positi-
ve Entwicklungen im Kampf gegen
den Terrorismus hervor: die Gefan-
gennahme Saddam Husseins; die
Annahme einer demokratischen Ver-
fassung für Afghanistan; und Libyens
Entscheidung, sein Massenvernich-
tungswaffen-Programm zu stoppen.
Cheney wies jedoch warnend auf die
fortdauernde Bedrohung durch ein
hochentwickeltes globales Terroris-
tennetz hin.

Ruf nach mehr Ethik
in der Wirtschaft”

Angesichts der Firmenskandale
beiderseits des Atlantik, die noch
frisch in Erinnerung sind, wurde in
Davos auch das Thema Moral in der
Wirtschaft angesprochen, berichtete
die „Associated Press“ am 25. Janu-
ar. „Es herrscht bei uns ein Klima, in
dem Betrug und Gesetzesübertretung
Arbeitsplätze und Vermögen ver-
nichten, während die Gehälter in den
oberen Etagen Jahr für Jahr steigen“,
sagte William Parrett, Leitender Di-
rektor der Wirtschaftsprüfungsfirma
Deloitte Touche Tohmatsu, während
einer Podiumsdiskussion.

Aber viele Konferenzteilnehmer
wiesen warnend darauf hin, dass es
nicht genüge, die Firmen mit Hilfe
zusätzlicher Gesetze zu leiten.
Robert Diamond, Leiter der briti-
schen Firma Barclays Capital, sagte,
die Unternehmen müssten auch si-
cherstellen, dass sie Führungsperso-
nal einstellen, das moralisch integer
ist.

Wie das „Wall Street Journal“
am 27. Januar schrieb, äußerten
inzwischen Davos-Teilnehmer, die
bisher traditionell die Globalisierung
begünstigt haben, ihre Besorgnis
über deren Auswirkungen auf die Ar-
beitsplätze. „Sie fragen sich, ob die
zunehmend globale Wirtschaft genau
so viele Hochlohnjobs in reichen
Ländern schaffen wird, wie einmal
erwartet wurde.“

Globalisierungs-Verteidiger ar-
gumentieren folgendermaßen: wenn
Arbeitsplätze in reicheren Staaten an
Entwicklungsländer mit niedrigeren
Löhnen verloren gehen, könne dies
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hinwiederum bedeuten, dass es für
die Arbeiter mehr Gelegenheiten ge-
ben werde, eine qualifiziertere Arbeit
zu bekommen. Aber in jüngster Zeit
wandere eine zunehmende Zahl von
Facharbeiter- und Schreibtisch-Jobs
von reichen Nationen ab in Entwick-
lungsländer. Schätzungen über US-
Arbeiter im Dienstleistungsbereich,
deren Jobs verlagert wurden,
schwanken zwischen 250.000 und
500.000, und das könnte erst der An-
fang sein.

Zhu Min, Generaldirektor der
staatseigenen Bank von China, emp-
fahl den Vereinigten Staaten, „ihre
Position neu zu bestimmen.“ Er
meinte: „Die Produktion ist fort; die
Dienstleistungen sind dabei zu ver-
schwinden. Forschung und Entwick-
lung sind noch da. (Die USA) muss
auf der Entwicklungsleiter aufstei-
gen.

Im „Time“-Magazin vom 2. Feb-
ruar sprach Michael Elliot davon,
dass die Atmosphäre in Davos, die im
Jahr zuvor durch die vergifteten Be-
ziehungen zwischen den USA und
Europa beeinträchtigt wurde, in die-
sem Jahr „harmonisch und zufrieden
stellend“ war. Cheney habe sogar
den „alten Kontinent“ gelobt und ge-
sagt, Amerika wünsche „ein mög-
lichst starkes Europa.“

Ein paralleles Forum

Auf der andere Seite der Weltku-
gel und am entgegengesetzten Ende
des ideologischen Spektrums hielt
das Weltsozialforum seine Konferenz
in diesem Jahr in der indischen Stadt
Mumbai, ehemals Bombay, vom 16.
bis 21. Januar ab. Das diesjährige
Treffen war von Porto Alegre, Brasili-
en, verlegt worden, als Versuch, eine
größere Zahl asiatischer Teilnehmer
einzubeziehen.

Dieses Forum wurde zum ersten
Mal im Jahr 2001 als eine Parallel-
veranstaltung zu Davos abgehalten.
Es diente dem Ziel, einen alternati-
ven Sammelpunkt für Anti-Globali-
sierungskräfte zu schaffen. Die Ver-
anstaltungen in Mumbai brachten
ungefähr 100.000 Menschen zusam-
men, meldete BBC am 21. Januar. Zu
den Themen der Konferenz gehörten
Opposition gegen den von den Verei-
nigten Staaten geführten Krieg im

Irak, die Schulden der Dritten Welt,
Handelsvereinbarungen, und das
Schicksal der Angehörigen der nied-
rigsten Kaste Indiens, der Daliten.

Unter den Referenten befanden
sich Jacob Frankel, französischer
Landwirt und bekannter Anti-Globa-
lisierungsaktivist; Joseph Stiglitz, ein
früherer Weltbankökonom, Autor von
„Globalisierung und die Gründe zu
Unzufriedenheit“ (Globalization and
Its Discontents); und Arundhati Roy,
ein indischer Schriftsteller.

Während jeder in Mumbai klar
habe erkennen können, wogegen man
ist – nämlich gegen „Kapitalismus,
Imperialismus und George Bush“ –
sei es schwieriger gewesen, zu sagen
„wofür sie alle eigentlich sind“, hieß
es in der britischen Zeitung „Guardi-
an“ am 17. Januar.

Der „Guardian“ sprach von einer
größeren Spaltung zwischen der
„Linken und der extremen Linken“,
die zur Organisation einer rivalisie-
renden Konferenz unter der Bezeich-
nung „Mumbai Resistance 2004“ ge-
führt habe, organisiert von Gruppen,
die behaupteten, dass das Weltwirt-
schaftsforum in Davos „vom Kapita-
lismus vereinnahmt worden sei“. Die
„Hindustan Times“ zitierte am 16.
Januar eine der Organisatoren der
Konkurrenzveranstaltung, Rona
Wilson: „Wir wollen den Kampf ge-
gen die imperialistische Globalisie-
rung und gegen den Krieg verschär-
fen.“

In einer Analyse nach der Konfe-
renz, die am vom „Guardian“
(21.01.) veröffentlicht wurde, hieß
es, „der rote Faden, der sich durch
alle Beiträge zog, war der Kampf der
Machtlosen gegen die Mächtigen“.

Während die Konferenz in Davos
sich darauf konzentriert habe, wie
man mehr Wachstum und Ressour-
cen schaffen könnte, um die Armut
zu bekämpfen, habe die Versamm-
lung in Mumbai den Ton besonders
auf mehr wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Gerechtigkeit gelegt.
Diese Trennung wird wohl fortbeste-
hen. Aber zumindest waren in diesem
Jahr beide Versammlungen frei von
gewaltsamen Protesten seitens anar-
chischer Gruppen, die bei den frühe-
ren Versammlungen zu Störungen ge-
führt hatten. (ZENIT.org)

„Die Kreuzzüge“ in Mainz
Unter dem Motto „Kein Krieg ist

heilig“ zeigt das Mainzer Dom- und
Diözesanmuseum ab Freitag eine in-
ternationale Sonderausstellung „Die
Kreuzzüge“. Präsentiert werden über
200 Exponate aus aller Weit. Nach
Angaben des Dommuseums ist seine
Ausstellung die bislang erste Kreuz-
züge-Schau in Deutschland.

Die Ausstellung befasst sich un-
ter anderem mit den Ursachen und
Folgen der Auseinandersetzung von
Morgen- und Abendland in der Zeit
der Kreuzzüge. Sie beschäftigt sich
mit dem Kulturtransfer aus dem Mor-
genland und mit der Entstehung, der
Entwicklung und dem Verfall der
Kreuzfahrerstaaten im Vorderen Ori-
ent. Sie geht sowohl ein auf von
Kreuzfahrern verübte Judenpogrome
wie auch auf die damalige Kriegs-
führung. Zu den Exponaten gehören
Reliquiare ebenso wie funktionstüch-
tige Modelle von Belagerungsmaschi-
nen. Auf zahlreichen Texttafeln wer-
den christliche wie muslimische
Chronisten der Kreuzzüge-Zeit zitiert.

„Leitgedanke Toleranz“
Als „Leitgedanken“ der Schau

nennt Dommuseums-Leiter Hans-
Jürgen Kotzur die Toleranz, und er
betont: „Wer die Zeit der Kreuzzüge
nicht kennt, versteht auch nicht, was
heute im Nahen Osten vor sich geht.“
Teils ist die Ausstellung in Räum-
lichkeiten zu besichtigen, die aus der
Zeit der Kreuzzüge stammen. Schirm-
herren der Schau sind der Mainzer
Kardinal Karl Lehmann und der
rheinland-pfälzische Ministerpräsi-
dent Kurt Beck (SPD).

Unter Kreuzzügen im weiteren
Sinn versteht man die im Mittelalter
von der Kirche geförderten Kriege
gegen Heiden, Andersgläubige und
Ketzer. Im engeren Sinn bezeichnet
der Begriff die Versuche zur Befrei-
ung der heiligen Stätten Palästinas,
insbesondere Jerusalems, von der
Herrschaft der Muslime in der Zeit
vom Ende des 11. bis zum Ende des
13. Jhs. Um diese Kreuzzugs-Epoche
geht es in der Ausstellung des
Mainzer Dommuseums.  (KNA)
Hinweis: Die Ausstellung ist bis 30.
Juli dienstags bis sonntags von 10.00
bis 19.00 Uhr geöffnet. An kirchli-
chen Feiertagen gelten Sonderrege-
lungen.
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DIE CHALDÄISCHE KIRCHE:

Geschichte, Ritus, Organisation und Struktur
Aus Anlass der Wahl des neuen Patriarchen der Chaldäischen Kirche
brachte die katholische Nachrichtenagentur ZENIT am 4. Dezember
2003 überarbeitete Auszüge aus einem Dossier, das die vatikanische
Missionsnachrichtenagentur Fides vor einiger Zeit veröffentlicht hatte.
Der Bericht gibt einen guten Einblick in das orientalische Christentum im
Mittleren Osten (Irak und Iran).

n.Chr. Der Apostel Thomas wird
auch als „Leiter und Lehrer der indi-
schen Kirche“ bezeichnet, die von
ihm „gegründet und getragen“ wur-
de. Seither werden diese Christen als
„Thomaschristen“ bezeichnet, sie
wohnen auch heute noch an der Küs-
te von Malabar im heutigen indi-
schen Unionsstaat Kerala und be-
trachten den heilige Thomas als ih-
ren spirituellen Vater. Nach Ansicht
von verschieden Historikern soll der
heilige Apostel das Evangelium sogar
in China verkündet haben, doch
dafür gibt es keine dokumentierten
Beweise.

Aus der Verkündigung des heili-
ge Apostels Thomas ist zum einen die
chaldäsiche Kirche entstanden, de-
ren Mitglieder heute größtenteils im
Irak leben, und zum anderen die
syromalabarische Kirche, die vor al-
lem im Südwesten Indiens ihre Blü-
tezeit erlebt hat. Im Lauf der Jahr-
hunderte hat die chaldäsiche Kirche,
ähnlich wie die anderen orientali-
schen Kirchen durch ihre seelsorge-
rische Tätigkeit das eigene Überle-
ben zu sichern und dabei versucht
der islamischen Eroberung zu wider-
stehen und das Licht des christlichen
Glaubens in einem mehrheitlich
islamisch(Irak, Iran, Mittlerer Osten)
oder hinduistisch (Indien) geprägten
Kontext zu bewahren. Gegenwärtig
konzentriert sich die Missionstätig-
keit der Chaldäischen Kirche vor al-
lem auf die Diasporagemeinden, wo
die geistliche Begleitung und die Ka-
techese vor allem unter jungen Men-
schen oft auch mit Hilfe und Mitteln
der Gemeinden des lateinischen Ri-
tus gesichert werden sollen.

Irak – Die Chaldäische Kirche:
Geschichte

Auf seinen Missionsreisen hin-
terließ der Apostel Thomas vor seiner
Weiterreise nach Indien zwei Ge-

fährten und Jünger in Mesopotamien:
Mar Addai und Mar Mari. Aus der
Verkündigung des Apostels und sei-
ner beiden Gefährten entstand eine
Kirche, die sich in der Zeit vom 1.
bis zum 4. Jh. durch das Entstehen
zahlreicher Gemeinden und Klöster
in jener Gegend ausbreitete, wo sich
das heutige Syrien befindet und die
bis zum Irak und zum Iran reicht. Bei
den Konzilen von Seleukia im Jahr
410 und Markbata im Jahr 424 wur-
den diese Kirchen für autonom er-
klärt. Sie hatten die Möglichkeit ei-
nen eigenen Patriarchen zu wählen,
der den Namen „Katholikos“ tragen
sollte.

Gegen Mitte des 15. Jahrhun-
derts erlebte die assyrische Kirche
eine Zeit des Verfalls und der Schlie-
ßung: es entstand die Tradition einer
erblichen Folge des Patriarchen mit
dem Ergebnis, dass die Kirche von
einer einzigen Familie beherrscht
wurde und zum Teil ungebildete
Minderjährige den Sitz des Patriar-
chen einnahmen. Doch als 1552 ein
Ebensolcher zum Patriarchen ge-
wählt wurde, weigerte sich eine
Gruppe assyrischer Bischöfe diesen
anzuerkennen, vielmehr wollten sie
die große monastische Tradition des
Orients wieder beleben: sie wählten
den Mönch Yuhannan Sulaka zu ih-
rem Patriarchen und entsandten ihn
nach Rom, wo er um die Anerken-
nung durch die katholische Kirche
bitten sollte.

Zu Beginn des Jahres 1553 er-
nannte Papst Julius III. ihn zum „Pa-
triarchen der Chaldäer“ und verlieh
ihm den Namen Simon VIII. Er wur-
de am 9. April 1553 im Petersdom
vom Papst zum Bischof geweiht. Dies
ist das „offizielle“ Geburtsdatum der
chaldäischen Kirche. Der neue Patri-
arch kehrte noch 1553 in seine Hei-
mat zurück, wo er eine Reihe von Re-
formen einleitete und durchführte
und dabei auf den Widerstand des
Patriarchen der assyrischen Glau-
bensgemeinschaft stieß.

Simon wurde 1555 festgenom-
men, gefoltert und hingerichtet. Über
200 Jahre lang gab es Spannungen
zwischen Gemeinden, die die Ge-
meinschaft mit der römischen Kirche

42-72 n. Chr.: Der Apostel
Thomas als Missionar unter den
Völkern bis zum Fernen Osten

Das Christentum hat im Orient
antike Wurzeln. Die christlichen Kir-
chen in diesem Teil der Welt, der
vom Irak bis nach Indien reicht, be-
zeichnen sich als „Töchter des heili-
gen Thomas“. Tatsächlich begann al-
les damit, dass der Apostel Thomas
(griechische Übersetzung aus dem
Aramäischen: Toma=Zwilling) nach
dem Tod und der Auferstehung Jesu
Jerusalem im Jahr 40 nach Christus
verließ und in den Jahren von 42 bis
49 die Völker des Nahen Ostens
evangelisierte, die jene Länder be-
wohnten wo sich heute der Iran, der
Irak, Afghanistan und Belutschistan
befinden.

Doch der heilige Thomas, von je-
nem Eifer ergriffen, der allen Apos-
teln Jesu eigen war, hielt nicht inne:
er reiste weiter nach Indien um die
Frohbotschaft des Evangeliums auch
den noch weiter entfernten Völkern
zu verkünden. So kam es, dass der
Apostel den christlichen Glauben in
den Jahren von 53 bis 60 erstmals
entlang der südwestlichen Küste In-
diens (damals Malabar, dem heuti-
gen Unionsstaat Kerala) auch den
dort wohnenden Völkern verkündete,
die das Evangelium mit Begeisterung
und Freude aufnahmen.

Später reiste der heilige Thomas
weiter bis zur südöstlichen Küste In-
dien, wo er für seinen Glauben an
Christus mit dem Leben bezahlen
musste. Die Verkündigung des Apos-
tels wurde mit dem Martyrium besie-
gelt: auf einer seiner Missionsreisen,
auf denen er die Frohbotschaft unter
Menschen verkündete, die Jesus
noch nicht kannten, wurde er im heu-
tigen Madras von einem Speer töd-
lich getroffen.

Der Überlieferung nach starb der
heilige Thomas zwischen 68 und 72
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befürworteten und solchen, die diese
ablehnten. Die Situation stabilisierte
sich, nachdem Papst Pius VIII. den
Metropoliten John Hormizdas als
Oberhaupt aller chaldäischen Katho-
liken bestätigte und ihm den Titel
„Patriarch von Babylon der Chaldä-
er“ mit Sitz in Mossul im nördlichen
Irak verlieh.

Erst nach dem Zweiten Welt-
krieg wurde der Sitz des Patriarchen
1950 nach Bagdad verlegt, nachdem
viele chaldäischen Katholiken aus
dem Norden des Irak in die Haupt-
stadt gezogen waren.

Unterdessen haben sich die Be-
ziehungen zwischen der chaldäischen
und der assyrischen Glaubensge-
meinschaft gebessert: ihren Höhe-
punkt hatte die neue Ära des Dialogs
und der guten Beziehungen in der
Unterzeichnung einer gemeinsamen
christologischen Erklärung durch
Papst Johannes Paul II. und Seiner
Heiligkeit Mar Dinkha IV. in Rom im
November 1994.

Im August 1997 haben der Heili-
ge Synod der chaldäischen und der
assyrischen Kirche eine Kommission
für den Dialog eingerichtet, die eine
pastorale Zusammenarbeit auf allen
Ebenen fördern soll.

Vom 16. bis 24. Oktober 2002
feierte die Chaldäische Kirche ihre
Synode: chaldäische Bischöfe aus
der ganzen Welt tagten gemeinsam
unter Vorsitz von Patriarch Bidawid.
Die Synodenversammlung beschloss
die Gründung von zwei neuen Gremi-
en: einer Kommission für die Bezie-
hungen zwischen der chaldäischen
und der assyrischen Kirche und eine
Kommission für die Reformierung
der Liturgie.

Irak – Der chaldäische Ritus
und seine Besonderheiten

Der Chaldäische Ritus ist einer
der fünf wichtigsten Riten der Orien-
talischen Kirchen, neben dem Ale-
xandrinischen Ritus (koptische und
äthiopische Kirche), dem Antioche-
nischen Ritus (maronitische und sy-
rische Kirche), dem Armenischen
Ritus und dem Byzantinischen Ritus.

Nach dem chaldäischen Ritus le-
ben und zelebrieren die ostsyrische,
die chaldäische und die syromalaba-
rische Kirche.

Der chaldäische Ritus entwickel-

te sich unabhängig unter der Herr-
schaft der Sassaniden (4. bis 7. Jh.),
die bis zu den arabischen Eroberun-
gen in Persien regierten (heute: Syri-
en, Irak, Iran): deshalb wird manch-
mal auch die Bezeichnung „persi-
scher Ritus“ benutzt.

Dieser Ritus existierte in seiner
gegenwärtigen Form, zumindest was
die Heilige Messe anbelangt, bereits
zu Beginn des 7. Jahrhunderts. Er ist
in seiner weiteren Entwicklung den
grundlegenden Strukturen treu ge-
blieben.

Seit dem 17. Jahrhundert wurde
der Ritus in Rom als „chaldäisch“
bezeichnet, während in den von den
Chaldäern bewohnten Gebieten eher
die Bezeichnung „ostsyrisch“ be-
nutzt wird.

Liturgische Sprache ist Syrisch
(Aramäisch), das mit seinen antiken
Lauten und musikalischen Tönen
fast als Ornament betrachtet werden
kann. In einigen Kirchen im Mittle-
ren Osten wird jedoch zunehmend
Arabisch, die Umgangssprache der
Bevölkerung, beim Lesen von Gebe-
ten, Bibelstellen und einigen liturgi-
schen Formeln benutzt.

Bei der Eucharistiefeier zelebrie-
ren die versammelten Christen zwei
Feiern zusammen, wie dies zur Zeit
der ersten Apostel üblich war.

Das Wort Gottes wird vom Bema
aus verkündet, das heißt einer erhöh-
ten Tribüne, die sich in der Mitte der
Kirche befindet und symbolisch Je-
rusalem darstellt, das Zentrum der
Welt und der Ort, an dem Jesus ge-
lehrt hat. Dies soll vermitteln, dass
die Lesung oder die Predigt nichts
anderes ist als die Weitergabe des
von Gott empfangenen Wortes, wie
dies auch auf der Kanzel in den Kir-
chen des lateinischen Ritus ge-
schieht.

Die eucharistische Weihe – auch
Heiligung genannt – findet im Heili-
gen der Heiligen statt, einem Symbol
des Himmels, wo dem Vater das Op-
fer seines Sohnes, des göttlichen
Lammes in Form von Brot und Wein
dargebracht wird.

Die Kommunion findet im zwi-
schen dem Hauptschiff und dem Hei-
ligtum gelegenen Gestrom, dem Sym-
bol für das Paradies statt. Auf diese
Weise soll die Frucht, die den Men-
schen aus dem Paradies vertrieben
hat, durch die Frucht des Leibes der

Muttergottes ersetzt werden, die das
Ewige Leben schenkt.

Auf diese Weise soll auf der ei-
nen Seite das Geheimnis Christi
„wieder gegeben“ werden und auf
der anderen Seite wird den Gläubi-
gen die Möglichkeit gegeben, an der
Heilsbotschaft des Erlösers teilzuha-
ben: sie werden in sein Reich einge-
führt wo Er endgültig in die göttliche
Herrlichkeit einging.

Irak – Die Chaldäische Kirche:
Organisation und Strukturen

Auf der ganzen Welt gibt es ins-
gesamt rund eine Million chaldä-
ische Gläubige. Ein Großteil von ih-
nen leben im Irak, wo sich auch der
Sitz des Patriarchats befindet. Dem
chaldäischen Patriarchen von Baby-
lonien stehen zwei Weihbischöfe zur
Seite, Bischof Emmanuel-Karim
Delly und der neu ernannte Bischof
Andraos Abouna, von denen der eine
für die Seelsorge verantwortlich ist
und der andere im Amt des Kurien-
bischofs für die Organisation zustän-
dig ist.

Die Kirchsprengel der chaldä-
ischen Kirche im Irak sind wie folgt
strukturiert: Metropolie und Patriar-
chaleparchie Bagdad, die Eparchien
(vergleichbar mit Diözesen) Alquoch,
Amadia, Akra im äußersten Norden
des Irak und der Eparchie Bassorah
im äußersten Süden des Landes und
den Eparchien Arbil und Mossul im
Norden.

Auf den Bergen im Norden des
Irak, wo sich die meisten Eparchien
der chaldäischen Kirche befinden,
handelt es sich bei den katholischen
Gläubigen größtenteils um Kurden,
die dort unter schwierigsten Umstän-
den in großer Armut leben. Die Kur-
den (insgesamt rund 5 Millionen im
Irak) sind mehrheitlich Araber. Die
chaldäischen Kurden gehören zu den
ältesten christlichen Gemeinden des
Orients und ihre Ursprünge gehen
auf das 2. Jh. nach Christus zurück.
Die christlichen Wurzeln werden von
antiken Konventen und Klöstern im
Norden des Irak dokumentiert, die
zwischen dem 5. und dem 6. Jh. nach
Christus entstanden sind.

In der Landesmitte, wo sich die
Hauptstadt Bagdad befindet, sind die
Einwohner mehrheitlich Araber, die
sich zum islamisch-sunnitischen
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Glauben bekennen (34,5 Prozent der
insgesamt 22 Millionen Einwohner
des Landes), während die Einwohner
im Süden der islamisch-schiitischen
Glaubensgemeinschaft angehören,
die mit 62 Prozent der Gesamt-
bevölkerung die größte Gruppe dar-
stellen.

In einem mehrheitlich muslimi-
schen Umfeld lebt eine sehr lebendi-
ge chaldäische Glaubensgemein-
schaft, die sich vor allem der Kate-
chese und der Ausbildung widmet: in
Bagdad gibt es ein Patriarchalsemi-
nar und vor kurzem wurde dort auch
das Kolleg von Babylonien gegrün-
det, das als Patriarchalkolleg mit der
Päpstlichen Urbaniana-Universität
unter Leitung der Kongregation für
die Evangelisierung der Völker asso-
ziiert ist. Dieses Kolleg bietet Kurse
für Philosophie und Theologie an, die
von Priesteramtskandidaten und
Laien besucht werden können.

Im Irak gibt es auch zwei chal-
däische Schwesterngemeinschaften:
die Schwestern vom Heiligen Herzen
und die Töchter von der Makellosen
Maria. In der chaldäischen Kirche
gibt es zudem Mönche, die missiona-
risch tätig sind: die chaldäischen
Mönche gründeten ursprünglich ihre
Klöster in der Bergregion im Norden
des Irak, wo sie die kurdischen Dör-
fer besuchten und dies auch heute
noch tun, in Schulen als Lehrer un-
terrichten und Religionsunterricht
geben. Aus den Bergen kamen sie
nach Mossul und schließlich nach
Bagdad, wo sich heute der Sitz des
Generaloberen befindet. Die chaldä-
ischen Mönche haben heute 400
Klöster im Irak und eines in Rom so-
wie eine Mission im Amerika.

Irak – Begegnung zwischen Mis-
sionaren der lateinischen Kirche

und chaldäischen Gläubigen

Seit drei Jahrhunderten arbeiten
im Irak zahlreiche Missionare eng
mit der chaldäsichen Glaubensge-
meinschaft zusammen: Ordensleute
sind in Bagdad und im Norden des
Landes in der Seelsorge in den
chaldäischen Gemeinden tätig, sie
geben Religionsunterricht für Kinder
und Jugendliche oder feiern die Sa-
kramente und engagieren sich nicht
zuletzt auch für die Armen.

Missionare der lateinischen Kir-
che lernen Arabisch und kennen Li-
turgie und Tradition der chaldä-
ischen Kirche und integrieren sich
vollständig in die einheimische Kul-
tur.

Im Irak leben und arbeiten Re-
demptoristen, Dominikaner, Karme-
liter, Salesianer und chaldäische
Mönche aus dem Libanon. Unter den
Schwesternorden sind folgende im
Irak tätig: die Franziskaner Missi-
onsschwestern, Dominikanerinnen
von der Darstellung der Jungfrau von
Tours (die das St. Raphael Kranken-
haus in Bagdad verwalten); Domini-
kanerinnen von der heiligen Katha-
rina von Siena, die Kleinen Schwes-
tern von Jesus und die Missionarin-
nen von der Nächstenliebe, die nach
dem Vorbild von Mutter Teresa von
Kalkutta arbeiten und vor allem be-
hinderte Kinder betreuen.

Iran – Chaldäische Gemeinden
im Iran und im Mittleren Osten

Es gibt chaldäische Gemeinden
nicht nur im Irak: bereits seit der ers-
ten Verkündigung durch den heiligen
Thomas und seine Jünger hat sich die
chaldäische Kirche im ganzen Mitt-
leren Osten verbreitet. Von Ägypten
über den Libanon bis in den Iran hat
das Predigen der Apostel die Herzen
der Menschen berührt und zu Bekeh-
rungen geführt, so dass einheimische
chaldäische Gemeinden entstanden,
die im Laufe der Jahrhunderte offizi-
ell anerkannt wurden: heute gibt es
Eparchien (vergleichbar mit Diöze-
sen) in Ägypten (Kairo), Syrien
(Alep), im Iran (Metropolie Teheran
und Eparchien in Urmya, Ahwaz,
Salmas), im Libanon (Beirut) und in
der Türkei (Diabeikir).

Vor allem im Iran, wo der schiiti-
sche Islam Staatsreligion ist, genießt
die einheimische chaldäische Ge-
meinde zwar Kultfreiheit, lebt jedoch
im Allgemeinen unter schwierigen
Umständen und nicht selten werden
ihre Mitglieder diskriminiert. Es dür-
fen zwar der Kult frei praktiziert und
interne Fragen der Gemeinde (Statu-
ten, Religionsunterricht) geregelt
werden, doch die Evangelisierungs-
tätigkeit unter Nichtchristen ist ver-
boten; die Minderheiten haben eige-

ne Schulen, deren Rektor jedoch
Muslim sein muss, und ein Teil des
Religionsunterrichts findet anhand
von so genanntem „interkonfessio-
nellem“ Lehrmaterial statt, das vom
Ministerium für Erziehung und Bil-
dung vorbereitet wird; Christen sind
zwar dem Gesetz nach Staatsbürger
mit allen Rechten und Pflichten,
doch es ist für sie nicht einfach für
staatliche Stellen zu arbeiten.

Diaspora – Die Chaldäische
Kirche weltweit

In vielen Teilen der Welt gibt es
chaldäische Diaspora-Gemeinden,
die infolge der Auswanderungsbewe-
gung aus dem Irak entstanden sind.
In den Vereinigten Staaten gibt es
eine Eparchie in Detroit (Heiliger
Apostel Paulus), die vor mehr als 20
Jahren gegründet wurde und eine
weitere in Kalifornien. Die beiden
Eparchien sind in 15 Pfarreien struk-
turiert und die Zahl der chaldäischen
Gläubigen in den Vereinigten Staa-
ten liegt bei rund 170.000. Rund
15.000 chaldäische Gläubige leben
in Ozeanien, wo es eine chaldäische
Pfarrei in Sydney gibt und eine wei-
tere Pfarrei existiert in Melbourne.

Über 60.000 chaldäische Gläu-
bige leben in Europa. In insgesamt
neun Ländern des so genannten „al-
ten Kontinents“ gibt es chaldäische
Gemeinden Frankreich, Deutsch-
land, England, Belgien, Dänemark,
Schweden, Holland, Griechenland
und Italien. Die Teilnahme an einem
chaldäischen Gottesdienst ist ein un-
vergessliches Erlebnis!

Auch in den Republiken der ehe-
maligen Sowjetunion, wo Christen
sich lange Jahre nicht offiziell zu ih-
rem Glauben bekennen durften, er-
fuhr die chaldäische Kirche eine
Wiedergeburt: in Georgien gibt es
heute, rund zehn Jahre nach dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion, zum
Beispiel über 4.000 chaldäische
Gläubige. Die Gemeinde wurde bis-
her von einem externen Priester be-
treut, doch zur Zeit bereitet sich ein
Priesteramtskandidat aus Georgien
auf das Priesteramt vor, so dass die
chaldäische Gemeinde in Georgien
schon bald einen einheimischen
Priester haben wird.  (ZENIT.org)
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launig oder begeistert habe der je-
weilige Germane den Glauben ange-
nommen, mit mehr oder minder gro-
ßer Bedeutung für ihn, manchen ist
es wohl auch ganz gleich gewesen,
man hat es genommen, wie der
Mensch so allerlei, was ihm gesche-
he, eben hinzunehmen pflege …“ Da
steckt viel Wahrheit dahinter. Die
Europasynode von 1991 sieht die
Neuevangelisierung nicht als Pro-
gramm zu einer „Restauration“ einer
vergangenen Zeit Europas an, son-
dern als Hilfe, „die eigenen christli-
chen Wurzeln zu entdecken und eine
tiefere Zivilisation zu begründen, die
zu zugleich christlicher und so auch
menschlich reicher ist“.

Europa – christliches
Abendland?

„Es waren schöne glänzende Zei-
ten“, so der Dichter Novalis in sei-
nem Essays „Die Christenheit oder
Europa“ (1799), „wo Europa ein
christliches Land war, wo eine Chris-
tenheit diesen menschlich gestalte-
ten Weltteil bewohnte; ein großes ge-
meinschaftliches Interesse verband
die entlegendsten Provinzen dieses
weiten geistlichen Reichs“. Das
christliche Abendland – für den Ro-
mantiker schon vor zweihundert Jah-
ren eine unerfüllte Sehnsucht?

Kardinal Karl Lehmann hat zum
Thema Europa in letzter Zeit zwei
wegweisende Vorträge gehalten. Da-
rin sagt er: „Europa wurde der erste
Kontinent, der sich in seinem ganzen
vielgestaltigen Erbe vom christlichen
Glauben erfassen ließ und damit die
Voraussetzung schuf für eine vom
Glauben der Kirche geprägte Einheit
und Kultur. In diesem Sinne spre-
chen wir mit Recht von ‘christlichen
Wurzeln’ Europas.“ Und er fährt fort:
„Wenn wir von Europa sprechen, bli-
cken wir aus christlicher Verantwor-
tung nicht primär zurück, träumen
nicht nostalgisch von einem roman-
tisch vergoldeten ‘Abendland’ (das
es in dieser Gestalt dann doch
niemals gab!), sondern sorgen uns
um das gegenwärtige und künftige

Europa mit seinen Spannungen und
Widersprüchen. ... Europa hat christ-
liche Wurzeln, aber es ist heute ent-
wurzelt. Es nützt nichts, ein Klage-
lied über die Säkularisierung anzu-
stimmen; vielmehr muss sich der
Glaube an dem vielstimmigen Chor
der Stimmen, die in einer pluralisti-
schen Gesellschaft laut werden, zu
Wort melden und behaupten“.

Lehmann plädiert auch dafür,
den Begriff der Ost-Erweiterung Eu-
ropas durch den Begriff der „Europä-
isierung“ zu ersetzen. Denn es gehe
„um eine qualitativ-kulturelle Ver-
vollständigung Europas. ... Den Kir-
chen wird dabei eine wesentliche
Rolle zukommen, auch wenn man ih-
nen nicht allein diese Aufgabe auf-
bürden darf“.

Doch nun zu einigen Aussagen
aus „Ecclesia in Europa“ (die kursi-
ven Texte sind Zitate aus dem Doku-
ment).

Schonungslose Analyse

Die Kirchen in Europa sind
durch eine „Trübung der Hoffnung“
auf die Probe gestellt. Unsere Zeit
vermittelt „den Anschein des Verlo-
renseins“ – durch den Verlust des
christlichen Gedächtnisses und Er-
bes, begleitet von praktischem Ag-
nostizismus und religiöser Gleichgül-
tigkeit. Es besteht die Gefahr, dass
unter einer „langsam voranschrei-
tenden Überhandnahme des Säkular-
ismus“ die Präsenz des Christentums
zu einem bloßen Relikt der Vergan-
genheit wird und dass die Zukunft
Europas „unter Ausschluss seines reli-
giösen Erbes“ gebaut wird, „ohne sie
auf den Stamm aufzupfropfen, der
vom Lebenssaft des Christentums
durchströmt wird“.

Folgen des Verlustes des christli-

Neuevangelisierung
als Programm

 „Die Kirche in Europa“ – unter
diesem recht unspektakulär klingen-
den Titel veröffentlichte der Papst
am Fest Peter und Paul 2003 das
Schlussdokument der bereits vor vier
Jahren zu Ende gegangenen europäi-
schen Bischofssynode. Die Mühlen
des Vatikans mahlen eben langsam,
doch das Thema hat eher noch an
Aktualität und Brisanz gewonnen.
„Ecclesia in Europa“ – das nach-
synodale Apostolische Schreiben von
Papst Johannes Paul II. ist „an die
Bischöfe und Priester, an die Perso-
nen gottgeweihten Lebens und an alle
Gläubigen“ gerichtet und trägt als
Untertitel das Thema der Synode:
„Jesus, der in seiner Kirche lebt –
Quelle der Hoffnung für Europa“.

Diese „Sonderversammlung der
Bischofssynode für Europa“ im Jahr
1999, im katholischen Weltmaßstab
eine von mehreren Kontinental-
synoden zur Vorbereitung auf das
Heilige Jahr 2000, war innerhalb ei-
nes Jahrzehnts bereits das zweite
Treffen dieser Art. Die Synode von
1991 analysierte den Untergang der
totalitären Herrschaftssysteme Mit-
tel- und Osteuropas, der neben öko-
nomischen, sozialen und politischen
Ursachen auch einen ethischen, an-
thropologischen und schließlich spi-
rituellen Grund gehabt habe. Denn
der Marxismus begehe einen Irrtum
„anthropologischer Art“, insofern er
ein verkürztes Menschenbild vertritt.

Doch inzwischen hat sich auch in
den westlichen Gesellschaften die
religiöse Situation weiterentwickelt.
Sie weist ernsthaft auf die Dringlich-
keit der Neuevangelisierung hin, die
von Anfang an das große Anliegen
des Papstes ist.

„Wir sind alle missionierte
Christen“, so lässt der Schriftsteller
Andreas Maier in seiner Erzählung
„Wäldchestag“ eine seiner Figuren
sagen. „Irgendwann sind die Missio-
nare hier in den Norden gekommen
und haben uns Germanen missio-
niert, und mehr oder weniger miss-

Neuevangelisierung im christlichen Abendland
Zum Apostolischen Schreiben Ecclesia in Europa von Papst Johannes Paul II.

GEORG KESTEL
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chen Gedächtnisses sind: Zukunfts-
angst, innere Leere, Verlust des
Lebenssinnes. Daraus ergeben sich:
Geburtenrückgang, Abnahme der
geistlichen Berufungen, Krise von
Ehe und Familie, Wiederaufflammen
ethnischer Konflikte, interreligiöse
Spannungen, Egozentrik, allgemeine
sittliche Gleichgültigkeit, Individua-
lismus, Nachteile der Globalisierung,
Abnehmen des Solidaritätsgefühls.
„Der Verlust der Hoffnung hat seinen
Grund in dem Versuch, eine Anthro-
pologie ohne Gott und ohne Christus
durchzusetzen. ... Das Vergessen Got-
tes hat zum Niedergang des Menschen
geführt“. So haben wir es teilweise,
wie es Johannes Paul II. schon des
Öfteren bezeichnet hatte, geradezu
mit einer „Kultur des Todes“ zu tun.

Zeichen der Hoffnung

Der Soziologe Ulrich Beck gibt
vor kurzem in der „Zeit“ folgende
Analyse: „Wir sind zurzeit mit einer
überraschend offenen Zukunft kon-
frontiert. Und wir haben den Ein-
druck, kaum noch zwischen Chancen
wählen zu können, sondern uns
immer öfter zwischen Übeln ent-
scheiden zu müssen. ... Wir leben
gewissermaßen in unserer eigenen
Zukunft. Und mit allem haben wir
schon schlechte Erfahrungen ge-
macht – mit der Technik, dem Krieg,
mit staatlicher Steuerung und der
Freiheit des Marktes. ... Wir müssen
mittlerweile sogar Zukunftsentschei-
dungen treffen, bevor überhaupt ein
neues Leben begonnen hat: in der
pränatalen Diagnostik. ... Die Zu-
kunft ist auch deshalb wieder so prä-
sent, weil es in fast keiner Frage
mehr eindeutige Antworten gibt ...“ –
Wer kann angesichts dieser Perspek-
tive einen sinnvollen Weg in die Zu-
kunft aufzeigen?

Das Synodendokument führt ne-
ben der Negativbilanz auch nicht we-
nige Zeichen der Hoffnung auf: die
neue Freiheit der Kirche im Osten
Europas; das stärkere Bewusstwer-
den der besonderen Sendung aller
Getauften; die erhöhte Präsenz der
Frauen in Strukturen und Aufgaben-
bereichen der Kirche. Positiv zu wer-
ten sind demnach auch Wege der
Versöhnung zwischen den Völkern,
der politische Prozess der Erweite-
rung der Europäischen Union, der
Einsatz für die Menschenrechte –

aber besonders auch die Märtyrer des
letzten Jahrhunderts in Ost und
West; sodann die Heiligkeit vieler,
„die mit Bescheidenheit im Alltag ih-
res Daseins von ihrer Treue zu Chris-
tus Zeugnis geben“; das reiche Leben
in den Pfarrgemeinden, auch das der
Laienverbände; die neuen kirchli-
chen Bewegungen und Gemeinschaf-
ten, die vor allem die Berufung der
Laien fördern; schließlich die Öku-
mene. Die Kirche kann Europa als
kostbarstes Gut den Glauben schen-
ken, aus dem Hoffnung und Trost er-
wachsen – sowohl denen, „die sie su-
chen, als auch denen, die sie zwar
nicht suchen, sie aber doch nötig ha-
ben ...“

Christliche Hoffnung ist dabei
mehr als Zweckoptimismus im rein
weltlichen Horizont; ihr muss die ur-
sprüngliche eschatologische Kompo-
nente zurückgegeben werden: „Die
wahre christliche Hoffnung ist näm-
lich göttlich und endzeitlich; sie ist
gegründet auf den Auferstandenen,
der wiederkommen wird als Erlöser
und Richter und der uns zur Auferste-
hung und zum ewigen Lohn ruft“.

Hier liegt der Papst auf einer Li-
nie mit vielen Theologen, die, wie
J.B. Metz, die Zeit der „großen Uto-
pien“ verabschiedet haben. Jene
Theorien, die die Abschaffung von
Leid und Schuld durch Veränderung
der gesellschaftlichen Verhältnisse
oder durch technischen Fortschritt
für möglich hielten, sind ihrerseits
zum fragwürdigen Religionsersatz
geworden und haben oft nur noch
mehr Unheil über die Menschen ge-
bracht.

Neuevangelisierung
und Erstverkündigung

„In verschiedenen Teilen Europas
bedarf es einer Erstverkündigung des
Evangeliums“, sagt die Synode und
fährt fort: „Die Zahl der Nicht-
getauften nimmt zu, sei es aufgrund
der beträchtlichen Anwesenheit von
Einwanderern, die anderen Religio-
nen angehören, sei es deshalb, weil
auch Kinder aus traditionell christli-
chen Familien entweder wegen der
kommunistischen Herrschaft oder we-
gen einer weitverbreiteten religiösen
Gleichgültigkeit die Taufe nicht emp-
fangen haben. Tatsächlich ist Europa
inzwischen zu jenen traditionell
christlichen Gebieten zu rechnen, in

denen außer einer Neuevangelisie-
rung in bestimmten Fällen eine
Erstevangelisierung nötig erscheint“.

Das Verdunsten des Glaubens ist
nicht einfach ein neutraler Vorgang,
sondern erzeugt ein gefährliches Va-
kuum: „Es verbreiten sich verschiede-
ne Formen von Agnostizismus und
praktischem Atheismus, die zur Ver-
schärfung der Kluft zwischen Glaube
und Leben beitragen. Viele haben sich
vom Geist eines innerweltlichen Hu-
manismus anstecken lassen, der ihren
Glauben geschwächt und sie leider oft
dazu geführt hat, ihn ganz aufzuge-
ben. Wir erleben eine Art säkularisti-
scher Auslegung des christlichen
Glaubens, die ihn aushöhlt und mit
der eine tiefe Krise des Gewissens und
der christlichen Moralpraxis einher-
geht. Die großen Werte, die die euro-
päische Kultur weitreichend inspiriert
haben, sind vom Evangelium abge-
trennt worden und haben so ihr tiefs-
tes Wesen verloren und Raum gelas-
sen für nicht wenige Verirrungen“.

Verachtet mir die Dogmen
nicht!

Bemerkenswert scheint mir jener
Hinweis der Synode, der eine Brücke
schlägt zwischen Leben und Dogma:
„Viele Paradigmen der europäischen
Kultur haben ihre tiefsten Wurzeln im
trinitarischen Glauben, der ein außer-
ordentliches spirituelles, kulturelles
und ethisches Potential enthält. Das
Geheimnis der Dreifaltigkeit muss
also erneut theologisch, spirituell und
pastoral vertieft werden“. Das hat zur
Folge, dass die Person Jesu in der
Verkündigung in den Mittelpunkt ge-
stellt werden muss, „nicht nur als
sittliches Vorbild, sondern vor allem
als der Sohn Gottes, der einzige und
notwendige Retter aller, der in seiner
Kirche lebt und wirkt“. Leider sehr
beliebt auch bei vielen Christen ist
das Gegeneinander-Ausspielen von
Glaubens-„Theorie“ (Dogma, Theo-
logie, rationale Reflexion) und Glau-
bens-„Praxis“ (Frömmigkeitsformen,
soziales Engagement). Man muss
nicht nur auf das lange und zähe Rin-
gen der alten Kirche in den ersten
Jahrhunderten um die Formulierun-
gen des Glaubensbekenntnisses bli-
cken, um zu wissen, dass die Sorge
um die rechte Lehre nicht nur die
Spezialbeschäftigung von ein paar
Theologen sein darf.
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„Durch Dogmen das Leben ent-
decken“ – so nennt Matthias Wörther
im Untertitel sein Buch über die Be-
deutung der Glaubenslehre für die
Praxis. Dogmen sind demnach unver-
zichtbare Deutungshilfen, die Glau-
benserfahrungen in gleichsam ver-
dichteter Form beschreiben, fest-
halten – um sie für spätere Generati-
onen verfügbar zu halten. Natürlich
lässt sich der Glaube auf diese Weise
nicht einfach „einimpfen“; Glau-
bensbekenntnisse müssen (und kön-
nen auch) mit je neuem Leben gefüllt
werden. Wie die Tiefkühltruhe Le-
bensmittel konserviert, wenn der Ver-
gleich erlaubt ist, so überliefern Dog-
men den Glauben, machen ihn
gleichsam haltbar. Aber genauso sind
Glaubensformeln nicht einfach pur zu
„genießen“; sie müssen wie das
Gefriergut erst „aufgetaut“, auf das
jetzige Leben bezogen werden, um
ihre wegweisende Kraft zu entfalten.
Der britische Denker Gilbert K.
Chesterton hat es vor hundert Jahren
so formuliert: Tradition ist „die Demo-
kratie der Toten“; die positiven Erfah-
rungen aus der Vergangenheit können
auch Gegenwart und Zukunft prägen.

Militärbischof Walter Mixa hat
übrigens vor zwei Jahren in einem
Vortrag am Zentrum Innere Führung
einen Zusammenhang zwischen Dog-
matik und Innerer Führung konsta-
tiert. Wie letztere die „Unterneh-
mens-Philosophie“ der Streitkräfte
im demokratischen Staat sei, so habe
dementsprechend die Dogmatik die
Aufgabe, „die Bewahrung des Glau-
bens, seine Aussagbarkeit für neue
Situationen, die Unterscheidbarkeit
einzelner Glaubenswahrheiten nach
Wert und Bedeutsamkeit“ sicherzu-
stellen.

Kardinal Godfried Danneels,
Erzbischof von Brüssel, hat schon im
zeitlichen Umfeld der ersten Europa-
synode vor drei gefährlichen Verkür-
zungen des Christentums gewarnt.
1. Zweifel an der Einzigartigkeit

Jesu Christi, des Erlösers;
2. Verkürzung des Christentum auf

eine Ethik: „Das eigentliche Pro-
blem besteht darin, dass die mo-
ralischen Werte immer weiter
von der lebendigen Verehrung
Jesu Christi getrennt werden“.
Ein solches Christentum „hat
kein Herz mehr. Und so sind die
Werte dazu verurteilt, Reliquien
zu werden. Das ist eine tödliche

Gefahr für unsere katholischen
Bewegungen und Gruppen“;

3. die Auflösung des Glaubens in
einen reinen Theismus, der Gott
von Christus trennt, alle Religi-
onsstifter auf eine Stufe stellt
und als Führer zu einem „Gott“
sieht, der „über allem steht und
sich mit niemand identifiziert. ...
Christus wird damit zu einer Art
Rakete, die, hat sie erst einmal
die Raumkapsel des Religiösen
in die Umlaufbahn getragen, im
Weltraum abgeworfen werden
kann“.

Die Sendung der Laien

„Unverzichtbar ist der Beitrag der
gläubigen Laien zum kirchlichen Le-
ben: Ihr Platz in der Verkündigung
des Evangeliums der Hoffnung und
ihr Dienst an ihm ist in der Tat uner-
setzlich, denn durch sie wird die Kir-
che Christi in den verschiedensten Be-
reichen der Welt als Zeichen und
Quelle der Hoffnung und der Liebe
präsent. Da sie an der Sendung der
Kirche in der Welt vollkommen teilha-
ben, sind sie aufgerufen zu bezeugen,
wie der christliche Glaube die einzige
vollständige Antwort auf die Fragen
darstellt, die das Leben jedem Men-
schen und jeder Gesellschaft stellt“.
Europa habe heute wie gestern be-
deutsame Erscheinungen und leuch-
tende Beispiele solcher Laiengestal-
ten vorzuweisen. Die Synode dankt
jenen Männern und Frauen, die
Christus und sein Evangelium durch
ihren Dienst am öffentlichen Leben
bezeugt haben. Es ist von grundle-
gender Bedeutung, „spezifische Beru-
fungen zu wecken und zu fördern, die
dem Gemeinwohl dienen: Menschen,
die nach dem Beispiel und dem Stil
der sogenannten ‚Väter Europas‘ fä-
hig sind, Baumeister der europäi-
schen Gesellschaft von morgen zu
sein“. In gleicher Weise unersetzlich
ist die Arbeit, „die von christlichen
Laien, Männern und Frauen, oft in
der Verborgenheit des gewöhnlichen
Lebens durch demütige Dienste ge-
leistet wird, die geeignet sind, den in
Armut Lebenden die Barmherzigkeit
Gottes zu verkünden“.

Schon Papst Paul VI. hatte laut-
stark den Bruch zwischen dem Evan-
gelium und der modernen Kultur be-
klagt. Die Synode ruft zu einer akti-
ven Evangelisierung der Kultur auf:

„Zu diesem Zweck muss die Pastoral
die Aufgabe übernehmen, eine christ-
liche Geisteshaltung im alltäglichen
Leben zu formen“. Geboten ist eine
besonnene, doch auch kritische Aus-
einandersetzung mit der aktuellen
kulturellen Situation Europas, „wel-
che die auftretenden Tendenzen und
die bedeutendsten Ereignisse und Si-
tuationen unserer Zeit im Lichte der
zentralen Stellung Christi und der
christlichen Anthropologie bewertet“.

Die Liturgie wiederentdecken

Neben vielen Beispielen unver-
fälschten Glaubens gibt es in Europa
nach den Worten der Synode auch
eine unbestimmte und mitunter abwe-
gige Religiosität. „Es handelt sich
ganz offensichtlich um Phänomene
einer Flucht in den Spiritualismus,
eines religiösen und esoterischen
Synkretismus, einer Suche nach au-
ßergewöhnlichen Ereignissen um je-
den Preis bis hin zu absonderlichen
Entscheidungen wie dem Beitritt zu
gefährlichen Sekten oder dem Fest-
halten an pseudoreligiösen Erfahrun-
gen“. Dahinter verbirgt sich ein weit
verbreitetes Verlangen nach geistli-
cher Nahrung, das mit Verständnis
aufgenommen und geläutert werden
muss. Die Aufgabe, die sich hier stellt,
heißt, „den Sinn für das Mysterium
wiederzuentdecken, die liturgischen
Feiern zu erneuern, damit sie aus-
drucksstärkere Zeichen für die Ge-
genwart Christi, des Herrn, sind, au-
ßerdem der Stille, dem Gebet und
der Kontemplation neuen Raum zu
geben und zurückzukehren zu den
Sakramenten – besonders der Eucha-
ristie und der Buße – als Quellen der
Freiheit und neuer Hoffnung“. Somit
kann wieder ein echtes Gespür für die
Liturgie erwachen, die ja die frohe
Feier des Glaubens ist, ein Medium zu
seiner Weitergabe sowie eine Quelle
solider Spiritualität. Denn der Zweck
der Liturgie „liegt nicht in der Be-
friedigung der Wünsche und der Be-
sänftigung der Ängste des Menschen,
sondern im Hören und Empfangen
Jesu, des Lebendigen, der den Vater
ehrt und preist, um so mit Jesus den
Vater zu lobpreisen und zu ehren“.

Auf diese Weise wird wiederum
die Bedeutung des Herrentages her-
ausgestellt: „Man scheue sich daher
nicht, den Sonntag gegen jeden An-
griff zu verteidigen und sich in der
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Arbeitsplanung für seine Sicherstel-
lung einzusetzen, so dass er zum Vor-
teil der ganzen Gesellschaft ein Tag
für den Menschen sein kann. Wenn
nämlich der Sonntag seiner ursprüng-
lichen Bedeutung beraubt würde...,
könnte es geschehen, dass der Mensch
nicht mehr den ‘Himmel’ sehen kann,
weil er in einem so engen Horizont
eingesperrt ist. ... Und ohne die Di-
mension des Feierns würde die Hoff-
nung kein Haus mehr finden, um da-
rin zu wohnen“.

Dem Menschen in der
Gesellschaft dienen

Die bisher vorgestellten Textaus-
schnitte haben sich sehr stark mit
Grundsatzfragen des Glaubens be-
schäftigt. Das Synodendokument
streift aber auch eine ganze Reihe
von Fragen im politischen, gesell-

schaftlichen und wirtschaftlichen
Bereich, die hier nicht näher erörtert
werden sollen. Abschließend eine
kurze Zusammenfassung solcher
Stellen, die die soziale Verantwor-
tung des Glaubens thematisieren:

„Die vorrangige Liebe zu den Ar-
men ist eine notwendige Dimension
des Christseins und des Dienstes am
Evangelium. Sie zu lieben ... heißt
anzuerkennen, dass Menschen unab-
hängig davon, in welchen ökonomi-
schen, kulturellen und sozialen Ver-
hältnissen sie sich befinden, um ih-
rer selbst willen wertvoll sind, und
ihnen so zu helfen, ihre Leistungsfä-
higkeit zur Geltung zu bringen“.

Die Synode ruft erneut die sittli-
chen Kriterien ins Bewusstsein, von
denen sich Markt und Wirtschaft in
gewissenhafter Achtung vor der zen-
tralen Stellung des Menschen leiten
lassen müssen. Sie fordert dazu auf,

„den Dialog mit den auf politischer,
gewerkschaftlicher und unternehme-
rischer Ebene engagierten Personen
zu suchen. Ein solcher Dialog muss
als Ziel den Aufbau eines Europas als
Gemeinschaft von Völkern und Men-
schen anstreben, als Gemeinschaft,
die – solidarisch in der Hoffnung –
nicht ausschließlich den Gesetzen des
Marktes unterworfen ist, sondern sich
entschieden um die Wahrung der
Würde des Menschen auch in den
wirtschaftlichen und sozialen Bezie-
hungen bemüht“.

Beim Aufbau einer menschen-
würdigen Gesellschaft hat die Sozial-
lehre der Kirche eine inspirierende
Rolle. Sie, die ihren Ursprung in der
Begegnung zwischen der biblischen
Botschaft mit der Vernunft auf der ei-
nen und den das Leben des Men-
schen und der Gesellschaft betref-
fenden Problemen und Situationen
auf der anderen Seite hat, „ist durch
ihre innere Verbindung mit der Würde
der Person so beschaffen, dass sie
auch von denen verstanden wird, die
nicht der Gemeinschaft der Gläubigen
angehören“. ❏

KURZ BERICHTET:

Niederlande: Papst sieht Hoffnungszeichen
für die Kirche

Erste Hoffnungszeichen für eine
Erholung der katholischen Kir-

che in den Niederlanden nach jahr-
zehntelangem Niedergang sieht Papst
Johannes Paul II. In einer am 12.
März vom Vatikan veröffentlichten
Rede an die Bischöfe des Landes
sagte der Papst, er freue sich darüber,
dass es vor allem unter jungen Nie-
derländern wieder mehr Interesse für
religiöse Fragen und einen neuen
Durst nach Spiritualität gebe. Positiv
bemerkte der Papst auch, dass die
Bischöfe in den Gemeinden eine
Wiederentdeckung der Eucharistie-
feier als „Herz und Basis“ des christ-
lichen Lebens verzeichneten. Er er-
mahnte sie, die Schönheit des Got-
tesdienstes zu pflegen und auf die
Einhaltung der liturgischen Normen
zu achten.

Positiv wertete der Papst auch
das verstärkte Bemühen der Bischöfe
um Priesterberufungen, das seit eini-
gen Jahren zu einem leichten Wie-
deranstieg der Seminaristenzahlen
geführt hat. Dennoch belaste die
Berufungskrise die Ortskirche wei-
terhin schwer. Die eingeleiteten
Strukturreformen der niederländi-

schen Bistümer und Pfarreien be-
zeichnete der Papst als „mutig“, be-
tonte aber zugleich, dass sie mit ei-
ner weiteren inneren Mobilisierung
einhergehen müsse.

Lobend äußerte sich Johannes
Paul II. auch über die Rolle der
Laien in den Gemeinden. Die Kirche
brauche die Mitwirkung aller, um ih-
ren Auftrag zu erfüllen, erklärte der
Papst. Zugleich erinnerte er daran,
dass die engagierten Laien die „Un-
terschiede und notwendige wechsel-
seitige Ergänzung“ von Laien und
Klerikern respektieren sollten.

Die niederländischen Bischöfe
selbst hatten sich im Vorfeld der Vi-
site pessimistischer geäußert. Sie rie-
fen in ihrem Bericht zum Ad limina
Besuch zu Umstrukturierungen und
zu verstärkter Mission auf. Den vor-
gelegten Zahlen zufolge sank der An-
teil der Katholiken an der Gesamt-
bevölkerung zwischen 1995 und
2002 von knapp 35 auf 31 Prozent.
Dieser Trend werde sich fortsetzen.
Auch die Zahl der regelmäßigen
Gottesdienstbesucher sei im gleichen
Zeitraum von 11,3 auf 8,6 Prozent
gesunken.  (KNA)

KURZ BERICHTET:

Vier Prozent der Norweger
gehen zum Gottesdienst

Nur rund vier Prozent der
Norweger besuchen regel-

mäßig einen Gottesdienst. Weni-
ger als 50 Prozent der Bevölke-
rung lassen sich kirchlich trauen.
Das berichtete die Tageszeitung
„Aftenposten“ am 16. März unter
Berufung auf eine neue Studie.

Vor 40 Jahren hätten noch
85,2 Prozent aller Trauungen in
Kirchen stattgefunden. Auch die
Zahl der Taufen sei im genannten
Zeitraum um 17 Prozent auf
knapp 80 Prozent zurückgegan-
gen. Noch dramatischer sei der
Rückgang der Religiosität in den
Städten. In der Hauptstadt Oslo
fanden nach den Angaben im
Jahr 2002 lediglich 25 Prozent
aller Trauungen in Kirchen statt.

In Norwegen ist die Evange-
lisch-Lutherische Kirche Staats-
kirche. Ihr gehören rund 86 Pro-
zent der Bevölkerung an.  (KNA)
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KIRCHE IN POLEN

Alles Positive in Europa in die Religiosität
Polens aufnehmen

Gespräch mit dem Erzbischof von Oppeln, Prof. Dr. Alfons Nossol

Erzbischof Nossol gehört zu den markantesten Persönlichkeiten des
polnischen Episkopats. Der deutschstämmige Kirchenfürst ist im
oberschlesischen Schobersfelde im Kreis Neustadt 1932 geboren, in

der Nachbarstadt des Gesprächspartners. Das oberschlesische Bistum
Opole (Oppeln) hatte schon immer eine europäische Brückenfunktion
zwischen Deutschen Polen und Tschechen in der Geschichte inne. Das ist
so geblieben, zumal es heute weiter an Tschechien grenzt und in ihm
eine starke deutsche Minderheit lebt, mit ebenso starken verwandtschaft-
lichen Bindungen nach Deutschland. Erzbischof Nossol hat sich in
Deutschland und Polen einen Namen als Mann des Ausgleichs und als
überzeugter Europäer gemacht.

Weiterhin meinte der Erzbischof;
„Westeuropa gab uns während des
Kriegszustands (1981) in Polen eine
Art Anschauungsunterricht. Alle ha-
ben uns damals gezeigt, was echte
humanistische Gesinnung ist. Unab-
hängig davon, ob es Protestanten,
Katholiken oder Ungläubige waren.
Im Oppelner Land halfen uns sogar
die Deutschen, die nach dem Krieg
von dort ausgesiedelt worden waren,
denn sie wissen, dass wir in Zeiten
leben, in denen die Ressentiments
überwunden werden müssen, mög-
lichst engen Kontakt zu Bedürftigen
zu bekommen. Das gehört einfach zur
christlichen Gesinnung: bewusst für
andere da zu sein.“
AUFTRAG wies den Erzbischof auf
die Unterschiede zwischen der west-
europäischen und der polnischen ka-
tholischen Kirche hin, auch schon
zwischen Polen und Deutschen.
Erzbischof Nossol: „Sie haben es
in Deutschland viel leichter, weil es
dort die Kirchensteuer gibt und alle
Geistlichen Gehälter bekommen. Wir
haben diese Transparenz nicht, aber
kommen ihr immer näher. Schon
dank des Umstandes, dass neben den
pastoralen auch kirchliche Wirt-
schaftsräte bei uns entstehen. Die
Volkswirte sind die Fachleute, von
denen wir, die Geistlichen, profitie-
ren werden. Denn wer kennt sich
schon in den verschiedenen Finanz-
und Bankgeschäften aus? Es wirkt
sich verhängnisvoll aus, dass der Bi-
schof der ‘Hauptchef’ der Kassen ist.

Der Gelder müssen sich wirkliche
Fachleute annehmen. Übrigens, viele
junge polnische Priester verstehen
das heute schon.
AUFTRAG fragte den Erzbischof
auch nach einem katholischen Ver-
bandswesen in Polen.
Erzbischof Nossol: Was das katho-
lische Verbandswesen anbelangt, so
meint Erzbischof Nossol, sei ihm be-
wusst, dass dieses in Deutschland
besonders ausgeprägt ist. In Polen
bedürfe es da noch einer weiteren
Aktivierung. „Ohne die Aktivierung
der Laien werden wir nie das neue,
offene Bewusstsein erreichen. Wir
sind manchmal immer noch der
Überzeugung, verhaftete Kirche be-
deute vorwiegend Bischöfe, Priester,
Ordensleute und damit Schluss. Das
ist jedoch falsch, denn jeder von uns
ist Kirche. Die Laien in der deut-
schen Kirche spielen selbstverständ-
lich eine viel stärkere Rolle als bei
uns. Deshalb gibt es dort vielleicht
mehr Demokratie.“
AUFTRAG: Demokratie in der Kir-
che?
Erzbischof Nossol : „Dass es in der
Kirche hierarchische Strukturen
gibt, bedeutet nicht, dass diese mon-
archische Strukturen sein müssen.
Hierarchie schließt den Dialog nicht
aus. Durch den Dialog – begriffen als
Muttersprache der Menschheit – ma-
chen wir aus Feinden Gegnern und
aus Gegnern Freunde. Und gerade das
führt schließlich zur Demokratie.“

AUFTRAG wollte wissen: Polen und
somit Ihr Bistum gehören ab 1. Mai
der Europäischen Union (EU) an.
Was hält der Erzbischof davon?
Erzbischof Nossol verweist auf das,
was er kürzlich der größten (linksli-
beralen) Warschauer Tageszeitung
„Gazeta Wyborcze“ erklärt hat: „Ich
hoffe, dass wir nach der Aufnahme in
die Europäische Union alles Positive
in Europa in unsere Religiosität
übernehmen werden.“ Und er fährt
fort: „Dank des Beitritts zur EU,
dank der Öffnung auf das Andersarti-
ge gibt es eine Chance, dass in Polen
eine Toleranz für Andersartiges ent-
stehen wird. Das ist etwas sehr Wert-
volles, zumal in Polen wir Katholiken
die Mehrheitskirche bilden und uns
daher einen größeren Luxus ökume-
nischer Initiativen leisten können ...

Wenn wir den europäischen
Strukturen beitreten, werden wir auf-
hören uns zu verschanzen, unsere
manchmal exklusive Identität zu ver-
teidigen. Die Kirche wird einfach
‘evangelischer’ sein, d.h. sie wird
sich stärker auf das reine Evangeli-
um zurückbesinnen und erst das in
Erfüllung gehen lassen, worum der
Hl. Vater bittet in seinem ‘Fürchtet
euch nicht, habt keine Angst!’ Jetzt
nämlich sind wir immer noch ängst-
lich, obwohl wir in Wirklichkeit kei-
nen Grund dazu haben. Ein authenti-
sches, echtes, akzeptiertes Anderssein
verschafft uns eine besondere Chan-
ce. Es hilft uns, katholischer zu sein
in der ursprünglichen Bedeutung ei-
ner universalen, allgemeinen Kirche.“
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AUFTRAG: Die „Gazeta Wyborcza“
hielt Ihnen vor, dass die „geänderte
Betrachtungsweise der Beziehungen
Geistlicher – Gläubige in Westeuropa
viel ausgeprägter“ sei, und fügte hin-
zu „Dies wurde durch die Leere der
dortigen Gotteshäuser erzwungen.“
Erzbischof Nossol:  „Nein, diese
Leere der Kirchen war nicht die Ur-
sache! An allem ist das II. Vatikani-
sche Konzil Schuld. Ihm haben wir
die frische Luft in der Kirche zu ver-
danken. Auch wenn es dabei Durch-
zug gab und wir alle Schnupfen be-
kamen. Ohne Konzil wäre es mit der
römisch-katholischen Kirche nicht
gut bestellt. Das Konzil hat uns ge-
lehrt, die Welt nicht vollständig aus
dem sakralen Bereich zu verbannen,
sondern sie zu heiligen und zwar in
erster Linie durch das Beispiel des
eigene Lebens, durch das Ausleben
des Evangeliums im Alltag, und ge-
rade das können wir von der westli-
chen Theologie lernen. Auch dann,

wenn dort manchmal Fehler passie-
ren, so ist es doch eine offene, krea-
tive Theologie.

Es ist leicht, den westlichen The-
ologen falsche Einstellungen vorzu-
werfen, aber es gibt doch nur dort
keine Verzerrungen, wo man nichts
tut. Im Jüngsten Gericht wird uns
niemand belanglose Vorwürfe ma-
chen, wir bekommen nur zu hören:
Was habt ihr den Bedürftigen getan?
Die Liebe zu Gott findet nämlich ihre
Bestätigung in der Nächstenliebe.
Dort wo die Nächstenliebe herrscht,
beginnt die echte Liebe zu Gott.
Denn der Mensch ist Wohnstätte Got-
tes auf Erden (locus theol.) Gott ist
vielleicht häufiger in einem bedürfti-
gen Menschen zu finden als in den
prächtigsten Gotteshäusern. Und
auch das können wir vom westeuro-
päischen Katholizismus lernen und
so dann versuchen, bei uns andere
dazu zu ermutigen.

Lassen Sie mich nochmals zu
Europa zurückkehren: Das Wichtigs-
te ist das, was der Hl. Vater als ein in
geistiger Gemeinschaft vereintes Eu-
ropa bezeichnet, denn darauf kommt
es letztendlich an. Dieses Europa
muss lernen, mit zwei Lungenflügeln
zu atmen: Mit der Kulturtradition des
Ostens und der des Westens. Der Ex-
klusive westliche Rationalismus
kann sogar tödlich sein. Und so kann
der emotionale Osten zur Rettung
Europas beitragen. Allerdings gilt
das auch umgekehrt: Wir können
selbstverständlich auch viel vom
Westen, z.B. auch von der deutschen
Kirche, lernen ...
AUFTRAG: Herzlichen Dank für
diese Ausführungen.
Erzbischof Nossol: „Herzliche
Grüße auch an Ihre Leserschaft vom
europäischen Strom, der Oder; und
Gottes reichsten Segen!
Das Gespräch für AUFTRAG führte
Mag. Joachim Georg Görlich.  ❏

meistens auch immer derselbe kleine
Kreis Unentwegter, der sich alle nur
denkbaren Mühen macht, das Ange-
bot der Kirche attraktiv erscheinen
zu lassen. Nur wird bei all dieser
Emsigkeit zu selten gefragt, warum
die Kirchenbänke trotzdem immer
leerer werden. Und vor allem, was
dagegen getan werden könnte.

Der Freiburger Professor Micha-
el N. Ebertz – der promovierte Theo-
loge und Soziologe lehrt an der dorti-
gen Katholischen Fachhochschule –
hat sich die Mühe gemacht, einmal
genauer über die Hintergründe nach-
zudenken. Herausgekommen ist da-
bei sein Buch „Aufbruch in der Kir-
che. Anstöße für ein zukunftsfähiges
Christentum“. Etwas mehr als zwei-
hundert Seiten, die über weite Teile
äußerst spannend zu lesen sind. Und
das Interessante dabei: Gleichzeitig
wird Ebertz auch dem Anspruch ge-

„Ich bestelle nur den Acker, die
Ernte bringt ein anderer ein. Das
lässt mich ruhig auf meine Arbeit zu-
rückblicken.“ Der Aachener Weihbi-
schof Karl Reger hat das vor ein paar
Jahren einmal in einer Mönchenglad-
bacher Innenstadtpfarrei gesagt. Er
war während einer Visitation gefragt
worden, was er denn zur heutigen Si-
tuation in den Gemeinden sage.
Immer weniger Gottesdienstbesu-
cher, die zudem nicht mehr gerade
die jüngsten sind. Mit seiner Antwort
konnte der Weihbischof ein wenig
Trost und Zuversicht spenden, die
Hand nicht zu schnell vom Pflug zu
nehmen.

Aber dennoch teilen viele Pfarr-
gemeinden dieselbe Erfahrung: Es
sind immer die gleichen Leute, die
kommen – zum Gottesdienst, zum
Pfarrfest und zu dem, was sonst noch
so alles geboten wird. Und es ist

recht, ein wissenschaftlich fundiertes
Werk vorgelegt zu haben. Aufwändig
recherchiert, stellt es in bester sozio-
logischer Manier die komplexen
Strukturen und Funktionszusammen-
hänge der Kirche von heute dar.

Verhaltensweisen, die manche
Gläubige „exkommunizieren“

Sein Hauptaugenmerk gilt dabei
der Pfarrseelsorge. Ebertz provokan-
te These: Wenn die Kirche ihre Bot-
schaft nicht verraten will, „dürften
die in ihr Verantwortung Tragenden
auch nicht einfach gemütlich und
jammernd zusehen, wie das Leben
von immer mehr Menschen“ am
kirchlichen Leben vorbei geht. Und
Ebertz ist dabei mit seiner Kritik al-
les andere als zimperlich. Er fährt
schweres Geschütz auf: Es gebe eine
Tendenz zur Selbstgenügsamkeit und
zur Abschottung. Das durchaus inten-
sive Gemeindeleben könne für Au-
ßenstehende als hohe Schwelle wir-
ken. „Was die einen – vereinsähnlich,
aber auch lebensgeschichtlich – ver-
eint, ‘exkommuniziert’ andere und
macht sie fremd“, schreibt er.

Schweres Geschütz gegen die Pfarrgemeinde
Alles andere als zimperlich:

Die Denkanstöße des Freiburger Religionssoziologen Michael N. Ebertz –
Er will das heutige Christentum attraktiver machen

KARL-GEORG MICHEL
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Ebertz hebt in seinem Buch an zu
einer geradezu vernichtenden Kritik
der heutigen Pfarreistrukturen. Des-
sen ist er sich auch durchwegs be-
wusst, spricht er doch in der Einlei-
tung selbst von einem „anstößigen“
Beitrag, den er leisten will. Aber er
hat bei seiner Analyse der religiösen
Situation in Deutschland viele Argu-
mente auf seiner Seite. Ebertz ist
dabei ganz Soziologe, wenn er etwa
darstellt, wie vielfältig die Lebens-
räume der heutigen Menschen sind.
Wo jemand wohnt, müsse nicht be-
deuten, dass er dort sein soziales
Umfeld hat – und auch zur Kirche
geht. Der Wandel von der wohnort-
bezogenen zur personenbezogenen
Gemeindebildung sei unverkenn-
bar, die „kirchenoffiziell hoch ge-
haltene Festlegung auf die Orts-
gemeinde“ werde durch die Praxis
unterlaufen, ist Ebertz sicher, um
dann salopp sogar von einem
binnenkirchlichen „Schwarz-
markt“ zu sprechen. Immer mehr
Menschen würden ihren religiösen
Hunger nur dann stillen, wenn sie
ihn haben, und auch nur dort, wo ih-
nen das „Menü“ passt.

Es sind Formulierungen und
Vergleiche wie diese, die einem die
Lektüre nicht langweilig werden las-
sen. Wer es aber wissenschaftlich
fundiert will, dem bietet Ebertz eine
Vielzahl an Querverweisen und Zita-
ten. Einmal bedient er sich dabei
sogar des Kirchenrechts, genauer
Canon 515 § 1 CIC, der juristisch
knapp definiert, was eine Gemeinde
ausmacht: „Die Pfarrei ist eine be-
stimmte Gemeinschaft von Gläubi-
gen, die in einer Teilkirche auf Dau-
er errichtet ist und deren Seelsorge
unter der Autorität des Diözesan-
bischofs einem Pfarrer als ihrem ei-
genen Hirten anvertraut wird.“ Für
Ebertz ist die Sachlage damit klar:
Auch das katholische Kirchenrecht
hat längst von der Engführung vor al-
lem auf die Ortsgemeinde Abstand
genommen! Dass der gegenwärtige
Zustand weder historisch noch sozio-
logisch zwingend ist, zeigt er am Bei-
spiel Frankfurts um das Jahr 1450.
Neben den Pfarr- und Stiftskirchen
hätten dort auch zahlreiche Ordens-
niederlassungen und Klöster zu ei-
nem erstaunlich vielgestaltigen seel-
sorglichen und diakonischen Leben
beigetragen.

Mit stark soziologisch gefärbter
Brille geschrieben

Wobei die vielen Beispiele, die
Ebertz bringt, dann doch eine sozio-
logische Engführung aufweisen. Und
zwar in zweierlei Hinsicht: Zum ei-
nen bezieht er sich sowohl bei der
Analyse als auch bei seinen, wie er
sie nennt, „Aufbrüchen“ vorwiegend
auf die Situation in Städten. Die
pfarrliche Situation auf dem Land
lässt er dabei weitgehend außer Acht.
Zum anderen hat dieses Buch je-
mand mit einer stark soziologisch ge-
färbten Brille geschrieben. Dass
Ebertz auch Theologe ist, kommt
demgegenüber zu kurz. Es geht für

ihn zwar um eine „theologische
Ergebnisorientierung pastoralen
Handelns“, also darum, bei der pas-
toralen Aussaat auch den christli-
chen Eigensinn der „Ernte“ einfah-
ren zu wollen. Aber dass da auch
noch ein Anderer da ist, der die Ern-
te einfährt – um es mit dem eingangs
zitierten Weibischof Reger auszudrü-
cken –, kommt bei Ebertz zu kurz.
Wer auf der Suche nach einer Kirche

ist, in der die Wirkkraft des Heiligen
Geistes zu spüren ist, der wird bei
ihm allenfalls am Rande fündig. Aber
wie soll ein Soziologe auch den Heili-
gen Geist messen können?

Alles in allem ist des Ebertz-
Buch jedoch eine Fundgrube, um die
jetzige Krisensituation in vielen
Pfarrgemeinden besser verstehen zu
können. Das ist die Stärke dieses Bu-
ches. Seine Schwäche liegt darin,
dass es nur Anstöße liefern will. Da
hat der Autor zwar jede Menge zu-
sammengetragen – von liturgischen
Experimenten wie Techno-Gottes-
diensten für Jugendliche oder einem
„Happy Birthday Jesus“-Meeting an

Heilig Abend bis hin zu einer in-
tensiveren Medienarbeit und einer
Stärkung des Potenzials an Ehren-
amtlichen. Nur bleibt die Frage, ob
solche „Anstöße“ wirklich zu ei-
nem „Aufbruch in der Kirche“ füh-
ren werden. Lesens- und nach-
denkenswert sind sie jedenfalls.

Und manches von dem, was Ebertz
beschreibt und vorschlägt, kann
sogar dazu beitragen, den christli-
chen Acker effektiver zu bestellen.

(aus: DT Nr.150 vom 18.12.2003)

Michael N. Ebertz: Aufbruch in der
Kirche. Anstöße für ein zukunfts-
fähiges Christentum. Verlag Herder,
Freiburg 2003, 208 Seiten, ISBN 3-
451-27632-1

Es ist schließlich deine Kirche, Herr;
ich bin müde und geh’ jetzt schlafen.

Johannes XXIII. nach einem langen
und anstrengenden Arbeitstag

Religiöse Erziehung in der Familie stärken

Für eine Förderung religiöser Erziehung in den Familien spricht sich eine Tübinger
interdisziplinäre Forschergruppe „Wirkungen religiöser Familienerziehung“ aus.

Kinder hätten religiöse Orientierungsbedürfnisse, und in der Familie entscheide sich,
ob sie zu ihrem Recht kämen, betonte der Tübinger evangelische Religionspädagoge
Friedrich Schweitzer bei der Vorstellung von Ergebnissen der Forschergruppe Anfang
März in Frankfurt. Er äußerte sich zum Auftakt eines von der Gruppe und von der Stif-
tung Ravensburger Verlag Anfang März 2004 veranstalteten Symposions zur Frage
„Brauchen Kinder Religion?“

Schweitzer räumte ein, dass die Bedeutung der Familie für die religiöse Erzie-
hung von Kindern ambivalent sei. Religiöse Familienerziehung könne positiv sein,
weil Kindern so eine Bindung ermöglicht werde. Sie könne sich aber auch negativ
auswirken, wenn Religion von „autoritären, destruktiven, überstark, zu schwach oder
diffus bindenden Familiendynamiken“ verzerrt werde. Schweitzer plädierte für religi-
onspädagogische Forschungen, um zu erfahren, unter welchen Voraussetzungen
Religion ein gesundes“ Aufwachsen eher fördere oder behindere.

Zu den Ergebnissen der Arbeit der Forschergruppe gehört, dass die in Familien
tradierten Formen von Religion vielfach nicht mit den von Theologie oder Kirche for-
mulierten Erwartungen zusammenhängen und dass Jugendliche rückblickend fest-
stellen, kaum eine für sie einladende Kirche erlebt zu haben. Ein weiteres Ergebnis ist,
dass fehlende religiöse Erziehung in der Familie nur dann durch kirchliche oder an-
dere Angebote erfolgreich kompensiert werden kann, wenn Eltern solche Angebote
bejahen. Neben Schweitzer gehören der Forschergruppe sein katholischer Kollege
Albert Biesinger, der Inhaber des Tübinger Lehrstuhls für Kinder  und Jugend-
psychiatrie, Gunther Klosinski, und der Direktor des Instituts für Kriminologie der
Universität Tübingen, Hans Jürgen Kerner, an.  (KNA)

KURZ BERICHTET:
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Militärpfarrer im 1. Weltkrieg und Märtyrer des
20. Jhs. findet nach 60 Jahren letzte Ruhestätte

die letzte Ruhestätte. Er setzte die
Urne mit den sterblichen Überres-
ten im Priestergrab von Elm-Derlen
im Saarland bei. Bisher hatte die
Urne, die im April 1943 von der
Lagerverwaltung dem Bruder über-
sandt wurde, in einem Familiengrab
in Saarbrücken geruht. In der
Derlener Pfarrei St. Josef war Johan-
nes Schulz von 1919 bis 1935 Pfar-
rer gewesen.

Vor mehr als 60 Jahre verhun-
gerte der Felddivisionspfarrer
des 1. Weltkriegs Johannes

Bernhard Schulz nach langem Lei-
densweg im Konzentrationslager
(KZ) Dachau. Das war am 19. August
1942. Am 7. März 2004 gab nun der
Trierer Bischof Dr. Reinhard Marx
dem ehemaligen Pfarrer von Nicke-
nich (1935-42), Gegner des Natio-
nalsozialismus und Glaubenszeuge

Weil Pfarrer Johannes Schulz im
1. Weltkrieg Militärgeistlicher als
Felddivisionspfarrer bei der 255. In-
fanterie Division gewesen war, nahm
als offizieller Vertreter der Katholi-
schen Militärseelsorge der Leitende
Katholische Militärdekan Koblenz,
Msgr. Carl Ursprung – selbst gebürti-
ger Saarländer und Priester der Diö-
zese Trier –, an der Gedenkfeier teil.

Der Beisetzung vorausgegangen
war ein feierliches Pontifikal-
amt in der Pfarrkirche St.
Josef. Zu Beginn des Gedenk-
gottesdienstes stellten die
Vorsitzenden der beiden
Elmer Pfarrgemeinderäte die
Person und das Glaubens-
zeugnis des Priesters vor. Sie
machten deutlich, dass der
ehemalige Militärgeistliche
als Pfarrer von Elm und später
auch von Nickenich (Eifel)
wiederholt mutig Stellung ge-
gen den Nationalsozialismus
bezogen sowie vor Hitler und
einem drohenden Krieg ge-
warnt habe. Am 27. Mai 1940
wurde er von der Gestapo ver-
haftet (s.u.), in die KZ nach
Buchenwald, Sachsenhausen
und Dachau verbracht, wo er
1942 als Häftling Nr. 22541
verhungerte. Nach authenti-
schen Zeugenaussagen gehör-
te Schulz in Dachau zu den
herausragenden Priesterper-
sönlichkeiten, um die sich an-
dere Geistliche im Lager
scharten. Den Tod im KZ
nahm Pfarrer Schulz bewusst
als Opfer für seine Gemeinde
auf sich.

Bischof Marx grenzte in
seiner Predigt den Begriff
Märtyrer gegen den Miss-
brauch im weltlichen Sinne
ab, wenn aktuell von islamis-
tischen Selbstmordattentätern
berichtet werde. „Es stellt

Felddivisionspfarrer 1914-18 an der Westfront
Johannes Bernhard Schulz als Felddivisionspfarrer inmitten der Offiziere des Stabs der 255.
Infanterie Division im Jahr 1914 (links hinter dem Divisionskommandeur in der Bildmitte mit
Hund). Am rechten Bildrand ein weiterer Feldgeistlicher.

Im Frühjahr 1914 erhielt Schulz – damals noch Kaplan in Waldgassen/Dekanat Saarlouis –
vom Bezirkskommando Saarlouis die Order als „Feldlazarett-Pfarrer“. Bereits am zweiten
Mobilmachungstag des Weltkrieges hatte er sich in Metz zu stellen. Bis zu seiner Entlassung
am 25.11.1918 hat er dann meist im Stellungskrieg in der ostfranzösischen Gegend um
Pont-à-Mousson und südlich von Metz als Felddivisionspfarrer der 255. Inf.-Div. gewirkt.
Auszeichnungen: Eisernen Kreuz II. Klasse und Frontkämpferabzeichen.
 „Vier Jahre lang war er nun fast ständig seinen Leuten an der Front ein verstehender Kame-
rad, ein Priester, der mit ihnen Freud und Leid teilte. Oft stand er mit ihnen im Schützengra-
ben und kümmerte sich bei schweren Angriffen um Sterbende und Verwundete, ohne an sich
und seine eigene Sicherheit zu denken. Offiziere und Mannschaften hatten vor seiner siche-
ren männlichen und menschlichen Haltung größte Achtung. Seine nüchternen Berichte an
den Armeebischof sprechen mit großer Freude über die Haltung seiner Truppen, die religiös
ansprechbar waren, mit Innerlichkeit den Gottesdiensten beiwohnten und moralisch dem
Christsein Ehre machten. Bei Kriegsende legte er sein Amt als Divisionspfarrer nieder, ob-
wohl man ihn damals gerne bei dem kommenden 100.000-Mann-Heer behalten hätte.“1)

Im KZ verhungert, weil er Göring den Hitlergruß verweigerte
PAUL SCHULZ
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eine Perversion der Religion und des
Martyriums dar, wenn Selbstmord-
attentäter andere mit in den Tod rei-
ßen. Das ist kein Martyrium“, so der
Bischof, „denn Gesinnung ist das,
was zum Martyrium führt.“ Johannes
Schulz Verweigerung des Hitlergru-
ßes Göring gegenüber, sei zwar der
besondere Anlass – jedoch nur einer
von vielen – für die Festnahme gewe-
sen. Mit der Verhaftung habe für den
Priester der Weg des eigenen
Glaubenszeugnisses und der Aufop-
ferung für die Gemeinde erst begon-
nen. Diese Deutung der ihm angeta-
nen Gewalt und des erlittenen Tod im
Sinne des christlichen Opfers, mache
Johannes Schulz zum Märtyrer. „Wir
wollen sein Glaubenszeugnis nicht
vergessen, sondern mit ihm gemein-
sam in die Zukunft gehen“, forderte
Bischof Marx die Gemeinde in der
mit 600 Gläubigen randvollen Kirche
auf.

Die Initiative zur ehrenvollen
Beisetzung der Urne des ehemaligen
Derlener Pfarrers im Priestergrab vor
der Pfarrkirche war u.a. von der Ge-
meinde und vom heutigen Pfarrer
Hans-Georg Müller, Dechant des De-
kanates Schwalbach, ausgegangen.
Bereits an Allerseelen 2003 hatten
Pfarr- und Zivilgemeinde Elm-
Derlen den Platz um die Kirche St.
Josef als „Pfarrer-Johannes-Schulz-
Platz“ benannt und eingeweiht, um
an den unvergessenen Glaubens-
zeugen zu erinnern.

Die Verhaftung
Über die Verhaftung von Pfarrer

Schulz hat am 25. Juni 1940 der zu-
ständige Dechant dem Generalvika-
riat in Trier berichtet (s.Abb.S. 72);
der Leidensweg ist im deutschen
Martyrologium des 20. Jhs.2) doku-
mentiert. Dort ist zu lesen:

... Schon vor 1940 hatte Pfarrer
Johannes Schulz die Aufmerksamkeit
der Gestapo erregt. Was besonders
verdächtig war und erschwerend hin-
zukam, war seine Freundschaft mit
einem notorischen Gegner der Natio-
nalsozialisten, dem benachbarten
Pfarrer von Wassenach, Josef
Zilliken. Mit ihm sah er sich in der
Ablehnung des NS-Regimes einig.

Am 27.05.1940 saßen die beiden
Geistlichen nachmittags auf der Ter-
rasse des Gasthauses „Waldfrieden“
in der Nähe von Maria Laach, als un-
vermutet der damalige Generalfeld-

Bischof Dr. Reinhard Marx verrichtet über dem Urnengrab für Pfarrer Schulz vor der
Pfarrkirche St. Josef in Elm-Derlen (Saarland) die kirchlichen Gebete zur Beiset-
zung eines Priesters. – Rechts vom Schaft des Vortragekreuzes der Derlener Pfarrer
und Dechant des Dekanates Schwalbach Hans-Georg Müller, rechts hinter ihm
Msgr. Carl Ursprung, Leitender Katholischer Militärdekan Koblenz, als offizieller
Vertreter der Katholischen Militärseelsorge für die deutsche Bundeswehr.

Die Urne des vor 62 Jahren im KZ Dachau verstorbenen
Pfarrers Johannes Schulz, das im I. Weltkrieg von ihm als
Militärpfarrer getragene Brustkreuz, Kelch und Stola waren
zur Gedenkfeier an den Glaubenszeugen vor dem Hochal-
tar der Pfarrkirche St. Josef in Elm-Derlen ausgestellt.

marschall Hermann Göring in Be-
gleitung einiger Offiziere erschien,
um ebenfalls dort Platz zu nehmen.
Während die Ankömmlinge von allen
übrigen Gästen (...) mit „Heil Hitler“

gegrüßt wurden, nahmen Johannes S.
und Josef Zilliken keine Notiz von
Göring und grüßten nicht: „Schulz
schaute teilnahmslos in die andere
Richtung, während Zilliken die Her-

MILITÄRPFARRRER UND GLAUBENSZEUGE
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ren direkt ansah“, berichtete ein Au-
genzeuge (s.a. Abb. oben).

Die Rache des kirchen- und
klerusfeindlichen Regimes war
fürchterlich. Die beiden Geistlichen
wurden noch am späten Abend durch
die Gestapo verhaftet, nach Ander-
nach am Rhein ins Gefängnis ver-
bracht und über mehrere Wochen
hinweg streng verhört.“

Der Leidensweg
„Als Schutzhäftlinge wurden sie

sodann (am 14.06.1940) in das KZ
Buchenwald, dann (am 31.07.1940)
nach Sachsenhausen-Oranienburg
überbracht. Unmenschliche Behand-
lungsmethoden des KZ mussten sie
hier über sich ergehen lassen. Sie
wurden geschlagen, getreten und an-
gespuckt, Verhöre und Misshandlun-
gen wechselten einander ab. Zwei
besondere Schikanen hatte sich die
SS-Bewachungsmannschaft für die
beiden Priester ausgedacht. Analog
einer Szene aus Schillers „Wilhelm

Tell“ mussten sie an einer auf einer
Stange aufgehängten SS-Mütze vor-
beidefilieren, die Hand zum „Deut-
schen Gruß“ erheben und laut und
deutlich „Heil Hitler“ rufen. Auch
mussten beide als Strafarbeit unzäh-
lige Male die Schiefertafel mit dem
Satz vollschreiben: „Jeder Deutsche
ist verpflichtet, den Reichsmarschall
zu grüßen“.

Am 14.12.1940 wurden Johan-
nes Schulz und Josef Zilliken in das
KZ Dachau verbracht. S., Gefange-
ner Nr. 22 541, wurde in Block 28,
Stube 1 inhaftiert; etwa 60 Gefange-
ne lebten oder besser: vegetierten in
jeder Stube. Mehrere Gnadengesu-
che der Familie S. und eines geistli-
chen Mitbruders, Adolf Rosch – der
Vorgänger von S. in Derlen –, an
Hermann Göring und dessen Frau
wurden abschlägig beschieden.

Im Frühjahr 1942 verschlechter-
te sich die Situation auch der Pries-
ter-Häftlinge in Dachau, die bislang
über einige Sonderprivilegien verfügt

hatten, erheblich: Die Freistellung
von schwerer körperlicher Arbeit fiel
weg – damit allerdings auch die soge-
nannte Brotzeit, eine Scheibe Kom-
missbrot mit Aufstrich-, Strafexerzie-
ren fand regelmäßig statt, bei der
kleinsten Übertretung der Lager-
ordnung wurden 25 Stockhiebe als
Strafe verhängt, die Verpflegung
wurde drastisch verringert. Eine Zeit
des Hungerns (und Verhungerns) be-
gann. Johannes S. arbeitete in der
Plantage, einem an das Lager an-
grenzenden Moorgebiet, wo die Ar-
beit zumeist extrem hart war. Er war
bald körperlich am Ende; nur auf Mit-
häftlinge gestützt, fast zum Skelett ab-
gemagert, konnte der ehedem kräfti-
ge Pfarrer zum Appell erscheinen.
Ende Mai 1942 begann das große
Hungersterben im Dachauer Pries-
terblock. Johannes S. hatte Wasser in
den Füßen, und Magen und Darm
versagten vollständig ihren Dienst.
Am 05.08.1942 kam S. ins Lager-
krankenhaus, wo man ihm die Beine

Bericht des Dechanten des Dekanates Andernach,
Ferres, zu den Vorgängen vom 27.05.2004 im Ausflugs-
lokal „Waldfrieden“ in der Nähe von Maria Laach an den
Generalvikar der Diözese Trier, die zur Verhaftung der
Pfarrer Schulz und Zilliken geführt hatten.
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amputierte, am 19.08.1942 starb er,
am 23.08. wurde sein Leichnam im
Krematorium des KZs eingeäschert.

Überlebende aus dem KZ
Dachau bezeugen, dass die letzten
Worte dieses Priesters lauteten: „Ich
sterbe für meine Gemeinde, damit
alle gerettet werden für die Ewig-
keit.“

Die Geschichte eines
Brustkreuzes3)

Der Salesianerpater Theodor
Brüggenolte hinterließ, als er am 28.
Februar 1985 im 78. Lebensjahr in
Marienhausen im Rheingau starb, ein
Pektorale (Brustkreuz), dem folgender
von ihm verfasster Text beilag:

„Dieses Kreuz trug ein Divisions-
pfarrer aus Nickenich in der Nähe
von Mendig bei Maria Laach im 1.
Weltkrieg von 1914 bis 1918. Von
ihm bekam es Divisionspfarrer Au-
gust Schüttken aus Heessen (St.
Josef) bei Hamm. Er trug es im 2.
Weltkrieg von 1939 bis 1945 und in
englischer Gefangenschaft, bis er
Ende 1945 als Schwerkranker repa-
triiert wurde. Er gab mir das Kreuz
im Lazarett in Knutsford in Eng-
land, in dem ich als deutscher
Kriegsgefangener im Auftrag der
englischen Dienststelle die Seelsor-
ge unter den deutschen Gefangenen
ausübte mit dem Auftrag, ich solle
das Kreuz tragen, damit ich als
Seelsorger erkannt würde. Ich solle
es ihm aber nach meiner Repatriie-
rung zurückbringen, da es für ihn
ein Andenken an einen Confrater,
einen Bekenner-Märtyrer der Nazi-
herrschaft   sei und auch ein Anden-
ken an seine eigene Militärseelsor-
ge!“

Drei Jahre lang hatte Pater
Brüggenolte tatsächlich dieses Kreuz

Anmerkungen und Literatur
1) aus: Maurus Münch, „Unter 2579

Priestern in Dachau – Zum Gedenken
an den 25. Jahrestag der Befreiung in
der Osterzeit 1945“, Trier 19722, S. 22.

2) zit. nach: „Zeugen für Christus – Das
deutsche Martyrologium des 20. Jhs.“,
hrsg. von Helmut Moll i.A. der DBK,
Paderborn 1999, S. 577 ff.).

3) aus: Klaus Luig, „KreuzWegStationen
– Der Weg des Brustkreuzes des saar-
ländischen Pfarrers Johannes Schulz“.
St. Ingbert 2003.

4) zu den o.g. drei Militärgeistlichen s.a.
„Bibliographisches Lexikon der Katho-
lischen Militärsselsorge Deutschlands
1848 - 1945“, hrsg. von Hans Jürgen
Brand u. Peter Häger, Paderborn 2002;
S. 102, 750 u. 754.

Zutter/Elsigk: „Weil er Göring nicht grüßte
– Das Schicksal eines saarländischen
Pfarrers am Laacher See“. Wassermann
Verlag, St. Ingbert 1995, 86 S.

Fotonachweis:
Paul Schulz (3), Familienarchiv (4)

>>

<<

als Gefangenenseelsorger in engli-
scher Kriegsgefangenschaft über sei-
ner Uniform getragen. 1948 war er
nach Deutschland zurückgekehrt.

Um sein Versprechen einzulösen,
Pfarrer Schüttken das Brustkreuz zu-
rückzugeben, hatte er sich nach
Heessen begeben. Hier erfuhr er, dass
August Schüttken bereits kurz nach
der Repatriierung im November 1945
in Heessen gestorben war. Pater
Brüggenolte behielt zum Andenken
das Kreuz bis zu seinem Tode im Jah-
re 1985.

Im Jahre 2002 stellte Klaus Luig
aus Lippstadt genaue Nachforschun-
gen um dieses Kreuz an.2) Durch die
Mitteilung eines Mönches der Bene-
diktinerabtei Maria Laach konnte die
Identität des Pfarrers ermittelt wer-
den, der dem Schreiben des Paters zu-
folge das Brustkreuz im 1. Weltkrieg
getragen hatte. Es handelt sich um
den Pastor Johannes Schulz.

Wie das Brustkreuz von Johannes
Schulz in die Hände des Heessener
Pfarrers August Schüttken kam, kann
nur vermutet werden. Möglicherweise
hatten sich Pfarrer Schulz und Pfarrer
Schüttken, der später Vorsitzender
des Deutschen Frontsoldaten Bundes
war, bereits als Soldaten im Ersten
Weltkrieg kennen gelernt und ange-
freundet. Jedenfalls muss Schulz das
Kreuz zu Beginn des zweiten Welt-
krieges seinem Amtsbruder geschenkt
haben.

Beide Männer dürften zu jener
Zeit auch in ihrer Einstellung zum Na-
tionalsozialismus übereingestimmt ha-
ben. Unmittelbar nach Ausbruch des
Zweiten Weltkrieges wurde August
Schüttken als Wehrmachtspfarrer ein-
berufen.

Dem Schreiben von Pater Brügge-
nolte zufolge hat Schüttken das Pekto-

Pfarrer Johannes
Bernhard Schulz
* 03. 04.1884
† 19. 08.1942

Er trug das Kreuz
als Felddivisions-

pfarrer im
1. Weltkrieg

Pfarrer August
Schüttken

01.01.1896
† 17.11.1945

Er trug das Kreuz als
Divisionspfarrer im

2. Weltkrieg

Pater Theodor
Brüggenolte SDB

03.06.1907
† 28.02.1985

Er trug das Kreuz als
Gefangenenseel-

sorger in Knutsford
(England)

<<

rale während des ganzen Krieges bis
1945 und danach noch kurze Zeit in
englischer Gefangenschaft getragen.

Am 30. Oktober 1945 kehrte
Pfarrer Schüttken abgemagert und
krank in die Heimat zurück. Er
starb schon bald danach am
17.11.1945 in Heessen. So blieb
das Pektorale im Besitz des Salesi-
anerpaters Theodor Brüggenolte bis
zu seinem Tode im Jahr 1985. Nach
einer kurzzeitigen Zwischenstation
in Nickenich (2002) gelangte das
Kreuz im Jahr 2003 zurück nach
Derlen in die Kirche St. Josef, wo
Johannes Schulz von 1919 bis 1935
Pfarrer war und wo das Andenken
an den Märtyrerpriester nach nun
mehr als 60 Jahren wieder aufge-
frischt und in besonderen Ehren ge-
halten wird.4)

MILITÄRPFARRRER UND GLAUBENSZEUGE
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St. Michael „der Deutschen Schutzpatron“?
Ist Michael der Völkerengel der Deutschen oder

gar eine Ersatzfigur für den germanischen Gott Wotan?
Zur Verehrung des Erzengels in Geschichte und Gegenwart

Im Bernardus-Verlag des Zisterzienserkonvents Langwaden ist Ende 2003
ein Studie von Manfred Müller erschienen, der den Fragen nachgeht, ab
wann und warum die Auffassung aufkam, St. Michael sei „der Deutschen
Schutzpatron“ und in welchem Maße und aus welchen Gründen sich eine
solche Auffassung durchsetzen konnte.
Für die Leser der Verbandszeitschrift der GKS ist es sicher interessant zu
erfahren, wie „St. Michael – der Deutschen Schutzpatron“ in den beiden
großen Kriegen des letzten Jahrhunderts gesehen wurde und welche Be-
deutung er heute in der „Kirche unter Soldaten“ hat. Hierzu führt der Au-
tor aus (ohne Aufnahme von Fußnoten und Quellen):

Michael und der 1. Weltkrieg
1914 bei Kriegsausbruch zeigte

sich, dass die deutschen Katholiken
sich fast ausnahmslos mit Kaiser und
Reich solidarisierten. Zahlreiche
Bekundungen von Geistlichen und
Laien bestätigten das katholische
Volk in der Meinung, Deutschland
treffe keine Kriegsschuld, dieser
Krieg sei ein Verteidigungskampf
und damit ein gerechter Krieg. Ab
und zu wurde sogar von einer weltge-
schichtlichen Mission der Deutschen
gesprochen, ja, es wurden Deutsch-
lands und Gottes Sache identifiziert.’

Um die deutsche Wehrbereit-
schaft zu stärken, wurde bei geistli-
chem Zuspruch gelegentlich auch das
Michaelsmotiv genutzt. Da hieß es
etwa in einer Predigt, im Kampf gegen
die Gottesfeinde schwinge Wilhelm
II. „fast wie ein zweiter St. Michael
das Gottesschwert“. In eine Predigt-
sammlung wurde eine Ansprache zum
Schutzengelfest aufgenommen, in der
es hieß: „Der heilige Erzengel Micha-
el wurde ja stets in Deutschland hoch
verehrt. Er war der Patron des Reichs-
heeres sein Bild ward auf dem
Reichsbanner angebracht. Möge er
jetzt ... der unsichtbare Führer unse-
rer Kriegsmacht sein. Mögen wir alle
an seinem Beispiele uns aufrichten
und gerne jedes Opfer bringen... Gott
will es’, so ruft das Beispiel der heili-
gen Engel uns zu ...“

Besonders aufschlussreich ist ein
1917 erschienener Prachtband „zur
Erinnerung, Erbauung und Tröstung
für die Katholiken deutscher Zunge“.
Der Titel: „St. Michael“. Das Außen-
bild des Vorderdeckels zeigt den Erz-
engel dekoriert mit Eisernen Kreuzen
und dem Reichsadler. Michael mit

dem Schwert hat den Satansdrachen
unter seinen Fuß gezwungen. Wen
meint das Bild mit dem erlegten Dra-
chen? Die Feinde Deutschlands oder
nur generell das Böse?

Mitarbeiter an diesem Sammel-
werk waren die Kardinäle von Köln,
München und Wien, die Einleitung
schrieb Dr. Paul Wilhelm von
Keppler, der Bischof von Rottenburg.
1915 hatte Keppler sich voll Sieges-
gewissheit wie folgt geäußert: „Mit
Gottes Hilfe bleibt [sic!] Deutsch-
land und Österreich Sieger.“ In sei-
ner Einführung legte Keppler nun
dar, dass das Buch zwei Fehldeutun-
gen widerlegen wolle. Das Christen-
tum der Katholiken deutscher Zunge
sei weder als Folge eines übertriebe-
nen Nationalgefühls verkümmert
noch schwäche das Christentum die
Vaterlandstreue und Kriegstüchtig-
keit der Deutschen. In Gebetsform
wandte Keppler sich an den Engel-
fürsten: Heiliger Erzengel Michael,
beschirme uns im Kampfe! Bahne
uns mit deinem Flammenschwert den
Weg zum Frieden, zum wahren vol-
len Frieden nach außen und innen,
zum Gottesfrieden!“’

Grobschlächtiger artikulierte ein
Limburger Lazarettgeistlicher die Hoff-
nungen deutscher Katholiken: „St.
Michael, Deutschlands großer Schutz-
heiliger, muss uns beistehen, damit
wieder deutsches Recht und deutsche
Treue den Sieg davontragen.“

Ebenso eindeutig sah der Her-
ausgeber des Buches, Johann Leicht,
Domkapitular in Bamberg, St. Mi-
chael auf der Seite des deutschen
Volkes: „St. Michael wird kämpfen
für das deutsche Volk, das sich in de-
mütigem Glauben und Vertrauen zu

Gott bekennt durch so massenhaften
Besuch und inbrünstiges Beten in
den Kriegsgebetstunden.“ Ein Pater
aus dem Missionshaus Steyl flehte
Michael an: „...erhebe dich zum
Schutze für unser Vaterland ... wehre
jetzt auch ab alle feindlichen An-
schläge von den Grenzen unseres
Landes ... sei der starke Anführer un-
serer Armeen, die im Kampfe mit
zahlreichen Feinden um die Freiheit
und den Frieden unseres Reiches
ringen ... führe sie zum Siege und uns
alle zum dauernden Frieden.“

Aber derartige Zitate sind nicht
typisch für das Buch. Manche Beiträ-
ge berühren die Michaelsthematik
überhaupt nicht, sind weithin unpoli-
tisch oder wenden sich gegen eine
Verteufelung der Kriegsgegner, so
dass man den Drachen im Titelbild
des Buches nicht ohne weiteres mit
den Kriegsgegnern Deutschlands
gleichsetzen kann. Allenfalls wäre
das Bild als eine „beklemmende,
zweideutige lkone in unserer histori-
schen Erinnerung““ zu sehen.

Insgesamt wurde die Michaels-
verehrung nur in geringem Maße für
die deutschen Kriegsanstrengungen
genutzt. So findet man z.B. in der
Sammlung der Kriegsreden Michael
von Faulhabers (damals Bischof von
Speyer) keine Erwähnung Michaels
als Schutzpatron der Deutschen, wohl
aber ist auf dem Umschlag Michael

Erzengel Michael als himmlicher Ritter
im Kampf gegen den Drachen Luzifer;
barockes Ölbild für einen Seitenaltar in
der 300 Jahre alten Pfarrkirche St. Mi-
chael in Waldbröl  (Foto PS)
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mit Schwert und Schild abgebildet.
Zu einem ähnlichen Ergebnis führt
die Durchsicht der von Faulhaber he-
rausgegebenen Feldpredigten.

Die Initiative eines Laien zur In-
tensivierung der Michaelsverehrung
im Kriege hatte keinen Erfolg. Ein
Bonner Justizrat sah sich im Oktober
1915 zu einer Eingabe an den Kölner
Kardinal von Hartmann veranlasst.
Er ging von der Feststellung aus:
„Als Patron unseres geliebten deut-
schen Vaterlandes gilt der hl. Erzen-
gel Michael.“ Jetzt, so meinte der
Justizrat, sei der richtige Zeitpunkt,
die Verehrung des Erzengels zu neu-
er Blüte zu bringen. Deutschlands
katholisches Volk möge vertrauens-
voll zu dem mächtigen Himmels-
fürsten flehen. Es sollten „zu seiner
Ehre erneut Bruderschaften oder An-
dachten in jeder Gemeinde errichtet
[sic!] werden, um ihn von neuem als
Schutzpatron unseres deutschen Va-
terlandes zu erwählen“. Als der An-
tragsteller keine Antwort erhielt,
wandte er sich Anfang September
1916 erneut an den Kardinal und
wies auf die „immer noch andauern-
den Zeiten der Prüfung und die
Schwere der Angriffe“ hin, denen un-
ser geliebtes Deutsches Vaterland
von allen Seiten ausgesetzt ist“. Aber
der Kardinal reagierte nicht.

St. Michael im Weltanschau-
ungskampf und im 2. Weltkrieg

In der geistigen Auseinanderset-
zung mit dem Nationalsozialismus
spielte besonders für die männliche,
katholische Jugend in Deutschland
(Sturmschar) die Michaelsverehrung
eine herausragende Rolle. Diese fand
„ihren jährlichen Höhepunkt in den
Michaelsfeiern, zu denen die be-
kenntnistreuen katholischen Jugend-
lichen in großer Zahl zusammenka-
men … Generell waren diese Feiern
dadurch gekennzeichnet, dass sich
patriotisches Bekenntnis und Absage
an das glaubensfeindliche Ideengut
des Nationalsozialismus bruchlos
verbanden … Im deutschen Katholi-
zismus verbreitete sich die Überzeu-
gung, wer sich in der Gefolgschaft
des hl. Michael sehe, der trete auch
für das Wohl Deutschlands ein …“

„Im 2. Weltkrieg verbanden ka-
tholische junge Männer ... mit dem
Dienst in der deutschen Wehrmacht
die Vorstellung, Tapferkeit und
Treue in der Verteidigung des deut-

schen Vaterlandes seien ganz im Sin-
ne Michaels, des Engels der Deut-
schen. Weit verbreitet war das Be-
wusstsein, man kämpfe nicht für den
Nationalsozialismus, sondern für
Deutschland. Die Bischöfe riefen zu
treuer soldatischer Pflichterfüllung
auf. So konnte man sich als „miles
Christianus“ sehen und sich im Ge-
bet St. Michael, dem Engel der Deut-
schen, anvertrauen.“ Demgegenüber
weist der Autor nach, dass in der ka-
tholischen Militärseelsorge bei der
Deutschen Wehmacht die Micha-
elsverehrung wenig betont wurde.
Anklänge an die geistlichen Bemü-
hungen im 1. Weltkrieg die Wehr-
kraft der katholischen deutschen Sol-
daten zu stärken seien nur selten ver-
nehmbar gewesen.

Michaels-Verehrung in der
„Kirche unter Soldaten“
Hierzu stellt Manfred Müller fest

(S. 134): „In der katholischen Mili-
tärseelsorge der Bundeswehr ist die
Michaelstradition nahezu gänzlich
aufgegeben worden. In der Kapelle
des Gästehauses, das vom Militär-
bischofsamt in Bonn unterhalten
wird, steht das Bild des hl. Martin,
nicht aber das St. Michaels, und in
den Publikationen der katholischen
Militärseelsorge wird man zum The-
ma St. Michael kaum fündig.“ Daran
hat sich nach dem Umzug von KMBA
und Gästehaus nach Berlin im Jahr
… nichts geändert. In einer Anmer-
kung zur vorstehenden Feststellung
verweist der Verfasser der Studie auf
ein Schreiben vom 27.08.1996, in
dem das KMBA seine Position dazu
verdeutlicht: „… ‘dass eine spezifi-
sche, berufsbezogene Heiligen-Ver-
ehrung im Raum der Militärseelsorge
… nicht gefördert wird’. Dass auf
eine ausdrückliche Pflege der Vereh-
rung von sog. Standes-Heiligen ver-
zichtet werde, ergebe sich aus dem
Selbstverständnis der Bundeswehr-
soldaten als ‘Bürger in Uniform’. ‘Be-
sondere Beachtung finden lediglich
die Patronen der Militärseelsorge
selbst, ... der hl. Johannes Capestra-
no und der ... (selige) Pater Rupert
Meyer ...“

Die Studie ist in vier Teile ge-
gliedert:
• Teil I untersucht die „Ursprünge

des Michaelkultes im Abendland“,
ausgehend vom Kult im Ost-

römischen Reich über seine Aus-
breitung in Italien und im Franken-
reich bis hin zu Karl dem Großen.

• Teil II „Gestalt und Bedeutung“
behandelt die dem Erzengel beige-
gebenen Attribute als Völkerengel,
Totenengel, Gerichtsengel, Ritter,
Schützer und Helfer, aber auch die
Beeinträchtigung der Michaelsver-
ehrung durch die Reformation und
die allegorische Deutung Michaels
als streitende Kirche der Gegenre-
formation.

• Teil III befasst sich mit dem „hl. Mi-
chael in der deutschen Geschichte“
ausgehend von Spees Michaelslied
(„O unüberwindlicher Held, St. Mi-
chael, …“, um 1616; s.a. GL Nr.
606) über die „Stilisierung zum
Kriegsgott der Deutschen“ in den
letzten Jahrzehnten des 19. Jh., die
Vereinnahmung des Erzengels für
die Stärkung der deutschen Wehr-
bereitschaft im 1. Weltkrieg, die
Idealisierung als Leitfigur der ka-
tholischen Jugend (Sturmschar) im
Weltanschauungskampf mit dem
Nationalsozialismus bis hin zum
Abklingen der Michaelsverehrung
in Deutschland nach den 2. Welt-
krieg.

• Teil IV „Wirkung und Verehrung“
betrachtet St. Michael im Brauch-
tum, in der Kunst, in der Liturgie
und schließlich den Niedergang
seiner Verehrung heute.

Manfred Müller gibt keine theo-
logische Begründung für die Existenz
von Engeln. Die traditionelle kirchli-
che Engellehre streift er nur in der
Einleitung. Das ist auch nicht die
Absicht dieser kulturhistorischen
Untersuchung. Wer sich über die
Michaels-Verehrung aus der Vergan-
genheit bis in die Gegenwart infor-
mieren möchte, kann hier (fast) alles
in fesselnder – für Laien gut ver-
ständlicher und für Fachleute durch
zahlreiche Anmerkungen sowie
reichhaltige Quellen- und Litera-
turangaben ergänzter – Darstellung
finden.

Müller, Manfred: St. Michael – „der
Deutschen Schutzpatron“? Zur Vereh-
rung des Erzengels in Geschichte und
Gegenwart. Bernardus-Verlag, Greven-
broich 2003, brosch., 216 Seiten.
Der Autor war Gymnasiallehrer für
Deutsch und Geschichte in Düssel-
dorf. (PS)

ST. MICHAEL „DER DEUTSCHEN SCHUTZPATRON“?
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BONIFATIUS-GEDENKJAHR ZUM 1250. TODESTAG:

Bonifatius – „Apostel der Deutschen“
SIEGFRIED GRANRATH

„Mit Bonifatius begann gewissermaßen die Geschichte des Christentums in Eurem Land.
Viele sagen, diese Geschichte neige sich  jetzt ihrem Ende zu.

Ich sage Euch: Diese Geschichte des Christentums in Eurem Land soll jetzt neu beginnen,
und zwar durch Euch, durch Euer im Geist des heiligen Bonifatius geformtes Zeugnis!“

Papst Johannes Paul II. am 18.11.1980 auf dem Domplatz Fulda

leben. Der Vater soll jedoch bis zu
einer schweren Erkrankung gegen
diesen Wunsch Einsprüche erhoben
haben.

Zum Zeitpunkt seiner Geburt
hatte sich der christliche Glaube
schon in weiten Teilen Europas
durchgesetzt und das angelsächsi-
sche England war bereits in feste
Diözesanegrenzen aufgeteilt. Die bi-
schöfliche Autorität war gefestigt und
der Zusammenhalt und die Einheit
waren im Königreich garantiert.

In diese Situation hinein also war
Winfrid geboren und begann aufzu-
wachsen, gleichsam war es zu dieser
Zeit üblich, dass Familien einen ih-
rer Söhne oder ihrer Töchter in Klös-
ter schickten, um diese dort
in die Ausbildung zu geben.
Winfrid, obwohl er für ein
Leben als Landedelmann
und Erbe des Familien-
besitzes vorgesehen, strebte
von sich aus ein Leben und
Wirken im Kloster an.

2. Eintritt in das Kloster
Exeter

Die Priester dieser Zeit hatten
die Aufgabe zu den Menschen auf die
Höfe und in die Häuser zu gehen, um
dort das Wort Gottes zu verkünden.
Die Begegnung mit diesen Priestern
und Mönchen könnte der Auslöser
für Winfrids Aufgeschlossenheit und
Interesse gewesen sein und leitete ei-
nen Wandel ein. Schon im zarten Al-
ter von vier bis fünf Jahren soll er
sich der geistigen Anschauung geöff-
net haben. Sein Biograf Willibald
spricht davon, dass er „mehr über
Himmlisches als über Gegenwärtiges
nachdachte und bemüht war, sich
dem Dienste Gottes zu weihen und in
starkem Geistesstreben nach dem
Klosterleben trachtete“.

Vermutlich im Alter von sieben
Jahren trat Winfrid, um das Jahr 680,
in das Kloster Exeter ein, dessen Abt
Wulfhard die Frömmigkeit und den
Gehorsam des Jungen besonders her-
vorhob. Schon bald streckte der wiss-
begierige Junge seine Fühler zu den
Nachbarklöstern aus, um herauszu-
finden wo er am besten seine Studi-
en, aber auch seinen Wissensdrang,
würde stillen können. Die Wahl fiel
auf Nursling, ein zwischen Winches-
ter und Southampton (Bild 1) gelege-
nes Kloster und so siedelte er ver-
mutlich im Jahr 700 in das Kloster
seiner Wahl über.

Mit einer Körpergröße von 1,90 Metern muss er seinen Zeitgenos-
sen wie ein Hüne vorgekommen sein, und dass er um die 80
Jahre alt wurde, war im 8. Jh. auch mehr als ungewöhnlich.

Vielleicht hätte es Bonifatius, obwohl von Gicht und Rheuma geplagt,
noch auf einige Lebensjahre mehr gebracht, wäre er nicht am frühen
Morgen des 5. Juni 754 im friesischen Dokkum mit rund 50 Gefährten
von Räubern ermordet worden. Der in diesem Jahr 2004 anstehende
1250. Todestag des als „Apostel der Deutschen“ geltenden Heiligen wird
von der katholischen Kirche mit zahlreichen Veranstaltungen begangen.
In einer besonderen Verbindung zu Bonifatius steht auch die GKS, die in
einem zweijährigen Rhythmus die „Akademie Oberst Helmut Korn“ im
Bonifatiushaus zu Fulda durchführt. Sollte dieses nicht Anlass genug sein,
diesem bedeutenden Manne ein paar Gedanken zu widmen? Ohne tief
in die Geschichte und in die Einzelheiten abzutauchen, soll der Versuch
einer Würdigung seines Schaffens unternommen werden. Empfohlen
wird auch ein Blick auf die Internetseite der Deutschen Bischofskonferenz
zum Thema: www.dbk.de/aktion/bonifatiusjubilaeum.

1. Die Herkunft

Bild 1: Die
geografische
Lage von
Winfrids
Herkunft

Bild 2: Das Kloster Exeter, wie
es sich heute dem Betrachter
darstellt.

Die Geschichtsquellen geben
keine eindeutige Auskunft über das
Geburtsdatum und seine Jugend. Es
wird aber allgemein bestätigt, dass
Winfrid (so hieß Bonifatius vor sei-
ner Ernennung zum Missionar) zwi-
schen 672 und 675 in der englischen
Grafschaft Wessex im Bereich des
Klosters Exeter – es wird aber auch
später der Ort Crediton genannt – ge-
boren worden sei. (Abb. 1 u. 2)

Die Beschreibung seiner Familie
reicht von adeliger Herkunft bis zur
großbäuerlichen Familie als freie
Landbesitzer. Daraus kann geschlos-
sen werden, dass Winfrid zumindest

in geordnete Fami-
lienverhältnisse hi-
neingeboren wurde.

Schon in jungen
Jahren äußerte Win-
frid den Wunsch
nach dem Kloster-
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3. Ausbildung im Kloster
Nursling

Als Vorbild hatte sich Winfrid
Papst Gregor I. der Große (Pontifikat
590 – 604) (Abb. 3) ausgewählt, der
als Gründer vieler Klöster galt und
sich hochverdient um Liturgie und
lateinisch-christliche Bildung ge-
macht hatte.

Winfrid lernte in Nursling die
Grundlagen und erreichte ein er-
staunliches Wissen in der lateini-
schen Grammatik, der Rhetorik und
der Musik. Zu diesen Studien gehörte
auch der Umgang mit klösterlichen
Lebensgewohnheiten. Fast zwanzig
Jahre verbrachte Winfrid in diesem
Kloster und sein Ruf als exzellenter
Lehrer und Kenner hat sich über das
ganze Land verbreitet. Viele Mönche
kamen nach Nursling und ließen sich
von ihm unterrichten.

Die Karriere für Winfrid schien
festgelegt, er sollte vielleicht als Ge-
lehrter aber auch als Lehrer in die
Geschichte eingehen. Hinzu kam die
zwischen 702 und 705 erfolgte Pries-
terweihe sowie das Interesse an der
damaligen Kirchenpolitik, die Türen
zum Bischofsamt standen weit offen.
Es war dann vielleicht der damalige
Missionstrieb, der die englischen
Mönche und Priester schon lange
auszeichnete, das Winfrid diesem
Ruf folgte und den Aufbruch zur Mis-
sion wagte.

4. Die erste Missionsreise
Bis 716 schien also der Weg ge-

rade und steil bergauf zu verlaufen,
dann aber kam es zur großen Wende,
der Gelehrte begann sich mehr und
mehr nach der Ferne zu sehnen.
Vielleicht war der nun schon 40-jäh-
rige Winfrid auch dem Kloster und
dem Gelehrtenstuhl überdrüssig,
vielleicht gab es aber auch Unstim-
migkeiten im Kloster. Die Hinter-
gründe sind nicht bekannt und somit
zog es ihn 710 über den Kanal nach
Friesland, dort erreichte er zwar
Utrecht (Abb. 4), hatte aber in dem
„hartnäckigen Heiden“ Herzog
Radbod einen starken Widersacher.

Für Herzog Radbod stand auch
zunächst der Gebietsstreit mit den
Franken im Vordergrund und er sah
gar nicht ein, warum er sich mit ei-
nem fremden Priester über das Chris-
tentum unterhalten solle. Diese Er-
kenntnis wahrnehmend, setzte
Winfrid wieder nach England über

und kehrte in das Kloster
Nursling zurück. Als 717
Abt Wynberth starb,
wählte man ihn zum
Nachfolger, jedoch äu-
ßerte Winfrid bereits mit
seiner Wahl andere
Lebenspläne.

5. Die erste Reise
nach Rom und ein
neuer Name

Schon im Herbst 718
erfolgte der Aufbruch zur
Pilgerreise nach Rom,

6.1. Friesland
Die freundschaftlichen Bande

zwischen Willibrod und Bonifatius
hielten nicht auf lange Zeit, durch
unbestimmte Gründe trennten sich
ihre Wege und Bonifatius nahm seine
Arbeit zunächst im Gebiet von
Utrecht (Abb. 4) auf. Zwischen den
Jahren 719 bis 721 verlief die Chris-
tianisierung unter dem Schutz der
Franken recht erfolgreich. Bonifatius
hatte das Angebot Chorbischof unter
Willibrod zu werden abgelehnt und
blieb einfacher Priester. Die politi-
sche Lage hatte sich stabilisiert und
die Zusammenarbeit der beiden An-
gelsachsen führte zu deutlichen
Spannungen, Bonifatius suchte nach
neue Betätigungsfelder.

6.2. Hessen und Thüringen
Für die nächsten fünfzehn Jahre

standen Hessen und Thüringen im
Mittelpunkt – warum zog Bonifatius
nun ausgerechnet nach Hessen?

Er wollte eben als richtiger
Heidenmissionar arbeiten und dafür
war dieses Land neben Friesland
bestens geeignet. Es gehörte zwar
schon zum fränkischen Reich und
war in seinem westlichen Teil bereits
von dessen Ordnung durchsetzt, be-
fand sich aber in Grenznähe zu den
Sachsen. Sie waren das eigentliche
Missionsziel des Bonifatius und so
war Hessen eine Etappe auf dem
Weg dorthin. Nach Osten hin waren
seine Bewohner kaum von fränki-
scher Kultur erreicht, sie hatten vom
Christentum manches gehört, lebten
aber immer noch in heidnischen Vor-
stellungen. Auf dem Weg nach Osten
lernte Bonifatius diese Mischbevöl-
kerung kennen, als er auf der Amö-
neburg, dem zentralen fränkischen

Abb. 3: Papst Gregor I.,
der Große:
Der erste Mönch auf
dem Papstthron schuf
die Grundlagen für
die weltliche Macht
des Papsttums. Mit
politischen Pragmatis-
mus sowie mit vorbildli-
cher Verwaltung baute
Gregor die zukünftige
Macht des Kirchen-
staates aus und übte
Toleranz gegenüber re-
ligiösen Minderheiten.

Abb. 4: Die
Lage von

Utrecht und
Dokkum

in Friesland

der Abschied von der Heimat sollte
für immer sein.

Die Wallfahrt zum Petrusgrab
hatte für die Angelsachsen einen ho-
hen religiösen Stellenwert. Winfrid
wollte aber über diese Bedeutung hi-
naus vor allem den Segen und die
Sendung des Papstes empfangen.
Dies entsprach seiner Kirchlichkeit
und prägte seine späteren Bemühun-
gen. Während eines länger dauern-
den Aufenthalts in Rom kam es am
15. Mai 719 zur Beauftragung durch
Papst Gregor II. († 731) mit der
Heidenmission. Der Papst ermahnte
den Missionar, die Sakramente nach
der Praxis und Lehre des Apostoli-
schen Stuhles zu spenden und
dorthin seine Berichte zu senden.1)

Als Ausdruck der Bindung an
Rom und den Papst erhielt Winfrid
den Namen des Märtyrers Bonifatio
von Tarsos. Diese Namensgebung ist
an sich nicht außergewöhnlich. Be-
zeichnend ist aber die Tatsache, dass
Winfrid seinen römischen Namen
nunmehr ausschließlich verwandte.
Wir können von diesem Zeitpunkt an
exklusiv von Bonifatius     sprechen.2)

6. Missionsreisen
Nun begannen die Missionars-

reisen des Bonifatius, nach dem Tod
des Friesenherzogs Radbod führte
ihn sein erster Weg zu seinem Lands-
mann Willibrod nach Echternach.
Offensichtlich bereiteten ihm nicht
nur die „Heiden“ Schwierigkeiten,
ebenso beschwerlich war der Um-
und Zugang zu den weltlichen Fürs-
ten.
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Stützpunkt im oberen Lahngau, de-
ren Verwalter Dettic und Deorulf be-
gegnete. Hier wurde er mit einem
weiteren grundsätzlichen Problem
der Missionsarbeit konfrontiert.
Denn die Zwillingsbrüder lebten in
einem Durcheinander von heidni-
scher und christlicher Religiosität,
das eine typische Folge des zu hasti-
gen Vollzugs von Taufen ohne gründ-
lichere Unterweisung im Glauben
war. Bonifatius rief die beiden zur
Ordnung „und zog eine große Menge
des Volkes, nachdem er ihnen den
richtigen Weg der Erkenntnis eröffnet
und sie ihren schrecklichen Irrglau-
ben abgelegt hatten, vom sündhaften
Aberglauben des Heidentums ab“.
Außerdem gründete er in Amöneburg
721 ein kleines Kloster (Abb. 5) als
Keimzelle zur intensiven Christiani-
sierung der Bevölkerung.3)

Eines der populärsten Ereignisse
fand im Bereich Fritzlars statt, Boni-
fatius wagte es, das Stammesheilig-
tum „die Donareiche“ zu fällen
(Abb. 6).

Dieses ist auch der Grund, wes-
halb Bonifatius in vielen Abbildun-
gen mit einer Axt dargestellt wird. An
dieser Stelle bei Geismar wurde eine
Kirche errichtet. Seit etwa 725 hatte
Bonifatius sein Betätigungsradius
auch auf Thüringen ausgeweitet und
erreichte als östlichstes Gebiet den

Raum Ohrdruf und Erfurt. Seine Auf-
gabe, so musste er erkennen, bestand
nicht nur in der Missionierung der
Bevölkerung sondern er hatte auch
zunehmend mit dem Widerstand des
Klerus seine Sorgen – Reformen wa-
ren notwendig. Bonifatius hatte mit
diesen Aktionen viel Anerkennung
und Bewunderung erhalten, welches
auch in Rom nicht unerhört blieb.

7. Die zweite Reise nach Rom
Ein an Papst Gregor II. gesandter

Bericht verfehlte seine Wirkung
nicht, Bonifatius hatte neben seinen
Erfolgen auch die Problematik mit
dem fränkischen Klerus dargelegt
und um Unterstützung gebeten. Auf
Einladung des Papstes Gregor II.
reist Bonifatius mit großem Gefolge
im Jahr 722 zum zweiten Mal nach
Rom, hier wurde er am 30. November
722 zum Missionsbischof ohne festen
Sitz geweiht.

Die Weihe eines Bischofs für
eine weit entlegene Gegend und ohne
festen Bischofssitz stellte für die
kirchliche Rechtspraxis ein nicht ge-
ringes Problem dar und widersprach
durchaus den altkirchlichen Ordnun-
gen, für die Bonifatius so leiden-
schaftlich eintrat.4)

Der Vorteil lag jedoch klar auf
der Hand, erstens konnte nun Boni-
fatius mit den Landesfürsten auf ei-
ner annähernd gleichen Ebene spre-
chen und zweitens hatte er auch eine
deutlich stärkere Handhabe gegen
den fränkischen Klerus. Zuvor ge-
noss Rom die Anwesenheit eines
weitgereisten Missionars und be-
schäftigte sich mit dem Sonderstatus
Bonifatius. Mit neuer Würde und
entsprechenden Empfehlungsschrei-
ben begab er sich auf seine nächsten
Missionsreisen.

8. Rückkehr ins Frankenland
und Mission in Thüringen

Der erste Schwerpunkt seiner
Tätigkeiten lag zunächst in Hessen,

es galt dort seine Position gegenüber
den Landesfürsten zu sichern. So traf
er sich 723 mit dem fränkischen
Hausmeister Karl Martell (688–741)
(Abb. 8), dem eigentlichen Herrscher
im Frankenland. Dieser gewährte
ihm Schutz und Beistand im Fran-
kenland, jedoch sah Karl Martell da-
rin auch die Festigung seiner weltli-
chen Macht.

Seit 725 verlegte Bonifatius sei-
ne Missionstätigkeit nach Thüringen,
immer wieder stieß er zum einen auf
den Widerstand des Klerus und zum
Zweiten auf die heidnisch-christliche
Glaubensmischung. Im Verlauf sei-
ner Missionsarbeit musste Bonifatius
immer mehr Bekanntschaft mit der
inneren Neuorientierung und Refor-
mation der Kirche machen. Diese
neue Aufgabe einer kirchenpoliti-
schen Rolle und die fehlende bi-
schöflich verfasste Kirchenordnung,
vernachlässigten seine eigentlichen
Missionsaufgaben.

9. Erhebung zum Erzbischof
Mit dieser Entwicklung verband

sich zugleich ein erhöhter Autoritäts-
bedarf für Bonifatius. Als von der
staatlichen Macht unterstützter
Missionsbischof stand er zwar nicht
allein, konnte sich als Ausländer
aber nicht immer gegenüber den alt-
eingesessenen fränkischen Kirchen-
fürsten durchsetzen. Es kam sogar
vor, dass von ihm gemaßregelte
Priester versuchten, die päpstliche
Autorität gegen Bonifatius auszuspie-
len. Das sollte sich mit dem Papst-
wechsel des Jahres 731 ändern. Auf
Gregor II. folgte der am 18. März 731
geweihte Gregor III. Bonifatius, der

Abb. 8: Der fränkische Hausmeister
Karl MartellAbb. 6: Die Fällung der Donareiche

Abb. 5:
Kloster
Amöneburg
im Landkreis
Marburg-
Biedenkopf

Abb. 7:
Missions-

gebiete
Bayern,

Hessen und
Thüringen
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sowieso regelmäßig Arbeitsberichte
nach Rom schickte, beeilte sich, dem
neuen Oberhaupt der Kirche durch
Boten seine Ergebenheit zu übermit-
teln. (...) Beeindruckt von solcher
Treue, dankte es der neue Papst Bo-
nifatius durch die Übersendung des
Palliums5) als Zeichen der erzbi-
schöflichen Würde. Das war der
Lohn für die „massenhaften Bekeh-
rungen zum rechten Glauben“ in
Hessen und Thüringen.6)

Mit dieser Würde ausgestattet,
war es ihm erlaubt neue Bistümer zu
errichten und ihre Bischöfe zu wei-
hen. Somit begab er sich nach Bay-
ern und reorganisierte die bayrische
Kirche.

10. Die dritte Romreise
Bis zu den Jahren 735–737 ver-

änderte sich seine Missionsphase zu
einer Tätigkeit als Wächter der apos-
tolischen Kirchenorganisation. Die
Mission war damit nahezu abge-
schlossen.

Sein von 737–738 andauernder
Aufenthalt in Rom sollte sich für ihn
als ein äußerst großer Erfolg heraus-
stellen. Er erhielt während einer von
Papst Gregor III. abgehaltenen Syno-
de außerordentliche Privilegien. Zu-
künftig konnte er als Legat, d.h. als
Gesandter und Stellvertreter des
Papstes für Germanien auftreten. Au-
ßerdem erhielt das Recht, seine eige-
ne Nachfolge zu regeln, ein Recht,
welches ihm durch den späteren
Papst Zacharias jedoch wieder entzo-
gen wurde.

Bonifatius hatte nun bereits, für
damalige Verhältnisse nicht alltäg-
lich, das siebzigste Lebensjahr er-
reicht und machte sich im Sommer
738 auf die Rückreise. In Bayern
wurde er vom Bayernherzog Odilo bei
der Neuorientierung der Kirche und
der Neubesetzung von Bischofssitzen
unterstützt. Gleichzeitig gründete er
ein Netzwerk von Mitarbeitern, die
ihn bei diesen Aufgaben entlasteten.

11. Das „Concilium
Germanicum“

Der fränkische Hausmeister Karl
Martell teilte kurz vor seinem Tode
(† 741) das Frankenreich unter sei-
nen Söhnen Karlmann (Osten) und
Pippin III. (Westen) auf. Die beiden
Hausmeister und Bonifatius taten
sich zu einem Bündnis zusammen,
und so entwickelte sich eine Einla-

dung des Hausmeister Karlmann, der
über Austrien7), Thüringen und Ale-
mannien herrschte, zunächst an Bo-
nifatius und später zur Durchführung
einer Kirchenversammlung.

Am 21. April 742 wurde an einem
unbekannten Ort in Austrien eine Sy-
node der fränkischen Bischöfe eröff-
net. Karlmann war der Chef des Ver-
fahrens, er steckte die Eckdaten ab
und ließ den Bischöfen eine Berater-
funktion zukommen. Dieses hatten
wohl auch einige Bischöfe im Vorfeld
erkannt, schon zuvor hatten sie kein
Interesse an der Neuordnung bekun-
det, und blieben der Versammlung
fern. Hier glänzten der Bischof von
Mainz (Gewilib) und Trier-Reims
(Milo) besonders durch Abwesen-
heit.

Tatsächlich konnte Bonifatius
zwischen 743 und 747 mehrere große
Synoden – heute könnte man sie als
den Beginn der deutschen Bischofs-
konferenz bezeichnen – abhalten.

Die Synoden entwarfen ein um-
fassendes Reformprogramm. Die an-
gestrebten Veränderungen umfassten
die Einrichtung von Metropolitan-
sitzen, wobei Bonifatius selbst Metro-
polit einer Kirchenprovinz Köln wer-
den sollte, was sich aber nicht reali-
sieren ließ. ... Die Bischöfe von Trier
und Mainz traten in offene Gegner-
schaft. Während der Trierer Bischof
Milo als erbitterter Gegner des Boni-
fatius weiter im Amt blieb, gelang es,
den Mainzer Bischof zu verdrängen.
Bonifatius, dessen Pläne mit Köln
nicht aufgingen, übernahm daraufhin
selbst den Mainzer Bischofsstuhl.8)

12. Kloster, Bistum und Dom
in Fulda

Um die Zeit, als Bonifatius zuerst
auf der Amöneburg Fuß fasste und
(723) zu Hofgeismar die Donareiche
fällte, erscheint zum erstenmal der
Name Hessen. Um die gleiche Zeit
verlagerte sich unter Pippin und Karl
dem Großen das Schwergewicht des
Fränkischen Reiches auf die Rhein-
seite und Hessen wurde Bastion des
Reiches gegen Norden und Osten. Es
begann die hohe Zeit der Klöster, wie
Fritzlar, Fulda, Hersfeld, Schlüch-
tern und Helmarshausen, die mit ih-
ren Schulen und Kunstwerkstätten zu
Trägern der aufblühenden deutschen
Kultur wurden. Fulda gelangte zu ei-
ner Bedeutung, die es über alle ande-
ren Klöster erhob.

Gegründet wurde es 744 auf Bit-
ten Bonifatius von den Benedikti-
nern. Drei Jahre später wurde Boni-
fatius hier beigesetzt. Das Kloster
wurde bald darauf zu einem An-
ziehungspunkt, der in Deutschland
ohne Vergleich blieb: 400 Mönche
lebten im Jahre 800 in der Abtei.
1752 wurde Fulda vom Papst zum
Exemten Bistum erklärt, das heißt,
es unterstand nicht einer übergeord-
neten Kirchenprovinz, sondern di-
rekt dem Papst. Nach der Säkulari-
sierung entstand 1818 ein neues Bis-
tum Fulda und 1867 kam der
Mainzer Bischof Ketteler auf die
Idee, in Fulda jährlich eine Bischofs-
konferenz abzuhalten; und diese fin-
det noch heute in Fulda statt.

Der Dom ist eines der bedeu-
tendsten barocken Bauwerke Fuldas.
Er wurde vom Architekten Johann
Dientzenhofer unter Verwendung der
alten Bausubstanz der Ratger-Basili-
ka (9. Jahrhundert) in den neuen
Formen des Barocks errichtet (1704
– 1712). Der Dom ist in seiner archi-
tektonischen Gestaltung dem römi-
schen Barock verpflichtet (Abb. 9).
Nach umfangreichen Restaurie-
rungsarbeiten erstrahlt der Bau in
seinem Inneren und Äußeren wieder
in seinem ursprünglichen Glanz. Sei-
ne religiöse Bedeutung ist durch das
Bonifatiusgrab, das nach wie vor Ziel
von Wallfahrten ist, noch heute aktu-
ell.9)

Abb. 9: Barocke Fassade des
Fuldaer Doms, erbaut 1704-12

von Johann Dietzenhofer
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13. Der Tod
Am 5. Juni 754 ereilte Bonifatius

der Tod durch die Hand friesischer
Räuber. Am Ufer der Boorne nahe
des Ortes Dokkum (Abb. 4) wollte der
greise Erzbischof die Firmung einer
Gruppe von jüngst getauften Friesen
vornehmen, als der Überfall geschah,
den niemand überlebt hat. ... Da die
Mörderbande ganze Arbeit geleistet
hatte, gab es auch keine Augenzeu-
gen.10)

Für die damaligen Geschichts-
schreiber handelte es sich bei den
Tätern selbstverständlich um heidni-
sche Friesen und in Windeseile ver-
breitete sich die Beschreibung eines
Märtyrertodes, obwohl es sich bei
den Tätern um Wegelagerer handeln
sollte, die auf Beute aus waren.

Die sterblichen Überreste sollten
nun einen würdigen Ruheplatz erhal-
ten und so kam es zwischen Utrecht,
Mainz und Fulda zu einem Besitz-
streit, der schließlich darin endete,
dass dem Wunsch Bonifatius gefolgt
wurde und seine letzte Ruhestätte
Fulda wurde.

14. Gedenktag
Schon bald nach seinem Tod be-

gann man das Leben Bonifatius nie-
derzuschreiben, als wichtigste Bio-
grafen sind Willibald, Lul und
Sturmi zu benennen. Es ist folgerich-
tig, dass sie das Leben ihres Lehrers
und Vorgängers in, der damaligen
Zeit entsprechend, wohlgeformte

Worte fassten, die Erhebung zum
„Heiligen“ hatte somit ihren Anfang
genommen. Deutlich zügiger und
entschlussfreudiger war man in sei-
nem Heimatland: Bald nach Eintref-
fen der Todesnachricht hatte Erzbi-
schof Cuthberth von Canterbury eine
Synode zusammengerufen, die be-
schloss, Bonifatius neben Papst
Gregor dem Großen und Augustinus
von Canterbury „als unseren besonde-

ren Schutzpatron“ zu wählen.11)

Die weitere Entwicklung und
insbesondere der Mythos Bonifatius
setzten sich auch auf dem Festland
durch. Abschließend kann man fest-
halten, dass Bonifatius mit seinem
Lebenswerk – Gedenktag 5. Juni –
als „Apostel der Deutschen“ zwi-
schen Elbe und Loire, eine beispiel-
lose zivilisatorische und kulturelle
Aufbauarbeit geleistet hat.

Abb. 10: Papst
Johannes Paul II.
betet am
18. November 1980
am Grab des
hl. Bonifatius im
Fuldaer Dom.
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BONIFATIUS-GEDENKJAHR ZUM 1250. TODESTAG:

Mord und Fest
Bonifatius-Gedenkjahr bringt Vielzahl an Veranstaltungen

VON KNA-REDAKTEUR PETER DE GROOT

Bedeutung zu. So der Sonderaus-
stellung „Bonifatius. Vom angelsäch-
sischen Missionar zum Apostel der
Deutschen“. Sie wird vom 3. April
bis 4. Juli gezeigt, Ausstellungsorte
sind das Dommuseum zu Fulda und
das dortige Vonderau-Museum. Und
dann ist da das Bonifatiusfest am 4.,
5. und 6. Juni, zu dem Zehntausende
erwartet werden. Der Vorsitzende der
Deutschen Bischofskonferenz, Kar-
dinal Karl Lehmann, und der Präsi-
dent des Päpstlichen Rates zur För-
derung der Einheit der Christen, der
deutsche Kardinal Walter Kasper,
wollen kommen. Alle deutschen Bi-
schöfe sind eingeladen und alle Pfar-
reien in der Bundesrepublik, deren
Namenspatron Bonifatius ist.

Wie in jedem Jahr, so treffen sich
die deutschen Bischöfe auch 2004 in
Fulda zur Herbstvollversammlung
(20. bis 23. September). Nach dem
Willen der Bischöfe, so der Fuldaer
Oberhirte Heinz Josef Algermissen,

„Intrige, Mord, Martyrium“ und
„mittelalterliche Geschichte,
kombiniert mit moderner Un-

terhaltung“ versprechen die Macher
von „Bonifatius – Das Musical“. Es
soll am 3. Juni im Fuldaer Schloss-
theater uraufgeführt werden. Im na-
hen Dom hat Bonifatius sein Grab.
Der „Apostel der Deutschen“ war am
5. Juni 754 während einer Missions-
reise im friesischen Dokkum ermor-
det worden – vor 1.250 Jahren also.
Und so wird denn das neue Jahr von
der katholischen Kirche in Deutsch-
land, aber auch von der in anderen
europäischen Ländern mit vielen
Veranstaltungen als Bonifatius-
Gedenkjahr begangen.

Das Musical ist eine private Ini-
tiative, ebenso die „Bonifatius-Rou-
te“. Sie orientiert sich am mutmaßli-
chen Weg des Leichenzugs, der Bo-
nifatius von Mainz nach Fulda brach-
te, wo er am 9. Juli 754 beigesetzt
wurde. Eröffnet werden soll die „Bo-
nifatius-Route“, die ein ökumeni-
scher Pilgerweg sein will, am 10. Juli
in Mainz. Dort war Bonifatius vor sei-
nem Tod wenige Jahre Bischof. In
der rheinland-pfälzischen Landes-
hauptstadt auch und mitveranstaltet
vom Bistum stehen eine am 13. Janu-
ar einsetzende Vortragsreihe über
„Mission und Christianisierung. Von
Bonifatius bis ins 20. Jahrhundert“,
eine auf den 2. bis 5. Juni terminierte
Tagung über „Bonifatius. Leben und
Nachwirken (754-2004)“ und die
Uraufführung eines symphonischen
Oratoriums „Bonifatius“ am 6. Juni
auf dem Programm.

Vor wenigen Wochen startete das
Bistum Fulda, dessen Patron der
Heilige ist, ein Bonifatiusjahr. Das
gemeinsame Jahresprogramm von
Bistum und Stadt listet eine Fülle an
Veranstaltungen auf. Nicht wenigen
kommt eine im Rahmen des Jubilä-
ums bundesweite und über die Gren-
zen Deutschlands hinausreichende

Der Vatikan-Staat in seiner
heutigen Form besteht 75 Jahre.
Mit den am 11. Februar 1929
zwischen Italien und dem Heili-
gen Stuhl unterzeichneten drei
Lateran-Verträgen wurde die
seit 1870 ungelöste „Römische
Frage“ geklärt. Der nunmehr 44
Hektar große „souveräne Vati-
kanstadt“ im Westen Roms rund
um den Petersdom garantiert
dem Papst internationale Souve-
ränität und Unabhängigkeit in
der Kirchenleitung. Die Late-
ran-Verträge wurden 1984 mo-
difiziert.

KURZ BERICHTET:

VOR 75 JAHREN:

Vatikan-Staat gegründet

soll das Gedenkjahr bundesweit ein
„Jahr der inneren Missionierung“
sein. Die Vollversammlung werde ein
„Wort aus Fulda“ vorlegen, das eine
Art Vision für eine Neuevangeli-
sierung Deutschlands sein soll.

Hinweis:
Näheres und Aktuelles gibt es bei der
Deutschen Bischofskonferenz unter
www.dbk.de/aktionen/bonifatiusjubilaeum
sowie bei der Stadt Fulda unter

www.bonifatius.net.
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Wachsende Herausforderungen  für Militärseelsorge
Standortbestimmung der Militärseelsorge

Vortrag des Militärgeneralvikars beim Friedensseminar der 10. Panzerdivision in Kloster Reute

5. Militärisch vereinfacht ausge-
drückt: Es gibt einen Bedarfs-
träger, die Soldaten, und einen
Bedarfsdecker, die Kirche. Sie ist
Kirche unter den Soldaten und
besteht aus Soldaten und den
Amtsträgern.

Daraus folgt notwendig:
6. Militärseelsorge kann nur gelin-

gen, wenn ein gutes Ineinander
von Staat und Kirche, von Bun-
deswehr und Militärseelsorge,
von Militärseelsorgern und Sol-
daten gegeben ist.

Dazu gibt es Rechtsgrundlagen.
Neben anderen sind das die wesentli-
chen:
– Der Militärseelsorgevertrag mit der

evangelischen Kirche von 1957,
– auf katholischer Seite die Päpstli-

che Statuten von 1989/90,
– ZDV 66/1 von 1956,
– ZDV 66/2 von 1959,
– Weisung des Generalinspekteurs

(vom 10.12.2003).

Rechtsgrundlagen
Die Rechtsgrundlagen stammen

vielfach noch aus der Zeit vor 1989,
vor der Wende. Sie müssen deshalb
angepasst, weiter entwickelt werden,
der neuen Auftragslage der Bundes-
wehr entsprechen und auch der ver-
änderten Situation in unseren Kir-
chen nachkommen.
· Der Generalinspekteur  hat seine

„Weisung zur Zusammenarbeit mit
den Angehörigen der Militärseel-
sorge“  (Vorgänger-Weisung von
1984)  neu geschrieben.

· Es gibt Zusatzprotokolle zum Mili-
tärseelsorgevertrag.

· Auf katholischer Seite soll die Viel-
falt der pastoralen Berufe, die nach
dem Konzil in unserer Kirche ent-
standen sind, auch in die Militär-
seelsorge integriert werden
(Pastoralreferenten, Gemeinderefe-
renten, Diakone)

· Letztendlich  müssen auch die Ent-
wicklungen und Veränderungen,
die sich im Laufe der Zeit bei der
Erteilung des LKU (Lebenskund-
licher Unterricht)  – z.B. die zu-
nehmende „Verblockung“ – erge-
ben haben, berücksichtigt  werden.

Schwerpunkte
(Ich) will mich auf einige Grund-

themen beschränken, die aber den
Standort der Militärseelsorge 2004
gut umschreiben können.

Es sind dies
– die seelsorgerlichen Grunddienste,

kurz die  „Grundversorgung“
– die seelsorgerliche Begleitung der

Soldaten und Soldatinnen  im Aus-
landseinsatz

Bedingungen für die Militär-
seelsorge (MS)

Es gibt Grundbedingungen, un-
ter denen Militärseelsorge stattfin-
det.
1. Sie gründet in der Sendung der

Kirche „für alle Menschen“
durch Jesus Christus.

2. Sie ist ein vom Staat gewünschter
Dienst.

3. Dieser Dienst wird von der Kir-
che geleistet.

4. Dieser Dienst wird in der Armee,
unserer Bundeswehr geleistet.

Die Bundeswehr-Reform stellt nach Einschätzung
von Militärgeneralvikar Prälat Walter Wakenhut
die Militärseelsorge vor vollkommen neue Auf-

gaben. Er bezeichnete am 5. Februar 2004 im oberschwäbischen Kloster
Reute bei Bad Waldsee die „Einsatzarmee mit all ihren Facetten“ als „die“
Herausforderung der Militärseelsorge. Dabei seien „Probleme der Quan-
tität und der Qualität“ zu bewältigen. Der Generalvikar sprach sich auch
für eine Weiterentwicklung der Rechtsgrundlagen der Militärseelsorge
aus, die auch die neue Auftragslage berücksichtigen solle.

Prälat Wakenhut verwies auf die wachsenden Anforderungen an die
Seelsorger durch die Auslandseinsätze der Bundeswehr. Derzeit gebe es
in der katholischen Militärseelsorge 97 eingerichtete Dienststellen und
dafür 92 Planstellen. Deshalb stünden stets fünf Stellen frei; durch Aus-
landseinsätze und Vor- oder Nachbereitung gebe es aber jederzeit
mindestens 15 Vakanzen. Durch personelle Notlage von Diözesen kom-
me es zudem zu Verzögerungen bei der Verfügbarkeit, so dass die Nach-
folge für einen ausscheidenden Militärpfarrer bis zu einem Jahr dauern
könne. Als Antwort auf die Problemlage nannte Wakenhut ein „Prinzip
der kooperativen Pastoral“, das stärker auf seelsorgerliche Verbünde und
Verbände, neue pastorale Berufe und auf Ehrenamt setze.

Der Militärgeneralvikar (MGV) äußerte sich zu weiteren „gewaltigen
Veränderungen“ seit der deutschen Vereinigung. So sei ein selbstver-
ständlicher Wertekonsens „vielfach nicht mehr vorhanden“. Auch auf die-
se neuen Entwicklungen habe die Militärseelsorge nach ihren Möglich-
keiten von Anfang an reagiert.

Der MGV äußerte sich bei einem Friedensethikseminar der 10. Panzer-
division aus Sigmaringen. Dabei sprach sich der Freiburger Weihbischof
Paul Wehrle für weltweite „Bündnisse des Friedens“ aus. Weil der Terro-
rismus gleichsam eine „entstellende Fratze der Globalisierung“ sei, müs-
se auch die Friedenssicherung noch konsequenter internationalisiert wer-
den. Alle Bemühungen der Vereinten Nationen für eine stärkere internati-
onale Zusammenarbeit bei der Sicherung und Förderung des Friedens
seien zu unterstützen. (KNA)
Es folgt die Standortbestimmung des MGV im Wortlaut:

Standortbestimmung der Militärseelsorge
MILITÄRGENERALVIKAR WALTER WAKENHUT



83AUFTRAG 254

KIRCHE UNTER SOLDATEN

– die Seelsorge an den Familien und
Angehörigen zu Hause

– die Erteilung des LKU
Als in den 50-er Jahren des letz-

ten Jahrhunderts die Militärseelsorge
in der Bundeswehr eingerichtet wur-
de, ging es zunächst nur um diese
Grundversorgung im Frieden. Der so-
genannte Schlüssel – für je 1.500
Soldaten einer Konfession mindes-
tens ein Militärseelsorger – ent-
sprang dieser Vorgabe. (Für den „V-
Fall“ gab es eine eigene Ordnung.)

Damit konnte die Militärseelsor-
ge in der alten Bundesrepublik gut
leben. Jeder Pfarrer hatte einen
überschaubaren Seelsorgebezirk; die
Standorte lagen meist nahe zusam-
men und waren deshalb auch leicht
zu erreichen. Seine Abwesenheiten
beschränkten sich auf die Begleitung
der Truppe bei Übungen und seinen
Urlaub. Die Familien wohnten für ge-
wöhnlich am Ort, die Wehrpflichti-
gen waren grundsätzlich heimatnah
einberufen. Die Soldaten und deren
Familien gehörten fast alle einer der
großen Kirchen an.

Der „V-Fall“ erstreckte sich
nach damaligen Verständnis auf we-
nige Tage, höchstens Wochen. Ein
lang dauernder Einsatz der Bundes-
wehr im Ausland – weit entfernt von
der Heimat – in kleinerem und grö-
ßerem Umfang war danach unvor-
stellbar.

Die Einsatzarmee mit all ihren
Facetten ist deshalb die Herausfor-
derung für die Militärseelsorge.

Veränderungen
Es ist notwendig, uns dies immer

wieder bewusst zu machen, um die
gewaltigen Veränderungen zu verste-
hen, die sich seit der Wende und der
damit verbundenen Wiederherstel-
lung der vollen Souveränität unseres
Staates ergeben haben.
· Die Konfessionsstatistik hat sich

entscheidend verändert.
· Die Standorte sind disloziert; die

Pfarrer sind oft weit unterwegs (oft
bis ca. zu 20% ihrer Zeit im Auto).

· Viele Soldaten pendeln, die Famili-
en sind nicht mehr am Ort. Die Fol-
ge ist eine stetig ansteigende Zahl
von sogenannten Fernbeziehungen.

· Soldaten und Pfarrer gehen in den
Einsatz.

· Ein selbstverständlicher Werte-

konsens ist vielfach nicht mehr
vorhanden. Mit der Religion, bzw.
ihrem Wegfall hat sich ein anderes
Bild vom Menschen, vom Bürger
und auch vom Staat ergeben.

Die Militärseelsorge hat von An-
fang an auf die neuen Entwicklungen
reagiert. Sie kann es allerdings nur
mit den Mitteln – materiell wie per-
sonell –, die ihr zur Verfügung ste-
hen.

Personelle Grenzen
Die eine Grenze sind die vorhan-

denen Planstellen, die andere sind
die Seelsorger die von den Diözesen
zum Dienst in der MS frei gestellt
werden. Dieses Problem ist ein Pro-
blem der Quantität und der Qualität.

Die materiellen, haushaltstech-
nischen Probleme sind in der MS
nicht ganz so groß, da die KS und
auch der Sonderhaushalt immer im
Hintergrund stehen und auch ein-
springen, wenn es nötig ist. Vieles
wäre ohne die uns zur Verfügung ste-
henden Kirchensteuern der Soldaten
nicht möglich.

Ich will das verdeutlichen:
Wir haben z.Zt. in der Katholi-

schen Militärseelsorge 97 eingerich-
tete Dienststellen und dafür 92 Plan-
stellen – jeweils für Militärseelsorger
und Pfarrhelfer. Daraus resultiert,
dass wir ständig mindestens fünf  Va-
kanzen auf eingerichteten Dienststel-
len haben. Vier bis fünf Pfarrer sind
jeweils im Einsatz, ebenso viele be-
reiten sich vor oder sind in der
Reintegrationsphase.

In Summe haben wir dann nicht
fünf, sondern mindestens fünfzehn
Vakanzen. Dazu kommt, dass durch
die personelle Notlage der Diözesen
sich Verzögerungen bei der Verfüg-
barkeit  ergeben, dass beim Aus-
scheiden eines Pfarrers der Nachfol-
ger immer auf sich warten lässt (oft
bis zu einem Jahr). Die Tatsache der
Freistellung zeigt aber die Hoch-
schätzung der Militärseelsorge durch
die deutsche katholische Kirche.

Vakanzen in unserem Bereich
sind nicht nur eingebildet, sondern
real vorhanden.

Mit dem Prinzip der kooperati-
ven Pastoral wollen wir diesem Pro-
blem begegnen.
– Verbünde, Verbände,
– neue pastorale Berufe,
– Ehrenamt

Einsatzbegleitung
Nur so wird es uns in der kath.

Militärseelsorge gelingen, die unbe-
dingt notwendige seelsorgerliche Be-
gleitung unserer Soldatinnen und
Soldaten in den Auslandseinsätzen
zu gewährleisten. Der Pfarrer im Ein-
satz – und nur sie gehen in den Ein-
satz – soll wissen, dass sein Seelsor-
gebezirk zu Hause gut betreut und
versorgt wird und er bei seiner Rück-
kehr wieder normal weiter arbeiten
kann und nicht von vorne beginnen
muss.

Der Pfarrer muss auf seinen Ein-
satz vorbereitet sein.
– körperliche und geistige „Fitness“
– grüne Ausbildung
– Sprachenausbildung
– spezielle Ausbildung (wie die Sol-

daten)
– spirituelle Vorbereitung
– Zusammenarbeit mit den psycholo-

gischen Dienst und den Ärzten

Familienseelsorge
So wichtig wie die seelsorger-

liche Begleitung der Soldaten im
Einsatz ist die Sorge um die Familien
und Angehörigen daheim. Soldaten
und ihre Familien sind zudem – be-
dingt durch die von ihnen erwartete
Mobilität – sehr oft ohne feste Bin-
dung an eine Ortsgemeinde.

Nicht,  dass wir erst jetzt die Fa-
milien entdeckt hätten; sie waren von
jeher ein selbstverständlicher Be-
standteil  unserer Arbeit.

Es geht um die durch die Einsät-
ze und die dadurch bedingten Abwe-
senheit des Partners/Partnerin, des
Vaters, der Mutter, des Sohnes, der
Tochter völlig veränderte Situation
der Familien und Partnerschaften.
Alle Einsätze sind mit Gefahr,  ja To-
desgefahr verbunden. Sie bringen
eine Trennung über längere Zeit. Sie
kennen das und ich muss das nicht
im Detail ausbreiten.

Unser Bischof, dem die Familien
ein Herzensanliegen sind, hat des-
halb mit dem an der katholischen
Universität Eichstätt bestehenden
Institut für Ehe und Familie in der
Gesellschaft eine enge Kooperation
vereinbart, die bereits ihre Früchte
trägt. In Kürze wird z.B. eine Studie
über die „Fernbeziehungen“ erschei-
nen – ein Problem, das ja den meis-
ten vertraut ist. In vielen Wochen-
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endveranstaltungen (FWE) und
Werkwochen bringen sich die Mitar-
beiter des Institutes in unsere Arbeit
ein.

Ich bin mir bewusst, dass wir da-
mit kein Allheilmittel haben, aber
mehr als der Tropfen auf den heißen
Stein ist es allemal. Von den Betrof-
fenen wird es dankbar und positiv
angenommen

Lebenskundlicher Unterricht
Die Auslandseinsätze bringen für

unsere Soldaten und Soldatinnen
neue Herausforderungen mit sich.
Gerade bei der Erteilung des Lebens-
kundlichen Unterrichts (LKU), der
auf den Grundlagen des christlichen
Glaubens basiert (ZDV 66/2), wird
das deutlich. Eine politische und völ-
kerrechtliche Unterweisung unserer
Soldatinnen und Soldaten kann die-
ses Ziel allein nicht erreichen. Es
geht um mehr.
· Im LKU, den unsere Militär-

seelsorger erteilen, hat die selbst-
kritische Rückfrage nach dem ei-
nen zentralen Platz, was uns selbst
im Tiefsten bewegt, wenn wir uns
mit Phänomenen der Gewalt befas-
sen. Junge Menschen können so
lernen, aus der Beobachterrolle he-
rauszutreten.

· Im LKU geschieht Erziehung
dadurch, dass der Seelsorger auf
dem Fundament seines christlichen
Glaubens ein persönliches Zeugnis
für Gerechtigkeit und Liebe ablegt.
Er muss sich freilich  dann auch
den kritischen Rückfragen stellen,
ob denn solche, vermeintlich welt-
fremde Grundüberzeugungen
überhaupt taugen, Konflikte zu be-
stehen und Krisen zu bewältigen.

Dazu ist es notwendig,
· den Weg des Fragens und der Su-

che nach dem, was hinter den Din-
gen liegt, gemeinsam zu gehen,

· sich der Auseinandersetzung mit
den eigenen Kameraden zu stellen

· und schließlich jene Fragen an sich
heran zu lassen,  die die eigene
Angst, die Schuld und den Zweifel
am Sinn des eigenen Lebens und
des Dienstes zum Inhalt haben.

Soldaten wie Seelsorger sind sich
bewusst, dass diese Fragen nicht un-
terdrückt werden können. In der
Ausbildung künftiger militärischer
Führer und Vorgesetzter, vor allem
aber auch der Soldaten, die sich auf
den Auslandseinsatz vorbereiten,
können  Themen wie
· Verwundung und Tod,
· seelische Belastung, auch die

Schulderfahrung,
· und der Sinn militärischer Tapfer-

keit
als Anfragen an den Soldaten selbst
nicht ausgespart werden.

Es ist mir bewusst, dass einige
Problemfelder gar nicht angespro-
chen sind, wie
· die Zusammenarbeit der Pfarrer

mit den militärischen Dienststel-
len,

· die Seelsorge an den Kranken-
häusern, Universitäten usw.,

· die Problematik der Soldaten, die
keiner Kirche angehören,

· die Seelsorge an Soldaten anderer
Religionen und Konfessionen,

· die sehr positive ökumenische Zu-
sammenarbeit der beiden Zweige
der Militärseelsorge. ... ❏

Soldatenfamilien stehen im Mittelpunkt
Oberst Bernhard Gertz bei katholischem Militärbischof Dr. Mixa

Nachdem der Vorsitzende des Deutschen Bundeswehrverbandes
(DBwV), Oberst Bernhard Gertz, bereits mehrfach zu Gast bei Ver-
anstaltungen der Katholischen Militärseelsorge war, traf er am 24.

März nun zu einem ausführlichen Gespräch mit dem Militärbischof Dr.
Walter Mixa zusammen. Nach seiner Ernennung zum Bischof von Eichstätt
im Jahre 1996 war dieser vier Jahre später durch Papst Johannes Paul II.
auch zum „Katholischen Militärbischof für die Deutsche Bundeswehr“ be-
rufen worden. Dr. Mixa hatte seither immer wieder zu den Fragen deutscher
Auslandseinsätze im Kosovo und in Afghanistan mit sehr nachdenklichen
und weit beachteten Äußerungen Stellung bezogen. Eine Beteiligung der
Bundeswehr im Irak-Krieg hatte er abgelehnt.

Nach einem Gedankenaustausch zu den aktuellen sicherheits-
politischen Fragen und zur Transformation der Bundeswehr ging es auch
um praktische Fragen aus der Verbandsarbeit. Den Militärbischof interes-
sierten dabei auch die Neuregelung des Versorgungsrechts der Soldaten
und die Lösung des Problems der unterschiedlichen Ost-West-Besoldung.
Er verwies dabei auf Fragen von Soldaten im Auslandseinsatz, die ihm bei
seinen Truppenbesuchen zu diesen Themen gestellt würden. Der Bundes-
vorsitzende erläuterte daher die Initiativen des DBwV und Lösungsansätze.

Beide waren sich einig, dass den Soldaten und deren Familien im lau-
fenden Umstrukturierungsprozess der Bundeswehr nicht mehr zugemutet
werden könne. Verbesserungen stünden im Mittelpunkt der Bemühungen
der Militärseelsorge und der Verbandsarbeit. Oberst Gertz stellte daher
dem Militärbischof den umfassenden Ansatz eines erweiterten Betreuungs-
konzeptes in der Heimat, dass nun auch bei den geplanten Reduzierungs-
maßnahmen greifen müsse, dar.

Weitere Themen waren die schwindende ethische Wertebindung der
Soldaten, die Fragen nach dem Sinn der Auslandseinsätze und Möglich-
keiten zur Zusammenarbeit zwischen Katholischer Militärseelsorge und
DBwV. Hierzu bot der Bundesvorsitzende auch die Unterstützung durch
die Karl-Theodor-Molinari-Stiftung, das Bildungswerk des Verbandes an.
Sowohl Militärbischof Dr. Mixa wie Oberst Gertz betonten, den Dialog fort-
setzen zu wollen. (Franz-Josef Pütz, DBwV)
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„Bloß nicht aufgeben, auch wenn die Hoffnung noch so klein ist“
Truppenbesuch des Katholischen Militärbischofs bei SFOR -Soldaten

Der Himmel strahlt, als Militär-
bischof Walter Mixa  am 5. Fe-
bruar 2004 in Tuzla aus der

Transall steigt. Begrüßt werden er
und seine Begleitung, darunter der
für die Einsätze der Militärseelsorger
zuständige Leitende Militärdekan
Joachim Robrahn, der Persönliche
Referent RD Markus Schulte und Ka-
plan Christoph Wölfle,  von einem
ebenso strahlenden Militärpfarrer,
der sich auf die Ankunft seines Bi-
schofs freut. Michael Waldschmitt,
Standortpfarrer aus Breitenburg, be-
treut zur Zeit  die deutschen Soldaten
in Rajlovac und Filipovici.  Bischof
Mixa war bereits vor drei Jahren im
Feldlager in Rajlovac und in Saraje-
wo. Mit Spannung hat er diesmal die
Reise angetreten, in der Erwartung
etwas Neues und Positives über die
jetzige Situation der Soldaten und der
Zivilbevölkerung zu erfahren.

Ein vollgepacktes Programm ist
angesagt: Briefing beim Komman-
deur der German-Italian Battle
Group Oberst Stephan Thomas,
Rundgang durch Feldlager und Feld-
lazarett, Fahrt zu den Soldaten nach
Filipovici, Besuch der Armenküche
und eines Kindergartens des CIMIC-
Projekts  „Lachen helfen“  sowie eine
Begegnung mit dem katholischem
Oberhirten von Bosnien Herzegowina
Kardinal Vinco Puljic in Sarajewo.

Die Begegnungen mit den ver-
schiedenen Gruppen ist offen und
vertrauensvoll. Bei den jungen Sol-
daten, denen Kirche und Religion
zumeist fremd ist, springt nach an-
fänglicher Scheu durch die herzliche
Art des Bischofs der Funke über. Sie
sprechen von dem mangelndem Inte-
resse der deutschen Politiker und der
Bevölkerung  am SFOR-Einsatz und
von der Resignation , die die politi-
sche und wirtschaftliche Lage dieses
in drei Ethnien gespaltenen, vermin-
ten Landes bei ihnen hinterlässt.
Eine Kürzung der jeweiligen Auf-
enthaltszeit im Einsatz begrüßen
schon die meisten, und wenn möglich
die gleiche finanzielle Entlohnung
wie bei KFOR und ISAF. Jedoch ge-
ben sie zu verstehen: Nicht sie sind
es, die die Sorgen haben, sondern die

Familien zuhause fühlen sich oft
allein gelassen. Hungern müssen
die Soldatinnen und Soldaten im
Feldlager wahrlich nicht. Das Es-
sen ist reichhaltig und abwechs-
lungsreich. In der OASE, eine Ein-
richtung der katholischen und
evangelischen Arbeitsgemein-
schaft für Soldatenbetreuung,
stimmt nicht nur das hervorragen-
de Essen, sondern auch  der
überaus zuvorkommende, freundli-
che Service. Als Besucher fühlt
man sich einfach wohl. Viel schö-
ner wäre es aber für die Kameradin-
nen und Kameraden mal in die Alt-
stadt nach Sarajewo zu fahren, als
immer im Camp zu sitzen. Aber Er-
leichterung stellt sich ein; der Kom-
mandeur hat Ausgang erlaubt: zu
dritt und bis 20 Uhr. Leicht ist dies
Entscheidung Oberst Thomas nicht
gefallen. Immerhin trägt er die Ver-
antwortung für die Frauen und Män-
ner.

Militärbischof Mixa feiert in
Conzelebration mit Militärpfarrer
Waldschmitt, Militärdekan Robrahn
und  Kaplan  Wölfle  jeden Tag Got-
tesdienst. Die Katholiken sind in die-
sem Einsatz nicht zahlreich vertre-
ten. Aber der für die hl. Messe herge-
richtete Raum füllt sich. Bischof
Mixa merkt man die Bedrückung
über die Situation in Bosnien-Herze-
gowina an. In seinen Predigten geht
er auf die Zwistigkeiten der drei Eth-
nien, der christlich-orthodoxen Ser-
ben, der muslimischen Bosniaken
und der katholischen Kroaten ein.
Anstelle von Gemeinschaft besteht
nach wie vor ungeheures Misstrauen
und Feindschaft untereinander. Ge-
neralvikar Mato Zovkic schildert ein-
dringlich die bedrängte Situation der
Katholiken in Bosnien-Herzegowina.
Er ist  ein Befürworter von Europa-
schulen, in denen  junge intelligente
Menschen zu Verständnis und Tole-
ranz herangezogen werden und damit
ein Fundament  für eine bessere Zu-
kunft bilden.

Kardinal Puljic bangt um seine
Katholiken. Von 500.000 Einwoh-
nern gibt es nur noch 20.000 Katho-
liken in Sarajewo. Letztes Jahr sind

wieder 500 Familien weggezogen.
Das Land gibt nur noch denen Hei-
mat, die ohnehin mit dem Leben ab-
geschlossen haben.  Jeder weiß
mittlerweile, wenn die SFOR-Solda-
ten  abgezogen werden, gibt es erneut
Krieg. Immer wieder hebt Mixa den
Friedensdienst der sich im Einsatz
befindenden Soldatinnen und Solda-
ten hervor. Er bittet die Soldaten sich
gegenseitig anzunehmen und für-
einander zu sorgen, damit die Durst-
strecken die jeder mal hat, besser
überstanden werden können. Dass
die Soldaten  sich der Menschen dort
annehmen, zeigt nicht zuletzt das
CIMIC-Projekt „Lachen helfen“. Die
Soldaten unterstützen mit zivilen Or-
ganisationen des Landes eine
Armenküche und einen Kindergarten
in Sarajewo. Was für glückliche,
dankbare Gesichter  als Bischof Mixa
und die Soldaten im Kindergarten
Kuscheltiere aus den Säcken hervor-
zaubern. Für jedes Kind ist ein Stoff-
tier dabei, etwas zum lieb haben, ge-
spendet von deutschen Kindern. Die
Einrichtung ist geöffnet für alle Kin-
der, auch Behinderte, gleich welcher
Religion oder Nationalität. – Ein be-
merkenswerter Versuch, Frieden und
Versöhnung zu leben!

Es regnet, als Militärbischof
Mixa nach vier Tagen von Sarajewo
in seine Heimat zurückfliegt. Bloß
nicht aufgeben, ermutigt der Bischof.
Auch wenn die Hoffnung noch so
klein ist, „Lieben heißt, Leben wei-
tergeben“ (KMBA)

Militärbischof Dr. Walter Mixa bei der
Besichtigung des Feldlagers in Filipovici

(Foto KMBA)
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95. DEUTSCHER KATHOLIKENTAG 16. BIS 20. JUNI ULM 2004

„Leben aus Gottes Kraft“
Die Katholische Militärseelsorge auf dem 95. Deutschen Katholikentag in Ulm

Verschiedene thematische Zen-
tren bieten Treffpunkte für Jugendli-
che, Senioren, Männer und Frauen.
Einen besonderen Raum nimmt das
Geistliche Zentrum ein.

Weitere Angebote machen das
Bibelzentrum, das Ökumenische
Begegnungszentrum, das Jüdische
Lehrhaus und das christlich-islami-
sche Begegnungszentrum.

Bei den „ORTEN DER BEGEGNUNG“ im
Ulmer Messegelände  präsentieren
sich und ihre Arbeit eine Vielzahl
katholischer und ökumenischer Initi-
ativen, Verbände und Werke, Bistü-
mer und diözesane Räte.

Gottesdienste, Bibelarbeiten,
Meditation und Gebet laden die Teil-
nehmer/innen zur Besinnung und zur
geistlichen Stärkung für ihr Leben
ein.

Ein umfangreiches Kultur-
programm aus Musik, Theater, Kaba-
rett sowie kleine und große Feste
rahmen die Tage in Ulm. Hervorzu-
heben ist hier das „Fest der Kultu-
ren“ am Samstagabend in der Ulmer
Innenstadt.

Katholischen Militärseelsorge
auf dem Katholikentag

Auch  die Katholische Militär-
seelsorge wird auf dem Katholiken-
tag vertreten sein und sich aktiv an
der Gestaltung beteiligen.

1. Abend der Begegnung am
Mittwoch, dem 16. Juni
Am Eröffnungsabend laden die

Regionen der gastgebenden Diözese,
die Dekanate des Bistums Rotten-
burg-Stuttgart, zu einem Stadtfest in
die Ulmer Innenstadt ein. Die Mili-
tärseelsorge wird dabei  im Bereich
des Dekanates Ulm/Neu-Ulm beteili-
gen.

2. Tag der Militärseelsorge
(Zentraler Einkehrtag) am
Donnerstag, dem 17. Juni
Der Katholische Militärbischof

wird an diesem Tag um 10.30 Uhr ei-
nen Pontifikalgottesdienst in der ka-
tholischen Stadtkirche „St Michael
zu den Wengen“ (Wengengasse,

Ulm-Innenstadt) feiern, zu dem
besonders die Soldaten und Vertreter
des öffentlichen Lebens eingeladen
sind. Im Anschluss findet rund um
die Kirche eine „Stunde der Begeg-
nung“ statt.

Neben den Dauerteilnehmern
der Zentralen Werkwoche (siehe
unten) sind besonders die Angehöri-
gen aus den Seelsorgebezirken des
Dienstaufsichtsbezirkes des Katholi-
schen Leitenden Militärdekans Mün-
chen/Sigmaringen zur Teilnahme an-
gesprochen.

3. Gespräch des Militärbischofs
mit jungen Soldaten am
Freitag, dem 18. Juni 2004
Der Militärbischof wird am Frei-

tag zu einem pastoralen Gespräch mit
jungen Soldaten in der Ulmer
Wilhelmsburg-Kaserne zusammen-
treffen. Die Durchführung erfolgt in
Zusammenarbeit mit der aktion
kaserne.

4. Informationsstand im
Rahmen der
„Orte der Begegnung“
Am Informationsstand (Messe-

halle 7, Nr. E 03) werden die Besu-
cher über konkrete Aufgabengebiete
und Alltagessituationen der Militär-
seelsorge als „KIRCHE UNTER SOLDA-
TEN“ informiert. Militärseelsorger,
Pfarrhelfer, Mitarbeiter der Militär-
seelsorge und in der Militärseelsorge
engagierte Soldaten stehen Rede und
Antwort. Eingebunden in den Infor-
mationsstand ist die Evangelische
Militärseelsorge.

GKS auf dem Katholikentag
Die Gemeinschaft Katholischer

Soldaten (GKS) und die Katholische
Arbeitsgemeinschaft für Soldaten-
betreuung (KAS) werden ebenfalls
mit einem gemeinsamen Informati-
onsstand bei den „Orten der Begeg-
nung“ (Messehalle 6, Nr. F 03 und F
05) vertreten sein. Einbezogen sind
dabei sind auch die evangelische
Corneliusvereinigung (CoV) und die
Evangelische Arbeitsgemeinschaft
für Soldatenbetreuung (EAS).

In der Zeit vom 16. bis 20. Juni
findet in Ulm unter dem Leitwort
„Leben aus Gottes Kraft“ der 95.

Deutsche Katholikentag statt.
Katholikentage sind Orte der Be-

gegnung und des Austausches. Sie
wollen Verbindung schaffen zwi-
schen Glaube und Gesellschaft, Le-
ben und Kultur. Die Teilnehmer-
Innen sind eingeladen über  Ziele,
Ideen und Visionen für die Gestal-
tung unserer Welt, unseres Landes
und unserer Kirche nachzudenken.

In drei zentralen Themen-
bereichen will der Katholikentag
deshalb Themen der Zeit aufgreifen:
1. Den Grund des Lebens erfahren

Hier soll der Frage nachgegangen
werden: Was gibt Menschen
Grund unter ihr Leben ? Aktuelle
theologische Themen werden
genauso behandelt wie die Erfah-
rungen in der Ökumene und der
interreligiöse Dialog.

2. Das Geschenk des Lebens be-
wahren

Wichtige Themen sind hier welt-
weite Gerechtigkeit in Auseinan-
dersetzung mit Globalisierungsten-
denzen, Bewahrung der Schöpfung,
Fragen der Bioethik, die Frieden-
sicherung angesichts der Bedro-
hung durch Terrorismus

3. Das Zusammenleben gestalten
Von welcher Dynamik soll unser
Zusammenleben bestimmt sein ?
Hier geht es um Fragen der sozia-
len Sicherheit, des Arbeitsmark-
tes, der Bildungs- und Kulturpo-
litik, Herausforderungen von In-
tegration und Migration, Fragen
nach Partnerschaft und Ehe, Fa-
milie, Kindern und Generatio-
nenverantwortung, die Zukunft
Europas und das europäische
Miteinander.

Insgesamt umfasst das Katholi-
kentagsprogramm über 800 Veran-
staltungen. Zur Teilnahme an Dis-
kussionsforen, Podien, Workshops
und Werkstätten werden prominente
Vertreter aus Politik und Kirche,
Wirtschaft und Kultur erwartet.
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5. Angebot einer Zentralen Werkwoche
über die Dauer des Katholikentages
Interessierte aktive Soldaten haben die Möglichkeit im Rahmen einer

Zentralen Soldatenwerkwoche nach Ulm zu kommen. Veranstalter ist der
Katholische Leitende Militärdekan München/Sigmaringen. Für die Teil-
nehmer wird ein Programm mit besonderen Veranstaltungshinweisen er-
stellt.

Teilnahmebedingungen:
– Der Teilnehmerbeitrag beträgt für Wehrdienstleistende (GWDL/

FWDL) EUR 20,--, für Berufs- und Zeitsoldaten EUR 40,--. Enthalten
hierin ist das „Katholikentagspaket“ mit Dauerkarte zum Eintritt der
Veranstaltungen und Benutzung des öffentlichen Personennahverkehrs
sowie das Programmheft und ein Stadtplan,

– Die Unterbringung erfolgt in militärischen Liegenschaften (Mann-
schaftsstuben mit Frühstück).

– Zur Teilnahme am Deutschen Katholikentag kann Sonderurlaub und
eine Militärdienstfahrkarte (2.Klasse) beantragt werden (s.a. Weisung
FüS I 3 Az 36-01-00 vom 18.02.2004).

– Die Dienststellen der Katholischen Militärseelsorge informieren über
nähere Teilnahmemodalitäten und nehmen ab sofort Anmeldungen
entgegen.

6. Podiumsgespräch der GKS
Am Freitag, dem 18. Juni, 14.00- 15.30 Uhr veranstaltet die Gemein-

schaft Katholischer Soldaten ein Podiumsgespräch zum Thema: „EINSATZ-
ERFAHRUNGEN VON SOLDATEN UND ZIVILEN HILFSORGANISATIONEN“. Ort:
Gemeindezentrum St. Johann Baptist, Neu-Ulm.

7. Podiumsdiskussion des Katholikentages
zum Thema „Militärische Intervention“
Im Rahmen seiner Großforen bietet der Katholikentag am Samstag,

dem 19. Juni, 14.30-16.00 Uhr eine Podiumsdiskussion zur Frage: „MILI-
TÄRISCHE INTERVENTION ZU HUMANITÄREN ZWECKEN“ an. Ort: Ulmer Messe-
gelände, Halle 2.

Der Blick auf das umfangreiche Programm- und Aktionsangebot des
Katholikentages – auch die Veranstaltungen der Militärseelsorge – zeigen:
Die Teilnahme am Katholikentag ist

– Glauben erleben
– Menschen begegnen
– Fragen stellen
– Neues entdecken –
– gemeinsam beten und feiern
– Position beziehen.

Deshalb: Kommen Sie nach Ulm
zum 95. Deutschen Katholikentag!

Weitere Informationen zum Katholikentag erhalten Sie von Ihrem
zuständigen Standortpfarrer, in Ihrer Zivilgemeinde oder im Inter-
net unter
> www.katholikentag.de <.
Dort ist auch das komplette Katholikentagsprogramm zu finden. Es
kann als PDF-Datei heruntergeladen werden.

(Manfred Heinz/Alfred Warner)
Zu den Fotos:
Schnappschüsse vom dem Stand der Militärseelsorge und dem Gemeinschafts-
stand von GKS, KAS und Cov beim Ökumenischen Kirchentag 2003 in Berlin.
Darunter die Titelseite des aus dem Internet heruntergeladenen Katholikentag-
programms.   (Fotos. KMBA (2), Warber (1), KTg (1))
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ZEITSCHRIFT „MILITÄRSEELSORGE“

Über Selbstverständnis und Bekenntnis
der katholischen „Kirche unter den Soldaten“

in bewegter Zeit
Band „Dokumentation“ der Zeitschrift Militärseelsorge Doppelausgabe mit

Vorträgen, Grundsatztexten und wissenschaftliche Beiträgen
aus den Jahren 2001 und 2002

der Grundlage der gesamt-
kirchlichen Lehre dargelegt hatte.
Diese Doppel-Ausgabe der Zeit-
schrift „Militärseelsorge – Doku-
mentation“ beginnt mit diesen bei-
den Texten.

Es schließt sich dann – in Aus-
wahl zentraler Aussagen des
Militärbischofs – die Auseinander-
setzung mit dem Ereignis des 11.
Septembers sowie des sich daran

anschließenden „Krieges gegen den
Terror“ an. Dabei wird deutlich, dass
die katholische Grundoption immer
dem Frieden in Gerechtigkeit gehört,
die Gefahren jeder Gewaltan-
wendung nicht aus dem Blick verliert
und im Dialog – auch der Religionen
und Kulturen – das vorzügliche Mit-
tel zur Wahrung, Festigung, Vertie-
fung und Wiederherstellung des
Friedens sieht.

Die ausgewählten Texte zeigen
zugleich, in welcher Weise und auf
welchen Feldern sich kirchliche
Lehre in Politik „einmischt“, ohne
selbst unmittelbar politische Antwor-
ten geben zu wollen oder auch nur zu
können. Die „Orte“ dieses Redens
machen deutlich, wie sich öffentliche
Verkündigung vollzieht und wie sie
sich schließlich in der Wahrnehmung
pastoraler Verantwortung äußert.
Dass Letzteres nicht zufällig im öku-
menischen Geiste geschieht, ist ein
Zeichen dafür, wie sich Frieden
letztlich nur im gemeinsamen Zeug-
nis zum Ausdruck bringen kann.

Der Rolle der Theologie im
friedensethischen Diskurs sind eine
Reihe von Beiträgen des vorliegen-
den Heftes gewidmet. Sie setzen sich
mit dem ganzen Spektrum der in Öf-
fentlichkeit und ethischer Fachwelt
diskutierten Fragestellungen ausein-

ander – vom Bundeswehreinsatz in
Mazedonien, über die Terrorismus-
Bekämpfung, die „humanitäre Inter-
vention“ bis zum erweiterten Auftrag
der Streitkräfte. Gemeinsam haben
die Autoren ihre Zugehörigkeit zu
Einrichtungen der Katholischen Mi-
litärseelsorge oder eine anders be-
dingte Nähe zu ihr.

In der Rubrik „Beiträge“ finden
sich schließlich Einzeldarstellungen
bestimmter theologischer, politik-
wissenschaftlicher, philosophischer
und kanonistischer Problemstellun-
gen, die allesamt auf Gegenstände im
Kontext der Militärseelsorge verwei-
sen und von Verfassern stammen, die
in unterschiedlicher Weise unserer
deutschen Militärseelsorge verbun-
den sind. Auch Abhandlungen und
Referate zur Militärseelsorge selbst
fehlen nicht. So eine grundsätzliche
Darlegung von Militärbischof Dr.
Walter Mixa zum „Specificum“ deut-
scher Militärseelsorge und ein Be-
kenntnis des Vorsitzenden der Deut-
schen Bischofskonferenz, Karl Kar-
dinal Lehmann, zum deutschen
„Sonderweg“ dieser Seelsorge.

Das vorliegende Doppelheft der
Reihe „Dokumentation“ der Zeit-
schrift Militärseelsorge bietet damit
einen Überblick über Selbstver-
ständnis und Bekenntnis der katholi-
schen „Kirche unter den Soldaten“
in bewegter Zeit.

(Harald Oberhem, Schriftleiter
u. Redakteur „Dokumentation“)

Katholisches Militärbischofsamt
(Hg.): Zeitschrift Militärseelsor-
ge, Band „Dokumentation“, 39./
40. Jg. 2001-02

Die krisenhafte Entwicklung
der internationalen Sicherheit
nach dem 11. September

2001 stellte auch die Katholische
Militärseelsorge in der Bundeswehr
vor die Frage, worin ihr Beitrag zur
anthropologischen Einordnung, sozi-
al-theologischen Deutung sowie
schließlich zur friedensethischen
Orientierung bestehen könne. Im
Sinne des Amtsverständnisses des II.
Vaticanums konnte das Reden amtli-
cher Vertreter dieser Seelsorge sich
nicht auf den – immer dem „inner-
weltlichen“ Urteil unterliegenden –
politischen Kontext oder andere
„empirische“ Gegebenheiten erstre-
cken. Ihre Aufgabe ist die Darlegung
der Prinzipien katholischer Lehre,
wie sie das Lehramt der Kirche mit
dem Anspruch auf Autorität gegenü-
ber den Gläubigen und „allen Men-
schen guten Willens“ verkündet.

Insofern stellte es sich als sehr
hilfreich heraus, dass der neue Mili-
tärbischof der Bundeswehr Dr. Wal-
ter Mixa schon zu Beginn seiner
Amtszeit in zwei grundlegenden Vor-
trägen im Zentrum Innere Führung
der Bundeswehr sowie in der höchs-
ten Ausbildungsstätte deutscher
Streitkräfte, der Hamburger Füh-
rungsakademie, programmatisch den
Rahmen dieser Verkündigung auf
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Der neu erschienene Band
„Pastoral“ ist die dritte Aus-
gabe in der neuen Reihe der

„Zeitschrift Militärseelsorge“ (41. Jg./
2003), die vom Katholischen Militär-
bischofsamt herausgegeben wird.

Das Heft berichtet aus der Arbeit
der Militärseelsorge und will ihre
speziellen Arbeitsfelder und Beson-
derheiten beleuchten.

Militärgeneralvikar Walter
Wakenhut eröffnet den Reigen der
Beiträge, indem er das vielfach dis-
kutierte Programm einer „Kooperati-
ven Seelsorge“ analysiert und in Be-
ziehung zur derzeitigen Situation in
der Katholischen Militärseelsorge
setzt. Ein Schwerpunkt ist die
seelsorgerliche Begleitung der Solda-
ten in den Auslands-einsätzen; über
dieses Thema schreiben Autoren, die
unmittelbare Einsatzerfahrung bei
der ISAF-Truppe in Kabul haben
(Joachim Robrahn, Joachim Simon,
und Thomas Stolz).

Verstärkte Aufmerksamkeit ge-
wonnen haben dementsprechend
auch Seelsorge und Betreuung für die
von den Einsätzen betroffenen Fami-
lienangehörigen (Georg. Kestel, Pe-
ter-Paul Straube). Hierzu gibt es seit
zwei Jahren mit dem Zentralinstitut
für Ehe und Familie in der Gesell-
schaft (ZFG) der Katholischen Uni-
versität Eichstätt eine fruchtbare Ko-

operation, die sich der Belastungen
innerhalb der „Fern-Beziehungen“
annimmt (Peter Wendl). Im Rahmen
dieser neuen und tiefgreifenden Her-
ausforderungen hat auch die Katholi-
sche Arbeitsgemeinschaft für Solda-
tenbetreuung (KAS e.V.) ihr auf
möglichst große Truppennähe ange-
legtes Betreuungskonzept für das In-
und Ausland, für die Heimat wie für
die Einsatzgebiete angepasst und
weiterentwickelt (Rainer Krotz).

Ein geschichtlicher Überblick
über die Gattung Militärgebet- und
Gesangbücher seit dem neunzehnten
Jahrhundert (Monica Sinderhauf)
wird ebenso geboten wie eine Refle-
xion der Positionen katholischer
Jugendverbände zur Friedensproble-
matik (Josef König), sowie aus jüngs-
ten vatikanischen Dokumenten eine
prägnante Zusammenfassung der
pastoralen und ethischen Aspekte
zum „Generalmedium“ Internet (Jo-
chen Scherzer).

In relativ kurzer Zeit haben sich
die Partnerschaften mit der Militär-
seelsorge in den osteuropäischen und
baltischen Ländern erweitert und
vertieft (Walter Theis). Näherhin
werden in diesem Zusammenhang
drei Vorträge dokumentiert, die im
September 2002 bei einem Europa-
Seminar der litauischen Streitkräfte
durch Repräsentanten der deutschen

Militärseelsorge zum Thema „SOLDAT

UND ETHIK“ gehalten wurden (Lothar
Bendel, Walter Theis, Carl Ursprung).
Nicht fehlen soll auch ein Bericht
über den derzeit laufenden Prozess
der Organisationsentwicklung in der
Kurie des Katholischen Militär-
bischofs (Martin Pröstler und Peter
Feneberg).

(Georg Kestel/KMBA, aus:
DT Nr.150 vom 18.12.2003)

Katholisches Militärbischofsamt
(Hg.): Zeitschrift Militärseelsor-
ge, Band „Pastoral“, 41. Jg. 2003

Band „Pastoral“ der Zeitschrift Militärseelsorge
mit Beiträgen aus dem Jahr 2003

Dialogseminar für Offizieranwärter in BerlinKURZ BERICHTET:

Zu einem Informationsseminar kamen im April 20
Offizieranwärter der Marineschule Mürwick auf Einla-

dung der Katholischen Militärseelsorge in die Hauptstadt
Berlin. Darunter befanden sich Seekadetten aus Kuwait,
Mauretanien, Frankreich, Benin, Estland und Litauen. Auf
dem Programm standen Besuche im Berliner Dom, in der
neuen Tempelhofer Moschee, dem Reichstag, dem Jüdi-
schen Museum und der Gedenkstätte Plötzensee. Das unter
dem Motto, „Interreligiöser Dialog in den Streitkräften“, ste-
hende Seminar hatte seinen Höhepunkt in einem Rund-
gespräch über Gewalt, Krieg und Frieden im Christentum,
Judentum und Islam. Ein moslemischer Teilnehmer meinte:
„Zum ersten mal in meinem Leben habe ich mit einem Ju-
den und mit einem katholischen Geistlichen gesprochen.“
Der Leiter des Seminars Harald Oberhem vom Katholischen
Militärbischofsamt kommentierte: „Interkulturelle Kompe-
tenz kann keine Einbahnstraße sein. Auch in der Bundes-
wehr ist der interreligiöse Dialog unverzichtbar!“ (KMBA)
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50 JAHRE KATHOLISCHE MILITÄRSEELSORGE

Der rote Faden ist der Dienst an den Soldaten
Katholische Militärseelsorge bereitet sich auf das Jubiläum im Jahr 2006 vor

Am 4. Februar 1956 wurde Josef Kardinal Wendel, damals Erzbischof von München, zum ersten katholi-
schen Militärbischof für die junge Bundeswehr ernannt. Dieser Tag gilt als Gründungstag der katho-
lischen Militärseelsorge. Sie kann damit 2006 ihr 50-jähriges Bestehen feiern. Ein Symposium des Militär-

bischofsamtes vom 10. bis 11. März 2004 in Berlin – Leitung Dr. Monica Sinderhauf, Leiterin Archiv des KMBA –
diente der frühzeitigen Einstimmung auf das Jubiläum und zudem der eigenen Standortbestimmung. Neben der
Rückschau auf die Anfänge und das Werden der Militärseelsorge vor dem Hintergrund der staatlichen und
kirchlichen Entwicklungen wurden vor allem die verschiedenen Aspekte der Seelsorge an Soldaten und deren
Familien betrachtet. Schließlich galt die Aufmerksamkeit den jüngsten politischen und friedensethischen Anfor-
derungen, die sich aus einer seit 1990 stetig wandelnden Auftragslage für die Bundeswehr ergeben. In ihren
Kurzbeitrag über das Symposium bezieht AUFTRAG den anschaulichen Bericht „Gewollter Vorgriff“ (s. Kasten)
von Michael Rother ein (aus: „aktuell – Zeitung für die Bundeswehr“ Nr. 14 von Montag, 5. April 2004).

6 aktuell     H I N T E R G R U N D         MONTAG, 5. April 2004
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Unter
den rund
120 Teilnehmern
des Symposiums waren
auch mehrere Zeitzeugen –
Militärgeistliche der ersten Genera-
tion, die ab 1956 in der Bundeswehr
tätig waren, aber auch ehemalige Sol-
daten, deren eigene Biographie und
kirchliche Sozialisation oft durch die
Militärseelsorge mitgeprägt wurde
(Schlagartig fiel mir als Teilnehmer
auf, dass ich selbst gegenüber 31 akti-
ven Dienstjahren heute bereits 40
Jahre Militärseelsorge bewusst erlebt
habe, davon fast 30 Jahre im Laien-
engagement von KOK und GKS).

Die erste Einheit des Symposiums
war dem historischen Rückblick ge-
widmet: dem Begründer der Militär-
seelsorge und ersten Katholischen
Militärbischof, Erzbischof Josef Kar-
dinal Wendel (1956-1960) und dem
Wirken des ersten Militärgeneralvi-
kars Georg Werthmann. Ergänzt wur-
de dies durch einen Vergleich zur
„Geschichte der österreichischen

Militärseelsorge in der Zweiten Re-
publik“. In einer Bildpräsentation
stellte OTL Dr. Wolfgang Schmidt
(MGFA Potsdam) eine kontinuierli-
che Entwicklung im Erscheinungs-
bild der Repräsentanten der Militär-
seelsorge bei Truppenbesuchen vom
noch vorkonziliar geprägten Kirchen-
fürsten hin zum unkomplizierten Bi-
schof als umgänglichem  Seelsorger
vor – auch für Insider eine überra-
schende Erkenntnis.

In der zweiten Einheit standen
kirchenrechtliche Aspekte sowie
kirchliche, sicherheits- und gesell-
schaftspolitische Entwicklungen im
Vordergrund. Im Vortrag des Bamber-
ger Kirchenrechtlers Prof. Dr. Alfred
Hierold wurden noch einmal Ein-
schnitte deutlich: die Ausdehnung der
Militärseelsorge nach Ostdeutschland
ab 1990 sowie die Entwicklung von

der Vertei-
digungs- zur Ein-

satzarmee. Ministerial-
rätin Alice Greyer-Wienin-

ger (BMVg - UAL R I) stellte fest,
die Militärseelsorge habe sich „im
Dienst der Sache und zum Wohle der
Menschen“ bewährt. Das Nautralitäts-
gebot des GG fordere nicht die strikte
Trennung von Staat und Kirche, son-
dern schließe eine partnerschaftliche,
von gegenseitiger Einflussnahme freie
Zusammenarbeit durchaus ein. Des-
halb solle Einsatzbegleitung auch als
Betreuungsangebot gesehen werden,
das nicht auf konfessionelle Zugehö-
rigkeit der Soldaten abziele. Demge-
genüber stellte Dr. Reinhard Voß, Ge-
neralsekretär von pax christi, erneut
die Militärseelsorge grundsätzlich in
Frage. Er kritisierte ihre „institutionel-
le Einbindung, ihre Abhängigkeit und
ihr Soldatenbild“. Leider ließ sich das
Plenum ins Bockshorn jagen und dis-
kutierte sich verteidigend erneut Fra-
gen der 80-er Jahre.

(Text u. Fotos PS)

Podium des abschließenden Gesprächs
über „Militärseelsorge (MS) heute“
(v.l.): LWissDir Horst Scheffler (MGFA
Potsdam: „Ev. MS nach 1990“), MD
Hartmut Gremmler, (KLMD Erfurt: „Kath.
MS nach 1990“), Oberst Karl-Jürgen
Klein (GKS: „Laienarbeit in der MS“), Dr.
Annegret Henkel (PastRef Koblenz:
„Frauen in der MS“), LWissDir Harald
Oberhem (KMBA: Moderator), MilPfr
Alfons Hutter (zz. Kabul: „MilPfr im Aus-
landseinsatz“), Dr. Heinz-Gerhard
Justenhoven (IThF Barsbüttel: Position
Friedensethik heute“), MD Msgr. Georg
Kestel (KMBA Berlin: „Schwerpunkte der
allg. Seelsorge).

91
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BEREICH BAYERN UND BADEN-WÜRTTEMBERG

„Eigentlich ist alles gesagt, nur nicht von jedem“
Erste gemeinsame Arbeitskonferenz der ehemaligen Wehrbereiche V und VI beim

Katholischen Leitenden Militärdekan (KLMD) München vom 26.03.-28.03.2004 in Vierzehnheiligen

Der Einladung des KLMD
München, Militärdekan Rein-
hold Bartmann, zur ersten ge-

meinsamen Arbeitskonferenz in
Vierzehnheiligen waren 47 Delegier-
te und Vertreter der Seelsorge-
bezirksräte und der GKS aus Bayern
und Baden-Württemberg sowie eine
große Anzahl von Familienangehöri-
gen gefolgt.

Bei seiner Begrüßung gab Dekan
Bartmann seiner Freude Ausdruck
über den großen Zuspruch an dieser
ersten Arbeitskonferenz und darüber,
dass eine große Teilnehmerzahl aus
Baden-Württemberg erschienen war.

In der Vorstellungsrunde, die
von Hauptmann Gereon Gräf als Mo-
derator geleitet wurde, berichteten
die Vertreter der Seelsorgebezirks-
räte und der GKS über ihre Arbeit,
Sorgen und Nöte. So erfuhren die
Teilnehmer manches Interessante,
wie sich z. B. der krasse Abbau von
Stellen an fast allen Standorten
(Ingoldstadt von 2.000 Soldaten auf
jetzt gerade noch 140) erschwerend
auf die Arbeit der Seelsorgebezirks-
räte auswirke. Ein anderes Problem
sei die immer größer werdende An-
zahl von nichtgläubigen Vorgesetzten
(5 von 6 Chefs). Erfreulich war zu hö-
ren, wie man trotz dieser Schwierig-
keiten versuche, Veranstaltungen
durch zuführen oder z.B. Partner-
schaften mit US-Soldaten wie in
Hammelburg zu pflegen.

Zum Schluss der Vorstellungs-
runde meinte der Dekan Bartmann:
„Eigentlich ist alles gesagt, nur nicht
von jedem.“

Der Abend klang mit einem ge-
mütlichen Gedankenaustausch aus.

Der Samstag diente in erster Li-
nie für Informationen zur Lage der
Militärseelsorge. Dazu war Militär-
generalvikar Prälat Walter Waken-
hut nach Vierzehnheiligen gekom-
men. So erfuhren die Teilnehmer aus
erster Hand über den Stand der Din-
ge. Einen breiten Raum nahm die
Weisung des Generalinspekteurs
über den Umgang mit der Militär-
seelsorge ein. Auch gab Prälat
Wakenhut zu bedenken, dass bei
Auflösungen von Standorten es nicht
nach Wünschen der Militärseelsorge
gehen könne, sondern dass sich die
Militärseelsorge den Notwendigkei-
ten der militärischen Führung an-
schließen müsse. (Anmerkung der
Redaktion: Einzelheiten zum Lage-
bericht des Militärgeneralvikars ent-
sprechen im Wesentlichen der Stand-
ortbestimmung in diesem AUFTRAG,
Seite 96-98)

Ein Problem sieht MGV Waken-
hut in der vielen Zeit, welche die
Militärpfarrer auf den Straßen ver-
bringen müssten, um die weit ausein-
ander liegenden Standorte zu besu-
chen. Dafür seien rund 25% der ver-
fügbaren Dienstzeit aufzuwenden.

Zu den Auslandseinsätzen mein-

te Prälat Wakenhut, „Soldaten kön-
nen nur den Deckel des Kochtopfs
zuhalten. Das Überkochen kann nur
die Politik verhindern.“

Zum Abschluss seines Besuches
dankte der Militärgeneralvikar den
Anwesenden für ihr Kommen und bat
sie, so weiter zu machen und stets
Flagge zu zeigen

Der Nachmittag begann mit einer
Führung durch die Basilika Vier-
zehnheiligen, die nach der Renovie-
rung im neuen Glanz erstrahlte, und
der Teilnahme an einem Orgel-
konzert. Anschließend trafen sich
GKS und Bezirksseelsorgeräte zu ge-
trennten Sitzungen.

Der Stellvertretende Bundesvor-
sitzende, Hauptmann Hans Georg
Pauthner, berichtet aus dem Bundes-
vorstand und aus dem Exekutivaus-
schuss, der zz. über die Zukunft der
Sachausschüsse berate. Es gebe dort
Überlegungen, den Sachausschuss
„Sicherheit und Frieden“ in
„Friedensethik“ und den Sachaus-
schuss „Innere Führung“ in „Berufs-
ethik“ umzubennen.

Ein Schwerpunkt der Arbeit in
den Kreisen und übergeordneten
Ebenen solle nach Ansicht der Teil-
nehmer auf die Begleitung der Fami-
lien von Soldaten in Auslandsein-
sätzen und auf die Betreuung dieer
Soldaten gelegt werden.

Die Zusammenführung der Mili-
tärseelsorge und ihrer Laienarbeit im
Süden zwischen Baden-Württemberg
und Bayern habe ohne Probleme
stattgefunden, beim Bereich Nord
und See stehe sie unmittelbar bevor,
teilte Hauptmann Pauthner zum
Schluss mit.

Bei der wieder gemeinsamen Ab-
schlussbesprechung wurde vom Mo-
derator das Nachbarschaftsprojekt
des Laienapostolats der Militärseel-
sorge in Zusammenarbeit mit Ren-
ovabis für „minengeschädigten Kin-
der im Kosovo“ erläutert und darum
gebeten, das GKS und Räte die
Sammelaktion gemeinsam durchfüh-
ren, damit eine intensivere Betreu-
ung zustande komme. Denn die Mili-

Emsige Kinder-
hände bereiten
den Altartisch für
den Sonntags-
gottesdienst vor
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tärseelsorge unterstützt mit 20% das
Gesamtaufkommen dieser Hilfe.

Hierzu ein paar Fakten.
Die Kinder die durch die Minen

schwer verletzt sind, werden teil-
weise weggesperrt und an den Rand
gedrängt. Sie können nicht in die
Schule, weil es für sie keine
Transportmöglichkeiten gibt. Die
ärztliche Versorgung ist äußerst
schwierig. Es gibt nur eine medizini-
sche Einrichtung für die Herstellung
von Prothesen und es fehlen qualifi-

zierte Fachkräfte. Durch das Projekt
konnte in den letzten fünf Jahren vie-
len geschädigten Kindern geholfen
werden.

Im Sonntagsgottesdienst wurden
bei der Kollekte 560 Euro für das
Nachbarschaftsprojekt gespendet.

Bei der Wahl zum stellvertreten-
den Moderator wurde StFw Alfred
Bergmann einstimmig gewählt.

Zum Abschluss bedankte sich
Militärdekan Reinhold Bartmann bei
Frau Bauer mit einem Geschenk für

die Betreuung der Kinder während
der Tage in Vierzehnheiligen und
verabschiedet StFw Roland Brandel,
der im September in den Ruhestand
versetzt wird.

Anmerkung: In der Votivkapelle
der Basilika ist eine Dankestafel mit
folgendem Spruch angebracht „ An
den Strömen von Babel saßen wir
und weinten, wenn wir an unsere
Heimat dachten.“ Psalm 137-1

Für die Teilnehmer aus Baden-
Württemberg traf nach der Zusam-
menlegung der Arbeitskonferenz der
Räte und der Bereichskonferenz der
GKS mit Bayern dies nicht zu.

(Text und Fotos Friedrich Brockmeier)

Eine respektable Teilnehmerzahl hatt die erste gemeinsame ArbeitsKonferenz beim
KLMD München und nebst Bereichskonferenz der GKS für Bayern und Baden-Würt-
temberg zu verzeichnen. Das Foto zeigt die bunte Schar von Soldaten, Ehefrauen
und Kinder vor der imponierenden Basilika von Vierzehnheiligen

KURZ BERICHTET:

Militärbischof im Standort Hamburg

Die Auslandseinsätze der Bundeswehr hält Militär-
bischof Dr. Walter Mixa weiterhin für notwendig.

Dass sich Deutschland an der Wahrung der weltweiten
Sicherheit beteilige, stehe auch im eigenen Interessen
außer Frage, unterstrich der Bischof im Ende März an
der Führungsakademie der Bundeswehr in Hamburg.
Dort referierte er zum Thema „Friedensethik“. Dabei
hob Mixa die Rolle der Vereinten Nationen hervor. Mili-
tärische Interventionen dürften nicht ohne UN-Mandat

durchgeführt werden. Derzeit sind rund 7.200 deutsche
Soldaten in Äthiopien, Afghanistan, Usbekistan, Geor-
gien, Mazedonien, Bosnien-Herzegowina und im Kosovo
im Einsatz.

Der Militärbischof besuchte in Hamburg auch andere
Bundeswehreinrichtungen. An der „Helmut-Schmidt-
Universität“ der Bundeswehr diskutierte er mit Studen-
ten über das Thema „Kirche an der Universität. Im
Bundeswehrkrankenhaus tauschte er sich mit einsatz-
erfahrenen Soldaten und Vertrauensleuten aus.

(KNA/PS)
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Aus der Arbeit des
Bundesgeschäftsführers der GKS

übergab ein Papier mit dem Titel
„FRIEDENSPOLITISCHE RICHTLINIEN“,
bewusst als Gegenentwurf zu den
„VERTEIDIGUNGSPOLITISCHEN RICHTLINI-
EN“ des BMVg so bezeichnet. Der
Sachausschuss „SICHERHEIT UND FRIE-
DEN“ wird diesen Entwurf bewerten
und aus seiner Sicht eine Stellung-
nahme vorbereiten, die dann beim
nächsten Vorstandsgespräch mit pax
christi erörtert werden soll.

GKS-Handbuch auf CD
Der IT-Beauftragte der GKS,

Oberstabsfeldwebel Berners, hatte
die erste Neuauflage der CD mit dem
Handbuch der GKS im Entwurf
fertiggestellt; Oberstleutnant a.D.
Jermer zeichnete für die Gestaltung
des aufgedruckten Labels verant-
wortlich. Es galt also, die Produktion
bei einer Fachfirma in Auftrag zu ge-
ben und die dann ausgelieferten CD
zu versenden. Dankenswerterweise
übernahm das KMBA die Verteilung
an die Militärgeistlichen, so dass für
den Bundesgeschäftsführer nur noch
der Versand an den GKS-Bundesvor-
stand, die Bereiche, Kreise und An-
sprechpartner der GKS blieb.

Gemeinnützigkeit der GKS
Breiten Raum nahm der Schrift-

verkehr mit dem für uns zuständigen
Berliner Finanzamt ein, das – anders
als früher das Bonner Finanzamt –
eine förmliche Anmeldung der GKS
als Körperschaft und die Abgabe ei-
ner Steuererklärung (zunächst für
das Jahr 2002) verlangte. Gleichzei-
tig läuft auch noch die Korrespon-
denz mit dem Finanzamt zu der Fra-
ge, wie eine mögliche zukünftige
GKS-Satzung aussehen muss, um die
Voraussetzungen für die Zuerken-
nung der Gemeinnützigkeit zu erfül-
len.

Politiker-Gespräche
Auch die Politikergespräche der

GKS gehen in enger Zusammenarbeit
mit dem KMBA weiter. Am 1. April
2004 soll das im Herbst ausgefallene
Gespräch mit MdB Christian
Schmidt (CSU) nachgeholt werden.
Für den Frühsommer liegt eine Zusa-

ge von MdB Arnold (SPD), dem
verteidigungspolitischen Sprecher
der SPD-Bundestagsfraktion, vor.
Die Suche nach einem geeigneten
Termin ist noch im Gange. Weitere
Politiker-Gespräche sind für den
Herbst geplant.

Katholikentag in Ulm
Der Katholikentag in Ulm (16.-

20.06.2004) – Leitwort „LEBEN AUS
GOTTES KRAFT“ – wirft seine Schatten
voraus (sa. Beitrag S. 84 f.). Zur Zeit
laufen die Anmeldungen für die Be-
teiligung am Standpersonal für unse-
ren GKS-Stand ein. Der Versand der
beiden Stellwände nach Ulm ist
bereits abgesprochen. Für das ge-
plante Kleinforum der GKS mit ei-
nem Podiumsgespräch hat der Sach-
ausschuss „Sicherheit und Frieden“
die inhaltliche Verantwortung. Den
äußeren Ablauf verantwortet für die
GKS der Sachausschuss „Informati-
on und Konzeption.“

Ausblick
Der Blick auf das nächste Quar-

tal zeigt als Schwerpunkte den Katho-
likentag, aber auch die näher rücken-
de Bundeskonferenz (15.-17.09.)
während der 44. Woche der Begeg-
nung im Ludwig-Windhorst-Haus,
Lingen (12.-17.09.), die rechtzeitig
vorbereitet werden will. Im Vorfeld
der Bundeskonferenz wird vor allem
die inhaltliche Aufbereitung des
Jahresthemas „LEBEN AUS GOTTES

KRAFT – EHRENAMTLICHES LAIENENGA-
GEMENT“ unter dem Gesichtspunkt
der Verbandsarbeit stehen. Das The-
ma wurde in Anlehnung an das Motto
des Katholikentages formuliert wur-
de.

Wie immer sind als Dauerbren-
ner die Unterstützung der Vorberei-
tungen und die Sammlung und Be-
antwortung der Anmeldungen für die
Seminare „3. Lebensphase“ (wobei
das Jahr 2004 so gut wie ausgebucht
ist), für die Jakobus-Wallfahrt und
für die bevorstehende Sitzung des
Bundesvorstandes (30.04-02.05.) in
Berlin auf der Agenda.

(Klaus Achmann)

Vor allem vorbereitende organi-
satorische Angelegenheiten
der GKS standen im ersten

Quartal dieses Jahres bei der Arbeit
des Bundesgeschäftsführers im Vor-
dergrund.

Die Verbandsarbeit des Jahres
begann mit einer Sitzung des GKS-
Exekutivausschusses am 31. Januar
2004 in Berlin im Anschluss an den
Jahresempfang von Militärgeneral-
vikar Prälat Walter Wakenhut für den
Vorstand der Zentralen Versammlung
und den Exekutivausschuss der GKS.

Zusammenarbeit von
GKS und pax christi

Der Schwerpunkt der Arbeit des
Bundesgeschäftsführer lag auf der
Vorbereitung des gemeinsamen Se-
minars von GKS und deutscher Sek-
tion von pax christi vom 26.-28. März
2004 in Bonn. Sein Thema: „ERFAH-
RUNGEN MIT FRIEDENSEINSÄTZEN.“
Inzwischen konnten hervorragende
Referenten gewonnen werden, die
Teilnehmer liegen weitgehend fest
und die organisatorischen Vorberei-
tungen sind abgeschlossen. Vorbe-
reitung und Durchführung dieses Se-
minar stellen ein außergewöhnliches
Ereignis dar: Immerhin haben sich
hier die katholische Friedensbewe-
gung und katholische Soldaten zu ei-
nem gemeinsamen Projekt zusam-
mengefunden.

Das Seminar wurde mit einem
Gespräch der Vorstände von pax
christi und der GKS am 13. Januar
2004 im Collegium Albertinum in
Bonn vorbereitet. Wie immer bei die-
sen Gesprächen wurden aber auch
grundsätzliche Fragen der Auslands-
einsätze und des soldatischen Selbst-
verständnisses diskutiert. Pax christi
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GKS-ERKLÄRUNG VOM 8. JANUAR 2004

Ein Jahr danach – Krieg gegen den Irak – ethisch zu verantworten?

Am 8. Januar 2003, zu einem Zeitpunkt, als sich die
Gefahr eines Irak-Krieges schon deutlich am Hori-
zont abzeichnete, hat die Gemeinschaft Katholischer

Soldaten (GKS) eine Erklärung mit dem Titel „KRIEG GEGEN DEN

IRAK - ETHISCH ZU VERANTWORTEN?“ heraus gegeben.

1 – Die GKS verurteilte seinerzeit die Verstöße des Irak ge-
gen Beschlüsse des Sicherheitsrates der Vereinten Nati-
onen, die auf die endgültige Beseitigung von Massen-
vernichtungswaffen zielten und bewertete einen weite-
ren Verzicht auf ihre Durchsetzung als nicht hinnehm-
bar. Sie wies aber auch darauf hin, dass es alleiniges
Recht des Sicherheitsrates ist, mögliche militärische
Maßnahmen zu autorisieren. Kern der Erklärung war
der Hinweis auf ethische Kriterien für die Anwendung
militärischer Gewalt in diesem Falle:
· Nur eine legitime Autorität, derzeit nur die Verein-

ten Nationen, kann einen entsprechenden Kampf-
einsatz mandatieren.

· Krieg darf nur geführt werden, wenn ein hinreichen-
der Grund vorliegt, wenn also der Weltfrieden ge-
stört und die Sicherheit der Völker verletzt wird.

· Absicht der Verantwortlichen muss es sein, unge-
rechte Gewalt oder schwerwiegende Verstöße ge-
gen das Völkerrecht zu beenden und eine friedli-
che Entwicklung in Gang zu setzen.

· Kampfeinsätze sind als äußerstes Mittel nur dann
erlaubt, wenn andere Möglichkeiten erschöpft sind
oder aussichtslos erscheinen.
Die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und des
Schutzes von Nicht-Kombattanten sind zwingend
zu beachten.

Die Erklärung war von der vergeblichen Hoffnung ge-
tragen, dass die Inspektionen zum Erfolg führen und ein
gewaltsames Vorgehen sowie die mit einem Krieg einher-
gehenden Leiden der Bevölkerung verhindert werden
könnten.

2 – Ein Jahr nach dieser Erklärung und ein gutes halbes
Jahr, nachdem die durch die Vereinigten Staaten und
Großbritannien gebildete Koalition die regulären iraki-
schen Truppen besiegten und ein Besatzungsregime in-
stallierten, kann eine erste Zwischenbilanz gezogen
werden. Aus derzeitiger Sicht ist zwar durch den von
den Vereinten Nationen nicht legitimierten und ethisch
fragwürdigen Krieg gegen den Irak ein Unrechtsregime
beseitigt worden, das propagierte Ziel ist jedoch nicht
erreicht worden. So ist es bisher nicht gelungen, Recht
und Ordnung im Lande zu etablieren, und eine nach-
haltige, friedliche Entwicklung ist noch nicht zu erken-
nen. Darüber hinaus wurde durch das einseitige Vorge-
hen der Kriegskoalition die Autorität der Vereinten Na-
tionen schwer beschädigt, das transatlantische Verhält-
nis empfindlich gestört und die Region nicht stabilisiert.
Die Verbindlichkeit und Glaubwürdigkeit des Völker-
rechtes wurde beeinträchtigt.

3 – Um weiteren Schaden abzuwenden,
muss die Regierungsverantwortung
von der amerikanisch geführten Über-
gangsverwaltung an eine irakische Interimsregierung
so schnell wie möglich übergeben werden und die Zu-
ständigkeit für die Hilfe beim Wiederaufbau des Landes
an die Vereinten Nationen übertragen werden.
Schließlich steht die Völkergemeinschaft als Ganzes in
der Pflicht, dem irakischen Volk beim Aufbau einer sta-
bilen politischen Ordnung mit demokratischen und
rechtsstaatlichen Strukturen zu helfen. Die Bundes-
republik Deutschland sollte dieses politische Vorhaben
nach Kräften unterstützen.

4 – Der internationalen Staatengemeinschaft muss daran
gelegen sein, den mit der Intervention im Irak gemach-
ten Versuch zurück zu weisen, das im Völkerrecht nie-
dergelegte Recht auf Selbstverteidigung im Falle eines
Angriffs exzessiv auszulegen und gar einen Präventiv-
angriff zu legitimieren. Daher ist eine Stärkung der Ver-
einten Nationen und insbesondere des Sicherheitsrates
noch dringender als bisher geboten, um nicht-autorisier-
te militärische Kampfeinsätze verhindern zu können.

5 – Die im vergangenen Jahrzehnt dem Land auferlegten
harten Wirtschaftssanktionen fügten der Bevölkerung
schwerstes Leid zu; sie haben das Regime jedoch nicht
– wie erhofft –  geschwächt, sondern – im Gegenteil –
noch gestärkt. Insofern ist das Instrument  Wirtschafts-
sanktionen im Hinblick auf seine Auswirkungen – auch
vor dem Hintergrund ähnlicher Erfahrungen – neu zu
bewerten.

6 – Den von der christlichen Friedensethik entwickelten
und vom Völkerrecht – in wesentlichen Teilen – über-
nommenen ethischen Kriterien (s.o.Nr. 1) für die legiti-
me Anwendung militärischer Gewalt, die von herausra-
gender Bedeutung für das friedliche Zusammenleben
der Völker sind, sollte in der öffentlichen Diskussion
breiterer Raum eingeräumt werden. In der politischen
Bildung der Bundeswehr sollte die Auseinandersetzung
mit den friedensethischen Kriterien im Vordergrund
stehen.

7 – Die GKS fordert, dass Parlament und Regierung nur
dann der Bundeswehr einen Einsatzauftrag erteilen,
wenn die völkerrechtlichen Voraussetzungen gegeben
sind und die friedensethischen Kriterien beachtet wer-
den. Außerdem müssen die Aufträge auch militärisch
sinnvoll sein. Politische Notwendigkeit und rechtliche
Zulässigkeit sind gegenüber der Öffentlichkeit und den
Soldaten hinreichend zu begründen. Der Soldat muß
einen Einsatzauftrag als Teil einer Politik verstehen kön-
nen, die den Frieden festigt und die Freiheit fördert.

Berlin, 8. Januar 2004
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GKS-POLITIKERGESPRÄCH

Künftige Herausforderungen für die
deutschen Streitkräfte

nachzubessern – eine aus Sicht der
FDP erfreuliche Einsicht.

Wer weit sieht, traut sich auch,
weit zu springen

Mit dem Positionspapier der FDP
„Bundeswehr 2000“ plädierte
Nolting bereits im März 1999(!) für
eine tiefgreifende Reform, was
damals weitsichtiger und mutiger
war, als die Einsicht der Regierung.
U.a. sollten einem neu zu schaffen-
den Generalstab fünf Kommando-
bereiche unterstehen: Heer, Luftwaf-
fe, Marine, Sanität und Logistik, Ter-
ritorial und Ausbildung, wobei die
FDP schon vor der Jahrtausend-
wende darauf hinwies, dass ein ge-
trennter Einsatz der Teilstreitkräfte
kaum noch denkbar und „Joint Warf-
are“ angesagt wäre. Man hätte sich
Eckwerte- und Eckpfeilerpapiere
sparen und den Soldaten und ihren
Familien viel Unruhe durch eine Re-
form der Reform der ... von unnötigen
Kosten, auch die für sogenannte „Be-
rater“.

Anmerkung des Verfassers: Erst
mit den „Wegmarken ...“ nähert sich
das Bundesministerium der Verteidi-
gung in puncto Personalumfang dem
FDP-Modell (März 1999 s.o.) und
dem der Weizsäcker-Kommission
(23. Mai 2000) an und bessert auch
bei den Strukturen deutlich nach:
35.000 Einsatzkräfte, 70.000 Stabi-
lisierungskräfte und – schließlich –
137.500 Unterstützungskräfte. – Der
FDP-Vorschlag sieht 160.000 Solda-
ten für die Einsatz-/Stabilisierungs-
kräfte (66%) und 80.000 Soldaten
für Territorial- und Ausbildungsauf-
gaben (33%) vor.

MdB Nolting stellte die wesentli-
chen Punkte aus dem FDP-Pro-
gramm „Reform der Reform“ vor, die
während der Informationsveranstal-
tung diskutiert wurden:

Wehrform:
Die FDP sieht wohl die Vorteile

einer Allgemeinen Wehrpflicht (Bür-
ger als „geborene Verteidiger des
Landes“ – Scharnhorst), plädiert
aber nach einer Güterabwägung im
Zweifelsfall für die Freiheit von der
totalen – wenn auch zeitlich befriste-
ten – Inpflichtnahme junger Männer
durch den Staat. Man könne die
Wehrpflicht heute nicht mehr glaub-
würdig sicherheitspolitisch begrün-
den („... von Freunden umzingelt“ –
Rühe), zumal Landesverteidigung
heute ausschließlich als Bündnis-
verteidigung zu begreifen wäre. Die
NATO sei aber seit nunmehr einem
Jahrzehnt denkbaren und möglichen
Gegnern konventionell deutlich
überlegen, womit sich die Fähigkeit
zum Aufwuchs (Rekonstitution) ei-
gentlich erübrigen würde. Vielmehr
fordere das Bündnis von Deutsch-
land Streitkräfte, die „gut ausgebil-
det, modern ausgerüstet, voll einsatz-
bereit und schnell verlegbar“ wären.

Im übrigen, so MdB Nolting,
wäre es unverantwortlich, Grund-
wehrdienstleistende für Einsätze vor-
zusehen, die eine sehr gründliche
und relativ lange Ausbildung voraus-
setzten, wofür neun Monate Dienst-
zeit nicht ausreichen würden. Je
schneller die Wehrpflicht ausgesetzt
würde, desto besser seien die Streit-
kräfte in der Lage, Auslandseinsätze
zu bewältigen. Alternativ denkt die

Informationen zum sicherheitspolitische Programm der F.D.P.

Ende des Jahres hat die GKS ihr 2. Politikergespräch in 2003 fort-
geführt. Militärgeneralvikar Prälat Walter Wakenhut hatte den sicher-
heitspolitischen Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion Günther Nolting

MdB eingeladen, einen ausgewiesenen sicherheitspolitischen Fachmann,
der seit 1987 Mitglied im Verteidigungsausschuss des Deutschen Bundes-
tages ist. Das Gespräch moderierte der Vorsitzende des GKS-Sachaus-
schusses „Sicherheit und Frieden“, Oberst i.G. Josef Blotz, Bonn.

Von der Notwendigkeit einer
tiefgreifenden Bundeswehr-

Reform
Bei dem Politikergespräch ging

MdB Günther Nolting zunächst auf
den sicherheitspolitischen Paradig-
menwechsel (beherrschende Grund-
auffassung von gr. paradigma =
Muster, Vorlage) ein: die Bundes-
wehr entwickelt sich von der Vertei-
digungsarmee hin zur Einsatzarmee.
Zurzeit, so Nolting, seien knapp
8.000 Soldaten bei sieben Friedens-
missionen im Ausland eingesetzt,
und die Bundeswehr täte sich
schwer, bei den derzeitigen Struktu-
ren ca. 10.000 Soldaten (aus einem
Kontingent von 50.000 Soldaten der
Krisenreaktionskräfte) für Friedens-
missionen abzustellen.

An allen Ecken und Enden stoße
die Bundeswehr wegen ihrer über-
kommenen Struktur an Grenzen.
Auch die unzureichende Finanzie-
rung der Bundeswehr wirke sich
nachhaltig negativ nicht nur auf die
Struktur, sondern auch auf die Quali-
tät der Ausrüstung und Ausstattung
aus, was wiederum negative Folgen
für die Attraktivität zeitigen würde.
Die Reform der Bundeswehr, wie sie
seinerzeit von Verteidigungsminister
Scharping konzipiert wurde, habe in
keiner Weise den tatsächlichen Er-
fordernissen entsprochen.

Nach Noltings Beurteilung ge-
schah diese Umwandlung nicht be-
herzt genug, so dass Bundesvertei-
digungsminister Struck im Januar
2004 offensichtlich die Notwendig-
keit sah, die von seinem Vorgänger
eingeleitete Reform mit den „Weg-
marken für den neuen Kurs“ deutlich
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FDP an „Kurzzeit-Soldaten“ ähnlich
dem FWDL (12/15/18 Monate frei-
willig Wehrdienstleistenden) bzw.
SaZ-2-Modell und ist optimistisch,
aus diesem Kontingent dann genü-
gend Bewerber für Längerdiener zu
gewinnen; allerdings muss der
Dienst in jeder Hinsicht deutlich at-
traktiver werden.

Attraktivität:
Die Bundeswehr muss so attrak-

tiv sein, dass sich leistungsbereite
junge Menschen in ausreichender
Zahl freiwillig für den Dienst in den
Streitkräften melden. Die FDP for-
dert ein eigenes Besoldungsrecht für
Soldaten, das an die Beamten-
besoldung angelehnt und auf Polizei-
und Bundesgrenzschutzniveau anzu-
heben sei. Künftig müssten offene
Stellen ausgeschrieben werden, und
jeder Soldat solle sich auf die für sei-
ne Laufbahn in Frage kommenden
Stellen bewerben können. Außerdem
seien Versetzungen nur noch dann zu
verfügen, wenn diese unbedingt not-
wendig wären. Schließlich sollten
Soldaten, denen zugemutet wird,
Leib und Leben bei Einsätzen im
Ausland einzusetzen, besser versorgt
und – falls ihnen etwas zustoße – ihre
Familien hinreichend abgesichert
sein.

Nationalgarde:
Reservisten sollten nach dem in

den USA bewährten System der Nati-
onal Guard in effizienten Kompani-
en, Bataillonen, Regimentern oder
Brigaden in den einzelnen Bundes-
ländern zusammengefasst und für
Heimat- und Katastrophenschutzauf-
gaben optimal ausgebildet werden.
Die derzeitige Organisation der
Wehrbereiche und Verteidigungs-
bezirke sollte in einer neuen Teil-
streitkraft aufgehen, die einen eige-
nen Corpsgeist bzw. ein selbstbe-
wusstes Image entwickeln könnte.
MdB Nolting machte deutlich, dass
die Nationalgarde keine polizeili-
chen Aufgaben übernehmen solle.

Dienstungerechtigkeit:
Die FDP beklage eine immer un-

erträglicher werdende Willkür bei
der Heranziehung zum Wehr- und
Ersatzdienst. Es bestünde ein kras-
ses Missverhältnis zwischen einge-

planten Haushaltsstellen, der Wehr-
dienstdauer und der Zahl der Wehr-
pflichtigen. So würden 2003 trotz
Wehrpflicht nur 222.000 junge Män-
ner (53,3%) ihrer Pflicht nachkom-
men, während ca. 100.000 (23,7%)
zu keinem(!) Dienst herangezogen
würden. (Wehrdienstuntauglich/-be-
freit: 96.000 = 23%). Auch sollten
Tauglichkeitskriterien konstant gel-
ten und nicht als Korrektiv für den
Personalbedarf an Wehrpflichtigen
betrachtet werden. Schließlich sei es
im Hinblick auf die Bündnisverteidi-
gung ungerecht, wenn einige Länder
junge Männer zum Wehrdienst her-
anziehen, die dann u.U. das Territo-
rium jener Länder verteidigen, die
sich von der Wehrpflicht längst ver-
abschiedet haben.

Bündnisfähigkeit:
Die sich aus der Mitgliedschaft

in NATO, EU, OSZE und VN erge-
bende internationale Verantwortung
verlangt konsequenterweise, dass die
Bundeswehr in die Lage versetzt
wird, die sich daraus ergebenden mi-
litärischen Anforderungen zu erfül-
len. Die von früheren liberalen
Außenministern kultivierte militäri-
sche Zurückhaltung sollte nicht einer
vorauseilenden militärischen Anbie-
derung weichen. Wer zu früh nach
dem Einsatz von Streitkräften rufe,
überführe sich der politischen Phan-
tasielosigkeit ...

Rüstung:
Ausrüstung und Bewaffnung der

(gesamten) Bundeswehr müssten un-
verzüglich und umfassend moderni-
siert werden, wozu nach Meinung der
Liberalen eine Anschubfinanzierung
notwendig und die investiven Ausga-
ben auf mindestens 30% anzuheben
wären. - Die wehrtechnische Indus-
trie solle auf europäischer Ebene
konsolidiert werden, damit sie im
transatlantischen Bereich koopera-
tions- und wettbewerbsfähig wird.
Die EU sollte eine konsequente und
an den tatsächlichen Bedürfnissen
orientierte Rüstungskontroll-, -ent-
wicklungs-, -beschaffungs- und -ex-
portpolitik betreiben, wobei die Re-
geln für Rüstungsbeschaffung und
-export zu harmonisieren wären.
Wettbewerbsnachteile wirkten sich

nachteilig auf bestimmte nationale
Kernkompetenzen aus.

Rationalisierung:
Den neuen „Wegmarken“ des

BMVg von 2004 liegen ähnliche Er-
kenntnisse zugrunde wie den „alten“
Reformvorschlägen der FDP von
1999, was die FDP ausdrücklich be-
grüßt. Die Liberalen fordern mit
Nachdruck, die Fähigkeiten zu Inter-
operabilität und Joint Warfare auszu-
bauen. In diesem Zusammenhang
seien überflüssige Organisations-
elemente der Teilstreitkräfte zu kap-
pen. Doppelarbeiten und Reibungs-
verluste führen zu Frustrationen und
vergeudeten Haushaltsmittel. In die-
sem Zusammenhang seien die Teil-
streitkräfte von Aufgaben zu entlas-
ten, die nicht der Steigerung der Ein-
satzfähigkeit dienen. Unterstützende
Aufgaben, die von privaten Anbie-
tern preiswerter angeboten und
schneller erledigt werden, seien aus-
zugliedern. Schließlich verlange die
anzustrebende hohe Professionalität
bei der Erfüllung von Einsatzauf-
gaben ständiges Training, weshalb
die Bundeswehr ihren wehrpflicht-
bedingten Ausbildungsauftrag aufge-
ben sollte. Auch solle überprüft wer-
den, ob die Bundeswehr tatsächlich
so viele Ämter, Kommandos und Stä-
be benötige.

Haushalt:
Die Reform habe sich vor allem

am Auftrag zu orientieren, nicht an
dem Geld, was vom Bundeshaushalt
übrig bleibt, nachdem sich alle ande-
ren Ressorts bedient hätten.

Man hätte es einfacher und
billiger haben können ...
Auf den Punkt gebracht forderte

die FDP eine Reform, die den Namen
verdient, keine Forschreibung über-
kommener Strukturen mit abgesenk-
ter Personalstärke und reduziertem
Verteidigungshaushalt. Die „Weg-
marken“ von Verteidigungsminister
Struck kommen den FDP-Vorschlä-
gen recht nahe. Hätte (hätte ...) sein
Vorgänger „den Schuss früher ge-
hört“, wäre den Streitkräften viel Un-
ruhe, den Soldaten und ihren Famili-
en viel Stress und dem Verteidi-
gungshaushalt viel Geld erspart ge-
blieben.  (Helmut Jermer)
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SEMINAR 3. LEBENSABSCHNITT IN STAPELFELD

Das Rad des Lebens
Erinnern – Erleben – Erwarten

Rad des Lebens zu führen.
Den ersten Seminartag beende-

ten wir mit einem gemütlichen Bei-
sammensein im Bierstübchen. Wir
lernten uns noch besser kennen und
verstehen. Wir sprachen aber auch
noch lange in kleineren Gruppen
über das Seminarthema, über unsere
Hoffnungen und Erwartungen.

Den zweiten Seminartag began-
nen wir mit einer Altarbild-Betrach-
tung in der hauseigenen Kapelle. Das
Altarbild eines jungen Mannes war in
seiner Aussagekraft durchaus um-
stritten. Nach der fachkundigen
Schulung am Vortag versuchten wir,
die inhaltlichen Aussagen zu inter-
pretieren. Es kam zu vielfältigen, in-
teressanten und unterschiedlichsten
Auffassungen. Wir lernten die Positi-
onen der anderen zu akzeptieren und
zu verstehen.

Nach dem Frühstück schloss
sich das zweite Seminarthema an
„OHNE RUHE, OHNE STAND!“ – PERS-
PEKTIVEN ZUR GESTALTUNG DER DRITTEN

LEBENSPHASE. Wiederum übernahm
Dr. Feltes die Leitung. Wir erkann-
ten, dass das Ausscheiden aus dem
Berufsleben ein dynamischer Prozess
ist, der sich in der Regel über mehre-
re Jahre hinzieht und eine frühzeitige
Auseinandersetzung mit dieser
Lebenssituation erfordert. Offen und
ehrlich sprachen wir über die Sorgen
und Befürchtungen, die das Aus-
scheiden aus dem Berufsleben mit
sich bringen. Wir formulierten aber
auch unsere Erwartungen, Hoffnun-
gen und Sehnsüchte, die wir mit dem
neuen Lebensabschnitt verbinden.
Die homogene Zusammensetzung un-
serer Gruppe ermöglichte es, ohne
Vorbehalte an dieses durchaus heik-
le Thema heranzugehen.

Nachmittags stand eine Fahrrad-
wallfahrt nach Bethen auf dem Pro-
gramm. An den verschiedenen Stati-
onen unserer Wallfahrt besprachen
wir intensiv den Sinn und Inhalt der-
selben und schlossen jeweils das Ge-
bet „Mein Weg“ von Charles de

Foucauld mit ein. Erst in den Abend-
stunden kehrten wir von unserer Ex-
kursion zurück.

Als Ausklang des zweiten Tages
feierten wir die Eucharistie mit
Militärdekan Hans-Peter Miebach.
Einen erlebnisreichen Tag, der uns
alle körperlich und geistig gefordert
hatte, ließen wir in einem gemütli-
chen Beisammensein ausklingen.

Den dritten Tag begannen wir
mit dem Thema „WOHER KOMMST DU,
WOHIN GEHST DU, WONACH SUCHST

DU?“. Gleich zu Beginn wurden wir
von dem Referenten Heinrich Siefer
stark gefordert. Das Ausfüllen eines
Antrags auf Daseinsberechtigung fiel
uns schwer. Die Kernfrage „Warum
gibt es mich eigentlich?“ war nicht
leicht zu beantworten. Viele von uns
wurden nachdenklich. Einer derarti-
gen Frage mussten wir uns in unse-
rem bisherigen Leben noch nicht
stellen. Die Antworten führten uns
vor Augen, welch vielfältige Proble-
me aus dem alltäglichen Leben bis
hin zur gesellschaftlich, politischen
Dimension im dritten Lebensab-
schnitt auf uns zukommen. Aber
auch Ängste, ob man denn gesund
bleibt, kamen zum Vorschein.

Am Nachmittag wurden wir von
dem Sozialberater der Standort-
verwaltung Diepholz in das Betreu-
ungsrecht eingewiesen. Die Vielzahl
der Fragen zeigte, dass wir auch auf
diesem Gebiet große Lücken hatten.

Daran schloss ein Gespräch mit
Michael Wudel zum Versorgungs-
recht der Berufssoldaten mit persön-
licher Beratungsmöglichkeit an. Die
Beratung war hochinteressant und
informativ. Die Möglichkeit zur per-
sönlichen Beratung wurde reichlich
genutzt. Auch diesen Tag ließen wir
in gemütlicher Runde ausklingen.

Die Gestaltung des ersten The-
mas „GESUNDER GEIST IN GESUNDEM

KÖRPER“ am Samstag übernahmen
Dr. Norbert Naber und Dr. Paul
Meyer. Schwerpunkte waren alters-
bedingte Erkrankungen und Allergi-
en mit ihren Folgen. Uns wurde ver-

Aus allen Teilen der Republik,
z. B. von Kötzting in Bayern,
aus der Bundeshauptstadt

Berlin oder Bad Honnef am Rhein
reisten 24 Teilnehmer – überwiegend
Ehepaare am Mittwoch, dem 25. Juni
2003. nach Stapelfeld bei Cloppen-
burg zum Seminar 3. Lebensphase
mit dem Thema „DAS RAD DES LE-
BENS“ an.

Was waren die Beweggründe an
einem Seminar teilzunehmen, das
sich mit dem dritten Lebensab-
schnitt, also dem Herbst des Lebens
befasste? Bei vielen war es bestimmt
die Neugier. Bei einigen aber auch
die Suche nach Argumenten, diesen
so einschneidenden Abschnitt im Le-
ben eines Menschen sinnvoll anzuge-
hen.

Nach unserer Ankunft wurden
wir durch das Ehepaar Brigitte und
Hans-Jürgen Mathias sehr herzlich
begrüßt. Eine Hausführung und Ein-
führung in das Tagungsthema schloss
sich an. Wir fühlten uns von Anfang
an sehr wohl. Es stimmte alles. So-
wohl das Ambiente, als auch die ho-
mogene, gutgelaunte und fröhliche
Gesellschaft führten dazu, dass Hem-
mungen schnell überwunden wurden
und sich eine gelöste, lockere Atmos-
phäre bilden konnte.

Noch am gleichen Abend befass-
ten wir uns mit dem Thema „LEBENS-
UND WELTDEUTUNGEN IM SPIEGEL DER

KUNST“. Anhand von Bildern der Ma-
ler Bosch, Breughel und Kaspar
David Friedrich unternahmen wir
den Versuch, die Kernaussage und
tatsächliche Bedeutung ihre Bilder
zu interpretieren.

Mit Hilfe von  Dr. Martin Feltes,
der uns mit Sorgfalt und großen
Detailkenntnissen an das Thema her-
anführte, versuchten wir, die Intenti-
on und die Gedanken der Maler
nachzuvollziehen und die Vorstellun-
gen der Künstler auf die Gegenwart
zu transportieren. Mit spielerischer
Leichtigkeit gelang es Dr. Feltes, uns
in die Speichen der Erinnerung im
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mittelt, anhand welcher Symptome
einige „alterstypischen“ Erkrankun-
gen erkannt werden können und was
dann zu veranlassen ist. Aber auch
Vorbeugemaßnahmen wurden aus-
führlich angesprochen.

Nach dem Mittagessen besuch-
ten wir das Museumsdorf Cloppen-
burg. Neben der Entwicklung dieser
Region in Niedersachsen wurde uns
vor allem das harte und entbehrungs-
reiche Leben der Menschen in dieser
landwirtschaftlich geprägten Region
in den letzten Jahrhunderten vorge-
stellt. Uns wurde klar, dass die gute,
alte Zeit im Wesentlichen von harter
Arbeit und kargem Lohn bestimmt
war.

Nach dem Gottesdienst trafen wir
uns zum mediterranen Buffet im Re-

staurant „Bührener Tannen“. Wir
wurden lukullisch nach allen Regeln
der Kunst verwöhnt. Die zahlreichen
Gaumenfreuden haben wir ausgiebig
genossen.

Den Sonntag, unseren letzten
Seminartag, begannen wir mit „DAS

RAD DES LEBENS – REFLEXIONEN DES

SEMINARVERLAUFS“. Daran schloss
sich die Sonntagsmatinee „DAS FEU-
ER IM SPIEGEL VON LITERATUR, MUSIK

UND KUNST“ an. Die Leitung über-
nahm wiederum Dr. Martin Feltes.

Als Fazit des Seminars lässt sich
feststellen, es hat sich für alle Teil-
nehmer gelohnt. Wir bekamen zahl-
reiche Informationen, wie wir den
neuen Lebensabschnitt besser meis-
tern können. Es blieben aber auch
Fragen offen, denen sich der Einzel-

ne individuell stellen muss. Es
brachte uns unseren Ehepartnern nä-
her. Wir erkannten, dass gemeinsam
vieles besser zu bewältigen ist. Das
Seminar gab uns die Kraft und den
Mut, das vor uns Liegende mit Zuver-
sicht und Elan anzugehen. Unser
Rad des Lebens dreht sich unaufhalt-
sam, wir können aber bestimmen,
welche Richtung es einschlägt.

(Hans-Jürgen Laeven)

P.S. Das nächste Seminar im Bereich
Nord – Cloppenburg – findet vom
02. bis 06. Juni 2004 statt.
Anmeldung beim Bundesge-
schäftsführer in Berlin.
Email: GKS.Berlin@t-online.de

Weitere Seminare s. TERMINE S. 100
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Friedensethik

Gerhard Beestermöller (Hrsg.): „Die hu-
manitäre Intervention – Imperativ der
Menschenrechtsidee? Rechtsethische Re-
flexionen am Beispiel des Kosovo-Krie-
ges“. Theologe und Frieden, Band 24.
Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart 2003,
171 Seiten.

Im Windschatten der Kriege im Irak
und in Afghanistan ist der Kosovo-Konflikt
im Jahr 1998/99 schon fast vergessen. Die
völkerrechtlichen und rechtsethischen Fra-
gen der seinerzeitigen militärischen NATO-
Intervention ohne Erlaubnis des Weltsicher-
heitsrates bedürfen aber der sorgfältigen
Aufarbeitung, wozu der vorliegende Band
eine wichtige Hilfe leistet.

Der Herausgeber, stellv. Direktor des
Instituts für Theologie und Frieden in Bars-
büttel, hat sechs juristische, rechtsethische
und politologische Beiträge zur humanitären
Intervention der NATO im Kosovo zusam-
mengestellt, ergänzt um einen eigenen, theo-
logischen Text.

Auf welcher Rechtsgrundlage die
NATO-Staaten seinerzeit handeln konnten,
bleibt zwischen den Autoren umstritten. Der
Philosoph Jean-Christophe Merle setzt ein
Interventionsrecht einfach voraus, der
Rechtsphilosoph Michael Köhler nennt für
ganz extreme anarchische und rechtszerstö-
rende Konfliktlagen innerhalb eines Staates
ein „Recht der Menschheit“, sein Kollege
Reinhard Merkel lässt das von Köhler abge-
lehnte Nothilfeargument gelten, wenn ein
Staat die „Minimalbedingungen legitimer
Staatlichkeit“, den inneren Friedensschutz,
nicht mehr garantiert. Otfried Höffe setzt an
beim Mangel an internationaler Rechts-
durchsetzung gerade durch die UNO und
erkennt ein Nothilferecht analog zur inner-
staatlichen Notwehr an. Der Politologe
Dieter S. Lutz verneint eine Eingriffsbefug-
nis, sein Kollege Hajo Schmidt will sie im
Einzelfall wohl nicht ausschließen.

Die Frage, ob die NATO durch Ab-
standsbombardierungen zum Schutz eigener
Soldaten gegen das Schonungsgebot für die
Zivilbevölkerung verstoßen hat, wird aus-
führlich diskutiert und bejaht.

Äußerst kritisch äußern sich die meis-
ten Autoren zum offiziellen Interventionsan-
lass im Kosovokonflikt, der humanitären
Notlage, und weisen nach, dass die kosovo-
albanische UCK die Konflikteskalation be-
wusst geschürt hat.

Leider kommt Dieter S. Lutz, der schrill-
ste Kritiker des Kosovo-Einsatzes, in seinem
Artikel über seinen altbekannten Täu-
schungsvorwurf an die NATO nicht hinaus.

Zwei weitere Fragen werden in den Tex-
ten angesprochen. Es geht einmal um die
Unterscheidungspflicht zwischen Kombat-
tanten und Zivilbevölkerung im Krieg und
zweitens um den nichtdiskriminierenden
Kriegsbegriff seit dem westfälischen Staa-
tensystem von 1648. Können z.B. die serbi-
schen Einsatzkräfte, die massenweise Ver-
brechen begangen haben, noch als normale
Kombattanten mit entsprechendem kriegs-
völkerrechtlichem Schutz angesehen werden?

Der Beitrag des Herausgebers behan-
delt den interessanten Zusammenhang zwi-
schen der klassischen Lehre vom gerechten

Krieg bei Thomas von Aquin und dem Koso-
vo-Krieg, der seinerzeit in den Medien ver-
schiedentlich als Kreuzzug bezeichnet wur-
de. Die moderne Menschenrechtsbewegung,
so der Autor, will zurückkehren zu einer Bin-
dung der staatlichen Macht an die Wahrheit.
Damit wird die Frage eines möglichen Men-
schenrechtsinterventionismus aufgeworfen.
„Schaut man auf die Diskussion der vergan-
genen Jahre zur humanitären Intervention,
ist man erstaunt über das Maß der verdeck-
ten Präsenz thomanischer Fragestellungen
und Motive“. (S. 157) (Gerhard Arnold)

Das politische Buch
Robert Dallek: „John F. Kennedy. Ein
unvollendetes Leben“. DVA, Stuttgart
2003, 792 S.

JFK – Der Mythos lebt
Der Bostoner Geschichtsprofessor

Robert Dallek hat eine umfassende Biogra-
phie John F. Kennedys geschrieben. Über
„JFK“ gibt es jede Menge Literatur, die
meisten Werke beschäftigen sich aber ledig-
lich mit Teilaspekten der Person oder der
Politik Kennedys. Um das Urteil vorweg zu
nehmen: Dallek ist eine gute Biographie ge-
lungen, auch wenn er gelegentlich dem Cha-
risma von John F. Kennedy erliegt und so
Distanz verliert.

Neu ist die konsequente Aufarbeitung
der Krankengeschichte Kennedys, der seit
Kindesbeinen mit einer wachsenden Zahl
von Krankheiten kämpfte. Er war also ein
kranker Mensch und abhängig von Medika-
menten. Das war damals nicht bekannt,
sonst wäre er wohl nie Präsident geworden.
Auch am Tag seiner Ermordung trug er ein
Stahlkorsett, das ihn daran hinderte, sich zu
ducken, nachdem er einen noch nicht tödli-
chen Schuss in den Nacken erhalten hatte.

Dallek beschreibt auch den schon
krankhaften Frauenhelden John F. Kennedy
und zieht Verbindungslinien zu seiner Kran-
kengeschichte. Er sieht eine fehlende Fähig-
keit zur Intimität und sieht Kennedy getrie-
ben von dem Gefühl, jederzeit sterben zu
können. Dieses Gefühl wird auch durch den
frühen Verlust von dem älteren Bruder und
einer Schwester verständlich.

Beide Aspekte, seine Krankheit und
sein ausschweifendes Sexualleben, bedeute-
ten auch, dass Kennedy stets nur einen Zei-
tungsartikel von einem großen Skandal ent-
fernt lebte. Aber Dallek findet keinen Hin-
weis darauf, dass Kennedys Arbeitsfähigkeit
beeinträchtigt war oder dass er sich erpres-
sen ließ.

Dallek sieht in Kennedy einen bedeu-
tenden Präsidenten, weil er den Menschen
Mut machte, ihnen eine Vision gab. Zum
Zeitpunkt seiner Ermordung waren alle gro-
ßen Vorhaben unvollendet: Innenpolitisch
insbesondere die Bürgerrechtsgesetzgebung,
die aber von seinem Nachfolger Johnson
konsequent umgesetzt wurde. Außenpoli-
tisch hätte Robert Dallek Kennedy noch viel
zugetraut, insbesondere eine Verständigung
mit Castro und keine tiefere Verstrickung in
Vietnam. Ohne Zweifel hatte Kennedy mit
der Berlin- und der Kuba-Krise seine au-
ßenpolitische Feuertaufe bestanden. Und
insbesondere außenpolitisch blieb Kennedy

unvollendet, weil Johnson andere Vorstel-
lungen hatte.

Die Mehrheit der Amerikaner sieht in
John F. Kennedy, dem ersten Katholiken im
Amt des amerikanischen Präsidenten, bis
heute den bedeutendsten Landsmann, zusam-
men mit Abraham Lincoln. Der Mythos
Kennedy lebt. Das unvollendete Leben und
damit die unvollendete Präsidentschaft
Kennedys haben dazu beigetragen. Aus der
Sicht der Amerikaner wurde ihnen ein Stück
bessere Zukunft geraubt. In Europa und gera-
de auch in Deutschland wurde das damals
übrigens ähnlich empfunden.  (Eckhard Stuff)

„Der Fischer Weltalmanach aktuell –
Die EU-Erweiterung“. Hrsg. Von Volker
Ullrich und Felix Rudloff, Fischer Ta-
schenbuch Verlag, Frankfurt/Main 2004,
192 S.

Historische Zäsur in Europa
Der 1. Mai 2004 bedeutet eine histori-

sche Zäsur in der Geschichte Europas Die
Europäische Union erweitert sich um 10
neue Mitgliedstaaten: 8 aus Mittel- und
Osteuropa, dazu Malta und Zypern.

Mit verschiedenen Aspekten dieser
EU-Erweiterung setzt sich auch der erste
Band einer neuen Taschenbuchreihe, „Fi-
scher Weltalmanach aktuell“, auseinander.
Diese neue Reihe ist das Ergebnis einer Zu-
sammenarbeit der Redaktion des Fischer
Weltalmanachs mit der Chefredaktion der
Wochenzeitung „Die Zeit“.

Um 75 Millionen Bürger wächst die EU
damit auf rund 450 Millionen EU-Bürger an.
Eine Gemeinschaft, die die Heimat von
Chopin oder Ligeti nach Europa zurück holt:
„Erst jetzt, erst mit dieser Erweiterung, kann
in Europa wieder zusammenwachsen, was
bis zum II. Weltkrieg ganz selbstverständ-
lich zusammengehörte, kulturell wie poli-
tisch, ökonomisch wie nachbarschaftlich.“
Aber damit sind auch viele Probleme ver-
bunden:
– Das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkom-

men der neuen Mitglieder beträgt nur 45
Prozent dessen, was in den alten EU-Staa-
ten verdient wird. Es gibt also ein schrof-
fes Gefälle.

- Mit der Erweiterung sind Kosten verbun-
den. Finanzielle Lasten für die Altmit-
glieder und Kosten für die Neuen durch
die Anpassung an EU-Standards.

- Für die Neumitglieder aus Mittel- und
Osteuropa bedeutet der Eintritt in die EU
auch einen Verlust an gerade gewonnener
Freiheit und Souveränität.

So zumindest wird es empfunden, und
die Wahrnehmung ist ja die entscheidende
Kraft in der Politik. Der Streit über eine
Teilnahme am Irak-Krieg hat deutlich ge-
macht, auf welchem sensiblen Feld sich die
Politik hier abspielt. Und Belehrungen
durch Oberlehrer Chirac waren Brunnen
vergiftend und haben auch Auswirkungen
auf die Auseinandersetzungen um die euro-
päische Verfassung gehabt.

Mit diesen Fragen beschäftigt sich der
Band in zahlreichen Beiträgen von bekann-
ten Autoren der „Zeit“, von Christian
Schmidt Häuer über Theo Sommer bis Hel-
mut Schmidt. Eine Auseinandersetzung also
mit Chancen und Risiken der erweiterten
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Union, mit den Hoffnungen und Ängsten der
Menschen in den Beitrittsländern, mit der
Außen- und Sicherheitspolitik, die irgend-
wann einmal eine gemeinsame werden soll.
Der Band beschäftigt sich auch mit der euro-
päischen Verfassung, die erst gescheitert ist
und jetzt gerettet werden soll. Außerdem
wird das Pro und Contra einer möglichen
EU-Mitgliedschaft der Türkei erörtert.

Ein zweiter Teil des Bandes gibt Basis-
informationen über die Beitrittsländer, über
Strukturen und Institutionen der EU und
bietet weiterhin einen Statistikteil mit wirt-
schaftlichen Daten von Alt- und Neumitglie-
dern.

Das Buch ist Standardlektüre für alle,
die lehren und alle, die bereit sind zu ler-
nen! (Eckhard Stuff)

Religion und Kirche
Bernhard Hülsebusch: „Ein Geschenk
des Himmels – Außergewöhnliche Mo-
mente und Begegnungen im Leben des
Papstes“. St. Benno Verlag, Leipzig 2003,
112 S.

Das vorliegende Buch zeigt ein
menschliches Bild von Papst Johannes Paul
II. abseits der offiziellen Seite. Dr. Bernhard
Hülsebusch als langjähriger Vatikan-Kor-
respondent des Nachrichtenmagazins „Der
Spiegel“ und vieler deutscher Tageszeitun-
gen hat es verstanden, in lebendig geschil-
derten Episoden die große Güte sowie den
warmherzigen Humor des Heiligen Vaters
auszudrücken. Einige interessante Bilder il-
lustrieren das Buch und der Anhang mit den
wichtigsten Daten aus dem Leben und Wir-
ken des Karol Wojtylas ergänzen es.

Das Buch will nicht – aus Anlass des
25-Jahr-Jubiläums am 16.10.2003 von Jo-
hannes Paul II. – sein Pontifikat zusammen-
fassend würdigen, sondern sein Leben von
der Jugend an bis zur Gegenwart dem Leser
näher bringen.

Im ersten Kapitel wird kurz auf die
weltweite Anerkennung – auch durch Nicht-
christen – dieses Papstes als hohe morali-
sche Autorität eingegangen wegen seines
ständigen Mahnens zum Frieden, für die Be-
achtung der Menschenrechte, aber auch für
die ausgeprägte religiöse Dimension des Le-
bens.

Im nächsten Abschnitt werden Anekdo-
ten aus seinem Leben von der Kindheit bis
zum Konklave berichtet. Eingegangen wird
dabei auf seine Sympathie und seinen Re-
spekt zu seinen jüdischen Kameraden in
dem polnischen Heimatort Wadowice, auf
seine Leidenschaft für das Laienspiel, auf
„seinen“ Apostel der Gottesliebe – einen
Schneider –, wie auf seine kirchliche Lauf-
bahn in Polen sowie in der Weltkirche. Aber
auch der Einsatz von Karol Wojtyla für die
polnisch-deutsche Versöhnung wird ange-
sprochen.

Der zweite Abschnitt, das Pontifikat von
1978-1990, beschäftigt sich mit einem ganz
neuen Papstbild. Der Autor schildert u.a.
wie der Pontifex die Herzen der Italiener
erobert, wie er sich dem vatikanischen Pro-
tokoll widersetzt, seine sportlichen Aktivitä-
ten und seine Dialogbemühungen mit den
anderen christlichen Religionen, den Juden,

dem Islam sowie anderen Weltreligionen.
Der letzte Abschnitt beschreibt Wojtylas

Pontifikat ab 1990 in seiner Eigenschaft als
Weltmissionar und Friedensanwalt sowie
sein Werben um die Jugend, die Ökumene
und die Marienverehrung.

Dieses kleine Buch lässt Papst Johan-
nes Paul II. sehr sympathisch erscheinen
und hilft andererseits sein Handeln und sei-
ne religiösen Vorstellungen besser zu verste-
hen; ein kleines, aber bemerkenswertes
Buch. (bt)

Dr. med. Patrick Theillier: „LOURDES
wenn man von Wundern spricht“. Sankt
Ulrich Verlag, Augsburg 2003, 136 S.

Seit 1858 suchen inzwischen jährlich
Millionen Menschen aus allen Erdteilen mit
ihren Krankheiten, Leiden und Sorgen Zu-
flucht im berühmten französischen Marien-
wallfahrtsort Lourdes, im Bigorre im Süd-
westen Frankreichs am Fuße der Pyrenäen
gelegen. Immer wieder wird über wundersa-
me Heilungen berichtet. Doch können wir
wirklich an Wunder glauben?

Der 1944 geborene Autor, Dr. med.
Patrick Theillier, ist seit 1998 der Leiter des
Medizinischen Büros des berühmten Marien-
heiligtums Lourdes. Damit ist er der von der
katholischen   Kirche ernannte verantwortli-
che Arzt, um medizinisch unerklärbare Hei-
lungswunder in dem Wallfahrtsort zu unter-
suchen. Das letzte Heilungswunder – das
66. in 145 Jahren – wurde 1999 offiziel
anerkannt. Theillier ist auch der Präsident
der Internationalen Medizinischen Vereini-
gung von Lourdes mit über 10.000 Mitglie-
dern in 75 Ländern.

Der Autor will in seinem Buch zeigen,
dass Wunder – gestern und heute – den
Menschen in allen Dimensionen erfassen:
körperlich, geistig und seelisch. Dabei be-
antwortet er Fragen, die ihm oft zu Wundern
gestellt werden und lässt in Textzeugnissen
auch Betroffene von Heilungen und Gebets-
erhörungen zu Wort kommen – das Ganze in
Dialogform. Eingeleitet wird der Text mit ei-
nem erklärenden Wort von Xavier Léon-Du-
four: „Ein Wunder ist ein Zeichen, das uns
Gott durch ein Ereignis gibt, das anders er-
scheint als der normale Verlauf des Tägli-
chen Lebens.“

Im ersten Kapitel wird kurz der Lebens-
weg der am 07.01.1844 in Lourdes gebore-
nen Bernadette Soubirous, die 18 Erschei-
nungen der Jungfrau Maria – Unserer lieben
Frau –, das Anwachsen der Pilgerscharen,
das Auftreten von Heilungen sowie die Aner-
kennung von Wundern geschildert. Die fol-
genden Kapitel geben Auskünfte zu den Fra-
gen: „Sagten Sie ‘Wunder’“, „Gibt es noch
Wunder“, „Was steckt hinter Wundern“,
„Kann man Wissenschaft und Glaube ver-
söhnen“ und „Welcher Gott?“ Dem schlie-
ßen sich die Abschnitte „Wunder: Namens-
züge Gottes“, „Ein Gott der Nähe und der
Liebe“, „Die biblischen Wunder“ und „Die
Wunder Jesu“ an. Die letzten drei Themen
befassen sich mit der Heilung heute, der
Heilung des ganzen Seins und mit der Frage
willst du geheilt werden?

Den Schluss des kleinen Buches bilden
Hinweise zu weiteren Informationen über

Lourdes, beinhalten eine Danksagung des
Autors und machen auf die Helferdienste in
der Hospalité Notre Dame de Lourdes (NDL)
aufmerksam.

Abschließend muss man feststellen,
dass es Dr. med. Xavier Theiller gut verstan-
den hat, in allgemein verständlicher Sprache
– gerade für Jugendliche entsprechend sei-
ner Absicht, aber auch für Erwachsene – das
Marienheiligtum und den Komplex der
Lourdes-Wunder dem Leser gut nahezubrin-
gen.  (bt)

Scott Hahn: „Die Königin des Himmels.
Maria suchen und finden.“ St. Ulrich
Verlag, Augsburg 2004, 160 S.

Man könnte meinen, in rund zweitau-
send Jahren und unzähligen Versuchen hoch-
rangiger Theologen, Philosophen und Schrift-
steller müsse das Thema „Maria“ für abge-
schlossen gelten, mehr und vor allem Neues
könne dazu nicht gedacht und geschrieben
werden. Weit gefehlt. Das, was andere vor
uns über die Mutter Jesu gedacht haben,
muss gerade für unsere skeptische, subjekti-
vistische und utilitaristische Generation neu
gedacht und in die Sprache unserer Zeit
übersetzt werden. Diesen Versuch unter-
nimmt – m.E. erfolgreich – Scott Hahn (Jg.
1957), ein früherer presbyterianischer Pas-
tor, der 1986 zur katholischen Kirche kon-
vertierte. Heute ist der Autor Professor für
Theologie und Bibelwissenschaft an der
Franziskanischen Universität in Steuben-
ville/Ohio.

Als ehemaligem „antimarianisch einge-
stelltem“ Protestanten ist Hahn die Schwie-
rigkeit vieler katholischer Christen vertraut,
Zugang zur Jungfrau Maria und Mutter Got-
tes zu finden. In einer klaren, gut verständli-
chen und fesselnden Sprache geht der Autor
der Bedeutung Marias als der neuen Eva in
der Heilsgeschichte nach. Er spannt einen
faszinierenden Bogen vom Schöpfungsbe-
richt des Alten Testaments bis zu den Visio-
nen der Apokalypse. Und er endet bei Maria,
der „Königin des Himmels“, die alle Men-
schen umarmende Mutter. (PS)
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Termine • Termine • Termine

VERWENDETE ABKÜRZUNGEN: AGKOD – Arbeitsgemeinschaft Katholischer Organisationen Deutschlands, AK KLMD – Arbeitskon-
ferenz beim Katholischen Leitenden Militärdekan in ..., AMI – Apostolat Militaire International, BK – Konferenz der GKS im
Bereich ..., BuKonf – Bundeskonferenz, BV GKS – Bundesvorstand der GKS, EA – Exekutivausschuss, GKMD – Gemeinschaft
der katholischen Männer Deutschlands, IS – Internationaler Sachausschuss, MGV – Militärgeneralvikar, SA InFü – Sachaus-
schuss „Innere Führung“, SA S+F – Sachausschuss „Sicherheit und Frieden“, SA KI – Sachausschuss „Konzeption und Infor-
mation“, WB – Wehrbereich, WdB – Woche der Begegnung, ZV – Zentrale Versammlung, VV ZdK – Vollversammlung des Zen-
tralkomitees der deutschen Katholiken

Sachausschüsse 2004
Innere Führung (IF)

21.06., 27.09., 22.11. in Bonn
Sicherheit und Frieden (SF)

24.09. in Bonn
29.–31.10. in Berlin (mit Ehefrauen)

Internationaler Sachausschuss (IS)
05.–07.11. in Berlin

Vorschau 2005
20.01. Int. Soldatengottesdienst, Köln
28.01. Jahresempfang MGV für Vorst. ZV und

EA GKS, Berlin
29.01. Sitzungen Vorst. ZV und EA GKS, Berlin
18.02. Gespräch Vorstände GKS u. pax christi,

Bonn
20.04. – 24.04. Seminar 3. Lebensphase, Nürnberg
29.04. – 30.04. Vollversammlung ZdK (Neuwahlen)
25.05. – 31.05. 47. Internat. Lourdes-Wallfahrt
25.05. – 29.05. 30. Evangelischer Kirchentag, Hannover
08.06. – 12.06. Seminar 3. Lebensphase, Cloppenburg
11.08. Vorstand ZV, Berlin
16.08. – 21.08. Weltjugendtreffen, Köln
10.09. – 12.09. Vorkonferenz 45. WdB, Hamminkeln
12.09. – 17.09. 45. WdB, Akademie Klausenhof,

Hamminkeln
19.10. – 23.10. Seminar 3. Lebensphase, Nürnberg
07.11. – 11.11. Akademie Oberst Helmut Korn, Fulda
12.11. Vorstand ZV, Berlin
18.11. – 19.11 Vollversammlung ZdK

Vorschau 2006
23.–24.05. Vollversammlung ZdK, Saarbrücken
24.–28.05. 96. Deutscher Katholikentag, Saarbrücken
24.–25.11. Vollversammlung ZdK

Mai
02. – 05.05. GKMD Haupttagung 2004, Fulda
03. – 05.05. Soldatenwallfahrt nach Altötting

am 05.05. mit dem Kath. Militärbischof
06.05. Weltfriedenstag in Augsburg mit

Bischof Viktor Josef Dammertz
12. – 18.05. 46. Internat.  Soldatenwallfahrt Lourdes
21. – 23.05. Mitteleurop. Katholikentag, Mariazell
28. – 31.05. BK GKS Rh-Pf/Hessen/ Saarland,

Hübingen/Westerwald
Juni
02. – 06.06. Seminar 3. Lebensphase, Cloppenburg
04. – 05.06. AGKOD Deleg.-Vers, Bad Honnef
05.06. Vorstand ZV, Lingen
15.06. – 16.06. Vollversammlung ZdK, Ulm
16.06. - 20.06. 95. Deutscher Katholikentag, Ulm
27.06. – 08.07. Jakobus-Wallfahrt, Spanien
Juli
09. – 11.07. BK GKS NRW, Mülheim/Ruhr
27. – 30.07. Truppenbesuch Kath. Militärbischof

bei der Marine
August
14.08. – 22.08. Jugendlager in Österreich
September
10.09. – 12.09. Vorkonferenz zur WdB 2004, Lingen
12.09. – 17.09. 44. WdB, Lingen-Holthausen
28.09. Friedensgottesdienst  in Sondershausen

mit Bischof Dr. Joachim Wanke
Oktober
18.10. – 21.10. 49. Gesamtkonferenz, Untermarchtal
15.10. – 17.10. AK NRW, Günne
18.10 – 23.10. Familienwochenende der GKS NRW,

Bischofsreut
20. – 24.10. Seminar 3. Lebensphase, Nürnberg
28.10. – 29.10. AK/BK Bereich Ost, Dresden
November
23.10. – 01.11. Soldatenwallfahrt Koblenz I nach Rom
07.11. – 09.11. AK/BK GKS NS-HB, Worphausen oder

Stapelfeld
13.11. Vorstand ZV, Berlin
19.11 – 20.11. Vollversammlung ZdK
19.11 – 20.11. Einkehrtage (Tag der Besinnung)

für Generale u. Admirale
26.11 – 28.11. Seminar für neue Funktionsträger

der GKS, Bergisch-Gladbach

Dezember
03.12. – 05.12. Bereich Rh-Pf/Hessen/ Saarland,

Familienwochenende Kloster Engelport
11.12. Teilnahme Kath. Militärbischof an

Stallweihnacht in Bad Reichenhall

Aus den Leitsätzen der GKS
(1) Im Glauben verwurzelt.     Wir bemühen uns um ein Leben

aus dem Glauben an Jesus Christus, bekennen uns zu seiner Kirche und
tragen dazu bei, Kirche unter den Soldaten zu verwirklichen.

(2) Für Recht und Freiheit. Wir sehen in der Verwirklichung
der Menschenrechte, wie sie unser Grundgesetz zusichert, und im Völ-
kerrecht, wie es die Charta der Vereinten Nationen vorgibt, optimale Be-
dingungen, unter denen sich Menschen in Würde entfalten und Völker
in Freiheit entwickeln können.

(3) Sittlich gebunden. Wir orientieren uns an christlichen Idealen
und binden uns an sittliche Normen, welche die katholische Soziallehre
entwickelt hat und welche die christliche Friedensethik durchdringen.
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Achmann, Dr. Klaus
Bundesgeschäftsführer der GKS, Ver-
treter der GKS in der deutschen Kom-
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Oberst a.D., bis 1999 Mitglied im Vor-
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Stabes für die Länder Syrien, den Liba-
non und Jordanien.

Buchbender, Dr Ortwin
Militärhistoriker; zahlreiche Veröffent-
lichungen; u.a. als Herausgeber:
„Günter Kießling, Staatsbürger und
General“, Frankfurt 2000.
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Magister, freier Journalist, Schwerpunkt
mittel- und osteurop. Gesellschaften.

Jermer, Helmut
Oberstleutnant a.D., Pressesprecher der
GKS.

Heinz, Manfred
Dipl.-Theol., wissenschaftl. Referent im
Referat „Seelsorge“ des KMBA

Kestel, Msgr. Georg
Militärdekan, Leiter Referat IV „Seel-
sorge“ im KMBA, Bischöflicher Beauf-
tragter für die Zentrale Versammlung
und Geistlicher Beirat der GKS auf
Bundesebene.

Kilian, Dieter
Oberst a.D.:
1975 Lehrgang am Command &
Staff College in Quetta/Pakistan
1980-1984 Militärattaché an der
Deutschen Botschaft in Islamabad/
Pakistan
1991-1994 Militärattaché an der
Deutschen Botschaft in Riyad/Saudi-
Arabien

Liebetanz, Klaus
Major a.D.,  Dörverden/Aller; Berater
für humanitäre Hilfe im Ausland.

Roth, Dr. Paul
em. Prof. für Politikwissenschaft an der
Universität der Bundeswehr München.

Stuff, Eckhard
Journalist; am Sender Freies Berlin zu-
ständig für die Aus- und Weiterbildung
des Nachwuchses und der Mitarbeiter.
Veröffentlichungen im AUFTRAG.

Thierse,Wolfgang
Präsident des Deutschen Bundestages,
Mitglied des ZdK (Zentralkomitee der
deutschen Katholiken). Beitrag der Zei-
tung der Kath. Akademie in Berlin
„Programm“, Nr. 4-2003, S. 1.

Warner, Alfred
Oberstleutnant, Vorsitzender des GKS-
Sachausschusses „Konzeption und In-
formation“.

Autoren
(soweit keine Angaben beim Beitrag) ZU GUTER LETZT

Die DDR als Idylle missverstehen
Über privates und öffentliches Erinnern

WOLFGANG THIERSE

Es war schon ein bisschen viel,
was da an Ostalgie-Welle über
uns hereinbrach. Gesehen

habe ich nicht alle diese Fernsehsen-
dungen, die mit DDR-Dekoration
und so genannten Alltagserinnerun-
gen Quote machen sollten. Das eine
oder andere Mal habe ich nach kur-
zer Zeit abgeschaltet: Der Kitsch
schien unerträglich und hatte außer-
dem wenig mit meinen persönlichen
Erinnerungen gemein. Es stimmt
zwar: Man konnte die DDR auch als
Idylle missverstehen. Es gab schließ-
lich fast alles in diesem kleinen
überschaubaren Land, was unser le-
ben lebenswert machte: Glück und
Unglück, Leben mit Kindern, Freund-
schaften, Erfolge und Misserfolge
beim Lernen, in den alltäglichen Ver-
suchen, der Bürokratie und der
Mangelwirtschaft Schnippchen zu
schlagen. Es gab auch Musik, die ge-
fiel, und Künstler, die anregend oder
unterhaltend waren. Aber es war eine
grimmige Idylle: Eingesperrt und be-
spitzelt zu sein, das haben wir  doch
meistens mitgedacht; die Schwierig-
keit, selbstverständliche Bedarfs-
gegenstände des täglichen Lebens
nicht erhalten zu können; unmensch-
liche, unverhältnismäßige Strafen
wegen Kleinigkeiten, Willkür der
„Staatsorgane“. Manche der aktuel-
len Sendungen haben das durchaus
gezeigt. Andere – so im ZDF – haben
noch nicht einmal die Erfolge und
Erfahrungen ihrer Gäste ernst ge-
nommen.

Schon früh hatte ich uns ge-
wünscht, wir würden so viel Abstand
zur Diktatur gewinnen, dass wir man-
che dieser Erfahrungen auch einmal
„weglachen“ könnten. Im vierzehn-
ten Jahr nachdem Wendeherbst ist es
jetzt vielleicht so weit.

Es ist nichts dagegen zu sagen, in
Erinnerungen zu schwelgen und sich
daran zu freuen, auch nichts dage-
gen, das mit Hilfe einer Fernsehshow
zu tun. Aber ein befreiendes Lachen,
wie in dem Film „Good bye Lenin“
oder beim Lesen mancher Texte jün-

gerer Autoren, die die DDR bewusst
erlebt hatten, hat sich bei mir vor
dem Fernseher nicht eingestellt. Zu
meiner Erinnerung gehört bei-
spielsweise das genaue, oft misstrau-
ische Hinsehen, wer der Gesprächs-
partner ist, den man neu kennen
lernt, ob man ihm trauen kann oder
ob man seine Zunge hüten muss, weil
er womöglich Berichte schreibt. An
dieser Stelle hatten viele Shows Lü-
cken. Vielleicht kommt daher die är-
gerliche Gleichsetzung privater Erin-
nerungen mit Ostalgie.

Dabei will doch niemand die
DDR zurück, bloß weil er sich trotz
SED über sein Abitur, über die Ge-
burt der Kinder und vieles andere ge-
freut hatte. Vielleicht ärgert man sich
deshalb über oberflächliche Lächer-
lichkeit und kommt deshalb zu dem
Schluss: Mit einer Fernsehshow kann
man den Erinnerungen der „Ossis“
nicht wirklich gerecht werden.

Also bleibt die Aufgabe, übrigens
nicht zuletzt für Christenmenschen
und Kirchengemeinden: miteinander
über unsere Erinnerungen reden, un-
sere Biografien in Ost und West ver-
gleichen – jenseits von Verteufe-
lungszwang und Beschönigungslust,
sondern unter dem herausfordernden
biblischen Motto: „Die Wahrheit
wird euch freimachen“! ❏

Auch wenn der Exerzierschritt der ehemaligen NVA –
hier bei einem vor 1990 üblichen Wachwechsel an
der Neuen Wache in Berlin – zu den DDR-Nostalgien
zählt, kaum ein Bundeswehrsoldat wünscht seine
„Wiederbelebung“.

GESELLSCHAFT NAH UND FERN
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Der Königsteiner Engel
Der »siebte Engel mit der siebten Posaune«
(Offb 11,15–19) ist der Bote der Hoffnung,
der die uneingeschränkte Herrschaft Gottes
ankündigt. Dieser apokalyptische Engel am
Haus der Begegnung in Königstein/Ts., dem
Gründungsort des Königsteiner Offizier-
kreises (KOK), ist heute noch das Tradi-
tionszeichen der GKS, das die katholische
Laienarbeit in der Militärseelsorge seit
mehr als 40 Jahren begleitet.

Das Kreuz der GKS
Das »Kreuz der GKS« ist das Symbol
der Gemeinschaft Katholischer Soldaten.
Vier Kreise als Symbol für die GKS-Kreise
an der Basis formen in einem größeren
Kreis, der wiederum die Gemeinschaft
versinnbildlicht, ein Kreuz, unter dem
sich katholische Soldaten versammeln.
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